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Problemstellung und Gang der Untersuchung

Fragen zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems seitens der Geschäftsleitung von

börsennotierten Unternehmen und zur Prüfung dieses Systems durch den Abschlussprüfer und

durch den Aufsichtsrat sind von großer praktischer Relevanz für die Unternehmensverfassung

(Corporate Governance). Im Zuge des KonTraG wurde in § 91 Abs. 2 AktG die Verpflichtung

des Vorstands einer Aktiengesellschaft geregelt, geeignete Maßnahmen zu treffen, damit be-

standsgefährdende Entwicklungen früh erkannt werden. Mit dieser Vorschrift hatte der Ge-

setzgeber auf spektakuläre Unternehmenskrisen reagiert. Nach der Gesetzesbegründung zu

§ 91 Abs. 2 AktG hat der Vorstand für ein angemessenes Risikomanagement und für eine

angemessene interne Revision zu sorgen.1 Der Abschlussprüfer hatte die aus § 91

Abs. 2 AktG ableitbare Verpflichtung des Vorstands zunächst nur bei amtlich notierten Aktien

zu prüfen; nach der Neufassung des § 317 Abs. 4 HGB durch das TransPuG ist die Vorschrift

auf sämtliche börsennotierte Aktiengesellschaften anzuwenden.

Schwerpunkt dieser Arbeit ist die Abgrenzung der Vorstandsverpflichtung nach § 91

Abs. 2 AktG von der allgemeinen Geschäftsführungsaufgabe des Vorstands und damit die

Abgrenzung des Prüfungsgegenstandes nach § 317 Abs. 4 HGB. Hierbei wird vor allem der

Frage nachgegangen, ob § 91 Abs. 2 AktG den Vorstand dazu verpflichtet, neben geeigneten

Maßnahmen zur Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen auch geeignete Maß-

nahmen zur Risikobewältigung durchzuführen, und ob dementsprechend die Eignung der Ri-

sikohandhabung Gegenstand der Abschlussprüfung börsennotierter Aktiengesellschaften ist.

Obgleich § 317 Abs. 4 HGB bei nicht börsennotierten Aktiengesellschaften keine Anwendung

findet, kommt beispielsweise wegen der Prüfung der zukunftsorientierten Angaben des Lage-

berichts (insbesondere der Risikoberichterstattung nach § 289 Abs. 1 S. 4 HGB und wegen der

Prüfung der Vollständigkeit der im Jahresabschluss gebildeten Rückstellungen eine Ausein-

andersetzung des Abschlussprüfers mit dem Risikomanagementsystem auch bei nicht börsen-

notierten Aktiengesellschaften in Betracht. Demzufolge ist zu untersuchen, ob und inwieweit

insbesondere die Prüfung der im Lagebericht und Jahresabschluss abzubildenden Risiken eine

Prüfung des Risikomanagementsystems durch den Abschlussprüfer voraussetzt.

                                                          
1 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 15 u. 27.
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Die vorliegende Arbeit gliedert sich in vier Teile. Im Grundlagenteil A werden die in der Lite-

ratur verwendeten Risikobegriffe sowie die einzelnen Verfahrensschritte des Risikomanage-

mentprozesses samt hierfür möglicher Maßnahmen erläutert. Des Weiteren wird dargestellt,

dass unter Zugrundelegung der Informationen des Risikomanagementsystems Risiken im Jah-

resabschluss sowie im Lagebericht abzubilden sind.

Teil B als Schwerpunkt der Arbeit konkretisiert die Prüfung des Risikomanagementsystems

bei börsennotierten Aktiengesellschaften. Bezugspunkt für die Prüfung nach § 317

Abs. 4 HGB ist die Vorstandsverpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG, so dass zu untersuchen

ist, ob die Einrichtung eines umfassenden Risikomanagementsystems vom sachlichen An-

wendungsbereich des § 91 Abs. 2 AktG umfasst wird oder ob die Pflicht, geeignete risikobe-

wältigende Maßnahmen durchzuführen, nur aus anderen aktienrechtlichen Regelungen ableit-

bar ist. Des Weiteren werden die nach § 317 Abs. 4 HGB erforderlichen Prüfungshandlungen

charakterisiert und Bezugspunkte zwischen der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB und der Ge-

schäftsführungsprüfung nach § 53 HGrG einerseits und der Prüfung des Jahresabschlusses

und des Lageberichts andererseits hergestellt. Die Berichterstattung des Abschlussprüfers über

das Risikomanagementsystem schließt das Kapitel ab.

In Teil C wird der Frage nachgegangen, ob und inwieweit das Risikomanagementsystem Ge-

genstand der Abschlussprüfung nicht börsennotierter Gesellschaften ist. Hierbei ist vorab die

Frage zu klären, ob nicht nur bei Aktiengesellschaften, sondern auch bei einer GmbH oder

einer GmbH & Co. KG ein Risikomanagementsystem eingerichtet werden muss, obwohl für

diese Gesellschaftsformen eine zu § 91 Abs. 2 AktG vergleichbare Regelung nicht existiert.

Wurde der Prüfungsgegenstand vertraglich nicht erweitert, stellt sich die Frage, ob das Risi-

komanagementsystem beispielsweise wegen der Prüfung der Risikoberichterstattung im Lage-

bericht in die Abschlussprüfung einzubeziehen ist. Bei nicht börsennotierten Gesellschaften

kommt eine Prüfung in entsprechender Anwendung des § 317 Abs. 4 HGB aufgrund vertrag-

licher Erweiterung der Abschlussprüfung in Betracht.

Teil D der Arbeit geht auf Entwicklungstendenzen bei der Prüfung von Risikomanagementsy-

stemen ein. Insbesondere werden die vorgesehenen Neuregelungen auf EU-Ebene, die Weiter-

entwicklung der ISA sowie die Vorgaben der SEC zur Prüfung des Überwachungssystems

dargestellt.
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A Grundlagen eines Risikomanagementsystems und der Risikoberichterstattung im

Jahresabschluss und Lagebericht

1. Risikobegriff

Der Risikobegriff ist durch eine Vielfalt an Definitionen in der Literatur gekennzeichnet. Ri-

siko wird u. a. als Informationszustand2, als Gefahr des Fehlverhaltens3, als negative Abwei-

chung von Unternehmenszielen4, als Verlustgefahr5 oder als Streuung einer Ergebnisvertei-

lung6 gekennzeichnet (Abb. A-1):

Interpretat ionen des
Risikobegr i f fs

Risiko als
Informat ions-

zustand

Risiko als
Gefahr  des

Fehlverhal tens

Risiko als
Ver lustgefahr

Risiko als
Streuung e iner

Ergebnisver te i lung

Risiko als
negat ive Abweichung

von
Unternehmensz ie len

Abb. A-1: Interpretationen des Risikobegriffs

Der mathematische Zweig der betrieblichen Risikotheorie versteht Risiko als einen Informati-

onszustand bzw. eine Informationsstruktur. Objektive oder zumindest subjektive, d. h. auf

Vermutungen beruhende Wahrscheinlichkeiten für Ereignisse, kennzeichnen eine Entschei-

dungssituation mit Risiko.7 Liegen keine Wahrscheinlichkeitsinformationen vor, ist eine Ent-

scheidungssituation unter Ungewissheit gegeben.8

                                                          
2 Vgl. Kupsch, WiSt 1975, 153; Weber/Liekweg, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lan-

ge/Wall, § 7 Rn. 6.
3 Vgl. Scharpf, DB 1997, 737 (739); Philipp, Risiko und Risikopolitik, S. 37 f. m. w. N.; Wittmann, Unterneh-

mung und unvollkommene Information, S. 189: Risiko als Gefahr einer falschen Entscheidung.
4 Vgl. z. B. Zellmer, Risiko-Management, S. 12; Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen

Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 36; IIR-Arbeitskreis „Interne Revision in der Versiche-
rungswirtschaft“, ZIR 1999, 185 (188).

5 Vgl. insbesondere Kupsch, WiSt 1975, S. 153 f. u. in: Das Risiko im Entscheidungsprozeß, S. 29.
6 Vgl. z. B. Lück, DB 1998, 1925; Kromschröder/Lück für den Arbeitskreis "Externe und Interne Überwa-

chung der Unternehmung" der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 1998, 1573.
7 Vgl. Bamberg/Coenenberg, Betriebswirtschaftliche Entscheidungslehre, 11. Aufl., S. 19 u. 76 ff.; Saliger,

Betriebswirtschaftliche Entscheidungstheorie, 4. Aufl., S. 17 u. 43. Nach Auffassung von Kupsch, WiSt 1975,
153 u. Weber/Liekweg, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 7 Rn. 6 liegt eine
Risikosituation nur vor, wenn objektive Wahrscheinlichkeiten vorliegen.

8 Vgl. Saliger, Betriebswirtschaftliche Entscheidungstheorie, 4. Aufl., S. 16 f.; Bamberg/Coenenberg, Be-
triebswirtschaftliche Entscheidungslehre, 11. Aufl., S. 19.
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In der betriebswirtschaftlichen Literatur wird Risiko häufig allgemein als Gefahr einer Fehl-

entscheidung verstanden. In Abhängigkeit von zukünftigen Umweltkonstellationen können

unterschiedliche Entscheidungsalternativen vorteilhaft sein. Die Gefahr einer Fehlentschei-

dung besteht darin, dass bei Eintritt einer bestimmten Umweltkonstellation rückblickend nicht

die vorteilhafteste Alternative gewählt wurde.9 Die rückblickend vorteilhafteste Alternative

kann zum Beispiel wegen begrenzter Informationsaufnahme- und Informationsver-

arbeitungskapazitäten von Entscheidungsträgern abgelehnt worden sein.10

In der Literatur werden Risiken auch als negative Abweichungen von Unternehmenszielen

aufgefasst. Unternehmensziele werden in Sach- und Formalziele unterteilt.11 Sachziele bezie-

hen sich auf reale Sachverhalte, wie z. B. die Herstellung einer bestimmten Stückzahl von

Produkten oder die Einführung neuer Fertigungstechniken. Formalziele als monetäre Zielgrö-

ßen können entweder absolut (Jahresüberschuss, Cash Flow, Unternehmenswert, etc.) oder

relativ (Eigenkapitalrentabilität, Umschlaghäufigkeit, etc.) definiert werden.12 Die Nichterrei-

chung eines Ziels stellt eine negative Planabweichung dar und wirkt sich negativ auf das Un-

ternehmen aus (z. B. Preisminderung wegen nicht rechtzeitiger Lieferung oder erhöhter

Fremdfinanzierungsbedarf bei geringerem tatsächlichem Cash Flow).

Risiko als Verlustgefahr beinhaltet eine Quantitäts- und eine Intensitätsdimension. Während

sich die Quantitätsdimension auf die Höhe des Verlustes bezieht, spiegelt die Intensitätsdi-

mension die Wahrscheinlichkeit des Verlusteintritts wider. Die Ermittlung einer bezifferbaren

Höhe für das Risiko ist an die Voraussetzung gebunden, dass sowohl die Höhe als auch die

Wahrscheinlichkeit des Verlusts quantifiziert werden können. Wird Risiko als die Gefahr de-

finiert, dass sich die Situation des Unternehmens durch Entscheidungen ihrer Akteure im Ver-

gleich zum Status Quo des Entscheidungszeitpunkts verschlechtert, wird die Verlustschwelle

durch die bisher realisierten Zielerreichungsgrade bestimmt; stellt jede negative Abweichung

von einer erreichbaren Optimallösung ein Risiko dar, entspricht die optimale Zielrealisation

der Verlustschwelle, so dass auch entgangene Zielbeiträge in die Risikokonzeption einge-

schlossen sind.13

                                                          
9 Vgl. auch Kupsch, WiSt 1975, 153 (154).
10 Vgl. z. B. auch Bitz, BFuP 2000, 231 (235).
11 Vgl. Horvith, Controlling, 9. Aufl., S. 145.
12 Vgl. Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem Kon-

TraG, S. 52.
13 Vgl. Kupsch, Das Risiko im Entscheidungsprozeß, S. 29 f. u. in: Handbuch Unternehmungsführung, hrsg. v.

Corsten/Reiß, 529 (530).
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Bei der Definition des Risikos als Streuung einer Ergebnisverteilung werden simultan die

Möglichkeit positiver (Chancen) und negativer (Risiken) Abweichungen vom erwarteten oder

geplanten Ergebnis berücksichtigt.14 Betriebliche Ereignisse werden als Zufallsgrößen aufge-

fasst, die unterschiedliche Ausprägungen mit unterschiedlichen Wahrscheinlichkeiten anneh-

men. Das Risiko kommt dabei in der Ergebnisstreuung bzw. durch die Variabilität der mögli-

chen (positiven wie negativen) Ergebnisausprägungen zum Ausdruck.

Im Folgenden wird Risiko als Verlustgefahr verstanden, da diese Risikodefinition mit ihren

Komponenten Eintrittswahrscheinlichkeit und Verlusthöhe operationalisierbar ist und gängi-

gen Risikomaßgrößen (Verlusterwartungswert, Value at Risk)15 zugrunde liegt. Das Risiko

wird vor allem darin gesehen, dass die Situation des Unternehmens sich im Vergleich zum

Status Quo verschlechtert. Dabei wird für den weiteren Verlauf der Arbeit eine Risikosituati-

on angenommen, wenn zumindest subjektive Wahrscheinlichkeiten für den Eintritt zukünfti-

ger Ereignisse vorhanden sind bzw. ermittelt werden können.16

2. Risikomanagementsystem

Nach der Festlegung, was unter Risiko zu verstehen ist, sind bei der Abgrenzung der Vor-

standsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG und des Prüfungsobjekts gemäß § 317

Abs. 4 HGB die einzelnen Prozessphasen des Risikomanagementsystems zu definieren. Die

Begriffsbestimmungen orientieren sich regelmäßig an dem IDW PS 340 „Die Prüfung des

Risikofrüherkennungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB“ 17. Aufbauend auf der Erläuterung der

einzelnen Prozessphasen des Risikomanagements und den jeweils hierunter fallenden Maß-

nahmen wird sodann auf die organisatorische Verankerung des Risikomanagements eingegan-

gen.

                                                          
14 Vgl. auch Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (231).
15 Vgl. auch Kapitel A 2.1.2.
16 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, P 55.
17 Vgl. IDW, PS 340.7 ff., WPg 1999, 658 ff.
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2.1. Grundlagen des Risikomanagementprozesses

Die Aufgaben des Risikomanagements manifestieren sich in den einzelnen Phasen des Risi-

komanagementprozesses.18 In der Literatur werden die Prozessphasen unterschiedlich einge-

teilt. Trotz der Verwendung gleicher Bezeichnungen unterscheiden sich die Begriffsinhalte

zum Teil erheblich.19 Die nachstehende Einteilung der Prozessphasen erfolgt in Anlehnung an

den IDW PS 340 ”Die Prüfung des Risikofrüherkennungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB”

(Abb. A-2).

Risikoanalyse

Ris ikoerkennung

Ris ikohandhabung

Risiko-
kom-
muni-
kat ion

Abb. A-2: Risikomanagementprozess nach dem IDW PS 340

Die Risikoerkennung bildet den Ausgangspunkt des Risikomanagementprozesses, bei der die

bewusste Wahrnehmung der Risiken im Vordergrund steht. Im Rahmen der Risikoanalyse

werden insbesondere Eintrittswahrscheinlichkeiten und quantitative Auswirkungen der Risi-

ken ermittelt. Risikohandhabung beinhaltet die Durchführung von Maßnahmen zur Risikobe-

wältigung oder die Risikoakzeptanz.

                                                          
18 Vgl. Kratzheller, Risiko und Risk Management aus organisationswissenschaftlicher Perspektive, S. 91.
19 Bei manchen Darstellungen des Risikomanagementprozesses umfasst die Risikoanalyse sowohl die Risikoer-

kennung als auch die Risikomessung, während andere Autoren die Risikoerkennung als separate Prozessphase
ansehen. Der Begriff “Risikokommunikation” wird ebenfalls unterschiedlich verwendet. Zum einen wird die
Berichterstattung über Risiken an Externe, zum anderen – wie hier - die Berichterstattung über Risiken inner-
halb des Unternehmens unter Risikokommunikation subsumiert. Zum Begriff der Risikokommunikation im
Zusammenhang mit der Berichterstattung an Unternehmensexterne, um deren Wahrnehmung bezüglich der
Unternehmensrisiken zu verändern, vgl. Kratzheller, Risiko und Risk Management aus organisationswissen-
schaftlicher Perspektive, S. 98 ff.; Ködel, Risikoorientierte Abschlußprüfung, S. 96 ff.
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Maßnahmen zur Erkennung, Analyse sowie Handhabung der Risiken können grundsätzlich

von einer Person durchgeführt werden (individualspezifische Prozessphasen). Risikokommu-

nikation als organisationsbezogene Prozessphase trägt der Komplexität von unternehmensin-

ternen und -externen Entwicklungen Rechnung. Da im Unternehmen Personen unterschiedli-

cher Hierarchiestufen mit unterschiedlichen Funktionen am Risikomanagementprozess betei-

ligt sind, muss durch eine geeignete Risikokommunikation sichergestellt werden, dass risiko-

relevante Informationen an die zuständigen Entscheidungsträger mit den notwendigen Kom-

petenzen im Unternehmen weitergeleitet werden.

2.1.1.Risikoerkennung

Risikoerkennung beschreibt das bewusste Wahrnehmen von Risiken. Synonym wird häufig

auch der Begriff Risikoidentifikation verwendet.20 Die hierfür eingesetzten Verfahren lassen

sich danach unterscheiden, ob typischerweise strategische oder operative Risiken identifiziert

werden21 (Abb. A-3).

Verfahren zur  Ris ikoerkennung

Verfahren zur  Erkennung
operat iver Ris iken

Verfahren zur  Erkennung
strategischer Ris iken

Check-
l isten

Mitarbeiter-
bef ragung

Organisat ions-
analyse

Dokumenten-
analyse

Besicht igungs-
analyse

Stärken-
Schwächen-

Analyse

Portfol io-
analyse

Balanced
Scorecard

Abb. A-3: Verfahren zur Risikoerkennung

                                                          
20 Vgl. beispielsweise Kromschröder/Lück für den Arbeitskreis "Externe und Interne Überwachung der Unter-

nehmung" der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 1998, 1573 (1574); Pollanz, DB
1999, 1277 ff.

21 Vgl. Zellmer, Risiko-Management, S. 27 ff.; Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Ent-
wicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 154 ff. Vgl. zur Risikoerkennung auch Brebeck/Herrmann,
WPg 1997, 381 (385); Neumann, Betrieb und Wirtschaft 1998, 721 (729); Martin/Bär, Grundsätze des Risi-
komanagements nach KonTraG, S. 92 ff.
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Zur Erkennung strategischer Risiken können die Stärken-Schwächen-Analyse, die Portfolio-

analyse oder die Balanced Scorecard angewendet werden.22 Die Stärken-Schwächen-Analyse

dient der Bewertung der Ressourcen des Unternehmens im Vergleich zu Wettbewerbern. Un-

ter der Bedingung, dass hinreichend verlässliche Informationen über das Vergleichsunterneh-

men vorliegen, können durch die Gegenüberstellung von "Stärken" und "Schwächen" sowie

von "Möglichkeiten" und "Bedrohungen" sowohl bestehende Chancen als auch Risiken für

das Unternehmen erkannt werden.

Bei der Portfolioanalyse werden beispielsweise die strategischen Geschäftsfelder anhand des

relativen Marktanteils und des Marktwachstums des Unternehmens in einer Matrix positio-

niert.23 Dadurch können risikobehaftete Unternehmensaktivitäten (Investitionen in strategi-

sche Geschäftsfelder mit geringem Marktanteil und mit geringem Marktwachstum) und Risi-

ken im Portfoliokontext, z. B. wegen technischer Veralterung des Produktprogramms, identi-

fiziert werden. Die Positionierung von Produkten anhand der Marktstabilität und der Fixko-

stenflexibilität in einer Matrix ermöglicht beispielsweise die Aufdeckung von Risiken im Ko-

stenbereich (hohe Marktstabilität bei niedriger Fixkostenflexibilität) oder von Marktrisiken

(niedrige Marktstabilität bei hoher Fixkostenflexibiltät).24

In der typischen Balanced Scorecard werden vier Perspektiven, die finanzwirtschaftliche Per-

spektive, die Kundenperspektive, die Perspektive der internen Geschäftsprozesse und die

Lern- und Entwicklungsperspektive unterschieden.25 Anhand der Perspektiven werden jeweils

zugehörige Maßstäbe zur Messung der Zielerreichung formuliert. Die Balanced Scorecard

dient neben der Strategieimplementierung der Erkennung, ob konfliktäre Zielbeziehungen

zwischen gleichzeitig angestrebten strategischen Zielen und daher Unstimmigkeiten bei der

Planung unternehmerischer Aktivitäten bestehen und ob die Ziele tatsächlich erreicht wur-

den.26

                                                          
22 Vgl. Zellmer, Risiko-Management, S. 27 ff.; Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Ent-

wicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 160 ff.; Götze/Mikus, in: Risikomanagement, hrsg. v. Göt-
ze/Henselmann/Mikus, 385 (398 ff.); Lachnit/Müller, Festschrift Strobel, 363 (370 f.).

23 Vgl. beispielsweise Welge/Al-Laham, Strategisches Management, 3. Aufl., S. 340 ff.; Götze/Mikus, in: Risi-
komanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 385 (399 ff.); Schierenbeck, Grundzüge der Betriebswirt-
schaftslehre, 16. Aufl., S. 132 ff.

24 Vgl. Götze/Mikus, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 385 (402 f.).
25 Vgl. Kaplan/Norton, Balanced Scorecard, S. 23 ff.
26 Vgl. Götze/Mikus, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 385 (404 f.); ADS, 6. Aufl.,

§ 317 Rn. 159; Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (505). Nach den Ausführungen von Kaplan/Norton, Ba-
lanced Scorecard, S. 49 ist Risikomanagement im Allgemeinen eine Restriktion oder ein zusätzliches Ziel,
das zur Ergänzung der von der Geschäftseinheit gewählten Gewinnstrategie dient. Nach Auffassung von Hor-
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Die Methoden zur Identifizierung operativer Risiken sind vielfältig und überschneiden sich in

Teilbereichen.27 Risiken können beispielsweise durch schriftliche oder mündliche Mitarbei-

terbefragung erkannt werden. Die Analyse mittels Checklisten, in denen Einzelrisiken oder

Risikoursachen aufgeführt sind, dient der vollständigen Identifizierung von Risiken. Die Auf-

deckung von technischen und elementaren Risiken (z. B. Brandgefahr) erfolgt i. d. R. durch

die Besichtigungsanalyse. Die Organisationsanalyse trägt dazu bei, dass Risiken, die aus be-

trieblichen Abläufen (z. B. mangelnder Informationsaustausch zwischen einzelnen Abteilun-

gen sowie zwischen Unternehmen und Umwelt) und Kompetenzzuordnungen (z. B. Kompe-

tenzlücken bzw. -überschneidungen) resultieren, identifiziert werden. Bei der Dokumentena-

nalyse werden Auswertungen des betrieblichen Rechnungswesens sowie weiterer unterneh-

mensinterner und   -externer Unterlagen auf Hinweise auf bestehende Risiken untersucht.

2.1.2.Risikoanalyse

Die Risikoanalyse beinhaltet die Beurteilung der erkannten Risiken in Bezug auf Eintritts-

wahrscheinlichkeit und quantitative Auswirkungen.28 Risikoerkennung und -analyse sind über

die Verfahren der Informationsbeschaffung miteinander verbunden,29 da hierbei neben der

Identifizierung i. d. R. synchron auch eine Analyse der Risiken erfolgt. Der Begriff Risikoer-

fassung umfasst nach herrschender Auffassung30 die Maßnahmen zur Risikoerkennung und

zur Risikoanalyse.

Das Wesentlichkeitsprinzip begrenzt die Analyse sämtlicher Risiken.31 Ob ein Risiko wesent-

lich ist, hängt von seiner Eintrittswahrscheinlichkeit und von seinen quantitativen Auswirkun-

gen ab. Die Bestimmung quantitativer Risikomessgrößen in Form des Verlusterwartungswer-

                                                                                                                                                                                    
váth/Gleich, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 99 (114) dient die Ba-
lanced Scorecard als Controllinginstrument der strategischen Risikoplanung und -steuerung.

27 Vgl. Zellmer, Risiko-Management, S. 32 ff.; Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Ent-
wicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 154 ff.

28 Vgl. IDW, PS 340.10, WPg 1999, 658 (659).
29 Vgl. Füser/Gleißner/Meier, DB 1999, 753 (754). In der Literatur wird die Risikoerkennung auch als Teil der

Risikoanalyse betrachtet. Vgl. beispielsweise Kupsch, in: Handbuch der Unternehmungsführung, hrsg. v.
Corsten/Reiß, 529 (534).

30 Vgl. IDW, PS 340.9, WPg 1999, 658 (659).
31 Dies kommt in der Forderung zum Ausdruck, dass bei der Risikoerkennung alle wesentlichen Risiken zu

erkennen sind. Vgl. beispielsweise Kromschröder/Lück für den Arbeitskreis "Externe und Interne Überwa-
chung der Unternehmung" der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 1998, 1573
(1574); Vogler/Gundert, DB 1998, 2377 (2380); Brebeck/Herrmann, WPg 1997, 381 (384).
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tes32 oder des Value at Risk33 ist vorteilhaft, da grundsätzlich verschiedene Risiken miteinan-

der vergleichbar sind. Häufig ist es nicht möglich oder wirtschaftlich sinnvoll, Risiken in ge-

eigneter Weise zu quantifizieren, so dass Risiken lediglich qualitativ in verschiedene Katego-

rien (geringes, mittleres, hohes Risiko) eingeteilt werden können.

Eine vereinfachte Einschätzung der Eintrittswahrscheinlichkeiten und der Verlustauswirkun-

gen ist mit Hilfe abgestufter, verbaler Beurteilungen möglich, die zumindest eine Klassifikati-

on der Risiken entsprechend ihrer subjektiven Bedeutung (gering/mittel/hoch) und damit in

ihrer relativen Bedeutung zueinander ermöglichen (Abb. A-4).34

niedr ig

mittel

hoch

sehr
hoch

niedr ig mittel hoch

T
ra

gw
ei

te
 d

es
 R

is
ik

os

Wahrscheinl ichkeit für Verlusteintr i t t

sehr
hoch

sehr
niedr ig

ger ing mittel hoch
Subjekt ive
Bedeutung
eines Risiko

unwahr -
schein-

l ich

Abb. A-4: Klassifizierung von Risiken mittels verbaler Beschreibungen für Tragweite des

Risikos und für Wahrscheinlichkeit für Verlusteintritt

                                                          
32 Vgl. z. B. WP-Handbuch 2006, P 46; Lück, DB 1998, 1925 (1927) u. in: Reform des Aktienrechts, der Rech-

nungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 139 (148); Eggemann/Konradt, BB 2000, 503
(505); Klees, DStR 1998, 93 (95).

33 Vgl. z. B. Holst/Holtkamp, BB 2000, 815 ff.
34 Vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 81; Mikus, in: Risikomanagement, hrsg. v. Göt-

ze/Henselmann/Mikus, 67 (79 f.); Zellmer, Risiko-Management, S. 49.
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Die Risikoanalyse beinhaltet auch die Einschätzung, ob Einzelrisiken, die isoliert betrachtet

von nachrangiger Bedeutung sind, infolge ihres Zusammenwirkens ein wesentliches Risiko

darstellen können.35 Die Komplexität der Messung von Risiken nimmt bei der Zusammenfüh-

rung der verschiedenen Einzelrisiken zu.36 Die Aggregation der einzelnen Risiken bis zum

Gesamtunternehmensrisiko setzt im Grundsatz die Kenntnis der Risikoabhängigkeiten und

des möglichen Risikoausgleichs aus sämtlichen Aktivitäten eines Unternehmens voraus.37 Der

Risikoanalyse sind wegen der großen Anzahl von Risiken, der Datenunvollkommenheit, der

beschränkten finanziellen Ressourcen sowie wegen des meist bestehenden Zeitdrucks bei un-

ternehmerischen Entscheidungen Grenzen gesetzt.38

2.1.3.Risikohandhabung

Aufbauend auf den Phasen der Risikoerkennung und Risikoanalyse ist im Rahmen der Risi-

kohandhabung die Auswahl zwischen der Bewältigung und der Akzeptanz39 des Risikos zu

treffen. Für diese Entscheidung sind vorab die Maßnahmen zur Risikobewältigung zu be-

stimmen, die dem Unternehmen zur Verfügung stehen (Abb. A-5)40.

                                                          
35 Vgl. IDW, PS 340.10, WPg 1999, 658 (659).
36 Vgl. auch Baetge/Linßen, BFuP 1999, 369 (382).
37 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 47; Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (505).
38 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 55; Lachnit/Müller, Festschrift Strobel, 363 (374).
39 Zum Begriff Risikoakzeptanz vgl. IDW, PS 340.4, WPg 1999, 658. Häufig wird die Akzeptanz von Risiken

auch als Risikotragung bezeichnet. Vgl. beispielsweise Kupsch, in: Handbuch Unternehmungsführung,
hrsg. v. Corsten/Reiß, 529 (539). Neben dem passiven Aspekt der Risikotragung werden in der Literatur teil-
weise auch risikopolitische Maßnahmen wie die Reservenbildung der Risikotragung zugeordnet. Vgl. Zell-
mer, Risiko-Management, S. 73 ff.; Ködel, Risikoorientierte Abschlußprüfung, S. 91.

40 Vgl. Kupsch, Das Risiko im Entscheidungsprozeß, S. 37 ff. u. WiSt 1975, 153 (154 ff.) sowie in: Handbuch
Unternehmungsführung, hrsg. v. Corsten/Reiß, 529 (536 ff.); Mikus, in: Risikomanagement, hrsg. v. Göt-
ze/Henselmann/Mikus, 3 (17 ff.).
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Ris ikohandhabung

Wi rkungsbezogene
Risikopol i t ik
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Maßnahmen zur
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Abb. A-5: Formen der Risikohandhabung

Der Risikobewältigung dient das Instrumentarium der ursachen- und wirkungsbezogenen Ri-

sikopolitik. Die ursachenbezogene Risikopolitik zielt darauf ab, die Ursachen von Risiken zu

beseitigen, wobei insbesondere41 die Eintrittswahrscheinlichkeit für einen Verlust verringert

werden soll. Die wirkungsbezogenen Maßnahmen dienen der Beeinflussung der wirtschaftli-

chen Folgen von Zielabweichungen und können unterteilt werden in Maßnahmen, die bei Ri-

sikoeintritt zur Verlustverkürzung beitragen, und solchen, die über die Herabsetzung von

Verlustwirkungen der Verlustvorsorge dienen. Die ursachen- und wirkungsbezogenen Maß-

nahmen berühren praktisch alle Entscheidungstatbestände im Unternehmen,42 so dass ledig-

lich typische Maßnahmen aufgeführt werden können.

Unter die ursachenbezogene Risikopolitik fällt die Informationsgewinnung im Rahmen der

Risikoanalyse, da die Informationen über den Abbau der bestehenden Ungewissheit über ent-

scheidungsrelevante Sachverhalte zumindest mittelbar einen Beitrag zur Risikoabwehr lei-

sten.43 Daneben können risikoverhütende Maßnahmen, insbesondere technische Schutz- und

Sicherheitsvorkehrungen, Inspektionen bei Produktionsanlagen, die Institutionalisierung von

Arbeitsabläufen usw., der ursachenbezogenen Risikopolitik zugeordnet werden.44 Dies gilt

                                                          
41 Meist wird bei der ursachenbezogenen Risikopolitik lediglich auf die Verringerung der Eintrittswahrschein-

lichkeit abgestellt. Vgl. z. B. Kupsch, in: Handbuch Unternehmungsführung, hrsg. v. Corsten/Reiß, 529 (537).
Zellmer, Risiko-Management, S. 53 ordnet auch Maßnahmen, die auf eine Verringerung der Verlusthöhe ab-
zielen, der ursachenorientierten Risikopolitik zu.

42 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, P 6.
43 Vgl. Kupsch, in: Handbuch Unternehmungsführung, hrsg. v. Corsten/Reiß, 529 (537); Kupsch, Das Risiko im

Entscheidungsprozeß, S. 39 u. WiSt 1975, 153 (154); Ködel, Risikoorientierte Abschlußprüfung, S. 37 f.
44 Vgl. Zellmer, Risiko-Management, S. 57 f.; Kupsch, in: Handbuch Unternehmungsführung, hrsg. v. Cor-

sten/Reiß, 529 (538).
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auch für die Risikomeidung, d. h. das gänzliche Unterlassen riskanter Unternehmensaktivitä-

ten wegen des erwarteten zusätzlichen Risikos.

Bei der Verlustverkürzung durch Risikozerlegung wird eine risikobehaftete Unternehmensak-

tivität unter räumlichen, zeitlichen oder personellen Gesichtspunkten in mehrere Teilaktivitä-

ten unterteilt (z. B. mehrmaliger Einkauf von Produktionsfaktoren zur Verminderung von

Preisschwankungsrisiken). Unter Risikoübertragung wird insbesondere die Abwälzung von

Risiken auf Versicherungsunternehmen verstanden.45 Im Rahmen unternehmerischer Lei-

stungsbeziehungen führt die Risikobegrenzung zur Übertragung der Risiken auf Vertragspart-

ner (z. B. Ausschluss von Vertragsstrafen oder Garantien). Bei der Risikoteilung wird der

mögliche Verlust einer betrieblichen Aktivität auf mehrere Unternehmen verteilt. Dies kann

beispielsweise bei Risiken im Zusammenhang mit Bauprojekten oder mit Forschungsaktivi-

täten durch die Gründung eines Gemeinschaftsunternehmen erfolgen.

Der Verlustvorsorge dient der Risikoausgleich, bei der gegenläufige und unabhängige Risiken

zusammengefasst und bei der Verluste durch entgegengesetzte positive Wirkungen ausgegli-

chen werden (z. B. Terminverkauf zur Absicherung des Währungsrisikos einer Fremdwäh-

rungsforderung).46 Daneben können zur Verlustvorsorge güterwirtschaftliche und finanzielle

Reserven durch das Unternehmen selbst (z. B. Materialreserven in der Lagerabteilung) oder

durch Dritte (z. B. Liquiditätsreserve durch Kreditlinie der Bank) gebildet werden. In Abhän-

gigkeit von der Verlustvorsorge können einzelne Risiken akzeptiert werden, ohne dass der

Bestand des Unternehmens gefährdet ist.

2.1.4.Risikokommunikation

Das Erkennen und Analysieren von Risiken sowie deren Handhabung können durch einen

Entscheidungsträger oder personell getrennt erfolgen. Zur personellen Aufteilung des Risiko-

managements ist die Risikokommunikation als organisationsbezogene47 Prozessphase des

Risikomanagements notwendig. Solange wesentliche Risiken im Unternehmen nicht bewältigt

                                                          
45 Vgl. Kupsch, in: Handbuch Unternehmungsführung, hrsg. v. Corsten/Reiß, 529 (539). Teilweise wird der

Begriff "Risikoübertragung" übergeordnet verstanden, so dass die Risikobegrenzung und die Risikoteilung
vom Begriff Risikoübertragung umfasst werden. Vgl. Zellmer, Risiko-Management, S. 61.

46 Vgl. Kupsch, in: Handbuch Unternehmungsführung, hrsg. v. Corsten/Reiß, 529 (539).
47 Vgl. auch Werder, in: Handwörterbuch der Organisation, hrsg. v. Frese, 3. Aufl., 2212 (2221)
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sind, bedarf es der Berichterstattung hierüber an die zuständigen Entscheidungsträger.48 Unter

der realitätsnahen Annahme, dass die Verantwortung für das Risikomanagement bereichsbe-

zogen abgegrenzt und üblicherweise nach Hierarchieebenen abgestuft ist,49 kann zwischen der

horizontalen und der vertikalen Risikokommunikation unterschieden werden.

Die bereichsbezogene Abgrenzung der Verantwortung erfordert den Austausch risikorelevan-

ter Informationen zwischen den einzelnen Unternehmensbereichen (horizontale Risikokom-

munikation), um möglichen Wechselwirkungen der Risiken Rechnung zu tragen.50 Die inner-

halb eines Bereichs abgestufte Verantwortung erfordert eine vertikale Risikokommunikation,

die im Ergebnis dafür sorgt, dass die Geschäftsführung über nicht bewältigte Risiken durch

Mitarbeiter nachgelagerter Hierarchiestufen informiert wird.51 Die vertikale Risikokommuni-

kation kann als Instrument der Risikohandhabung der der Geschäftsführung nachgeordneten

Entscheidungsträger verstanden werden.

Risikokommunikation setzt die Risikoerkennung voraus und sorgt unter organisatorischen

Gesichtspunkten für einen Austausch von Informationen, so dass die einzelnen Maßnahmen

zur Risikoerkennung, Risikoanalyse und Risikohandhabung durch unterschiedliche Personen

abgewickelt werden können. Werden risikobezogene Informationen in Form einer Berichter-

stattung über nicht bewältigte Risiken oder durch Rückkopplung zwischen den einzelnen Un-

ternehmensbereichen weitergeleitet, kann eine verbesserte Analyse der Risiken in dem jewei-

ligen Zuständigkeitsbereich erfolgen. Insbesondere die vertikale Risikokommunikation über

erkannte und analysierte Risiken ist Voraussetzung für eine sachgerechte Risikohandhabung

der Entscheidungsträger auf der obersten Hierarchieebene.

                                                          
48 Vgl. IDW, PS 340.11, WPg 1999, 658 (659).
49 Vgl. auch IDW, PS 340.13, WPg 1999, 658 (659).
50 Vgl. IDW, PS 340.13, WPg 1999, 658 (659).
51 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 57.
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2.2. Organisatorische Verankerung des Risikomanagements

Für die Ausgestaltung und Implementierung eines systematischen Risikomanagements sind

organisatorische Regelungen zur Arbeitsteilung und Koordination in einem Unternehmen zu

entwickeln,52 die Prinzipien für die auszuführenden Aktivitäten in einer bestimmten Risiko-

situation festlegen. Diese Regelungen dienen der organisatorischen Verankerung des Risiko-

managements im Unternehmen. Die Gesamtheit der Maßnahmen zur Risikoerkennung, zur

Risikoanalyse, zur Risikokommunikation und zur Risikobewältigung sowie der hierfür vorlie-

genden organisatorischen Regelungen wird als Risikomanagementsystem bezeichnet.53

Organisatorische Regelungen können in generelle und fallweise Regelungen unterschieden

werden.54 Bei generellen Regelungen handelt es sich um Dauerregelungen für Vorgänge, die

verhältnismäßig gleichartig sind und sich häufig wiederholen. Fallweise Regelungen beziehen

sich auf Aufgaben, die sich nicht oder selten wiederholen. Da das Erkennen von Risiken eine

schlecht strukturierbare Aufgabe ist55 und daher nur bedingt durch organisatorische Regelun-

gen sichergestellt werden kann, kann lediglich durch den vorgeschriebenen Einsatz von

Checklisten und durch die turnusmäßige Auswertung von Informationsquellen die Erfassung

von Risiken unterstützt werden sowie beispielsweise durch Schulungsmaßnahmen das Risiko-

und Kontrollbewusstsein sowie die ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung gefördert werden.56

Organisatorische Regelungen bilden demnach zwar eine wesentliche Voraussetzung für ein

wirksames Risikomanagement, jedoch stellt die Schaffung einer Risikokultur bzw. von Risi-

kobewusstsein bei den Angestellten seitens der Geschäftsleitung eine notwendige Ergänzung

der formalen Risikomanagementorganisation dar.57

Üblicherweise wird zwischen Regelungen für die Aufbau- und für die Ablauforganisation

unterschieden.58 Bei den Regelungen zur Aufbauorganisation (Gebildestrukturierung) geht es

                                                          
52 Vgl. auch Wittmann, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 129 (130).
53 Vgl. auch IDW, PS 340.4 f., WPg 1999, 658; DSR, DRS 5.9.
54 Vgl. Schwinn, Betriebswirtschaftslehre, S. 204; Hilke, in: Handbuch Organisation, hrsg. v. Linnert, 49 (51).
55 Vgl. auch Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1080).
56 Vgl. auch Wittmann, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 129 (139).
57 Vgl. Wittmann, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 129 (142 f.); Kohl-

hoff/Langenhan/Zorn, ZIR 2000, 2 (4); v. Hohnhorst, in: Herausforderung Risikomanagement, hrsg. v.
Hölscher/Elfgen, 91 (98 f.). Vgl. auch IDW, PS 340.9, WPg 1999, 658 (659); WP-Handbuch 2006, P 32 ff.;
Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1080); Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (505); Kromschröder/Lück für den
Arbeitskreis "Externe und Interne Überwachung der Unternehmung" der Schmalenbach-Gesellschaft für Be-
triebswirtschaft e.V., DB 1998, 1573.

58 Vgl. Schanz, in: Handwörterbuch der Organisation, hrsg. v. Frese, 3. Aufl., 1459 (1461).
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um die Gliederung des Betriebs in aufgabenteilige, funktionsfähige Teileinheiten und um die

Ausstattung und Verteilung von Personal-, Sachmittel- und Datenbeständen sowie das Kom-

petenzgefüge.59 Regelungen zur Ablauforganisation legen die raum-zeitliche, zielgerichtete

Strukturierung von Arbeitsprozessen fest.60 Die auf den Regelungen basierende Aufbau- und

Ablauforganisation des Risikomanagements sind eng miteinander verknüpft.61

Für ein geeignetes Risikomanagement sind aufbauorganisatorische Regelungen zu entwickeln,

die Aufgaben und Verantwortlichkeiten der Unternehmensbereiche sowie deren gegenseitige

Beziehungen festlegen, um Kompetenzüberschneidungen oder fehlende Zuständigkeiten (z. B.

fehlende Risikoerfassung in einzelnen Bereichen) zu vermeiden.62 Den Bereichsleitern der

jeweils hierarchisch abgestuften Unternehmensbereiche ist die Verantwortung dafür zu über-

tragen, dass die dort auftretenden Risiken erfasst und entweder sofort bewältigt oder dass im

Falle der Nichtbewältigung Informationen an die festzulegenden Berichtsempfänger weiter-

geleitet werden.63 Innerhalb der einzelnen organisatorischen Bereiche sind wiederum Aufga-

ben und Verantwortlichkeiten der einzelnen Stellen durch organisatorische Regelungen fest-

zulegen.64

Einzelne Aufgaben des Risikomanagements können in gesonderten organisatorischen Einhei-

ten durchgeführt werden. Eine organisatorische Verselbständigung des Risikomanagements in

Form einer eigenen Abteilung, die beispielsweise die Erkennung und Bewältigung spezieller

Risiken (z. B. im Bereich Umwelt- oder Versicherungsschutz) oder die Einführung und Wei-

terentwicklung von einheitlichen Konzepten und Methoden für ein systematisches Risikoma-

nagement sicherstellt65, führt dazu, dass ein bereichsübergreifendes Risikomanagement

durchgeführt werden kann.66 Für ein effizientes Risikomanagement ist allerdings regelmäßig

das Fachwissen der einzelnen Abteilungen notwendig, so dass der bereichsübergreifenden

                                                          
59 Vgl. Schwinn, Betriebswirtschaftslehre, S. 205; Gaitanides, in: Handwörterbuch der Organisation, hrsg. v.

Frese, 3. Aufl., Sp. 1.
60 Vgl. Schwinn, Betriebswirtschaftslehre, S. 205; Gaitanides, in: Handwörterbuch der Organisation, hrsg. v.

Frese, 3. Aufl., Sp. 1.
61 Vgl. auch Hoffmann, in: Handwörterbuch der Organisation, hrsg. v. Frese, 3. Aufl., 208.
62 Vgl. auch Wittmann, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 129 (133).
63 Vgl. IDW, PS 340.13, WPg 1999, 658 (659).
64 Vgl. Wittmann, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 129 (135).
65 Vgl. Wittmann, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 129 (138 f.).
66 Zu den Vorteilen einer zentralen Risikomanagementorganisation vgl. auch Rudolph, in: Derivate Finan-

zinstrumente, hrsg. v. Rudolph, 3 (36); Scharpf, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prü-
fung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 177 (188).
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Zusammenfassung von Aufgaben des Risikomanagements Grenzen gesetzt sind.67 Bezüglich

des Risikomanagements stellen auch die Controlling- sowie die Revisionsabteilung geson-

derte organisatorische Einheiten dar, die typischerweise unternehmensweite, eng mit dem Ri-

sikomanagement verbundene Aufgaben wahrnehmen.68

Regelungen zur Ablauforganisation des Risikomanagements schaffen Vorgaben für einzelne

Arbeitsvorgänge. Dabei geben die Prozessphasen Erkennung, Analyse sowie Handhabung von

Risiken den Ablauf der Handlungen vor.69 Die Aufgabe Risikomanagement bzw. dessen ein-

zelne Prozessphasen können in Planung, Realisation und Überwachung untergliedert werden.

Beispielsweise sind Maßnahmen zur Bewältigung von Risiken zu planen, zu realisieren und

zu überwachen.

Überwachungsaktivitäten können sich zum einen auf realisierte Maßnahmen des Risikomana-

gements beziehen, so dass mittels eines Soll-Ist-Vergleiches die Übereinstimmung oder Ab-

weichung gegenüber den geplanten Maßnahmen festgestellt wird. Zum anderen können auf

übergeordneter Ebene diese Überwachungsaktivitäten und -regelungen selbst Gegenstand der

Überwachung sein, beispielsweise bei der Frage, ob eine geeignete Überwachung betrieblicher

Vorgänge stattgefunden hat. Derartige systembezogene Überwachungsmaßnahmen werden

überwiegend von der internen Revision,70 aber auch von der Geschäftsführung oder den Be-

reichsleitern vorgenommen. Dabei stellen Überwachungsaktivitäten der internen Revision, die

nicht in den Verfahrensablauf der anderen Abteilungen einbezogen sind, prozessunabhängige

Überwachungsverfahren dar, während die in die Abläufe integrierten Kontrollen durch Pro-

zessabhängigkeit gekennzeichnet sind.71

                                                          
67 Vgl. Wittmann, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz, Bernd/Braun, Frank, 129 (135 ff.).
68 Vgl. auch Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-

ner/Menold/Pfitzer, 539 (578); Kohlhoff/Langenhan/Zorn, ZIR 2000, 2 (7); DSR, DRS 5.9, Artikel 8 Rn. 8;
Mikus, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 3 (25). Zum Verhältnis der internen Revi-
sion und dem Risikomanagement vgl. auch IDW, PS 340.16, WPg 1999, 658 (659 f.); Amling/Bischof, ZIR
1999, 44 (55 ff.); Scharpf, DB 1997, 737 (742 f.). Zum Verhältnis von Controlling und Risikomanagement
vgl. Horváth/Gleich, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 99 (101 ff.);
Kupsch, in: Handbuch Unternehmungsführung, hrsg. v. Corsten/Reiß, 529 (542); Kohlhoff/Langenhan/Zorn,
ZIR 2000, 2 (3); Lück, Risikomanagementsystem und Überwachungssystem, 2. Aufl., S. 201 ff.; Hofmann,
Prüfungs-Handbuch, 3. Aufl., S. 214 f.

69 Vgl. auch Rudolph, in: Derivate Finanzinstrumente, hrsg. v. Rudolph, 3 (35).
70 Vgl. Wittmann, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 129 (140); Soll/Labes, in: Das

Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 195 (197); Kohlhoff/Langenhan/Zorn, ZIR 2000, 2
(8); IIR-Arbeitskreis „Interne Revision in der Versicherungswirtschaft“; ZIR 1999, 185 (195 f.).

71 Vgl. z. B. IDW, PS 260.6, WPg 2001, 821 (822) u. PS 321.1, WPg 2002, 686; WP-Handbuch 2006, P 62;
Lück, DB 1998, 8 (10); Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (506); Amling/Bischof, ZIR 1999, 44 (56).
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3 Risiken als Abbildungsobjekte im Jahres- und Konzernabschluss sowie im Lagebe-

richt unter Zugrundelegung der Informationen des Risikomanagementsystems

Die gesetzlichen Vertreter von Kapitalgesellschaften und von diesen gleichgestellten Perso-

nengesellschaften i. S. v. § 264a HGB haben nach § 264 Abs. 1 HGB einen Jahresabschluss

und unter den Voraussetzungen der §§ 290 ff. HGB einen Konzernabschluss zu erstellen. Bei

mittelgroßen und großen Gesellschaften i. S. d § 267 HGB muss darüber hinaus nach

§ 289 HGB ein Lagebericht zum Einzelabschluss angefertigt werden. Sofern ein Konzernab-

schluss zu erstellen ist (§ 290 Abs. 1 HGB), müssen die gesetzlichen Vertreter ihre Angabe-

pflichten zudem im Konzernlagebericht nach § 315 HGB erfüllen.72

Im Jahres- bzw. Konzernabschluss nach HGB steht die vergangenheitsbezogene Berichter-

stattung über das am Bilanzstichtag vorhandene Vermögen und über die im Berichtsjahr er-

wirtschafteten Erträge im Vordergrund. Vermögensgegenstände und Schulden sind nach § 252

Abs. 1 Nr. 4 HGB (i. V. m. § 298 Abs. 1 HGB) vorsichtig zu bewerten, insbesondere alle vor-

hersehbaren Risiken73 und Verluste zu berücksichtigen, die bis zum Abschlussstichtag ent-

standen sind.74 Im Lagebericht sind die Risiken der künftigen Entwicklung nach § 289

Abs. 1 HGB bzw. § 315 Abs. 1 HGB unmittelbare Berichtsobjekte. Die Informationen, die

das Risikomanagementsystem generiert, sind daher nicht nur für interne Steuerungszwecke,

sondern auch für die externe Rechnungslegung der Unternehmen und deren Prüfung durch

Wirtschaftsprüfer von Belang.75

                                                          
72 Nach § 315 Abs. 3 HGB besteht die Möglichkeit, den Lagebericht zum Einzelabschluss und den Konzernla-

gebericht zusammenzufassen.
73 Zum Risikobegriff i. S. d. § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB vgl. Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künf-

tigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 93 ff.; Wagner, Risiken im Jahresabschluß von
Bauunternehmen, S. 22 ff. Vorhersehbar sind Risiken und Verluste, wenn für ihren Eintritt eine gewisse, ggf.
der Erfahrung entlehnte Wahrscheinlichkeit besteht. Vgl. Winkeljohann/Geißler, in: Beck Bil-Komm.,
6. Aufl., § 252 Rn. 35; ADS, 6. Aufl., § 252 Rn. 74.

74 Nach der Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 18. Juni 2003, ABl. EU v.
17.7.2003, L 178/16 (18), die grundsätzlich bis zum 1.1.2005 in nationales Recht umzusetzen ist, müssen alle
Risiken (bisher alle voraussehbaren Risiken und zu vermutenden Verluste) im Jahresabschluss berücksichtigt
werden, die in dem betreffenden Geschäftsjahr oder einem früheren Geschäftsjahr entstanden sind, selbst
wenn diese Risiken erst zwischen Bilanzstichtag und dem Tag der Aufstellung der Bilanz bekannt geworden
sind. Es wird allerdings den EU-Mitgliedstaaten freigestellt, ob zusätzlich zu den danach erfassten Beträgen
alle voraussehbaren Risiken und zu vermutenden Verlusten im Jahresabschluss berücksichtigt werden. Sofern
die Bundesregierung nicht tätig wird, ergeben sich im Ergebnis also keine Veränderungen bei § 252 Abs. 1
Nr. 4 HGB.

75 Vgl. auch Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 91 ff. („können ... genutzt werden“).
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Im Folgenden wird untersucht, wie wesentliche Risiken im Einzelabschluss (nach HGB) ab-

gebildet werden. Sodann wird auf die Risikoberichterstattung im (Konzern-)Lagebericht ein-

gegangen. Da insbesondere für den Konzernabschluss börsennotierter Unternehmen die IFRS

anzuwenden sind (§ 315a HGB), wird zudem die Abbildung von Risiken nach den IFRS dar-

gestellt.76

3.1. Risiken als Abbildungsobjekte im Jahresabschluss nach HGB

Dem Jahresabschluss liegen in erster Linie Informationen über das abgelaufene Geschäftsjahr

zugrunde. Geschäftsvorfälle77 einschließlich eingetretener (nachteiliger) Veränderungen von

Marktpreisen werden im Rahmen der Rechnungslegung mit Hilfe der Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung78 im Jahresabschluss abgebildet. Ergänzend sind betriebliche Risiken

und Chancen im Jahresabschluss zu berücksichtigen (Abb. B-1).79 Informationen über Risiken

können sich als mittelbare (z. B. Ursache für Vermögenswertminderungen) und/oder unmit-

telbare (z. B. Rückstellungen) Abbildungsobjekte des Jahresabschlusses auswirken. Zwar sind

betriebliche Chancen in Form innovativer Produkte, guter Marktpositionierung oder kompe-

tenter Angestellter ebenso wie nicht entgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegen-

stände des Anlagevermögens (z. B. erstellte Patente, Lizenzen, etc. bzw. ein originärer Ge-

schäfts- oder Firmenwert) gemäß § 248 Abs. 2 HGB nicht aktivierbar,80 allerdings sind bei der

Bewertung von Vermögensgegenständen und Schulden in angemessener Weise auch betrieb-

liche Chancen als wertbeeinflussende Sachverhalte im Jahresabschluss zu berücksichtigen.81

                                                          
76 Konzerngesichtspunkte (insbesondere Konsolidierungsbuchungen) werden im Rahmen dieser Arbeit nicht

behandelt, da sie im Wesentlichen als „Technik“ der Konzernrechnungslegung angesehen werden.
77 Zur Definition eines Geschäftsvorfalls in der Rechnungslegung vgl. auch Winkeljohann/Klein, in: Beck Bil-

Komm., 6. Aufl., § 238 Rn. 62 ff.
78 Neben den im HGB festgelegten Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung sind auch die nicht kodifizier-

ten Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung zu beachten. Vgl. IDW, PS 201.7 f., WPg 2000, 710; ADS,
6. Aufl., § 317 Rn. 26.

79 Wagner, Risiken im Jahresabschluß von Bauunternehmen, S. 44 f., unterscheidet Risiken, die bis zum Ab-
schlussstichtag entstanden sind und z. B. durch Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten im Jahresab-
schluss berücksichtigt sind, sowie bis zum Abschlussstichtag noch nicht entstandene Risiken, die durch Ab-
schreibungen nach § 253 Abs. 3 S. 3 HGB berücksichtigt werden können.

80 Zur Abbildung immaterieller Vermögensgegenstände des Anlagevermögens vgl. auch DSR, DRS 12. Zur
(freiwilligen) Erfassung immaterieller Werte in der externen Berichterstattung vgl. Arbeitskreis „Immaterielle
Werte im Rechnungswesen“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 2003, 1233 ff.
Dawo/Heiden, DStR 2001, 1716 ff. Der DSR ist bestrebt, eine Aktivierung immaterieller Vermögensgegen-
stände in den Fällen des § 248 Abs. 2 HGB zu ermöglichen. Vgl. DSR, Entwurf - Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Rechnungslegung (Rahmenkonzept), Rn. B 12.

81 Vgl. Winkeljohann/Geißler, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 252 Rn. 32 u. 38. Vgl. auch ADS, 6. Aufl.,
§ 252 Rn. 42.
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Beispielsweise ist nach der Rechtsprechung des BFH82 bei einem Apotheker keine Drohver-

lustrückstellung für eine verbilligte Vermietung an einen Arzt zu bilden, wenn der Standort-

vorteil für die Apotheke aus der nahe gelegenen Arztpraxis dem Nachteil aus der verbilligten

Vermietung gegenübersteht.

 Geschäftsvorfälle des
Unternehmens
wie zum Beispiel

Beschaffungsgeschäfte/
Inanspruchnahme von

Dienstleistungen,
Produkt ion/Erbr ingung
von Dienst leistungen,

Absatzgeschäfte,
monat l iche Lohn- und

Gehal tsabrechnungen,
Pfl icht zur Abführung von

Steuern und sonst igen
Abgaben, Finanzierungs-

geschäfte, etc.
einschließlich
eingetretener

Veränderungen von
Marktpreisen

Unternehmensrisiken

Jahres-
ab-

schluss

Unternehmenschancen

Grund-
sätze
ord-

nungs-
mäßiger

Buch-
führung

Abb. B-1: Risiken als Abbildungsobjekte im Jahresabschluss

3.1.1.Berücksichtigung von Risiken im Jahresabschluss wegen (wahrscheinlicher)

Wertminderungen von Vermögensgegenständen

Eine außerplanmäßige Abschreibung als Folge bestehender Unternehmensrisiken setzt regel-

mäßig voraus, dass die dauernde betriebliche Einsatz- oder Funktionsfähigkeit des Vermö-

gensgegenstands beeinträchtigt ist. Die betriebliche Einsatzfähigkeit eines Vermögensgegen-

standes ist beispielsweise dann nicht gewährleistet, wenn die schlechte Ertragslage dazu führt,

dass eine baldige Stilllegung des jeweiligen Betriebsteils beabsichtigt oder notwendig wird.83

Daneben können ggf. aufgrund technischer Veralterung oder Überdimensionierung Vermö-

gensgegenstände voraussichtlich nicht oder nur eingeschränkt eingesetzt werden. Eine außer-

                                                          
82 Vgl. BFH, Beschluss des Großen Senats v. 23.6.1997, BStBl. II 1997, 735 (738 f.); a. A. ADS, 6. Aufl.,

§ 249 Rn. 143.
83 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 253 Rn. 467. Vgl. auch Hoyos/Schramm/Ring, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 253

Rn. 292. Nach Auffassung von Winkeljohann/Geißler, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 252 Rn. 21 sind im
Rahmen einer Stilllegung eines Betriebsteils die allgemeinen Bewertungsregeln zu beachten, sofern die Un-
ternehmensleitung einen entsprechenden Beschluss noch nicht gefasst hat.
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planmäßige Abschreibung ist daher vorzunehmen, wenn aufgrund bestehender Unternehmens-

risiken eine weitere wirtschaftliche Nutzung des Vermögensgegenstandes im Unternehmen

nicht zu erwarten ist bzw. eine Veräußerung mit einem Wert unter dem Buchwert notwendig

wird. Eine außerplanmäßige Abschreibung ist nicht vorzunehmen, wenn geeignete Maßnah-

men zur Krisenbewältigung ergriffen wurden (z. B. Erschließung neuer Absatzmärkte oder

Entwicklung neuer kundenorientierter Produkte).84 Eine schlechte Konjunkturlage85 oder eine

schlechte Ertragslage aufgrund überhöhter Material- oder Personalkosten, falscher Produkt-

wahl oder sonstiger Ursachen, die nicht unmittelbar mit dem Anlagevermögen zusammenhän-

gen, rechtfertigen nach herrschender Meinung i. d. R. keine außerplanmäßige Abschreibung,

sofern eine Nutzung weiterhin beabsichtigt ist.86

Das Forderungsausfallrisiko wird in der Rechnungslegung dadurch berücksichtigt, dass Forde-

rungen mit dem Betrag des voraussichtlichen Geldeingangs angesetzt werden.87 Die grund-

sätzlich mit dem Nennwert eingebuchten Forderungen sind i. d. R. einzeln oder pauschal

wertzuberichtigen. Im Rahmen von Einzelwertberichtigungen wird das Forderungsausfallrisi-

ko für bestimmte Forderungen gesondert beurteilt, während mittels einer Pauschalwertberich-

tigung das allgemeine Forderungsausfallrisiko für einen größeren Bestand an Forderungen

meist auf Basis von Erfahrungswerten im Jahresabschluss abgebildet wird.88 Sicherheiten wie

Bürgschaften, Garantien, Delkredereversicherungen, etc. sind bei der Beurteilung der Wert-

haltigkeit von Forderungen zu berücksichtigen.89

Bei Vermögensgegenständen des Umlaufvermögens besteht nach § 253 Abs. 3 S. 3 HGB das

Wahlrecht, Abschreibungen wegen zukünftiger Wertschwankungen vorzunehmen und somit

abweichend vom Stichtagsprinzip zukünftige (Wert-)Risiken zu berücksichtigen.90 In der

Handelsbilanz können hierdurch in Zukunft zu erwartende Wertminderungen durch Preis-

rückgänge, beispielsweise wegen der Einführung von Konkurrenzprodukten oder durch son-

                                                          
84 Vgl. Ruhnke, DB 2002, 437 (441).
85 Vgl. auch Hoyos/Schramm/Ring, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 253 Rn. 292.
86 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 253 Rn. 467. Ähnlich Weber, WPg 1993, 729 (733).
87 Vgl. WP-Handbuch 2006, E 435; Heinen/Kupsch, in: Industriebetriebslehre, hrsg. v. Heinen, 9. Aufl., 1315

(1414).
88 Vgl. Heinen/Kupsch, in: Industriebetriebslehre, hrsg. v. Heinen, 9. Aufl., 1315 (1414); ADS, 6. Aufl.,

§ 253 Rn. 533.
89 Vgl. WP-Handbuch 2006, E 435; ADS, 6. Aufl., § 253 Rn. 534.
90 Vgl. auch Ellrott/Ring, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 253 Rn. 617.
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stige wertbeeinflussende Bestimmungsfaktoren der Vermögensgegenstände (z. B. Ver-

schlechterung der Bonität des Schuldners nach dem Bilanzstichtag), abgebildet werden.91

3.1.2. Berücksichtigung von Risiken im Jahresabschluss als Rückstellungen

Wesentliche Unternehmensrisiken sind des Weiteren durch Rückstellungen für ungewisse

Verbindlichkeiten und für drohende Verluste abzubilden (§ 249 HGB).92 Eine Rückstellung

ist zu bilden, wenn nach den am Bilanzstichtag objektiv und bis zur Aufstellung der Bilanz

subjektiv erkennbaren Verhältnissen mehr Gründe für den Eintritt des rückstellungsbegrün-

denden Ereignisses als dagegen sprechen.93 Da Rückstellungen auch wahrscheinliche Ausga-

ben bzw. Verluste nachfolgender Geschäftsjahre antizipieren,94 werden am Bilanzstichtag

bestehende Risiken partiell durch Rückstellungen im Jahresabschluss abgebildet (z. B. Risi-

ken aus Gewährleistungsverpflichtungen). Der betriebswirtschaftliche Risikobegriff und der

Rückstellungsbegriff umfassen allerdings nicht deckungsgleiche Tatbestände. Beispielsweise

werden die zukünftigen Ausgaben für das Erstellen von Steuererklärungen des laufenden Ge-

schäftsjahres zwar zu einer Rückstellung führen, regelmäßig jedoch nicht als Risiko, sondern

als erwartetes Ereignis, wahrgenommen, bei dem lediglich die genaue Höhe und der Zeitpunkt

der Ausgabe ungewiss ist. Umgekehrt wird regelmäßig ein möglicher Absatzrückgang in zu-

künftigen Geschäftsjahren als ein Risiko angesehen, der grundsätzlich nicht zwingend den

Ansatz einer Rückstellung zur Folge hat. Eine Drohverlustrückstellung nach § 249 Abs. 1

S. 1 HGB kommt bei einem zukünftigen Absatzrückgang nur in Betracht, wenn das Unter-

nehmen vertragliche Bindungen (beispielsweise in Form eines langfristigen Abnahmevertrags

mit einem Lieferanten oder eines nicht kurzfristig kündbaren Mietvertrags) eingegangen ist.

Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten berücksichtigen zukünftige Aufwendungen,

die den in der Vergangenheit realisierten Erträgen zuordenbar sind, oder Aufwendungen, de-

nen aus der Eigenart des den Aufwendungen zugrunde liegenden Sachverhalts weder zukünf-

                                                          
91 Vgl. Ellrott/Ring, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 253 Rn. 616 ff.
92 Nach der Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 18. Juni 2003, ABl. EU v.

17.7.2003, L 178/16 (18), die bis zum 1.1.2005 in nationales Recht umzusetzen ist, sind als Rückstellungen
nur ihrer Eigenart nach genau umschriebene Verbindlichkeiten (nicht mehr hingegen Verluste) auszuweisen,
die am Bilanzstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Höhe oder des Zeitpunkts ihres Ein-
tritts unbestimmt sind; zudem wurden insbesondere die für Rückstellungen maßgeblichen Bewertungsregeln
geändert, wobei den EU-Mitgliedstaaten teilweise Wahlrechte eingeräumt wurden.

93 Vgl. BFH, Urteil v. 19.10.2005, DStR 2006, 371 ff.
94 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 249 Rn. 27 ff.



23

tige noch vergangene Erträge gegenüberstehen.95 Beispielsweise sind Risiken aus gesetzlichen

oder vertraglichen Gewährleistungsregelungen, Produzentenhaftung, Gerichtsprozessen oder

aus der Inanspruchnahme aus Bürgschaften durch Rückstellungen abzubilden.96

Mit einer Gewährleistungsrückstellung wird im Jahresabschluss das Risiko abgebildet, den

Kaufpreis einer Lieferung oder sonstigen Leistung ganz oder teilweise zurückzahlen oder ko-

stenlose Nacharbeiten bzw. Ersatzleistungen erbringen zu müssen.97 Die Rückstellung für

Produzentenhaftung erfasst das Risiko, dass bereits identifizierte Produktfehler zu Schadens-

ersatzforderungen führen können.98 Bei anhängigen oder erwarteten Klagen, die gegen das

Unternehmen gerichtet sind, müssen neben den Prozesskosten die wahrscheinlichen Scha-

densersatzverpflichtungen und Bußgelder bei der Bemessung der Rückstellung berücksichtigt

werden; ist die Gesellschaft dagegen Klägerin, beschränkt sich die Rückstellung i. d. R. auf

das Prozesskostenrisiko.99 Für die drohende Inanspruchnahme aus einer Bürgschaft oder aus

anderen vertraglichen oder gesetzlichen Haftungsregelungen (z. B. aufgrund einer Patro-

natserklärung oder aufgrund § 128 HGB) ist im Einzelfall ebenfalls eine Rückstellung zu bil-

den.100

Rückstellungen für drohende Verluste nach § 249 Abs. 1 S. 1 HGB setzen ein schwebendes

Geschäft voraus, bei dem ein künftiger Verpflichtungsüberschuss erwartet wird.101 Ein

schwebendes Geschäft liegt vor, wenn zum Bilanzstichtag ein Vertrag bereits abgeschlossen

oder zumindest ein bindendes Vertragsangebot dem Vertragspartner vorgelegt und der Vertrag

von der zur Lieferung oder Leistung verpflichteten Vertragspartei noch nicht erfüllt wurde.

Bei schwebenden Absatzgeschäften besteht ein Verlustrisiko darin, dass zur Erfüllung von

                                                          
95 Vgl. IDW, RS HFA 4.18, WPg 2000, 716 (718).
96 Vgl. z. B. WP-Handbuch 2006, E 105 ff.; ADS, 6. Aufl., § 249 Rn. 133. Sofern kein Ausweis in der Bilanz

erforderlich ist, regelt § 251 HGB eine Vermerkpflicht unter der Bilanz für Verbindlichkeiten aus der Bege-
bung und Übertragung von Wechseln, aus Bürgschaften, Wechsel- und Scheckbürgschaften und aus Gewähr-
leistungsverträgen sowie für Haftungsverhältnisse aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbind-
lichkeiten.

97 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 253 Rn. 224; Hoyos/Ring, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 249 Rn. 100 (Stichwort:
Gewährleistung).

98 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 253 Rn. 229; Hoyos/Ring, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 249 Rn. 100 (Stich-
wort: Produzentenhaftung/Produkthaftung).

99 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 253 Rn. 232; WP-Handbuch 2006, E 147. Nach Ansicht von Osterloh-Konrad, DStR
2003, 1675 f. ist eine Rückstellung für Prozessrisiken keine anhängige Klage notwendig, sondern sie ist be-
reits dann zu bilden, wenn die künftige Verurteilung hinreichend wahrscheinlich ist (z. B. bei Scheitern von
Verhandlungen).

100 Vgl. Berger/Ring, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 249 Rn. 100 (Stichworte: Bürgschaft und Haftpflicht).
101 Vgl. IDW, RS HFA 4.15, WPg 2000, 716 (717); ADS, 6. Aufl., § 249 Rn. 136; Hoyos/Ring, in: Beck Bil-

Komm., 6. Aufl., § 249 Rn. 52 ff. m. w. N.; Mayer-Wegelin, in: HdR, hrsg. v. Küting/Weber, Band Ia,
4. Aufl., § 249 Rn. 66.
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Lieferungsverpflichtungen Aufwendungen in Kauf genommen werden müssen, die nicht

durch die Gegenleistung gedeckt sind.102 Für die Rückstellungsbildung genügt allerdings nicht

die bloße Möglichkeit des Verlusteintritts; es müssen konkrete Anzeichen am Bilanzstichtag

dafür vorhanden sein, dass ein Verlust entsteht.103 Eine Rückstellungsbildung ist z. B. wegen

unwahrscheinlicher technischer Probleme bei der Herstellung eines Investitionsguts noch

nicht gerechtfertigt.104 Nur der unter normalen Umständen zu erwartende Verlust und nicht

der höchst mögliche Verlust ist als Drohverlustrückstellung anzusetzen.105 Haben sich im

Rahmen der Detailplanung des Auftrags bereits schwerwiegende Fertigungsprobleme konkre-

tisiert106 bzw. wurden die Kosten zu niedrig kalkuliert107 oder ist ein langfristig angemietetes

Gebäude nicht bzw. nur sehr eingeschränkt nutzbar, ist eine Drohverlustrückstellung zu bil-

den.

Bei der Ermittlung der Drohverlustrückstellungen sind die wechselseitigen Leistungen zu be-

rücksichtigen, zu denen sich die Vertragsparteien verpflichtet haben, um die Gegenleistung

des anderen Vertragspartners zu erhalten (z. B. unverzinsliches Darlehen, das mit einem Bier-

lieferungsvertrag verbunden ist).108 Bei der Frage, ob eine Drohverlustrückstellung zu bilden

ist, gilt eine wirtschaftliche Betrachtungsweise, so dass beispielsweise die Absicherung von

Fremdwährungsforderungen mit Devisentermingeschäften109 bei Ansatz und Bewertung einer

Rückstellung einzubeziehen ist. Insofern sind bei der Rückstellungsbildung auch (risikokom-

pensierende) Chancen zu beachten.110

Da sowohl Risiken als auch Chancen von der Einschätzung des Bilanzierenden abhängen,

kommt bei der Rückstellungsbewertung nicht nur ein einziger Betrag, sondern eine Bandbreite

von Beträgen in Betracht, die nur durch die vernünftige kaufmännische Beurteilung begrenzt

                                                          
102 Vgl. Hoyos/Ring, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 249 Rn. 74. Mayer-Wegelin, in: HdR, hrsg. v. Kü-

ting/Weber, Band Ia, 4. Aufl., § 249 Rn. 69.
103 Vgl. BFH, Beschluss des Großen Senats v. 23.6.1997, BStBl. II 1997, 735 (738); ADS, 6. Aufl., § 249

Rn. 144 sowie § 253 HGB, Rn. 244.
104 Vgl. Hoyos/Ring, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 249 Rn. 60.
105 Vgl. Mayer-Wegelin, in: HdR, hrsg. v. Küting/Weber, Band Ia, 4. Aufl., § 249 Rn. 71.
106 In diesem Sinne wohl auch ADS, 6. Aufl., § 253 Rn. 253; Forster, WPg 1971, 393 (397 ff.).
107 Vgl. Hoyos/Ring, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 249 Rn. 74.
108 Vgl. BFH, Beschluss des Großen Senats v. 23.6.1997, BStBl. II 1997, 735 (738); Hoyos/Ring, in: Beck Bil-

Komm., 6. Aufl., § 249 Rn. 63; ADS, 6. Aufl., § 249 Rn. 143.
109 Vgl. beispielsweise ADS, 6. Aufl., § 249 Rn. 160 ff.; Arbeitskreis „Externe Unternehmensrechnung“ der

Schmalenbach-Gesellschaft, DB 1997, 637 (638); Hoyos/Ring, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 249 Rn. 64 f.
Zum Erfordernis, dass das Derivat zur Sicherung eines (Kredit-)Risikos eingesetzt wird, vgl. IDW, RS BFA
1, WPg 2002, 195 ff.

110 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 252 Rn. 69.
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wird.111 Dabei ist die Bandbreite um so größer, je unbestimmter die vorliegenden Informatio-

nen sind und je weniger auf Erfahrungswerte zurückgegriffen werden kann.112 Liegt bei-

spielsweise ein einmaliger Sachverhalt als Grund für eine Rückstellungsbildung vor, ist nach

herrschender Meinung unter Vorsichtsgesichtspunkten eine pessimistischere als die wahr-

scheinlichste Alternative auszuwählen; bei mehreren gleichartigen und im Wesentlichen von-

einander unabhängigen Sachverhalten, ist grundsätzlich derjenige Rückstellungsbetrag zu

wählen, für den die größte Wahrscheinlichkeit besteht.113

3.1.3. Unternehmensfortführungsrisiko und Going Concern-Prämisse

Die Abbildung des Risikos im Jahresabschluss, dass die Geschäftstätigkeit der Gesellschaft

nicht fortgesetzt werden kann, ist in § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB als Abweichung von der Regel-

annahme der Unternehmensfortführung bei der Bewertung von Vermögensgegenständen und

Schulden konzipiert114. Vermögensgegenstände sind mit den niedrigeren Veräußerungswerten

zu bewerten115 und liquidationsbedingte Schulden (insbesondere Sozialplanverpflichtun-

gen)116 müssen passiviert werden, wenn tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten der Un-

ternehmensfortführung entgegenstehen. Darüber hinaus wirkt sich der Wegfall der Unterneh-

mensfortführungsannahme beispielsweise in einer Auflösung von Rechnungsabgrenzungspo-

sten (ggf. Bilanzierung von Rückforderungsansprüchen oder Rückzahlungsverpflichtungen)

                                                          
111 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 253 Rn. 190.
112 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 253 Rn. 190.
113 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 253 Rn. 192; Forster, WPg 1971, 393 (397). Zum Meinungsstand vgl. auch Osterloh-

Konrad, DStR 2003, 1631 (1632 ff.). Aufgrund des Vorsichtsprinzips kann im Einzelfall die Rückstellung
auch mit einem höheren als dem wahrscheinlichsten Wert angesetzt werden, allerdings bildet hierbei der
wahrscheinlichste Wert für den Mittelabfluss bzw. bilden die wahrscheinlichsten Werte für die zugrundelie-
genden Parameter der Rückstellung regelmäßig die Grundlage für die Rückstellungsbewertung; im zweiten
Schritt kann ein „Risikozuschlag“ erfolgen. Nach einem Vorschlag des DSR sind Rückstellungen bzw. unge-
wisse Zahlungen mit dem Erwartungswert (als Summe der mit den Eintrittswahrscheinlichkeiten gewichteten
Ausprägungen eines ungewissen Ereignisses) zu bewerten, wobei nach Ansicht des DSR der Ansatz einer
Rückstellung nur in Betracht kommt, wenn die Wahrscheinlichkeit für den Nutzenabfluss größer als 50 % ist.
Vgl. DSR, Entwurf – Grundsätze ordnungsmäßiger Rechnungslegung (Rahmenkonzept), Rn. 67, 110, A 34 u.
B 17. Nach hier vertretener Auffassung führt die Bewertung nur solcher Rückstellungen, bei denen die Wahr-
scheinlichkeit für einen Nutzenabfluss größer als 50 % ist, mit dem Erwartungswert im Ergebnis dazu, dass
die Schulden insgesamt zu niedrig bewertet werden, weil Nutzenabflüsse mit einer Wahrscheinlichkeit von
weniger als 50 % nicht berücksichtigt werden, obwohl diese für das Konzept der Bewertung mit dem Erwar-
tungswert einzubeziehen wären. Sofern lediglich Wahrscheinlichkeiten für Nutzenabflüsse mit mehr als 50 %
berücksichtigt werden, muss konsequenterweise der erwartete Nutzenabfluss zurückgestellt werden, der ver-
mutlich entstehen wird.

114 Vgl. WP-Handbuch 2006, E 222.
115 Die Bewertung bei Wegfall der Fortführungsprämisse mit höheren, über den Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten liegenden Zeitwerten ablehnend ADS, 6. Aufl., § 252 Rn. 33; Winkeljohann/Geißler, in: Beck
Bil-Komm., 6. Aufl., § 252 Rn. 9.
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oder von Sonderposten mit Rücklageanteil aus.117 Im Anhang ist die Abkehr von der Unter-

nehmensfortführungsannahme aufgrund der notwendigen Durchbrechung des Stetigkeitsge-

bots anzugeben.118

Für Zwecke der Erstellung des Jahresabschlusses ist von den gesetzlichen Vertretern des Un-

ternehmens im Rahmen einer Gesamtwürdigung von betrieblichen Risiken und Chancen die

zentrale Frage zu klären, ob für einen Zeitraum von mindestens zwölf Monaten119 ab dem

Bilanzstichtag von der Unternehmensfortführung ausgegangen werden kann. Von der An-

nahme der Unternehmensfortführung kann nach IDW PS 270 grundsätzlich ausgegangen wer-

den, „wenn das Unternehmen in der Vergangenheit nachhaltige Gewinne erzielt hat, leicht auf

finanzielle Mittel zurückgreifen kann und keine bilanzielle Überschuldung droht.“120 Als der

Fortführungsannahme entgegenstehende Gegebenheiten werden in der Literatur überwiegend

vergangenheitsbezogene Sachverhalte genannt, die finanzielle Gesichtspunkte betreffen.121

Der Zeitpunkt der Aufgabe der Going Concern-Prämisse lässt sich allerdings mangels gesetz-

lich festgelegter Kennzahlen oder Grenzwerte nicht eindeutig bestimmen.122 Zur Beurteilung

der Going Concern-Prämisse sind daher des Weiteren die Unternehmenspläne (insbesondere

Finanzplan) sowie die mit der wirtschaftlichen Lage verbundenen Risiken und Chancen zu

analysieren.123 Letztlich muss die Entscheidung über die Annahme der Unternehmensfortfüh-

rung unter Heranziehung aller für den Fortbestand des Unternehmens relevanten Gegeben-

heiten getroffen werden (z. B. Informationen über den Auftragsbestand, Umsatz- und Ertrags-

entwicklung, Verhalten der Gläubiger und Gesellschafter sowie eingeleitete Sanierungsmaß-

nahmen).124 In Zweifelsfällen, z. B. bei nachhaltigen Jahresfehlbeträgen oder ständig steigen-

den Kreditaufnahmen, besteht die Pflicht, im Anhang die Annahme der Unternehmensfortfüh-

rung zu begründen.125

                                                                                                                                                                                    
116 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 252 Rn. 33.
117 Vgl. IDW, RS HFA 17.6 ff., WPg 2006, 40 ff.
118 Vgl. IDW, RS HFA 17.40, WPg 2006, 40 (43).
119 Vgl. IDW, PS 270.8, WPg 2003, 775.
120 IDW, PS 270.9, WPg 2003, 775 (776).
121 Vgl. auch IDW, PS 270.10 f., WPg 2003, 775 (776).
122 Vgl. Winkeljohann/Geißler, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 252 Rn. 15; Selchert, in: HdR, hrsg. v. Kü-

ting/Weber, Band Ia, 4. Aufl., § 252 Rn. 37; ADS, 6. Aufl., § 252 Rn. 25.
123 Vgl. auch IDW, PS 270.10 f., WPg 2003, 775 (776) u. FAR 1/1996, WPg 1996, 22 ff.; Groß/Amen, WPg

2002, 225 (230 ff.).
124 Vgl. Winkeljohann/Geißler, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 252 Rn. 15; Selchert, in: HdR, hrsg. v. Kü-

ting/Weber, Band Ia, 4. Aufl., § 252 Rn. 37; Lück, DB 2001, 1945 (1947).
125 Vgl. auch Winkeljohann/Geißler, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 252 Rn. 15; Bitz, Risikomanagement nach

KonTraG, S. 7; Baetge/Schulze, DB 1998, 937 (943); Lück, DB 2001, 1945 (1948); Neubeck, Die Prüfung
von Risikomanagementsystemen, S. 92. A. A. ADS, 6. Aufl., § 264 Rn. 118 (wobei im Kommentar unter-
schiedliche Auffassungen vertreten werden, vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 59).
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3.1.4.Exkurs: Berücksichtigung von Finanzderivaten und Sicherungsbeziehungen im

Jahresabschluss

In der Rechnungslegung nach HGB ist bisher mangels gesetzlicher Regelungen unklar, wie

Finanzderivate bzw. wie Sicherungsbeziehungen im Jahresabschluss zu behandeln sind. Ins-

besondere wird kontrovers diskutiert, in welchen Fällen der Grundsatz der Einzelbewertung

einer Zusammenfassung verschiedener Transaktionen zu sogenannten Bewertungseinheiten

entgegen steht. Der Arbeitskreis „Externe Unternehmensrechnung“ der Schmalenbach-

Gesellschaft ist beispielsweise der Auffassung, dass die Art der Abbildung der Wechselkurs-

und Zinsrisiken im Rechnungswesen von der Risikosteuerung und -kontrolle des jeweiligen

Unternehmens abhängen sollte.126 Sofern (a) Risiken und Chancen der Grund- und Siche-

rungsgeschäfte sich wahrscheinlich ausgleichen, (b) dieser Nutzungs- und Funktionszusam-

menhang vom Bilanzierenden über den Bewertungsstichtag hinaus gewollt ist, (c) der Wille

des Bilanzierenden durch eine vor dem Bilanzstichtag durchgeführte Zuordnung der Einzelpo-

sitionen zu einer Bewertungseinheit dokumentiert wird und (d) die Absicherung durch organi-

satorische Regelungen zur Erfassung der Risikopositionen und zur Limitierung offener Posi-

tionen sichergestellt ist, sollten nach Auffassung des Arbeitskreises der Schmalenbach-

Gesellschaft die verschiedenen Transaktionen zu einer Bewertungseinheit für die Rechnungs-

legung zusammengefasst werden, so dass neben dem Mikro-Hedge (Risikoausgleich zweier

gegenläufiger Positionen) auch ein Makro-Hedge (Risikoausgleich von mehr als zwei Positio-

nen) in der Rechnungslegung abgebildet werden kann.127 Der Arbeitskreis der Schmalenbach-

Gesellschaft räumt ein, dass mangels allgemein anerkannter Regelungen ein faktisches Bilan-

zierungswahlrecht vorliegt.128 Bei einem Makro-Hedge lehnen der BFH129 und die überwie-

gende Auffassung im Schrifttum130 die Bildung einer Bewertungseinheit ab, während für Mi-

kro-Hedges grundsätzlich131 eine Bewertungseinheit zu bilden ist. Nunmehr muss für jede

                                                          
126 Vgl. Arbeitskreis „Externe Unternehmensrechnung“ der Schmalenbach-Gesellschaft, DB 1997, 637 (638).
127 Vgl. Arbeitskreis „Externe Unternehmensrechnung“ der Schmalenbach-Gesellschaft, DB 1997, 637 (638 f.).

Ähnlich IDW, RS BFA 1.16 u. 32, WPg 2002, 195 ff.
128 Vgl. Arbeitskreis „Externe Unternehmensrechnung“ der Schmalenbach-Gesellschaft, DB 1997, 637 (639).

Eine dem Arbeitskreis gegenteilige Auffassung vertritt z. B. Glaum, DB 1997, 1625 (1627) m. w. N., wonach
Makro- und Portfolio-Hedges nicht mit dem im HGB verankerten traditionellen deutschen GoB vereinbar
sind.

129 Vgl. BFH, Urteil v. 19.3.2002, nicht veröffentlicht (Quelle INF 2003, 783 (784)). Aufgrund der Neuregelung
in § 5 Abs. 1a EStG ist im Ergebnis das Urteil für steuerliche Zwecke nicht mehr anzuwenden. Zur Neurege-
lung des § 5 Abs. 1a EStG vgl. Schick/Indenkämpen, BB 2006, 650 ff.

130 Vgl. Wüstemann/Duhr, BB 2003, 2501 (2505) m. w. N.
131 In der Literatur werden unterschiedliche Bedingungen genannt, die für eine Bewertungseinheit vorliegen

müssen. Im Wesentlichen entsprechen sie den bereits dargestellten Anforderungen der Schmalenbach-
Gesellschaft.



28

Kategorie derivativer Finanzinstrumente Art und Umfang, der beizulegende Zeitwert (sofern

verlässlich ermittelbar), die angewandte Bewertungsmethode sowie der Buchwert und der

Bilanzposten, in welchem der Buchwert des Finanzinstruments erfasst ist, im Anhang angege-

ben werden.132 Insofern wird eine bestehende Regelungslücke bei der Abbildung derivativer

Finanzinstrumente in der Rechnungslegung durch Offenlegung wesentlicher Informationen

über die derivativen Finanzinstrumente vermindert.

3.2. Risiken als Berichtsobjekte im Lagebericht

3.2.1.Gesetzliche Grundlagen zur Risikoberichterstattung

Im Zuge des KonTraG wurde durch Neufassung des § 289 Abs. 1 HGB und des § 315

Abs. 1 HGB die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklungen im (Konzern-)

Lagebericht eingeführt. Nach § 289 Abs. 2 Nr. 2 HGB aF waren bereits zuvor Angaben über

die voraussichtliche Entwicklung (positiver aber auch negativer Art)133 der Gesellschaft im

Lagebericht erforderlich. Gemäß § 289 Abs. 1 HGB nF sind im Lagebericht die voraussichtli-

che Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken sowie zugrunde liegende An-

nahmen zu erläutern.

Nach § 289 Abs. 2 Nr. 2 HGB sind Preisänderungs-, Ausfall- und Liquiditätsrisiken sowie die

Risiken aus Zahlungsstromschwankungen in Bezug auf die Verwendung von Finanzinstru-

menten im Lagebericht anzugeben,134 sofern diese Angaben für die Beurteilung der Lage oder

der voraussichtlichen Entwicklung von Belang sind. Sofern Finanzinstrumente in nicht nur

geringfügigem Umfang verwendet werden, ist nach der Intention der Neuregelung davon aus-

zugehen, dass Angaben zu den Finanzinstrumenten erforderlich sind. Darüber hinaus ist es im

Einzelfall schwierig, Aussagen darüber zu treffen, ob ein Risiko im Lagebericht darzustellen

ist. Ob ein Risiko wesentlich ist, hängt vor allem von den individuellen Gegebenheiten eines

                                                          
132 Vgl. § 285 S. 1 Nr. 18 i. V. m. Art. 58 Abs. 2 EGHGB.
133 Vgl. auch Krawitz, BHR, § 289 Rn. 3; Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung

im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 109 f.
134 Zu den Begriffsdefinitionen der Risiken vgl. IDW, RH HFA 1.005.36, WPg 2005, 531 (534); Ellrott, Beck

Bil-Komm., 6. Aufl., § 289 Rn. 77.
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Unternehmens (insbesondere von der Größe, der Branche und der wirtschaftlichen Lage des

Unternehmens) ab.135

3.2.2. Allgemeine Grundsätze der Lageberichterstattung im Zusammenhang mit der

Darstellung der Risiken der künftigen Entwicklung

Bei der Darstellung der Risiken im Rahmen der Erstellung des Lageberichts bestehen erhebli-

che Ermessensspielräume für die Geschäftsleitung,136 da Art, Umfang und Detailierungsgrad

der Angaben gesetzlich nicht geregelt sind.137 Auswertungen über veröffentlichte Lagebe-

richte belegen, dass häufig nur wenig bzw. ungenügend über die Risiken der künftigen Ent-

wicklung berichtet wird.138 Die Ermessensspielräume bei der Risikoberichterstattung werden

in einem ersten Schritt durch die allgemeinen Grundsätze der Lageberichterstattung begrenzt.

Die Angaben des Lageberichts und daher auch die Angaben zu den Risiken der künftigen

Entwicklungen müssen vollständig, richtig sowie klar und übersichtlich sein.139

Der Grundsatz der Vollständigkeit erfordert, dass im Lagebericht alle Angaben enthalten sind,

die für die Gesamtbeurteilung der Risiken der künftigen Entwicklung notwendig sind.140 Die

Darstellung einer Vielzahl von Unternehmensrisiken ist nicht notwendig141 bzw. sogar unzu-

lässig, wenn die Übersichtlichkeit des Lageberichts nicht mehr gewährleistet ist142. Die Be-

richtspflicht nach § 289 Abs. 1 HGB beschränkt sich daher auf die Darstellung wesentlicher

                                                          
135 Vgl. DSR, DRS 5.12; Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalen-

bach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 20. Vgl. auch Schulze, Die Bericht-
erstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 80.

136 Vgl. auch Dörner/Bischof, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 369 (393); Weber, BB 2001, 140.

137 Vgl. Kajüter, DB 2001, 105. Nach § 289 Abs. 1 S. 2 HGE-E und Begründung zum RefE zum BilReG, S. 25
soll zukünftig gesetzlich geregelt werden, dass je nach Unternehmensgröße und Charakter der Geschäftstätig-
keit die Ausführungen im Lagebericht unterschiedlich detailliert ausfallen können.

138 Vgl. Kajüter, DB 2001, 105 ff., BB 2002, 243 u. WPg 2001 205 ff.; Claussen/Korth, Festschrift Lutter, 327
(336, Fn 37); Ballwieser, zfbf 2001, 840 (851).

139 Vgl. Lange, DStR 2001, 227 (231 f.); Selch, WPg 2000, 357 (363); Kajüter, BB 2002, 243 (244); Winnefeld,
Bilanz-Handbuch, 3. Aufl., K 50; Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 54;
Remme/Theile, GmbHR 1998, 909 (910 f.). Zu weitergehenden Grundsätzen ordnungsmäßiger Lagebe-
richterstattung vgl. Baetge/Schulze, DB 1998, 937 (938); Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der
künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 78 ff.; Ballwieser, Festschrift Baetge, 153
(157 ff.).

140 Vgl. Ellrott, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 289 Rn. 9.
141 Vgl. auch Peemüller/Keller, DStR 1997, 1986 (1987).
142 Vgl. auch Dörner/Bischof, WPg 1999, 445 (447); Weber, BB 2001, 140 (141); Oechsle/Wirth, in: Reform

des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (564); Wiechers,
StuB 2000, 130 (131 f.).
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Risiken der künftigen Entwicklung.143 Ungünstige Entwicklungen mit sehr geringer Wahr-

scheinlichkeit und/oder mit geringer Verlusthöhe sind im Lagebericht unter dem Aspekt der

Klarheit bzw. Wesentlichkeit der Berichterstattung nicht anzugeben.144 Der Hinweis auf ein

wesentliches Risiko darf nicht unterbleiben, wenn dem Risiko auch Chancen gegenüberste-

hen.145

Dem Grundsatz der Richtigkeit kommt bei der Risikoberichterstattung wegen der Zukunftsbe-

zogenheit und der damit einhergehenden Subjektivität146 dieser Angaben nur begrenzt Be-

deutung zu.147 Die den Risikoangaben zugrunde liegenden Informationen und Annahmen der

Geschäftsleitung müssen insbesondere mit den sonstigen Angaben des Lageberichts und des

Jahresabschlusses im Einklang stehen. Folgerungen aus diesen Informationen und Annahmen

müssen schlüssig, d. h. rechnerisch und sachlich richtig sowie willkürfrei gezogen sein.148

Der Grundsatz der Klarheit und Übersichtlichkeit erfordert klare, eindeutige und verständliche

Angaben zu den Risiken der künftigen Entwicklung. Der Grundsatz der Klarheit gebietet zu-

mindest eine Erläuterung bestehender Risiken.149

                                                          
143 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 289 nF Rn. 9; Selch, WPg 2000, 357 (363); Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktien-

rechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (564); Baetge/Schulze, DB
1998, 937 (942); Ernst, WPg 1998, 1025 (1028); Küting/Hütten, AG 1997, 250 (253); Schulze, Die Bericht-
erstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 115 f. Zur Neufas-
sung des § 289 HGB in Bezug auf die Beschränkung wesentlicher Risiken vgl. RefE zum BilReG, S. 5 und
zugehörige Begründung S. 25. Auf das Problem der Unterscheidung zwischen wesentlichen und unwesentli-
chen Risiken wird in Kapitel A 3.2.2. eingegangen.

144 Vgl. auch Dörner/Bischof, WPg 1999, 445 (447); Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen
Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 115 f. Die Beschränkung der Darstellung von Risiken,
die einen großen Verlust auslösen können, kommt dadurch (implizit) zum Ausdruck, dass lediglich bestands-
gefährdende Risiken und sonstige wesentliche Risiken mit wesentlichem Einfluss auf die Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage anzugeben sind. Nach den Ausführungen des Regierungsdirektors Ernst enthält die Ge-
setzesformulierung bewusst keinerlei Einschränkung, dass nur „besondere“ Risiken darzustellen sind. Vgl.
Ernst, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 321
(338 f.).

145 Vgl. auch Kapitel A 3.2.3.2.
146 Vgl. auch Tröller, Möglichkeiten zur Schließung der Erwartungslücke bei der Prüfung deutscher Konzernab-

schlüsse, S. 213; Selchert, Prüfung des Lageberichts, S. 81. Zu Prognosen in Börsenprospekten vgl.
Quick/Kayadelen, WPg 2002, 949 (950).

147 Vgl. auch Winnefeld, Bilanz-Handbuch, 3. Aufl., K 51; Kajüter, BB 2002, 243 (246); Dörner, in: Weltweite
Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung, hrsg. v. IDW, 317 (322 f.); Dörner/Bischof, in: Reform des Akti-
enrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 369 (380); Rodewald, BB 2001,
2155 (2157).

148 Vgl. Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem Kon-
TraG, S. 80; Dörner/Bischof, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör

ner/Menold/Pfitzer, 369 (380); Ballwieser, Festschrift Baetge, 153 (158); Krawitz, BHR, § 289 Rn. 29.
149 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 289 nF Rn. 19; Selchert, Die Prüfung des Lageberichts, S. 215; Lange, in: Risi-

komanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 3 f. Nach Ansicht von Kajüter, DB 2001,
105 (106) ist eine bloße Nennung des Risikos nicht ausreichend.
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3.2.3.Auswahl berichtspflichtiger Risiken

3.2.3.1. Auswahl berichtspflichtiger Risiken unter Berücksichtigung der Bestandsge-

fährdung und des Einflusses auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

Nach weit verbreiteter Auffassung sind nur solche Risiken darzustellen, die entweder be-

standsgefährdend sind oder einen wesentlichen Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage haben.150 Kann das Unternehmen nicht mehr fortgeführt werden oder liegen An-

haltspunkte für eine Bedrohung der Unternehmensfortführung vor, ist dies im Lagebericht

deutlich unter Nennung der Gründe bzw. Anhaltspunkte darzustellen.151 Derartige bestandsge-

fährdende Risiken liegen beispielsweise bei drohendem Kreditentzug, Kürzung von Kreditli-

nien, Überschuldung, Rücknahme von Bestands- und Ertragsgarantien, Wegfall von Absatz-

märkten, riskanten Spekulationsgeschäften sowie langfristig nicht mehr gegebener Ertragsper-

spektiven wegen falscher Produktwahl vor.152 Wenn bestandsgefährdende Tatsachen bzw.

Entwicklungen nach Einschätzung der Unternehmensleitung am Abschlussstichtag noch nicht

der Annahme des Unternehmensfortbestands entgegenstehen, muss im Lagebericht durch eine

abwägende Berichterstattung auf solche Gefährdungen hingewiesen werden.153 Bei der Ein-

schätzung, ob eine Bestandsgefährdung vorliegt, ist grundsätzlich von einem Prognosezeit-

raum von zwölf Monaten (gerechnet von dem Abschlussstichtag des Geschäftsjahres) auszu-

gehen.154

Neben bestandsgefährdenden Risiken sind nach herrschender Auffassung Risiken berichts-

pflichtig, die zwar der Fortbestandsannahme nicht entgegenstehen, die sich aber im Falle ihres

Eintritts in wesentlichem Umfang nachteilig auf den voraussichtlichen Geschäftsverlauf bzw.

die Lage (konkretisiert durch die Vermögens, Finanz- und Ertragslage) der Gesellschaft inner-

halb eines Zweijahreszeitraums155 auswirken.156 Hierzu ist der Einfluss externer Umweltfak-

                                                          
150 Vgl. z. B. WP-Handbuch 2006, F 881 f.; ADS, 6. Aufl., § 289 nF Rn. 11; Haller/Dietrich, KoR 2001, 164

(172 f.).
151 Vgl. auch Dörner/Bischof, WPg 1999, 445 (449); Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwa-

chung, hrsg. v. IDW, 229 (238); Winnefeld, Bilanz-Handbuch, 3. Aufl., K 53.
152 Vgl. Ellrott, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 289 Rn. 54.
153 Vgl. Dörner/Bischof, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-

ner/Menold/Pfitzer, 369 (392); Winnefeld, Bilanz-Handbuch, 3. Aufl., K 53.
154 Vgl. Dörner/Bischof, WPg 1999, 445 (449) u. in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prü-

fung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 369 (392).
155 Aus dem zweijährigen Betrachtungszeitraum resultiert im Ergebnis, dass solche Risiken, die bis zum Progno-

sehorizont entstehen können und vorhersehbar sind, berichtspflichtig sind. Vgl. Schulze, Die Berichterstat-
tung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 126; Weber, BB 2001,
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toren (z. B. Entwicklung der Branche) sowie betrieblicher Funktionsbereiche (Beschaffung,

Produktion, Absatz, etc.) auf die künftige Entwicklung zu untersuchen.157 Als berichtspflich-

tige Risiken kommen nachteilige Preisentwicklungen, Engpassfaktoren, erhebliche Überkapa-

zitäten oder steigende Lohnforderungen in Betracht.158 Des Weiteren können Risiken wichti-

ger Geschäftsführungsmaßnahmen, Risiken im operativen Bereich, branchenbezogene Risiken

(Marktveränderungen, Wettbewerbs- oder Verbrauchsverschiebungen) sowie Störereignisse,

Engpässe, Abhängigkeiten im Produktions-, Absatz-, Beschaffungs-, Personal-, Finanzie-

rungs- und Investitionsbereich eine Berichtspflicht im Lagebericht auslösen.159

Die Einschränkung der Berichterstattung auf bestandsgefährdende Risiken und sonstige Risi-

ken mit wesentlichem Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wird meist da-

durch ergänzt, dass unter „Risiko“ die Möglichkeit negativer Entwicklungen verstanden wird,

die mit einer erheblichen, wenn auch nicht notwendigerweise überwiegenden Wahrschein-

lichkeit erwartet wird.160 Aus diesem Grund ist beispielsweise auf das Risiko einer Zerstörung

des Hauptstandorts eines Unternehmens durch eine Naturkatastrophe i. d. R. nicht einzuge-

hen.161

Die Auswahl berichtspflichtiger Risiken anhand der Bestandsgefährdung und anhand des Ein-

flusses auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage dient der Objektivierung der Berichts-

                                                                                                                                                                                    
140 (141). Nach Auffassung von ADS, 6. Aufl., § 289 nF Rn. 26 f. ist die Bezugsperiode von zwei Jahren
keine starre Grenze und eine Berichtspflicht besteht auch dann, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die
Annahme des Fortbestands des Unternehmens zu einem danach liegenden Zeitpunkt nicht mehr aufrecht er-
halten werden kann. Ähnlich Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der
Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 19; Selchert, Die Prüfung
des Lageberichts, S. 198 ff.

156 Vgl. auch Ernst, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 321 (339).

157 Vgl. Dörner/Bischof, WPg 1999, 445 (450) u. in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prü-
fung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 369 (394); Lange, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v.
Lange/Wall, § 2 Rn. 29.

158 Vgl. Hachmeister, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1431 (1437).
159 Vgl. Meyding/Mörsdorf, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 3 (6); Lange, in:

Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 22; Martin/Bär, Grundsätze des Risi-
komanagements nach KonTraG, S. 54. Vgl. auch Winnefeld, Bilanz-Handbuch, 3. Aufl., K 53; Selchert, Die
Prüfung des Lageberichts, S. 205.

160 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 289 nF Rn. 14; Dörner/Bischof, WPg 1999, 445 (447) u. in: Reform des Aktien-
rechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 369 (389 f., 394); Kajüter, DB
2001, 105; Rodewald, BB 2001, 2155 (2159); Bitz, BFuP 2000, 231 (234).

161 Vgl. Dörner/Bischof, WPg 1999, 445 (447) u. in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prü-
fung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 369 (389); Winnefeld, Bilanz-Handbuch, 3. Aufl., K 51; Bitz, Risiko-
management nach KonTraG, S. 6 f.; ADS, 6. Aufl., § 289 nF Rn. 14; Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9,
Rn. 37; Kajüter, WPg 2001, 205 (206). Im Ergebnis a. A. Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in
Gestalt des KonTraG, S. 109. Differenzierend Krawitz, BHR, § 289 Rn. 81. Eine Berichterstattung über Na-
turgewalten befürwortend Lange, DStR 2001, 227 (229).
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pflichten im Lagebericht.162 Da allerdings der Lagebericht und der Jahresabschluss regelmäßig

nur einen begrenzten Einblick in die tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnisse geben kön-

nen,163 ist fraglich, ob die Wesentlichkeit von Risiken anhand der Auswirkungen auf die

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage bestimmt werden sollte.164 Die Risikoberichterstattung

lehnt sich bei dieser Betrachtungsweise zu stark an den Kategorien des Jahresabschlusses an

und läuft daher Gefahr, vergangenheitsorientiert zu sein. Wesentliche Risiken zeichnen sich

im Vergleich zu unwesentlichen Risiken durch vergleichsweise höhere Verlustwahrschein-

lichkeiten und größere Verluste bei Eintritt des Risikoszenarios aus.165 Insbesondere Verfah-

ren der Trendextrapolation mittels Bilanzkennzahlen sind bei der Risikoberichterstattung kri-

tisch zu beurteilen, da der Zweck der Risikoberichterstattung gerade darin gesehen werden

kann, mögliche Trendausbrüche darzustellen.166

                                                          
162 Zur Bestimmung der Einflussgrößen der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage seitens des Abschlussprüfers

bedarf es allerdings nach Auffassung von Böcking, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und
Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 717 (734 f.) der Analyse der internen Organisation und Entschei-
dungsfindung sowie des Rückgriffs auf betriebswirtschaftliche Kennzahlen, so dass im Ergebnis der Objekti-
vierung bei der Auswahl berichtspflichtiger Risiken Grenzen gesetzt sind.

163 Vgl. Scheffels, Fuzzy-Logik in der Jahresabschlußprüfung, S. 6 f.; Moxter, BB 1997, 722 (723). Kritisch
dazu, ob der Jahresabschluss und der Lagebericht die wirtschaftliche Lage abbilden, Kawlath, Festschrift
Baetge, 189 (199 ff.). Vgl. auch Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im
Lagebericht nach dem KonTraG, S. 79.

164 Aus diesem Grunde ist auch der Vorschlag (vgl. Baetge/Schulze, DB 1998, 937 (946); Baetge/Linßen, BFuP
1999, 369 (380); Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach
dem KonTraG, S. 169 ff.; Winnefeld, Bilanz-Handbuch, 3. Aufl., K 50) einer Planbilanz zur Ermittlung we-
sentlicher Risiken kritisch zu sehen, da eine Planbilanz nur eine Abbildung der zukünftigen Entwicklung dar-
stellen kann und daher lediglich ein Analyseinstrument unter mehreren darstellt. Zu Maßnahmen der Risikoer-
fassung vgl. Kapitel A 2.1.1. u. A 2.1.2. Nach DRS 5 (9) umfasst die wirtschaftliche Lage alle Faktoren, die
die Fähigkeit des Unternehmens beeinflussen, künftig Einzahlungsüberschüsse zu generieren, so dass die
wirtschaftliche Lage nicht (nur) durch die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage bestimmt wird. Zum Begriff
der wirtschaftlichen Lage im Zusammenhang mit dem Lagebericht vgl. insbesondere Selchert, Die Prüfung
des Lageberichts, S. 148 ff.

165 Vgl. Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 53; Selchert, Die Prüfung des Lage-
berichts, S. 203 f. Nach zutreffender Auffassung von Selchert, Die Prüfung des Lageberichts, S. 214 erscheint
es wenig hilfreich, „wesentliche Risiken“ durch Risiken mit „wesentlichem Einfluß“ auf die Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage zu erklären.

166 Vgl. Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem Kon-
TraG, S. 135.
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3.2.3.2. Auswahl berichtspflichtiger Risiken unter Zugrundelegung der Adressatenin-

teressen

Insbesondere bei börsennotierten Gesellschaften ist die Entwicklung der Lageberichte hin zu

kapitalmarktorientierten Unternehmensberichten festzustellen.167 Die Berichterstattung über

die Risiken der künftigen Entwicklung soll den Adressaten des Lageberichts entscheidungs-

relevante und verlässliche Informationen zur Verfügung stellen,168 um insbesondere Entschei-

dungen über Aktienkäufe/-verkäufe zu treffen. Insbesondere nach Auffassung des DSR hat

sich die Risikoberichterstattung an den Interessen der Adressaten des Lageberichts (insbeson-

dere Kapitalmarktteilnehmer, aber auch Aufsichtsrat, Belegschaft, interessierte Öffentlichkeit)

zu orientieren.169

Unter dem Gesichtspunkt der Adressatenorientierung ist nach Ansicht des DSR bei ange-

spannter wirtschaftlicher Lage eine umfangreichere Berichterstattung über die Risiken der

künftigen Entwicklung erforderlich.170 Berichtspflichtige Risiken liegen vor, wenn die Gefahr

einer deutlichen Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens besteht oder

Hinweise auf eine mögliche Bestandsgefährdung vorliegen.171 Des Weiteren werden „Risiko-

konzentrationen“ wie besondere Abhängigkeiten von einzelnen Kunden, Lieferanten, Paten-

ten, Produkten oder Ländern als berichtsrelevant eingestuft.172 Der DSR folgt der herrschen-

den Auffassung, dass grundsätzlich bei bestandsgefährdenden Risiken von einem Prognose-

zeitraum von einem Jahr, bei anderen wesentlichen Risiken i. d. R. von einem Prognosezeit-

raum von zwei Jahren auszugehen ist.173

                                                          
167 Vgl. Fey, WPg 2000, 1097 ff.; Haller/Dietrich, KoR 2001, 164 ff.; Günther/Beyer, BB 2001, 1623 ff.
168 Vgl. DSR, DRS 5.2. Ähnlich Remme/Theile, GmbHR 1998, 909 (910); Lange, DStR 2001, 227. Nach Auf-

fassung von Dörner/Bischof, WPg 1999, 445 (447) u. in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und
Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 369 (389) ist nur über solche Risiken zu berichten, die für die Be-
richtsadressaten berichtsrelevant sind. Im Folgenden werden dann allerdings bestandsgefährdende Risiken
und Risiken mit wesentlichem Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage als berichtsrelevant ge-
kennzeichnet, so dass angenommen wird, dass anhand dieser Kriterien die Interessen der Berichtsadressaten
in angemessener Weise berücksichtigt werden.

169 Vgl. DSR, DRS 5.10 f. Vgl. auch Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im
Lagebericht nach dem KonTraG, S. 69 ff.; Rodewald, BB 2001, 2155 (2158).

170 Vgl. DSR, DRS 5.11 f. Vgl. auch  Brebeck/Förschle, in; Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v.
Saitz/Braun, 171 (179); Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1886 (1891).

171 Vgl. DSR, DRS 5.11.
172 Vgl. DSR, DRS 5.13 f.; Weber, BB 2001, 140 (142); Kajüter, BB 2002, 243 (245) u. WPg 2001, 205 (206);

Fey, WPg 2000, 1097 (1104 f.); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 37. Ähnlich Böcking/Orth, WPg 1998,
351 (359). Auf die Bedeutung von Engpass-Faktoren im Rahmen des internen Risikomanagements hinwei-
send Hauschildt/Heldt, Festschrift Otte, 165 (173).

173 Vgl. DSR, DRS 5.24. Zum zweijährigen Prognosezeitraum vgl. z. B. auch Arbeitskreis „Externe und Interne
Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage
11/2000, Rn. 106; ADS, 6. Aufl., § 289 nF Rn. 23 ff.; WPg 1998, 653 (657 f.); Weber, BB 2001, 140 (143);
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Die Adressaten(gruppen) haben unterschiedliche Erwartungen an die Risikoberichterstattung

und der Wunsch nach bestimmten Risikoinformationen ist für die Geschäftsleitung im Einzel-

fall nur schwer erkennbar.174 Zudem sind Kapitalmarktteilnehmer i. d. R. nicht über Unter-

nehmensinterna informiert, so dass die Berichtsadressaten letztlich nicht wissen können, wel-

che Risiken für die künftige Entwicklung der Gesellschaft wesentlich sind. Sinn und Zweck

der Risikoberichterstattung liegt gerade darin, die Empfänger des Lageberichts über die Risi-

kosituation zu informieren. Zwar ist nicht auszuschließen, dass bestimmte Risiken für be-

stimmte Adressaten(gruppen) des Lageberichts von erhöhter Bedeutung sind (z. B. Umweltri-

siken), jedoch steigt i. d. R. das Interesse der Adressaten für ein Risiko, wenn die zugrunde

liegende Entwicklung wahrscheinlich ist und der Verlust hoch sein kann. Nur insofern trägt

das Adressateninteresse bei der Auswahl berichtspflichtiger Risiken zur Präzisierung der Be-

richtspflichten im Lagebericht bei.175

Der DRS 5 geht auf das praxisnahe Problem nicht ein, ob eine Berichterstattung über ein Ri-

siko unterbleiben darf, wenn die Preisgabe der Information nach vernünftiger kaufmännischer

Beurteilung zu erheblichen Nachteilen für das berichterstattende Unternehmen führt. Nach der

überwiegenden Literaturmeinung ist zwischen dem Selbstschutzinteresse des Unternehmens

und den Adressateninteressen abzuwägen.176 Zwar besteht für die Lageberichtsangaben keine

zu § 286 HGB vergleichbare Schutzklausel, wenn durch die Angaben das Wohl der Bundes-

republik Deutschland oder eines ihrer Länder bedroht ist oder wenn die Angaben zu einem

                                                                                                                                                                                    
Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 539 (565). Im Hinblick auf den Hinweis der Bestandsgefährdung ist der einjährige Pro-
gnosezeitraum durch den Bezug zur Going Concern-Annahme im Rahmen des Jahresabschlusses gerechtfer-
tigt. Für den Berichtsadressaten wird auch die subjektive Einschätzung langfristiger, i. d. R. strategischer Ri-
siken von Interesse sein. Vgl. auch DSR, DRS 5.17; Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künfti-
gen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 124. In gewissem Umfang kann daher eine Vermin-
derung der Genauigkeit der Angaben zugunsten eines längeren Prognosezeitraums in Kauf genommen wer-
den. Vgl. auch Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach
dem KonTraG, S. 125. Bei längeren Marktzyklen oder bei komplexen Großprojekten sollte der Prognoseho-
rizont entsprechend angepasst werden. Vgl. DSR, DRS 5.24; Weber, BB 2001, 140 (143).

174 Vgl. auch Kajüter, BB 2002, 243 (245); Selchert, Prüfung des Lageberichts, S. 212; Küting/Hütten, AG 1997,
250 (253); Lange, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 8. Zwar existieren
umfangreiche Untersuchungen über die Interessen von Berichtsadressaten (Haller/Dietrich, KoR 2001,
164 ff.; Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem
KonTraG, S. 74 jeweils m. w. N.), im Hinblick auf die betrieblichen Risiken wurden diese bisher jedoch
kaum präzisiert. Zu weitgehend daher auch die Forderung von Weber, BB 2001, 140 (141), dass bei der Risi-
koberichterstattung als Vergleichsmaßstab primär von den von der Geschäftsführung erkennbaren Erwartun-
gen der Lageberichtsempfänger auszugehen ist.

175 Ähnlich Selchert, Die Prüfung des Lageberichts, S. 212.
176 Vgl. Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem Kon-

TraG, S. 77, 93 u. 138 ff.
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erheblichen Nachteil für das Unternehmen führen,177 allerdings nimmt die herrschende Mei-

nung zu Recht an, dass zumindest solche Informationen von der Berichtspflicht ausgenommen

sind, die auch in der Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft nach § 131 Abs. 3 AktG

vom Auskunftsrecht des Aktionärs ausgenommen wären und deren Weitergabe zu einer Ver-

letzung der Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflichten der Unternehmensleitung führen

könnten.178 Angaben zu Vorgängen mit voraussichtlich bedeutender Auswirkung auf die

künftige Entwicklung des Unternehmens können in ihrem Umfang insoweit reduziert werden,

als aus einem frühzeitigen Bekanntwerden solcher Sachverhalte nachvollziehbar mit einer

gravierenden Schädigung des Unternehmens gerechnet werden muss.179

Im Rahmen der Risikoberichterstattung führt die mögliche Begrenzung der Berichtspflichten

nicht dazu, dass bei schlechter wirtschaftlicher Lage auf eine Risikoberichterstattung oder auf

den Hinweis der Bestandsgefährdung verzichtet werden kann.180 Bei den Angaben zu einzel-

nen Risiken ist eine Verallgemeinerung der Angaben nur insoweit zulässig, als es zur Vermei-

dung der Nachteile erforderlich ist.181 Bei einer Schadensersatzklage gegen das Unternehmen

wäre beispielsweise nur das Vorliegen und eine allgemeine Erörterung des Rechtsstreits not-

wendig.

                                                          
177 Vgl. Kajüter, DB 2001, 105 (106); Küting/Hütten, AG 1997, 250 (255). Nach weit verbreiteter Auffassung

kann eine Berichterstattung unterbleiben, wenn das Wohl der Bundesrepublik gefährdet wäre. Vgl. Schulze,
Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 138;
Ballwieser, Festschrift Baetge, 153 (157) und Lange, BB 1999, 2447 (2452). Im Zuge des TransPuG wurde
§ 286 Abs. 3 S. 3 f. HGB eingefügt, so dass die Möglichkeit des Unterlassens von Angaben im Anhang von
Unternehmen, die einen organisierten Markt i. S. d. § 2 Abs. 5 Wertpapierhandelsgesetzes in Anspruch neh-
men, entfällt.

178 Vgl. auch Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-
Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 114; Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9,
Rn. 43; Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (509); Selchert, Prüfung des Lageberichts, S. 38. Kritisch zur
möglichen Einschränkung der Angaben im Lagebericht Dörner/Bischof, WPg 1999, 445 (450 f.) u. in: Re-
form des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 369 (382 f.); Ro-
dewald, BB 2001, 2155 (2160). Nach Auffassung von Witten, Festschrift Strobel, 341 (348) ist die durch
§ 131 AktG mögliche Informationsreduzierung für die Gesellschafter einer GmbH durch das Auskunfts- und
Einsichtsrechts weitgehend entschärft. Zum Recht des Aktionärs auf Auskunft über riskante Rechtsgeschäfte
vgl. Kiethe, NZG 2003, 401 ff.

179 Vgl. Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem Kon-
TraG, S. 140; Kajüter, DB 2001, 105 (106); Ballwieser, Festschrift Baetge, 153 (157); Dörner/Bischof, in:
Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 369 (383).

180 Vgl. Selchert, Die Prüfung des Lageberichts, S. 218; Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künfti-
gen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 140; Lange, BB 1999, 2447 (2452); Oechsle/Wirth,
in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (567).
Kritisch Behrens, Risikokapitalbeschaffung und Anlegerschutz im Aktienrecht und Kapitalmarktrecht, S. 101.

181 Vgl. Küting/Hütten, AG 1997, 250 (255); Dörner, in: Weltweite Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung,
hrsg. v. IDW, 317 (330); Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebe-
richt nach dem KonTraG, S. 140; Rodewald, BB 2001, 2155 (2160); Streißle, Die aktienrechtliche Abschluß-
prüfung in Gestalt des KonTraG, S. 112; Meyding/Mörsdorf, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz,
hrsg. v. Saitz/Braun, 3 (7); Brebeck/Förschle, in; Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun,
171 (180).
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3.2.3.3. Auswahl berichtspflichtiger Risiken auf Basis der Informationen des Risikoma-

nagementsystems

Des Weiteren können diejenigen Risiken als berichtspflichtig eingestuft werden, die von der

Unternehmensleitung im Rahmen der Geschäftsführung laufend überwacht werden und/oder

die im Rahmen der Unternehmensplanung detailliert untersucht wurden.182 Neben einer kon-

tinuierlichen unterjährigen Risikokommunikation kommt eine eigens für den Lagebericht (und

Jahresabschluss) vorgenommene Risikoinventur in Betracht,183 in der durch Befragung der

Bereichsverantwortlichen und durch Risikoerfassungsbögen Risikoinformationen seitens der

Geschäftsleitung in Erfahrung gebracht werden.184 Ebenso wie bei der Segmentberichterstat-

tung stellt sich bei der Risikoberichterstattung die Frage nach der Konvergenz von externer

und interner Berichterstattung, die entscheidungsrelevante Informationen sowohl für Ent-

scheidungsprozesse im Unternehmen als auch für Kapitalanlageentscheidungen bereitstellen

soll.185

Bei der Risikoberichterstattung unter Zugrundelegung des Risikomanagementsystems ist pro-

blematisch, dass im Ergebnis die Berichterstattung abhängig von der subjektiven Risikowahr-

nehmung der Unternehmensleitung ist und insofern keine Objektivierung stattfindet.186 Teil-

weise wird dieses Problem dadurch gelöst, dass der Vorstand einer Aktiengesellschaft nach

§ 91 Abs. 2 AktG geeignete Maßnahmen zu treffen hat, damit bestandsgefährdende Entwick-

lungen früh erkannt werden.187 Unter der Annahme, dass der Vorstand dieser Verpflichtung in

                                                          
182 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 289 nF Rn. 4 f.; WP-Handbuch 2006, P 89; Baetge/Linßen BFuP 1999, 369 (370);

Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG,
S. 143 ff.; Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-
Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 111; Saitz, in: Das Kontroll- und Transpa-
renzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 69 (74); Kajüter, BB 2002, 243 (245); von Hohnhorst, in: Herausforderung
Risikomanagement, hrsg. Hölscher/Elfgen, 91 (104); Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rech-
nungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (564); Henselmann, in: Risikomanagement,
hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (44); Lange, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lan-
ge/Wall, § 2 Rn. 20.

183 Vgl. auch Pollanz, DB 2001, 1317 (1320).
184 Vgl. auch Bitz, Risikomanagement nach KonTraG, S. 7; Baetge/Zülch, Festschrift Otte, 1 (21); Winnefeld,

Bilanz-Handbuch, 3. Aufl., K 50.
185 Vgl. auch Witten, Festschrift Strobel, 341 (348); Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 296.

Zur Konvergenz externer und interner Rechnungslegung vgl. Böcking, in: Reform des Aktienrechts, der
Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 509, (513 ff.). Vgl. auch Fey, WPg 2000,
1097 (1099); Arbeitskreis Externe Unternehmensrechnung der Schmalenbach-Gesellschaft, DB 2002,
2337 ff.

186 Vgl. auch Kirsch/Scheele, BB 2003, 2733 (2738) wonach der Grundsatz, Informationen aus der Sicht der
Unternehmensleitung darzustellen, Probleme bei der Objektivierung dieser Daten verursachen kann.

187 Vgl. Kapitel B 1.1.1. Zur analogen Anwendung des § 91 Abs. 2 AktG bei GmbHs und Personengesellschaften
i. S. v. § 264a HGB vgl. Kapitel C 1.
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geeigneter Weise nachkommt, wird er über sämtliche berichtsrelevanten Risiken aus den Un-

ternehmensbereichen informiert sein und insbesondere über diejenigen Risiken kontinuierlich

Informationen von den Bereichsverantwortlichen anfordern, die seiner Auffassung nach we-

sentlich sind. Insofern kann die Auswahl der Risiken sich grundsätzlich an der intern zuge-

messenen Bedeutung orientieren.188 Die Risikoangaben müssen mit den internen Berichten

übereinstimmen.189 Daher ist grundsätzlich anhand der Informationen, die der Geschäftslei-

tung vorliegen, zu bestimmen, welche Risiken wesentlich und daher im Lagebericht anzuge-

ben sind. Die Überwachung der sich aus § 91 Abs. 2 AktG ergebenden Vorstandsverpflich-

tung durch den Aufsichtsrat (§ 111 AktG) und durch den Abschlussprüfer (§ 317

Abs. 4 HGB) trägt insofern zur Objektivierung bei und führt dazu, bestehende System-

schwachstellen in Bezug auf die Risikoerfassung im Unternehmen zu beseitigen und daher

mittelbar für eine ordnungsgemäße Risikoberichterstattung im Lagebericht zu sorgen. Im Ver-

gleich zu den internen Berichten kann im Einzelnen der Umfang der Risikoberichterstattung

im Lagebericht eingeschränkt werden, sofern aus dem frühzeitigen Bekanntwerden derartiger

Sachverhalte nachvollziehbar mit einer gravierenden Schädigung des Unternehmens gerechnet

werden muss.190

3.2.4.Erläuterung berichtspflichtiger Risiken

Die bestehenden Risiken der künftigen Entwicklung sind zumindest zu benennen bzw. zu

beschreiben.191 Nach herrschender Auffassung ist zudem auf eine bestehende Bestandsgefähr-

dung hinzuweisen.192 Je bedeutsamer ein Risiko ist, desto deutlicher muss auf die Risikowir-

kungen und auf das daraus resultierende Gefährdungspotential hingewiesen werden.193 Frag-

lich ist, ob und inwieweit unter dem Aspekt der Klarheit neben der Beschreibung des Risikos

                                                          
188 Im Zusammenhang mit der Zusammenfassung einzelner Risiken zu Risikokategorien vgl. auch DSR, DRS

5.16; Weber, BB 2001, 140 (142).
189 Vgl. auch IDW, PS 350.16, WPg 1998, 663 (665); Witten, Festschrift Strobel, 341 (356); Kajüter, BB 2002,

243 (246); Wiechers, StuB 2000, 130 (135). Zur Segmentberichterstattung vgl. auch Böcking, in: Reform des
Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 509 (524), nach dessen
Auffassung mit der Segmentabgrenzung anhand der im Unternehmen vorzufindenden Organisationsstruktur
gleichzeitig eine Objektivierung verbunden ist.

190 Vgl. Kapitel A 3.2.3.2.
191 Vgl. Kapitel A 3.2.1.
192 Vgl. DSR, DRS 5.15; Kajüter, BB 2002, 243 (246); WP-Handbuch 2006, Q 506.
193 Vgl. Kajüter, BB 2002, 243 (245); Selchert, Die Prüfung des Lageberichts, S. 217.
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weitere Angaben zu den Determinanten des Risikos (insbesondere Verlustwahrscheinlichkeit

und -höhe, zeitlicher Horizont)194 erforderlich sind.195

Nach Ansicht des DSR ist die Bedeutung der Risiken (insbesondere Eintrittswahrscheinlich-

keit und betragsmäßige Auswirkung) darzustellen.196 Die Risiken sind zu quantifizieren, wenn

1) dies nach anerkannten und verlässlichen Methoden möglich und

2) wirtschaftlich vertretbar ist und

3) die quantitativen Angaben eine entscheidungsrelevante Information für die Adressaten des

Lageberichts sind.197

Nach Auffassung des DSR ist eine Darstellung der Interdependenzen zwischen einzelnen Ri-

siken wünschenswert; sie ist erforderlich, wenn auf andere Weise die Risiken nicht zutreffend

eingeschätzt werden können.198

Als anerkannte und verlässliche Methoden zur Risikomessung werden meist die Value at

Risk-Methoden für Finanzrisiken genannt.199 Im Entwurf des DRS 5 wurde die Auffassung

vertreten, dass de facto nur Finanzrisiken quantifiziert werden können, und in der Begründung

zum E-DRS 5 sowie im DRS 5-10200 wird die Risikomaßgröße Value at Risk erwähnt. Ein

Hinweis, dass häufig nur Finanzrisiken quantifiziert werden können, ist im endgültigen DRS 5

nicht aufgenommen worden.

                                                          
194 Zu den Determinanten der Risikoberichterstattung vgl. auch Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der

künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 107.
195 Quantitative Angaben unter bestimmten Voraussetzungen für notwendig erachtend DSR, DRS 5.20. Quanti-

tative Angaben fordernd Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebe-
richt nach dem KonTraG, S. 131 f.; Hachmeister, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1431 (1437). Eine verbale Quantifi-
zierung des Risikos nach Verlusthöhe und Eintrittswahrscheinlichkeit fordernd Pollanz, DB 2001, 1317
(1320). Nach Auffassung von Günther/Beyer, BB 2001, 1623 (1629) u. Krawitz, BHR, § 289 Rn. 83 ist eine
„weitestmögliche“ Quantifizierung anzustreben. Ähnlich Winnefeld, Bilanz-Handbuch, 3. Aufl., K 51; Gel-
hausen, Sonderheft AG 1997, 73 (74). Vgl. auch Dörner/Bischof, WPg 1999, 445 (450) u. in: Reform des
Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 369 (394); Dörner, in:
Weltweite Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung, hrsg. v. IDW, 317 (329); Brebeck/Förschle, in; Das
Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (180). Nach Auffassung von Kajüter, BB 2002,
243 (245) u. Selchert, Die Prüfung des Lageberichts, S. 215 f. kann der Abschlussprüfer keine spezifische Art
von Angaben verlangen.

E

197 Vgl. DSR, DRS 5.20. Ebenso Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 39. Dem DRS 5 hierbei grundsätzlich
zustimmend IDW, WPg 2001, 296 (298).

198 Vgl. DSR, DRS 5.25; Weber, BB 2001, 140 (142). Ähnlich Kajüter, DB 2001, 105 (106).
199 Vgl. auch Kajüter, BB 2002, 243 (245 f.) u. WPg 2001, 205 (207); Günther/Beyer, BB 2001, 1623 (1629).

Vgl. auch Ulmke/Schmale, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 209 (210).
200 Vgl. DSR, DRS 5-10.36.
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In vielen Fällen würde eine Quantifizierung der Risiken im Lagebericht wegen der Verwen-

dung subjektiver Wahrscheinlichkeiten und wegen der Unsicherheit über die bei Eintritt des

Risikoszenarios sich ergebenden Auswirkungen i. d. R. nur eine Scheingenauigkeit vortäu-

schen, so dass häufig eine Unterscheidung der Eintrittswahrscheinlichkeiten in sehr wahr-

scheinlich, wahrscheinlich, möglich, unwahrscheinlich sowie eine Unterteilung in Bandbrei-

ten für die jeweilige Verlusthöhe zweckmäßig ist.201 Da regelmäßig subjektive Elemente der

Risikoerfassung zugrunde liegen (Verwendung subjektiver Wahrscheinlichkeiten, unter-

schiedlicher Risikomaßgrößen oder Risikoparameter wie Zeithorizont oder Aussagesicherheit,

etc.), sind Risikomessgrößen meist nicht objektivierbar202 bzw. nicht nach anerkannten und

verlässlichen Methoden ermittelbar.

Bei Aktiengesellschaften besteht nach § 91 Abs. 2 AktG die gesetzliche Verpflichtung für den

Vorstand, geeignete Maßnahmen zur Risikoerfassung zu treffen.203 Da im Rahmen einer sorg-

fältigen Geschäftsführung wesentliche Risiken zu analysieren sind, spielt für Zwecke der Ri-

sikoberichterstattung im Lagebericht die Frage der wirtschaftlichen Vertretbarkeit der (inter-

nen) Informationsbeschaffung grundsätzlich keine entscheidende Rolle.204 Zudem wird eine

Einschätzung der Risiken durch die Geschäftsleitung in Bezug auf Eintrittswahrscheinlichkeit

und betragsmäßige Auswirkungen regelmäßig von Interesse für die Berichtsadressaten sein.

Da auch subjektive Werte für die Berichtsadressaten von Bedeutung sein können, sollten auch

solche, den internen Entscheidungsprozessen zugrunde liegende Werte205 zur Darstellung der

Risiken im Lagebericht aufgenommen werden. Wenn für eine Quantifizierung des Risikos die

                                                          
201 Vgl. auch DSR, DRS 5-10.39; Weber, BB 2001, 140 (143); Küting/Hütten, AG 1997, 250 (253); Kajüter, DB

2001, 105 (106) u. WPg 2001, 205 (207); Quick/Kayadelen, WPg 2002, 949 (952); Schulze, Die Berichter-
stattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 129 ff. Zahlenmäßige
oder verbal zu umschreibende Angaben im Hinblick auf Eintrittswahrscheinlichkeiten fordernd ADS,
6. Aufl., § 289 nF Rn. 15.

202 Vgl. Spindler, Unternehmensorganisationspflichten, S. 377.
203 Vgl. Kapitel B 1.1.1. Zur analogen Anwendung bei GmbHs und Personengesellschaften i. S. d. § 264a HGB

vgl. Kapitel C 1.
204 Nach Auffassung von Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht

nach dem KonTraG, S. 80 gebietet der Vollständigkeitsgrundsatz für den Lagebericht, alle wirtschaftlich er-
reichbaren Informationsquellen auszunutzen. Ähnlich Remme/Theile, GmbHR 1998, 909 (911). Bei der In-
formationsbeschaffung auf das Wesentlichkeits- und Wirtschaftlichkeitsprinzip sowie die Vorstandsver-
pflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG hinweisend Krawitz, BHR, § 289 Rn. 75 u. 80. Nach der Gesetzbegrün-
dung hat der Abschlussprüfer (und damit auch die Geschäftsleitung) sich hinreichend Gewissheit zu verschaf-
fen, dass alle verfügbaren Informationen für die Risikoberichterstattung verwendet wurden. Vgl. BT-Drs.
13/9712, S. 27. Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 174.

205 Vgl. auch Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem
KonTraG, S. 43; ADS, 6. Aufl., § 289 nF Rn. 15.
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notwendige Daten nicht zur Verfügung stehen, sind zumindest Verlusthöhe und Verlustwahr-

scheinlichkeit verbal zu umschreiben206.

Werden Risiken quantifiziert, sind die verwendeten Modelle und deren Annahmen zu erläu-

tern.207 Dies ist unter dem Aspekt der Klarheit notwendig, da beispielsweise in Abhängigkeit

vom Risikoszenario sich unterschiedliche Verlusthöhen ergeben.208 Da das Risikomaß i. d. R.

abhängig von der unterstellten Wahrscheinlichkeit ist, sind unter dem Aspekt der Klarheit

Angaben über die dem Risikomaß zugrundeliegenden Annahmen (insbesondere über das ver-

wendete Risikoszenario) erforderlich.209 Beispielsweise kann das Risikoszenario Umsatzein-

bruch eines Produkts um mehr als 30 % durch die Eintrittswahrscheinlichkeit, den Zeithori-

zont, erwartete Kompensationseffekte (insbesondere Rückgang der Material- und Personalko-

sten)210, etc. beschrieben werden.

In Bezug auf die Verlusthöhe ist insbesondere von Bedeutung, ob und wie Maßnahmen zur

Bewältigung der Risiken im Rahmen der Risikoberichterstattung berücksichtigt werden. Dies

berührt gleichzeitig die Frage, ob die Pflicht zur Berichterstattung über ein Risiko entfällt,

wenn geeignete risikopolitische Maßnahmen durchgeführt werden. Wenn ein Risiko durch

Sicherungsmaßnahmen im Grundsatz zuverlässig kompensiert wird (wie z. B. durch Ab-

schluss einer Versicherung oder eines Termingeschäfts), beschränkt sich nach Auffassung des

DSR die Darstellung und Erläuterung auf das Restrisiko.211 Sofern kein zuverlässiger Risiko-

                                                          
206 Vgl. auch Kohl, Die Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage im Rahmen der Abschlußprüfung, S. 53.
207 Vgl. DSR, DRS 5.20 u. DRS 5-10.25 f. u. 36.
208 Vgl. auch Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG, S. 107; Schulze, Die Be-

richterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, insbesondere
S. 42, 112 ff. u. 133 ff. Nach Auffassung von Ballwieser, Festschrift Baetge, 153 (158, 177) gebietet der
Grundsatz der Richtigkeit die Offenlegung der Prämissen.

209 Vgl. hierzu Kommission für Bilanzierungsfragen des Bundesverbandes Öffentlicher Banken Deutschlands,
WPg 1999, 118 ff.; Ausschuss für Bilanzierung des Bundesverbandes deutscher Banken für die Offenlegung
quantitativer Angaben zum Marktrisikopotential im Geschäftsbericht, WPg 1996, 64 (65); Arbeitskreis Ex-
terne Unternehmensrechnung der Schmalenbach-Gesellschaft, DB 2002, 2337 (2339).

210 Einen Hinweis auf erwartete Kompensationseffekte für zweckmäßig haltend Dörner/Bischof, WPg 1999, 445
(448).

211 Vgl. DSR, DRS 5.21 f.; Weber, BB 2001, 140 (143); Krawitz, BHR, § 289 Rn. 84; Lange, DStR 2001, 227.
Nach anderer Auffassung kann auf die Darstellung des Risikos vollständig verzichtet werden. Vgl. Lange, in:
Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 6; Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9,
Rn. 37; Kajüter, DB 2001, 105 (106); BB 2002, 243 (245) u. WPg 2001, 205 (206 f.); Arbeitskreis „Externe
und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V.,
DB Beilage 11/2000, Rn. 113; Dörner/Bischof, WPg 1999, 445 (448) u. in: Reform des Aktienrechts, der
Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 369 (390 f.). Nach Ansicht von Wiechers,
StuB 2000, 130 (132) muss über Risiken nicht berichtet werden, die zuverlässig kompensiert wurden; aller-
dings muss nach Ansicht von Wiechers in diesen Fällen ein Hinweis auf die getroffenen Gegenmaßnahmen in
den Lagebericht aufgenommen werden. Sowohl eine Brutto- als auch eine Nettodarstellung der Risiken für
möglich haltend Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2080); Winnefeld, Bilanz-Handbuch, 3. Aufl., K 52.
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ausgleich angenommen werden kann, sind nach Ansicht des DSR die Risiken vor Risikobe-

wältigungsmaßnahmen sowie die Sicherungsmaßnahmen darzustellen.212

3.2.5.Exkurs: Berichterstattung über das Risikomanagement(system)

Nach § 289 Abs. 2 Nr. 2 HGB sind in Bezug auf die Verwendung von Finanzinstrumenten die

Risikomanagementziele und -methoden der Gesellschaften einschließlich der Methoden zur

Absicherung aller wichtigen Arten von Transaktionen, die im Rahmen der Bilanzierung von

Sicherungsgeschäften erfasst werden, anzugeben, sofern diese Angaben für die Beurteilung

der Lage oder der voraussichtlichen Entwicklung von Belang sind. Die Erläuterungspflicht

erstreckt sich nicht auf das vollständige Risikomanagement.213 Nach IDW RH HFA 1.005214

sind (lediglich) in Bezug auf die Verwendung von Finanzinstrumenten folgende verbale215

Angaben zum Risikomanagement erforderlich:

- Grundsätzliche Aussagen zur Risikobereitschaft des Unternehmens,

- Darstellung der Sicherungsziele,

- Beschreibung der gesicherten Grundgeschäfte,

- Darstellung sonstiger wesentlicher Elemente [des Risikomanagements] (Vorgabe von

Kontrahentenlimiten),

- Nennung der Tatsache, dass zukünftig vorgesehene Geschäfte abgesichert werden bzw.

wurden.

Nach DRS 5 mußte im (Konzern)Lagebericht bereits vor der Neuregelung des § 289 Abs. 2

Nr. 2 HGB das (umfassende) Risikomanagement in angemessener Form beschrieben wer-

den.216 Die Darstellung des Risikomanagements (Strategie, Prozess und Organisation) soll den

Berichtsadressaten in die Lage versetzen, die Risiken der Gesellschaft besser einschätzen zu

können.217 Um die Klarheit der Lageberichterstattung nicht zu beeinträchtigen, wird lediglich

                                                          
212 Vgl. DSR, DRS 5.21 f.; Weber, BB 2001, 140 (143); Krawitz, BHR, § 289 Rn. 84; Lange, DStR 2001, 227.
213 Vgl. IDW, RH HFA 1.005.31, WPg 2005, 531 (533).
214 Vgl. IDW, RH HFA 1.005.33, WPg 2005, 531 (533).
215 Vgl. IDW, RH HFA 1.005.34, WPg 2005, 531 (533).
216 Vgl. DSR, DRS 5.28 f. Vgl. auch Weber, BB 2001, 140 (143 f.); Rodewald, BB 2001, 2155 (2159); Dobler,

DStR 2001, 2086 (2087). Aus der Sicht der Adressaten eine Berichterstattung über das Risikomanagement
begrüßend IDW, WPg 2001, 296 (299).

217 Vgl. DSR, DRS 5.29 sowie DRS 5-10.17 ff. Vgl. auch Weber, BB 2001, 140 (141 ff.). Den Ausführungen
des IDW ist zu entnehmen, dass im Wesentlichen nur die Grundsätze des Finanzmanagements (insbesondere
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eine angemessene Beschreibung gefordert.218 Eine Aussage zur Funktionsfähigkeit des Risi-

komanagement(-systems) seitens der Geschäftsleitung wird vom DRS allerdings nicht für

notwendig gehalten.219

Eine Tendenz zur Berichterstattung über das Risikomanagement konnte bereits vor der Veröf-

fentlichung des DSR 5 festgestellt werden.220 Eine Verpflichtung zur Beschreibung des um-

fassenden Risikomanagement(systems) kann allerdings aus § 289 HGB bzw. § 315 HGB nicht

hergeleitet werden. Da der DSR mit der Berichtspflicht über das Risikomanagement

§ 315 HGB „weit ausgelegt hat“221, jedoch bei der Anwendung des DRS 5 eine Übereinstim-

mung mit den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung bzw. Lageberichterstattung ver-

mutet wird222, sind Grundzüge des (umfassenden) Risikomanagements zumindest im Kon-

zernlagebericht darzustellen.223 Im Lagebericht zum Einzelabschluss können derartige Anga-

ben nicht zwingend gefordert werden, da diesbezüglich DRS 5 nur Empfehlungscharakter

hat.224

Die Ausführungen zum Risikomanagement müssen derart umfassend und konkret sein, dass

sie für externe Adressaten eine nützliche Information darstellen.225 Von Relevanz für die

Adressaten des Lageberichts sind regelmäßig Angaben darüber, ob beispielsweise eine von

den Geschäftsabläufen unabhängige interne Revisionsabteilung existiert226 und welche Prü-

fungsschwerpunkte im Berichtsjahr gebildet wurden.227 Von hoher Bedeutung für die Adres-

saten des Lageberichts sind regelmäßig Angaben darüber, welche risikopolitischen Maßnah-

                                                                                                                                                                                    
Strategien zur Absicherung von Währungs-, Zins-, und Kursrisiken) sowie auf Geschäfte mit derivativen Fi-
nanzinstrumenten einzugehen ist.

218 Vgl. Begründung zu E-DRS 5. Vgl. auch Kajüter, BB 2002, 243 (246).
219 Vgl. Begründung zu E-DRS 5. Wenn eine solche Verpflichtung bestünde, müsste nicht nur bei börsennotier-

ten Aktiengesellschaften eine Prüfung des Überwachungs- bzw. Risikomanagementsystems erfolgen. Vgl.
Kapitel C 2.1.1.3.

220 Vgl. Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (256 f.).
221 Kajüter, BB 2002, 243 (246).
222 Vgl. auch Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 96. Da eine fehlende Beschreibung des

Risikomanagements nicht gegen das Gesetz verstößt, führt eine fehlende Beschreibung des Risikomanage-
ments nach Auffassung von Kajüter, BB 2002, 243 (246 u. 248) zu keiner Einschränkung des Bestätigungs-
vermerks.

223 Vgl. auch Kajüter, BB 2002, 243 (248), der auf bestehende Haftungsgefahren des Abschlussprüfers hinweist
und einen Vermerk im Prüfungsbericht für angebracht hält.

224 Vgl. auch Kajüter, BB 2002, 243 (246); Winnefeld, Bilanz-Handbuch, 3. Aufl., K 50. Neubeck, Die Prüfung
von Risikomanagementsystemen, S. 96 empfiehlt eine analoge Anwendung für den Lagebericht zum Ein-
zelabschluss.

225 Vgl. Kajüter, WPg 2001, 205 (206).
226 Vgl. auch DSR, DRS 5-10.5.
227 Vgl. auch Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem

KonTraG, S. 75 f.
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men bereits eingeleitet oder geplant sind, um bestehende Risiken zu mindern.228 Durch die

Verpflichtung, über die Risiken der künftigen Entwicklung zu berichten, kann u. U. ein fakti-

scher Zwang zur Bereitstellung von Informationen über die Risikobewältigung durch die Ge-

schäftsleitung bestehen, um Zweifel an der Befähigung zu einem angemessenen Risikomana-

gement zu beseitigen und um entsprechenden Fragen in der Aufsichtsratsversammlung, Ge-

sellschafter- bzw. Hauptversammlung oder bei der Bilanzpressekonferenz zuvorzukommen.229

Eine Berichtspflicht zu solchen Angaben, die i. d. R. der Geheimhaltungspflicht der Ge-

schäftsleitung unterliegen, besteht nach bisher herrschender Auffassung nicht; sie können auf

freiwilliger Basis in den Lagebericht aufgenommen werden.230 Hierbei hat die Unterneh-

mensleitung zwischen der Verringerung der Kapitalkosten durch Informationstransparenz und

den Wettbewerbsinteressen abzuwägen.231 Sofern eine Verpflichtung zur Darstellung des Ri-

sikomanagements angenommen wird, kann die Geschäftsleitung allgemeine Angaben zum

Risikomanagement in den Lagebericht aufnehmen.232

3.3. Risiken als Abbildungsobjekte in der Rechnungslegung nach IFRS

3.3.1.Überblick zur Abbildung von Risiken nach IFRS

Bei der Konzernrechnungslegung nach den IFRS kommt dem Periodisierungsprinzip im Ver-

hältnis zum Vorsichtsprinzip tendenziell größere Bedeutung zu. Dies zeigt sich insbesondere

darin, dass bei der Bewertung der Vermögensgegenstände verstärkt Zeitwerte maßgeblich

sind.233 Des Weiteren können die Erlöse und Kosten eines Fertigungsauftrags entsprechend

dem Leistungsfortschritt am Bilanzstichtag erfasst werden (Percentage-of-Completion-

                                                          
228 Um die Gefahr einer self-fulfilling prophecy zu vermeiden, empfiehlt es sich nach Auffassung von Dör-

ner/Bischof, WPg 1999, 445 (447 f.) u. in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung,
hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 369 (393) für die Unternehmensleitung, auf eingeleitete Gegenmaßnahmen
einzugehen.

229 Vgl. Dörner/Bischof, WPg 1999, 445 (448 f.); Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungs-
legung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (565); Lange, in: Risikomanagement nach dem
KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 32.

230 Vgl. Bitz, Risikomanagement nach KonTraG, S. 8; Moxter, BB 1997, 722 (723). Ähnlich Krawitz, BHR,
§ 289 Rn. 108; Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 55 f. Aus Tz. 34 des IDW
PS 270, WPg 2003, 775 (778) geht nicht eindeutig hervor, ob Pläne zur Risikobewältigung im Lagebericht
darzustellen sind.

231 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 289 nF Rn. 17.
232 Vgl. auch IDW, WPg 2004, 298 (299).
233 Vgl. WP-Handbuch 2006, N 32.
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Methode), wenn im Falle einer Auftragsfertigung das hieraus resultierende Ergebnis verläss-

lich geschätzt werden kann.234 Die verlässliche Schätzung des Ergebnisses eines Fertigungs-

auftrags setzt voraus, dass die gesamten Auftragserlöse und die bis zur Fertigstellung des

Auftrags noch anfallenden Kosten sowie der Grad der erreichten Fertigstellung zuverlässig

ermittelt werden können und dass die dem Vertrag zurechenbaren Kosten eindeutig bestimmt

sind.235 Aufgrund der zukunftsorientierten Rechnungslegung besteht in diesem Zusammen-

hang eine sehr enge Beziehung zum Controlling und Risikomanagement.236

Sofern wahrscheinliche Wertminderungen von Vermögensgegenständen vorliegen und der

Wert des Vermögensgegenstands den Buchwert unterschreitet, sind (Wert-)Risiken durch au-

ßerplanmäßige Abschreibungen im Konzernabschluss zu berücksichtigen. Des Weiteren sind

Risiken durch den Ansatz von Rückstellungen in der Bilanz und durch die Erläuterung von

Eventualverbindlichkeiten im Anhang abzubilden. Zudem lösen beispielsweise bestimmte

Risiken (z. B. Währungs- oder Zinsrisiken) unmittelbar Berichtspflichten im Anhang aus. Der

Abbildung des Risikos, dass die Geschäftstätigkeit nicht fortgesetzt werden kann, wird durch

ein Abweichen von der Unternehmensfortführungsannahme Rechnung getragen.

3.3.2. Berücksichtigung von Risiken im Konzernabschluss wegen (wahrscheinlicher)

Wertminderungen von Vermögensgegenständen

An jedem Bilanzstichtag ist unter Wesentlichkeitsgesichtspunkten zu prüfen, ob Anhalts-

punkte dafür vorliegen, dass ein Vermögensgegenstand abzuwerten ist.237 Als Anhaltspunkte

für eine Wertminderung werden folgende Sachverhalte (unterschieden nach der Art der In-

formationsquelle) in IAS 36 genannt:238

Externe Informationsquellen

(a) Während der Berichtsperiode ist der Marktwert eines Vermögenswertes deutlich stärker gesunken
als dies durch den Zeitablauf oder die gewöhnliche Nutzung zu erwarten wäre.

(b) Während der Berichtsperiode sind signifikante Veränderungen mit nachteiligen Folgen für das
Unternehmen im technischen, marktbezogenen, ökonomischen oder gesetzlichen Umfeld, in wel-

                                                          
234 Vgl. IASB, IAS, 11.22. Nach Ansicht des DSR, Entwurf - Grundsätze ordnungsmäßiger Rechnungslegung

(Rahmenkonzept), (B 9) kann unter Bezugnahme auf § 252 Abs. 2 HGB im Rahmen der Auftragsfertigung
eine Teilgewinnrealisierung erfolgen.

235 Vgl. IASB, IAS 11.23.
236 Vgl. auch Achleitner/Behr, International Accounting Standards, 3. Aufl., S. 174 f.
237 Vgl. IASB, IAS 36.9.
238 Vgl. IASB, IAS 36.12. Bei immateriellen Vermögenswerten ergeben sich aus IAS 38.104 Besonderheiten.
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chem das Unternehmen tätig ist, oder in Bezug auf den Markt, für den der Vermögenswert bestimmt
ist, eingetreten oder werden in der nächsten Zukunft eintreten.

(c) Die Marktzinssätze oder andere Marktrenditen haben sich während der Berichtsperiode erhöht
und solche Erhöhungen werden sich wahrscheinlich auf den Abzinsungssatz, der für die Berech-
nung des Nutzungswertes herangezogen wird, auswirken und den erzielbaren Betrag des Vermö-
genswertes wesentlich vermindern.

(d) Der Buchwert des Reinvermögens des Unternehmens ist größer als seine Marktkapitalisierung.

Interne Informationsquellen

(e) Es liegen substanzielle Hinweise für eine Überalterung oder einen physischen Schaden eines
Vermögenswertes vor.

(f) Während der Berichtsperiode haben sich signifikante Veränderungen mit nachteiligen Folgen für
das Unternehmen in dem Umfang oder der Weise, in dem bzw. der der Vermögenswert genutzt wird
oder aller Erwartung nach genutzt werden wird, ereignet oder werden für die nähere Zukunft er-
wartet. Diese Veränderungen umfassen die Stilllegung des Vermögenswertes, Planungen für die Ein-
stellung oder Restrukturierung des Bereiches, zu dem ein Vermögenswert gehört, Planungen für den
Abgang eines Vermögenswertes vor dem ursprünglich erwarteten Zeitpunkt und die Neueinschät-
zung der Nutzungsdauer eines Vermögenswertes als begrenzt vielmehr als unbegrenzt.

(g) Das interne Berichtswesen liefert substanzielle Hinweise dafür, dass die wirtschaftliche Ertrags-
kraft eines Vermögenswertes schlechter ist oder sein wird als erwartet.

Referenzpunkt für den Abschreibungsbedarf ist der durch die Nutzung oder der durch die

Veräußerung des Vermögenswerts erzielbare Betrag, wobei für die Wertberichtigung der hö-

here Wert maßgeblich ist.239 Kann der erzielbare Betrag für einen einzelnen Vermögenswert

nicht ermittelt werden, ist der Niederstwerttest auf Basis der zahlungsmittelgenerierenden

Einheit vorzunehmen, zu der der Vermögenswert gehört.240 Zwar betreffen die Anhaltspunkte

für eine Wertminderung nicht nur unmittelbar die Einsatz- und Funktionsfähigkeit einzelner

Anlagegüter, allerdings entspricht im Grundsatz der Nutzungs- bzw. Veräußerungswert ein-

zelner Anlagegüter als maßgebliche Bewertungskategorie im Grundsatz dem niedrigeren bei-

zulegenden Wert nach § 253 Abs. 2 S. 3 HGB.241

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind grundsätzlich mit ihrem Nominalwert zu

bilanzieren und bei Wertminderung (insbesondere Uneinbringlichkeit) abzuschreiben.242

                                                          
239 Vgl. IASB, IAS 36.18.
240 Vgl. IASB, IAS 36.60.
241 Der Nettoveräußerungswert wird in der Literatur zu § 253 Abs. 2 S. 3 HGB genannt; der Nutzungswert nach

IFRS entspricht im Grundsatz dem Ertragswert (im Einzelnen können sich hierbei Unterschiede in der zu dis-
kontierenden Größe und im Abzinsungsfaktor ergeben), wobei nach h. M. beide Wertmaßstäbe nur im Einzel-
fall angewendet werden und einem aus dem Beschaffungsmarkt abgeleiteten Wert regelmäßig höhere Priorität
eingeräumt wird. Vgl. Hoyos/Schramm/Ring, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 253 Rn. 288 ff. Nach einem
Vorschlag des DSR, Entwurf - Grundsätze ordnungsmäßiger Rechnungslegung (Rahmenkonzept), (96 f.),
entspricht der niedrigere beizulegende Wert (sogenannter unternehmensspezifische Wert) dem Minimum aus
den Wiederbeschaffungskosten und dem erzielbaren Betrag, wobei der erzielbare Betrag das Maximum aus
dem Nutzungswert und dem Nettoveräußerungswert darstellt.

242 Vgl. IASB, IAS 39.46 u. 58.
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Hinweise auf Abschreibungsbedarf können sich bei Forderungen aus Informationen über er-

hebliche finanzielle Schwierigkeiten des Schuldners, über Vertragsbruch in Form von Ausfall

oder Verzug von vereinbarten Zahlungen, in Hinblick auf finanzielle Probleme gewährte Zu-

geständnisse (z. B. Stundung) sowie aus einer erhöhten Wahrscheinlichkeit für Insolvenz oder

sonstige Sanierungsverfahren ergeben.243 Existieren solche Hinweise, ist der erzielbare Betrag

einzelner Forderungen bzw. eines Forderungsbestands zu schätzen und der Wertminderungs-

aufwand zu erfassen.244

3.3.3.Berücksichtigung von Risiken im Konzernabschluss als Rückstellungen und als

Eventualverbindlichkeiten

IAS 37 unterscheidet zwischen Rückstellungen und den nicht in der Bilanz anzusetzenden,

jedoch zu einer Angabepflicht im Anhang führenden Eventualverbindlichkeiten.245 Eine

Rückstellung ist zu bilden, wenn

- eine rechtliche oder faktische gegenwärtige Verpflichtung gegenüber einem Dritten auf-

grund eines Ereignisses in der Vergangenheit besteht und

- dies einen wahrscheinlichen Abfluss (> 50 %)246 von Ressourcen verursacht und

- die Möglichkeit einer zuverlässigen Schätzung der Höhe der Verpflichtung besteht.247

Eine Eventualverbindlichkeit liegt vor, wenn die beiden letzten Kriterien nicht erfüllt sind248

und die Wahrscheinlichkeit eines Abflusses von Ressourcen nicht gering ist249. Jede Gruppe

von Eventualverbindlichkeiten ist kurz im Anhang zu beschreiben, wobei die geschätzten fi-

                                                          
243 Vgl. IASB, IAS 39.59.
244 Vgl. IASB, IAS 39.63. Da auch eine Bewertung von Forderungen auf Portfoliobasis in IAS 39.59f genannt

wird, ist entgegen der weit verbreiteten Auffassung auch eine Pauschalwertberichtigung durchführbar bzw. im
Ergebnis gefordert, um die Forderungen insgesamt mit ihrem zu erwartenden Zahlungseingang zu berück-
sichtigen. Vgl. Lüdenbach, BB 2002, 2113 (2117); Ruhnke, Rechnungslegung nach IFRS und HGB, S. 503.

245 Vgl. IASB, IAS 37.13. Insbesondere für Personal- und Steuerrückstellungen existieren in IAS 19 bzw. in IAS
12 gesonderte Standards.

246 Vgl. IASB, IAS 37.23. Zum Kriterium der überwiegenden Wahrscheinlichkeit nach IAS und HGB vgl. Mox-
ter, BB 1999, 519 (520).

247 Vgl. IASB, IAS 37.14.
248 Vgl. IASB, IAS 37.13. Abweichungen zwischen der Rechnungslegung nach IAS und HGB können insbeson-

dere aus der verlässlichen Schätzbarkeit der Höhe der Verpflichtung als Ansatzvoraussetzung für eine Rück-
stellung sowie aus den Anforderungen im Hinblick auf die Außenverpflichtung für eine Rückstellungsbildung
und aus der Bedeutung des Vorsichtsprinzips bei der Rückstellungsbewertung resultieren. Vgl. auch Reinhart,
BB 1998, 2514 ff.; Moxter, BB 1999, 519 ff.

249 Vgl. IASB, IAS 37.28.
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nanziellen Auswirkungen anzugeben sind.250 Des Weiteren sind Unsicherheiten bei Betrag

und Zeitpunkt von Mittelabflüssen und bei erwartbaren Erstattungen anzugeben.251 Wenn die

teilweise oder vollständige Angabe von Informationen die Erfolgsaussichten des Unterneh-

mens in einem Rechtsstreit mit anderen Parteien ernsthaft beeinträchtigt, muss die Unterneh-

mensleitung lediglich den allgemeinen Charakter des Rechtsstreites sowie die Tatsache und

Begründung dafür angeben, dass gewisse Angaben nicht gemacht wurden.252

Für künftige betriebliche Verluste darf keine Rückstellung gebildet werden, da die Kriterien

für das Vorliegen einer Schuld sowie die allgemeinen Ansatzkriterien für eine Rückstellung

nicht erfüllt sind.253 Allerdings kann in diesem Falle ein Anhaltspunkt für eine Wertminde-

rung von Vermögenswerten vorliegen.254 Für Verluste aus belastenden Verträgen besteht ein

Passivierungsgebot.255 Ein solcher Vertrag liegt vor, wenn die unvermeidbaren Kosten zur

Erfüllung der vertraglichen Verpflichtung (bzw. der niedrigere Schadensersatzbetrag, der bei

Nichterfüllung zu leisten ist) höher als der wirtschaftliche Nutzen sind.256 Die zu passivieren-

den Verluste aus nachteiligen Verträgen entsprechen grundsätzlich den nach § 249

Abs. 1 HGB auszuweisenden Drohverlustrückstellungen, wobei der Saldierungsbereich von

den mit den Verträgen zusammenhängenden Vorteilen im Einzelnen ebenso wie nach HGB

nicht abschließend geklärt ist.257

                                                          
250 Vgl. IASB, IAS 37.86.
251 Vgl. IASB, IAS 37.86.
252 Vgl. IASB, IAS 37.92.
253 Vgl. IASB, IAS 37.63.
254 Vgl. IASB, IAS 37.65.
255 Vgl. IASB, IAS 37.66. Moxter, BB 1999, 519 (524) weist darauf hin, dass bei Drohverlustrückstellungen der

sogenannte Saldierungsbereich (z. B. im Falle des Apothekerurteils) nach IAS nicht geregelt ist.
256 Vgl. IASB, IAS 37.68.
257 Vgl. Förschle/Kroner/Heddäus, WPg 1999, 41 (42 ff.).
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Eine Rückstellung ist mit der bestmöglichen Schätzung desjenigen Betrags zu bewerten, der

erforderlich wäre, um die Verpflichtung zum Bilanzstichtag abzulösen bzw. sie auf einen

Dritten zu übertragen.258 Maßgeblich ist die Einschätzung der Unternehmensleitung, ergänzt

durch Erfahrungswerte aus ähnlichen Vorgängen sowie ggf. Sachverständigengutachten. Zu-

sätzliche Informationen aufgrund von Ereignissen nach dem Bilanzstichtag sind in die Be-

wertung der Rückstellung einzubeziehen.259 Die Unsicherheit bei der Schätzung ist bei einer

großen Zahl von Einzelpositionen durch Bildung des statistischen Erwartungswerts zu be-

rücksichtigen.260 Bei einer Bandbreite von Werten mit einer gleichen Wahrscheinlichkeit ist

das arithmetische Mittel innerhalb dieser Bandbreite anzusetzen.261 Bei einer einzelnen Ver-

pflichtung stellt der wahrscheinlichste Wert die bestmögliche Schätzung dar.262 Dem Vor-

sichtsprinzip wird bei der Bewertung von Rückstellungen im Vergleich zur Rechnungslegung

nach HGB regelmäßig eine geringere Bedeutung zugemessen.

Aktuell bestehen Bestrebungen, IAS 37 dahingehend zu ändern, dass Rückstellungen auch

dann anzusetzen sind, wenn eine überwiegende Wahrscheinlichkeit für den Eintritt des rück-

stellungsbegründenden Ereignisses nicht vorliegt.263 Der Unsicherheit bezüglich des Mittelab-

flusses soll nicht mehr beim Ansatz, sondern bei der Bewertung der Rückstellung berücksich-

tigt werden, in dem die möglichen Mittelabflüsse mit den zugehörigen Eintrittswahrschein-

lichkeiten gewichtet werden. Folge dieser Bestrebungen ist eine Ausweitung der im Abschluss

abzubildenden Risiken, so dass die im Unternehmen vorliegenden Risikoanalysen vom Rech-

nungswesen verstärkt auszuwerten sind.264

                                                          
258 Vgl. IASB, IAS 37.36 f.
259 Vgl. IASB, IAS 37.38.
260 Vgl. IASB, IAS 37.39.
261 Vgl. IASB, IAS 37.39.
262 Vgl. IASB, IAS 37.40
263 Vgl. Kühne/Nerlich, BB 2005, 1839 ff.; Fladt/Feige, WPg 2006, 274 ff.
264 Vgl. Kühne/Nerlich, BB 2005, 1839 (1840).
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3.3.4.Abbildung von Finanzrisiken durch Angaben im Konzernanhang

Nach dem derzeit geltenden IAS 32 sind im Jahresabschluss Angaben zu Risiken bei Finan-

zinstrumenten erforderlich. Hierbei wird zwischen Marktrisiko (insbes. Währungs- und Zins-

risiken), Ausfallrisiko, Liquiditäts- bzw. Refinanzierungsrisiko und zinsbedingtes Cashflowri-

siko unterschieden.265 Angaben zu Zinsänderungs- und Ausfallrisiken werden durch Regelun-

gen in IAS 32 präzisiert. Danach ist für jede Klasse von finanziellen Vermögenswerten und

finanziellen Verbindlichkeiten neben vertraglich festgelegten Fälligkeits- und Zinsanpas-

sungsterminen sowie ggf. Effektivzinssätzen anzugeben, wie weit das Unternehmen einem

Zinsänderungsrisiko ausgesetzt ist.266 In Bezug auf Ausfallrisiken ist für jede Klasse von fi-

nanziellen Vermögenswerten und anderen Ausfallrisikopositionen anzugeben, wie weit das

Unternehmen diesem Risiko ausgesetzt ist.267 Die Berichterstattung schließt Angaben zum

„maximalen“ Ausfallrisiko und Ausfallrisikokonzentrationen ein.

Für Geschäftsjahre ab 2007 sind nach IFRS 7, der IAS 32 ersetzen wird, für jede Kategorie

von Risiken (Ausfallrisiken, Liquiditätsrisiken u. Marktrisiken) neben quantitativen Angaben

(z. B. Value at Risk oder andere Sensitivitätsberechnungen) die Ursachen für die Risiken, die

Ziele und Verfahren für den Umgang mit den Risiken, die Methoden zur Messung der Risiken

jeweils einschließlich Veränderungen im Verhältnis zum Vorjahr anzugeben.

3.3.5.Unternehmensfortführungsrisiko und Going Concern-Prämisse

Der Abschluss nach IFRS ist solange unter der Prämisse der Unternehmensfortführung aufzu-

stellen, bis die Unternehmensleitung entweder beabsichtigt, den Geschäftsbetrieb einzustellen

oder keine realistische Alternative zur Einstellung des Geschäftsbetriebs besteht.268 Bei er-

heblichen Zweifeln an der Unternehmensfortführung ergeben sich entsprechende Berichts-

pflichten im Anhang über die bestehenden Unsicherheiten.269 Für die Beurteilung der Fortfüh-

rungsfähigkeit des Unternehmens hat das Management sämtliche Informationen für die vor-

                                                          
265 Vgl. IASB, IAS 32.52.
266 Vgl. IASB, IAS 32.67.
267 Vgl. IASB, IAS 32.76 ff.
268 Vgl. IASB, IAS 1.23 u. IAS 10.14.
269 Vgl. IASB, IAS 1.23.
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hersehbare Zukunft (mindestens zwölf Monate) in Betracht zu ziehen.270 Insbesondere wenn

kein rentabler Geschäftsbetrieb vorliegt und die Geschäftsleitung über keinen schnellen Zu-

griff auf Finanzquellen in der Vergangenheit verfügte, muss sich das Management mit den

Einflussfaktoren der laufenden und künftigen Rentabilität, Schuldentilgungsplänen und Fi-

nanzierungsquellen auseinandersetzen.271 Im Grundsatz bestehen bei den Anforderungen an

die Going Concern-Prämisse zwischen den Rechnungslegungskonzepten nach IAS und HGB

keine nennenswerten Unterschiede.272

3.3.6. Exkurs: Berücksichtigung von Finanzderivaten und Sicherungszusammenhängen

im Konzernabschluss nach IFRS

In IAS 39 und IAS 32 bzw. IFRS 7 (ab 2007) wird die Berücksichtigung von Finanzderivaten

als Ausprägungen von Finanzinstrumenten im Jahresabschluss explizit geregelt. Finan-

zinstrumente (finanzielle Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten) sind grundsätzlich mit

dem Zeitwert (z. B. Derivate) oder mit den fortgeführten Anschaffungskosten (insbesondere

Kredite und Forderungen aus Lieferungen und Leistungen i. S. d. IAS 39.9) zu bewerten.273

Wenn sowohl das Grundgeschäft als auch das Sicherungsinstrument mit dem Zeitwert be-

wertet werden und die Ergebnisse aus der Folgebewertung der beiden Finanzinstrumente in

das Periodenergebnis einfließen, wird ein (nicht saldierter) Risikoausgleich von Grund- und

Sicherungsgeschäft in IFRS abgebildet.274 Sofern das Grundgeschäft mit fortgeführten An-

schaffungskosten (z. B. Forderung aus Lieferungen und Leistungen) und das Sicherungsge-

schäft mit dem Zeitwert zu bewerten ist, wird zunächst kein Risikoausgleich abgebildet. Um

insbesondere die aus der unterschiedlichen Bewertung von Grund- und Sicherungsgeschäft

resultierenden Effekte zu vermeiden, enthält IAS 39 Regelungen zur Bilanzierung von Siche-

rungsbeziehungen, die z. B. eine Buchwertanpassung des Grundgeschäfts entsprechend dem

abgesicherten Risiko und somit die Abbildung des kompensatorischen Effekts in der GuV-

Rechnung ermöglichen.275

                                                          
270 Vgl. IASB, IAS 1.24.
271 Vgl. IASB, IAS 1.24.
272 Vgl. auch Ruhnke, Rechnungslegung nach IFRS und HGB, S. 224 f.
273 Vgl. IASB, IAS 39.46 f.
274 Vgl. Flintrop, Beck’sches IFRS-Handbuch, 2. Aufl., § 23 Rn. 52.
275 Vgl. IASB, IAS 39.85 ff. Dem Bilanzierenden steht es nach Auffassung von Lantzius-Beninga/Gerdes, KoR

2005, 105 (106) grundsätzlich frei, von den Regelungen zu den Sicherungsbeziehungen Gebrauch zu machen.
Bei Nachweis für den Sicherungszusammenhang hat [sodann] die Bilanzierung entsprechend den Vorgaben in
IAS 39.89 ff zu erfolgen. Da die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen einzustellen ist, wenn das Unter-
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Eine Sicherungsbeziehung qualifiziert nur dann für die Bilanzierung von Sicherungsbezie-

hungen, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:

(a) Zu Beginn der Absicherung sind sowohl die Sicherungsbeziehung als auch die Risi-
komanagementzielsetzungen und -strategien des Unternehmens im Hinblick auf die
Absicherung formal festzulegen und zu dokumentieren. Diese Dokumentation hat die
Festlegung des Sicherungsinstruments, des Grundgeschäfts oder der abgesicherten
Transaktion und die Art des abzusichernden Risikos zu beinhalten sowie eine Be-
schreibung, wie das Unternehmen die Wirksamkeit des Sicherungsinstruments bei der
Kompensation der Risiken aus Änderungen des beizulegenden Zeitwertes oder der
Cashflows des gesicherten Grundgeschäfts bestimmen wird.

(b) Die Absicherung wird als in hohem Maße wirksam eingeschätzt hinsichtlich der Er-
reichung einer Kompensation der Risiken aus Änderungen des beizulegenden Zeit-
wertes oder der Cashflows in Bezug auf das abgesicherte Risiko, in Übereinstimmung
mit der ursprünglich dokumentierten Risikomanagementstrategie für diese spezielle
Sicherungsbeziehung.

(c) Bei Absicherungen von Zahlungsströmen muss eine der Absicherung zugrunde lie-
gende erwartete künftige Transaktion eine hohe Eintrittswahrscheinlichkeit haben und
Risiken im Hinblick auf Schwankungen der Zahlungsströme ausgesetzt sein, die sich
letztlich im Periodenergebnis niederschlagen könnten.

(d) Die Wirksamkeit der Sicherungsbeziehung ist verlässlich bestimmbar, d.h. der beizu-
legende Zeitwert oder die Cashflows des Grundgeschäfts, die auf das abgesicherte Ri-
siko zurückzuführen sind, und der beizulegende Zeitwert des Sicherungsinstruments
können verlässlich bestimmt werden.

(e) Die Sicherungsbeziehung wird fortlaufend beurteilt und als tatsächlich hoch wirksam
über die gesamte Berichtsperiode eingeschätzt, für die die Sicherungsbeziehung desi-
gniert wurde.276

                                                                                                                                                                                    
nehmen die Designation zurückzieht, ist im Ergebnis ein Wahlrecht zur Bilanzierung von Sicherungszusam-
menhängen anzunehmen.

276 Vgl. IASB, IAS 39.88. Vgl. auch WP-Handbuch 2006, N 510 ff.
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Die im Juni 2005 veröffentlichte Überarbeitung der Fair Value-Option ermöglicht, dass

Grundgeschäfte ebenso wie Derivate mit dem Zeitwert angesetzt werden können, so dass er-

gebnisbezogen auf diese Weise auch ein Sicherungszusammenhang abgebildet werden

kann.277 Die umfangreichen Anforderungen an den Sicherungszusammenhang brauchen hier-

bei nicht erfüllt zu werden.278

Nach IAS 32 sind die Zielsetzungen und Methoden des Finanzrisikomanagements (ein-

schließlich der Sicherungsmethode für jede wichtige Art von erwarteten Transaktionen, für

die eine Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen erfolgt) zu beschreiben.279 Zusätzlich zu

den spezifischen Angaben über Bestände an und Transaktionen mit Finanzinstrumenten sind

das Ausmaß, in dem Finanzinstrumente genutzt werden, die mit der Nutzung verbundenen

Risiken sowie die Zwecke, die damit für das Geschäft erfüllt werden sollen, zu erläutern.280

Im Abschluss sind die Verfahren, die das Managements zur Steuerung der mit Finanzinstru-

menten verbundenen Risiken einsetzt, einschließlich Informationen über die unternehmensin-

ternen Richtlinien zur Sicherung von Risikopositionen, zur Vermeidung übermäßiger Risiko-

konzentrationen und bezüglich der Anforderungen an zusätzliche Sicherheitsleistungen zur

Minderung von Ausfallrisiken anzugeben.281 IAS 32 sieht bei einem Sicherungszusammen-

hang folgende Angaben vor:282

(a) eine Beschreibung der Sicherungsbeziehung;

(b) eine Beschreibung der Finanzinstrumente, die zum Bilanzstichtag als Sicherungsin-
strument eingesetzt wurden, sowie Angaben über ihre beizulegenden Zeitwerte;

(c) die Art der abgesicherten Risiken; und

(d) im Falle einer Absicherung von Zahlungsströmen Angaben zu den Perioden, in denen
die Cashflows erwartungsgemäß eintreten werden, wann diese voraussichtlich bei der
Bestimmung des Periodenergebnisses berücksichtigt werden, sowie eine Beschrei-
bung aller erwarteten Transaktionen, für die vormals eine Absicherungsbilanzierung
erfolgte, mit deren Eintritt jedoch nicht länger gerechnet wird.

Nach IFRS 7 sind zukünftig für jede Kategorie von Risiken (Ausfallrisiken, Liquiditätsrisiken

u. Marktrisiken, wie insbesondere Währungs- und Zinsänderungsrisiken) die Ursachen für die

                                                          
277 Vgl. WP-Handbuch 2006, N 470; Löw/Blaschke, BB 2005, 1727 ff. Zur Übernahme der Fair-Value-Option

durch die EU-Kommission vgl. WP-Handbuch 2006, N 11.
278 Vgl. WP-Handbuch 2006, N 470.
279 Vgl. IASB, IAS 32.56.
280 Vgl. IASB, IAS 32.57.
281 Vgl. IASB, IAS 32.57.
282 Vgl. IASB, IAS 32.58.
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Risiken, die Ziele und Verfahren für den Umgang mit den Risiken, die Methoden zur Mes-

sung der Risiken jeweils einschließlich Veränderungen im Verhältnis zum Vorjahr anzugeben.

Darüber hinaus sind bei Bilanzierung von Sicherungszusammenhängen das Sicherungsin-

strument und die Art des Risikos, das gesichert wurde, zu beschreiben.

Aus den weitgehenden Angaben zu den (Finanz)Risiken und zum (Finanz)Risikomanagement

im Abschluss nach IFRS resultiert die organisatorische Anforderung, dass die Verantwortli-

chen des (Finanz-)Risikomanagements die erforderlichen Informationen für Zwecke der Ab-

schlusserstellung bereitstellen müssen bzw. dass die Verantwortlichen unmittelbar in die Ab-

schlusserstellung einzubinden sind. Das Finanzrisikomanagement wird selbst zum Berichts-

gegenstand des Abschlusses nach IFRS.

3.4. Informationen des Risikomanagementsystems als notwendige Voraussetzung für

die ordnungsgemäße Erstellung des Jahres- und Konzernabschlusses und zugehö-

riger Lageberichte

Die Abbildung von Risiken im Jahres- bzw. Konzernabschluss sowie im Lagebericht kann als

externe Risikokommunikation aufgefasst werden, die maßgeblich auf der internen Risikoer-

fassung und -kommunikation basiert.283
 Die Ordnungsmäßigkeit des Jahres- und Konzernab-

schlusses sowie die Ordnungsmäßigkeit zugehöriger Lageberichte setzen voraus, dass in ei-

nem ersten Schritt Risiken, denen das Unternehmen ausgesetzt ist, analysiert werden und dass

sodann die Informationen des Risikomanagementsystems in den Prozess der Erstellung der

Abschlüsse und Lageberichte eingehen.284

Für die Abbildung von Risiken im Jahresabschluss ist nach allgemeiner Auffassung eine Risi-

koinventur erforderlich.285 Da zum Beispiel Mitarbeiter der Vertriebsabteilung im Rahmen

ihren Risikoanalysen regelmäßig nicht Bilanzierungsfragen untersuchen, besteht die Gefahr,

dass die Ergebnisse dieser Analysen nicht in das Rechnungswesen eingehen. Während jährli-

che anfallende Rechnungslegungsvorgänge (z. B. Anpassung der Garantierückstellung) und

                                                          
283 Vgl. Lück/Bungartz, DB 2004, 1789 (1791 f.).
284 Vgl. auch Groß/Amen, WPg 2003, 1161 (1165 ff.); WP-Handbuch 2006, P 81 ff.
285 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 249 Rn. 40; Leffson, GoB, 7. Aufl., S. 222; Siepe, in: Rechnungslegung und Prüfung

1994, hrsg. v. Baetge, 235 (253); Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im
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damit im Zusammenhang stehende Risiken in der Regel bei der Erstellung des Jahresab-

schlusses Berücksichtigung finden, ist bei nicht-routinemäßigen Rechnungslegungsvorgängen

(außerplanmäßigen Abschreibungen, Bildung von Drohverlustrückstellungen) ein Informati-

onsaustausch des Rechnungswesens mit den übrigen Unternehmensbereichen erforderlich.

Die außerhalb des Rechnungswesens durchgeführten Risikoanalysen sind zur Erstellung des

Jahresabschlusses auszuwerten, so dass das Rechnungswesen über die wesentlichen Risiken

informiert wird.286 Um sicherzustellen, dass alle für die Rechnungslegung erforderlichen Risi-

koinformationen (Art, Wahrscheinlichkeit und Höhe des Risikos) in den Jahresabschluss ein-

gehen, ist bei Großunternehmen (i. S. d. § 267 HGB) eine jährliche Abfrage bei den einzelnen

Unternehmensbereichen über die am Bilanzstichtag bestehenden Verlustgefahren und über

besondere Ereignisse, die sich im Geschäftsjahr oder (kurz) nach dem Bilanzstichtag ereignet

haben, zweckmäßig.

Eine ordnungsgemäße Risikoberichterstattung im Lagebericht setzt ebenfalls voraus, dass die

Risikokommunikation der einzelnen Abteilungen ausgewertet wird. Deshalb ist es zweckmä-

ßig, dass die einzelnen Abteilungen zeitnah zum Zeitpunkt der Erstellung des Lageberichts

ihre Risikoinformationen anfertigen bzw. aktualisieren. Wenngleich für die Erstellung des

Jahresabschlusses eine Risikoinventur auf den Bilanzstichtag und für die Risikoberichterstat-

tung eine Risikoinventur zeitnah zum Zeitpunkt der Lageberichterstattung erforderlich ist287,

wird regelmäßig eine einzige zusammengefasste Risikoinventur (auf den Bilanzstichtag) als

ausreichend angesehen werden können. Nur bei einzelnen, sich kurzfristig stark veränderbaren

Risiken sind für Zwecke der Risikoberichterstattung im Lagebericht erhöhte Anforderungen

an die Aktualität der Risikoinformationen zu stellen.288

                                                                                                                                                                                    
Lagebericht nach dem KonTraG, S. 149; Baetge/Zülch, Festschrift Otte, 1 (20 f.); Wagner, Risiken im Jah-
resabschluß von Bauunternehmen, S. 47 ff.

286 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 249 Rn. 41.
287 Für den Lagebericht gilt das Stichtagsprinzip des § 252 Abs. 1 Nr. 3 bzw. Nr. 4 HGB nicht. Über Risiken, die

bis zur Erstellung des Lageberichts nicht mehr wesentlich sind, muss daher nicht berichtet werden. Umge-
kehrt sind Risiken, die erst nach dem Bilanzstichtag, aber vor der Erstellung des Lageberichts relevant wer-
den, berichtspflichtig.

288 Ähnlich Selchert, Prüfung des Lageberichts, S. 197.
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B Prüfung des Risikomanagementsystems bei börsennotierten Aktiengesellschaften

Im Rahmen der Abschlussprüfung wird in erster Linie die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts sowie der Buchführung beurteilt. Bei börsennotierten289 Akti-

engesellschaften und börsennotierten Kommanditgesellschaften auf Aktien290 ist wegen der

erweiterten Prüfungsverpflichtung nach § 317 Abs. 4 HGB im Rahmen der Abschlussprüfung

zu beurteilen, ob der Vorstand die ihm nach § 91 Abs. 2 AktG obliegenden Maßnahmen in

einer geeigneten Form getroffen hat und ob das danach einzurichtende Überwachungssystem

seine Aufgaben erfüllen kann.

1. Kennzeichnung des Prüfungsobjekts nach § 317 Abs. 4 HGB

Prüfungsobjekt nach § 317 Abs. 4 HGB sind die dem Vorstand obliegenden Maßnahmen nach

§ 91 Abs. 2 AktG. In der Literatur entwickelte sich eine lebhafte Diskussion291, welche Ver-

pflichtungen für den Vorstand sich aus § 91 Abs. 2 AktG im Einzelnen ergeben und daraus

folgend, welche Pflichten für den Abschlussprüfer begründet werden. Bei der Konkretisierung

der Vorstandsverpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG und der Prüfungsverpflichtung nach § 317

Abs. 4 HGB werden häufig die Begriffe Risikomanagement(system), Überwachungssystem,

interne Revision, Controlling, etc. verwendet, ohne dass eine klare Abgrenzung vorgenommen

wird.292 Unter prüferischen und haftungsrechtlichen Gesichtspunkten ist eine eindeutige in-

haltliche Festlegung der Vorstands- und Prüfungsverpflichtung notwendig.293

                                                          
289 Die erweiterte Prüfungsverpflichtung erstreckte sich zunächst nur auf amtlich notierte Aktiengesellschaften.

Durch das Transparenz- und Publizitätsgesetz wurde die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB auf alle börsenno-
tierten Aktiengesellschaften i. S. v. § 3 Abs. 2 AktG ausgedehnt. Nach Art. 54 S. 3 EGHGB ist § 317
Abs. 4 HGB in der Fassung des TransPuG erstmals auf das nach dem 31.12.2001 beginnende Geschäftsjahr
anzuwenden.

290 Vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 47.
291 Vgl. beispielsweise Kromschröder/Lück für den Arbeitskreis "Externe und Interne Überwachung der Unter-

nehmung" der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 1998, 1573 ff.; Neubeck, Prüfung
von Risikomanagementsystemen, S. 31 ff.; Pollanz, DB 1999, 393 ff. Eine Prüfung des „Risikomanagement-
systems“ nach § 317 Abs. 4 HGB für erforderlich haltend Emmerich, in: Weltweite Rechnungslegung und
Wirtschaftsprüfung, hrsg. v. IDW, 339 (347), dann aber eingrenzend auf das Risikofrüherkennungssystem in
zfbf 1999, 1075 (1078 ff.). Die Prüfung eines Überwachungssystems für erforderlich haltend Mey-
ding/Mörsdorf, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 3 (8 ff.). Aus § 91
Abs. 2 AktG eine Verpflichtung zu „Vorstands-Controlling“ ableitend Mattheus, ZGR 1999, 682 (685 ff.).
Aus § 91 Abs. 2 AktG die Einrichtung eines Risikofrüherkennungssystems zur Erfassung und Steuerung aller
bestandsgefährdenden Risiken ableitend Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v.
Saitz/Braun, 171 (182 ff.).

292 Vgl. auch Pollanz, DB 2001, 1317; Kohlhoff/Langenhan/Zorn, ZIR 2000, 2 f.
293 Vgl. auch Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 32.
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Nach IDW PS 340 ist § 91 Abs. 2 AktG dahingehend auszulegen, dass der Vorstand ein "Ri-

sikofrüherkennungssystem" einzurichten hat.294 Für die Konkretisierung der Vorstandsver-

pflichtung wird vom IDW der Risikomanagementprozess zugrunde gelegt, wobei die Maß-

nahmen zur Risikohandhabung ausgegrenzt und daher als nicht prüfungspflichtig angesehen

werden.295 Demgegenüber wird häufig die Auffassung vertreten, dass das Risikomanagement-

system einschließlich der Risikohandhabung Gegenstand der Vorstandsverpflichtung nach

§ 91 Abs. 2 AktG ist und dass die Notwendigkeit zur Prüfung dieses umfassenden Systems

besteht.296 Im Folgenden wird daher untersucht, ob § 91 Abs. 2 AktG den Vorstand zur Ein-

richtung eines Risikomanagementsystems verpflichtet und ob die Beurteilung des Risikoma-

nagementsystems Bestandteil der Abschlussprüfung ist.

1.1. Vorstandsverpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG und Verpflichtung des Vorstands

zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems

§ 91 Abs. 2 AktG begründet die Pflicht des Vorstands, geeignete Maßnahmen zur Früherken-

nung bestandsgefährdender Entwicklungen zu treffen. Wird diese Pflicht nicht erfüllt, kann

dies bei einem hieraus resultierenden Schaden zu einer Haftung für die einzelnen Vorstands-

mitglieder nach § 93 Abs. 2 AktG führen. Nach der Regierungsbegründung stellt die Vor-

standsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG eine gesetzliche Hervorhebung der allgemeinen

Leitungsaufgabe des Vorstands gemäß § 76 AktG dar.297

                                                          
294 Vgl. IDW, PS 340, WPg 1999, 658 ff.
295 Vgl. IDW, PS 340.4 ff., WPg 1999, 658.
296 Vgl. beispielsweise Kromschröder/Lück für den Arbeitskreis ”Externe und Interne Überwachung der Unter-

nehmung” der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 1998, 1573 ff.; Fü-
ser/Gleißner/Meier, DB 1999, 753; Amling/Bischof, ZIR 1999, 44 (45 u. 56); Lück, DB 1998, 1925 ff. u. in:
Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 139 (141); Gie-
se, WPg 1998, 451 ff.; Brebeck/Herrmann, WPg 1997, 381 (385 f.): "Frühwarnsystem" bzw. "Risikoerfas-
sungssystem" einschließlich Maßnahmen zur Risikobewältigung; Gelhausen, AG Sonderheft 1997, 73 (80):
"Risikomanagementsystem" (Ermittlung und Beherrschung sämtlicher geschäftlicher Risiken). Ohne näheren
Angaben für eine Auslegung des § 91 Abs. 2 AktG im Sinne der Verpflichtung des Vorstands zur Einrichtung
eines Risikomanagementsystems vgl. Dörner, WPg 1998, 302 (303 ff.); Dörner, WPg 1998, 302 ff. (aller-
dings keine Geschäftsführungsprüfung annehmend); Klees, DStR 1998, 93 ff. Zur Begriffsvielfalt vgl. Win-
keljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 69 u. 71: Risikofrüherkennungssystem, Rn. 70:
Risikomanagementsystem, Rn. 72: Risikoüberwachungssystem.

297 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 15.
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Im Hinblick auf den sachlichen Anwendungsbereich des § 91 Abs. 2 AktG wird zunächst auf

die Verpflichtung zur Einrichtung eines Risikofrüherkennungssystems eingegangen sowie

diskutiert, ob § 91 Abs. 2 AktG als Rechtsgrundlage dafür dient, dass der Vorstand die Durch-

führung vom ihm initiierter Maßnahmen zur Risikobewältigung und die Risikohandhabung

nachgeordneter Entscheidungsträger überwachen muss. Da nach der Gesetzesbegründung zu

§ 91 Abs. 2 AktG der Vorstand zu angemessenem Risikomanagement verpflichtet werden

sollte298 und in der Literatur teilweise aus § 91 Abs. 2 AktG die Verpflichtung zur Einrichtung

eines umfassenden Risikomanagementsystems abgeleitet wird299, wird schließlich untersucht,

ob der Auffassung des IDW300 gefolgt werden kann, dass die Risikohandhabung nicht vom

Anwendungsbereich des § 91 Abs. 2 AktG umfasst wird.

1.1.1.Verpflichtung des Vorstands zur Einrichtung eines Risikofrüherkennungssystems

Die Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG erfordert

von den gesetzlichen Vertretern Maßnahmen zur Risikoerfassung (Risikoerkennung und Risi-

koanalyse).301 Es sind diejenigen Risiken und deren Veränderungen zu erfassen, die in der

jeweiligen Situation des Unternehmens dessen Fortbestand gefährden können.302 Da nach § 91

Abs. 2 AktG bestandsgefährdende Entwicklungen früh zu erkennen sind und sich meist erst

im Zeitablauf herausstellt, welche Entwicklungen wesentlich sind, ist eine Beschränkung der

Analysen auf solche Risiken, die als bestandsgefährdende Risiken im Lagebericht anzugeben

sind, nicht ausreichend. Zumindest diejenigen Risiken, die wesentlichen Einfluss auf die

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens haben und somit im Lagebericht

dargestellt werden müssen, sind im Anwendungsbereich der Vorstandsverpflichtung nach

§ 91 Abs. 2 AktG zu analysieren. Da die im Lagebericht dargestellten Risiken bereits eine

Auswahl aus identifizierten Risiken repräsentieren und die vorangegangene Risikoerfassung,

als Vorbedingung für die Risikoberichterstattung im Lagebericht aufzufassen ist,303 kann aus

                                                          
298 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 15.
299 Vgl. z. B. Kromschröder/Lück für den Arbeitskreis "Externe und Interne Überwachung der Unternehmung"

der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 1998, 1573 ff. (wohl a. A. DB Beilage
11/2000, Rn. 134 ff.); Böcking, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v.
Dörner/Menold/Pfitzer, 509 (515, Fn. 17); Peltzer/v. Werder, AG 2001, 1 (13).

300 Vgl. IDW, PS 340.6, WPg 1999, 658.
301 Vgl. IDW, PS 340.9, WPg 1999, 658 f.
302 Vgl. IDW, PS 340.5, WPg 1999, 658. Dabei erfordert das „frühe“ Erkennen bestandsgefährdender Entwick-

lungen die Auseinandersetzung mit wesentlichen, d. h. nicht nur bestandsgefährdenden Risiken.
303 Vgl. Kapitel A 3.2.3.3.
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dem Zusammenspiel der Risikoberichterstattung im Lagebericht und der Vorstandsverpflich-

tung in § 91 Abs. 2 AktG gefolgert werden, dass die Früherkennung bestandsgefährdender

Entwicklungen i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG nicht auf die im Lagebericht berichtspflichtigen Ri-

siken begrenzt sein kann. Insbesondere hohe Verlustgefahren mit niedriger Eintrittswahr-

scheinlichkeit, über die im Lagebericht ggf. nicht berichtet werden muss, sind ergänzend zu

analysieren. Allerdings beschränkt das Wirtschaftlichkeitsprinzip eine (kontinuierliche) Erfas-

sung aller denkbaren Risiken, so dass nur wesentliche Risiken eingehender zu untersuchen

sind. Wesentliche Risiken zeichnen sich im Vergleich zu unwesentlichen Risiken durch höhe-

re Verlustwahrscheinlichkeiten und größere Verluste bei Eintritt des Risikoszenarios aus.304

Eine Differenzierung zwischen bestandsgefährdenden Risiken, Risiken mit wesentlichem Ein-

fluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, sonstigen wesentlichen Risiken i. S. d.

§ 91 Abs. 2 AktG und (vermeintlich) unwesentlichen Risiken ist i. d. R. subjektiv und sollte

nicht bereits bei der Identifizierung bestehender Risiken vorgenommen werden, da zunächst

die Unternehmensleitung bestrebt sein muss, dass sämtliche relevanten Risiken erkannt wer-

den. Erst im Rahmen einer anschließenden Risikoanalyse sind die Risiken zu messen bzw. in

verschiedene Risikoklassen einzuteilen.

Da der Vorstand nicht alle mit der Risikoerfassung verbundenen Aufgaben selbst wahrneh-

men kann, wird er Maßnahmen zur Risikoerfassung delegieren.305 Risikokommunikation als

organisationsbezogene Prozessphase des Risikomanagements trägt dazu bei, dass Informatio-

nen über erfasste Risiken an die zuständigen Entscheidungsträger bis zum Vorstand weiter-

geleitet werden.306 Die Maßnahmen zur Risikoerfassung und Risikokommunikation ein-

schließlich der damit verbundenen organisatorischen Regelungen und Überwachungsmaß-

nahmen werden vom IDW als Risikofrüherkennungssystem bezeichnet.307 Dieses System ist

zur Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen notwendig und daher Gegenstand

der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG.308

                                                          
304 Vgl. Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 53; Selchert, Die Prüfung des Lage-

berichts, S. 203 f. Nach zutreffender Auffassung von Selchert, Die Prüfung des Lageberichts, S. 214 erscheint
es wenig hilfreich, „wesentliche Risiken“ durch Risiken mit „wesentlichem Einfluß“ auf die Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage zu erklären.

305 Vgl. auch Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 106; Lück, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungsle-
gung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 139 (143); Vogler/Gundert, DB 1998, 2377 (2378); Flei-
scher, ZIP 2003, 1 (8); Kromschröder/Lück für den Arbeitskreis "Externe und Interne Überwachung der Un-
ternehmung" der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 1998, 1573.

306 Vgl. IDW, PS 340.5 u. 11, WPg 1999, 658 f.
307 Vgl. IDW, PS 340.4 ff., WPg 1999, 658 ff.
308 Die Pflicht (lediglich) zur Einrichtung eines Risikofrüherkennungssystems aus § 91 Abs. 2 AktG ableitend

IDW, PS 340.5 f., WPg 1999, 658; Hahn/Weber/Friedrich, BB 2000, 2620 (2622).
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Entsprechend der Gesetzesbegründung zum TransPuG ist vom Prüfer nach § 317 Abs. 4 HGB

das „Risikoüberwachungssystem“ bei börsennotierten Aktiengesellschaften zu prüfen.309 Der

Begriff Risikoüberwachung wird in der Literatur unterschiedlich gebraucht.310 Die Überwa-

chung kann sich hierbei auf die Risiken beschränken, so dass letztlich nur der Aspekt der Ri-

sikoerfassung unter Risikoüberwachung subsumiert wird. Meist werden bei der Umschreibung

der Risikoüberwachung auch die Maßnahmen zur Überwachung der risikopolitischen Ent-

scheidungen einbezogen, da diese sich wesentlich auf die Höhe des Risikos auswirken.311 Die

im Zuge des TransPuG eingesetzte Regierungskommission Corporate Governance leitet aus

§ 91 Abs. 2 AktG eine Risikosteuerungspflicht bzw. die Einführung und Handhabung eines

Risikosteuerungssystems ab.312

Das IDW vertritt die Ansicht, dass vom Anwendungsbereich des § 91 Abs. 2 AktG nur dieje-

nigen Überwachungsmaßnahmen betroffen sind, die sich auf die Risikoerfassung und die Ri-

sikokommunikation erstrecken.313 Nach IDW PS 340 kann aus § 91 Abs. 2 AktG nicht abge-

leitet werden, dass der Vorstand die Durchführung von ihm initiierter Maßnahmen zur Risi-

kobewältigung sowie die Risikohandhabung nachgeordneter Entscheidungsträger überwachen

muss.314 Es ist daher zu untersuchen, ob diese Überwachungsmaßnahmen von der Vorstands-

verpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG ausgeklammert werden können.

                                                          
309 Vgl. BT-Drs. 14/8769, S. 28.
310 Zum Begriff Risikoüberwachung vgl. Mauch, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 327

(349), der hierunter die Überwachung des Risikomanagementprozesses und des Erfolgs der Steuerungsmaß-
nahmen versteht. Ähnlich Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG, S. 130 ff.;
Gutmannsthal-Krizanits, Risikomanagement von Anlageprojekten, S. 435. Nach Bolsenkötter, in: HdJ,
Abt. VI/9, Rn. 79 f. ist Risikoüberwachung das Bindeglied zwischen Risikoerfassung und Risikohandhabung;
unter Berücksichtigung der Unternehmensziele und der unternehmensspezifischen Risikostrukturen sind die
Ergebnisse der Risikoanalyse weiter aufzubereiten.

311 Vgl. Mauch, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 327 (349); Martin/Bär, Grundsätze
des Risikomanagements nach KonTraG, S. 105 f. Nach Auffassung von Wiedmann, HWRP, 3. Aufl.,
Sp. 2057 (2063) ist als Risikoüberwachung die Überarbeitung der Risikostrategie und die Anpassung des Ri-
sikomanagementprozesses zu verstehen.

312 Vgl. Regierungskommission Corporate Governance, Bericht der Regierungskommission Corporate Go-
vernance, hrsg. v. Baums, S. 23 u. 75.

313 Vgl. IDW, PS 340.15 f., WPg 1999, 658 (659 f.).
314 Vgl. IDW, PS 340.15 f., WPg 1999, 658 (659 f.). Bei den prüfungsrelevanten Überwachungsmaßnahmen der

internen Revision wird die Überwachung bezogen auf die Risikohandhabung nicht aufgeführt. Im PS 340 wer-
den lediglich die Risikohandhabungsmaßnahmen des Vorstands und nachgeordneter Entscheidungsträger ex-
plizit als nicht prüfungspflichtig gekennzeichnet. Vgl. IDW, PS 340.6 u. 26, WPg 1999, 658 u. 661. Der
Wortlaut des EPS 340 unterscheidet sich in Abschnitt 6 vom verabschiedeten PS 340: „Ebenso gehört die
Beurteilung, ob die von den nachgeordneten Entscheidungsträgern eingeleiteten oder durchgeführten Hand-
lungen zur Risikobewältigung bzw. der Verzicht auf solche sachgerecht oder wirtschaftlich sinnvoll sind,
nicht zum Risikofrüherkennungssystem.“ Vgl. IDW, EPS 340, WPg 1998, 927 (928). Der Prüfer hat entspre-
chend dem IDW, PS 450.104 f., WPg 2006, 113 (123) im Prüfungsbericht anzugeben, dass das Überwa-
chungssystem geeignet ist, bestandsgefährdende Entwicklungen frühzeitig zu erkennen. Nach Auffassung von
Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG,
S. 145 ist die Risikoüberwachung nicht Gegenstand des Risikofrüherkennungssystems.
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1.1.2. Verpflichtung des Vorstands zur Überwachung der Durchführung von ihm initi-

ierter risikopolitischer Maßnahmen und zur Überwachung der Risikohandha-

bung nachgeordneter Entscheidungsträger

Überwachung beinhaltet einen Soll-Ist-Vergleich geplanter Maßnahmen mit durchgeführten

Maßnahmen.315 Überwachung entfaltet eine vorbeugende sowie eine aufdeckende Wirkung,

da die überwachten Personen zu vorschriftsmäßigem Handeln angehalten werden und festge-

stellte Abweichungen korrigiert werden können.316 Bestehen Freiheitsgrade des Überwachten

bei der Aufgabenerfüllung, umfasst der Überwachungsbegriff nach allgemeiner Auffassung

auch die Ergebniskontrolle (als Ziel-Ergebnis-Vergleich).317

Die Ausklammerung derjenigen Überwachung, die sich auf die Risikohandhabung bezieht,

aus der Vorstandsverpflichtung ist wegen der expliziten Nennung des Überwachungssystems

in § 91 Abs. 2 AktG problematisch. Zwar kann Überwachung als risikopolitisches Instrument

aufgefasst werden,318 bei der Risiken verringert werden, die in der Ausführung betrieblicher

Aufgabenerfüllung begründet sind.319 Allerdings dient nach dem Wortlaut des § 91

Abs. 2 AktG die Überwachung bzw. die Einrichtung eines Überwachungssystems allgemein

der Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen.320

Der Vorstand und nicht das Unternehmen in seiner Gesamtheit ist nach § 91 Abs. 2 AktG zu

geeigneten Maßnahmen verpflichtet, damit bestandsgefährdende Risiken früh erkannt wer-

den.321 Die Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen ist nach dem Gesetzeswort-

                                                          
315 Vgl. z. B. Klinger/Klinger, Das Interne Kontrollsystem im Unternehmen, S. 3; Göckeritz, Vorläufige Beur-

teilung des internen Kontrollsystems im Rahmen der Jahresabschlußprüfung, S. 2.
316 Vgl. auch IDW, PS 260.6, WPg 2001, 821 (822).
317 Vgl. Wall, WPg 2003, 457 (460); Mikus, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 67 (88).

Dabei ist zu beachten, dass auch der Überwachungsbegriff i. S. d. § 111 AktG die Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit der durchgeführten Handlungen umfasst. Vgl. BGH, Urteil v. 25.3.1991, AG 1991, 312 (313);
Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 111 Rn. 11; Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 111 Rn. 6

318 Vgl. IIR, IIR Revisionsstandard Nr. 2, (26), ZIR 2001, 152 (155); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 156 f..
319 Vgl. Kapitel A 2.1.3.
320 Vgl. auch Pollanz, DB 2001, 1317 (1318); Henn, Handbuch des Aktienrechts, 7. Aufl., § 18 Rn. 582. A. A.

Pahlke, NJW 2002, 1680 (1682), nach deren Ansicht das einzurichtende Überwachungssystem der Einhaltung
der Maßnahmen zur Früherkennung existenzgefährdender Entwicklungen dient. Sie begründet dies mit der
sprachlichen Änderung der Vorschrift im Gesetzgebungsverfahren, mit der danach keine inhaltliche Verände-
rung beabsichtigt war, sowie mit einer Passage der Gesetzesbegründung zu § 91 Abs. 2 AktG.

321 Beispielsweise betont der IDW PS 340.11 u. 13, WPg 1999, 658 (659) das Erfordernis der Risikokommuni-
kation der dem Vorstand nachgeordneten Entscheidungsträger; der Vorstand hat (lediglich) die Gesamtver-
antwortung für das Risikofrüherkennungssystem zu tragen. Nach Neubeck, Die Prüfung von Risikomanage-
mentsystemen, S. 104 kann insbesondere auch der Vorstand (!) die Überwachungsfunktion des § 91
Abs. 2 AktG ausüben. Regelmäßig wird demnach verkannt, dass § 91 Abs. 2 AktG eine Verpflichtung des
Vorstands begründet.
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laut lediglich Folge der vom Vorstand zu treffenden Maßnahmen. Als eine geeignete Maß-

nahme wird exemplarisch die Einrichtung eines Überwachungssystems in § 91 Abs. 2 AktG

genannt.322 Daher kommen auch Überwachungsaktivitäten des Vorstands und nachgeordneter

Mitarbeiter, die sich auf die Risikohandhabung beziehen, als geeignete Maßnahmen zur Frü-

herkennung bestandsgefährdender Entwicklungen in Betracht.

Werden vom Vorstand beschlossene Maßnahmen, die zur Verringerung der Verlustgefahren

geeignet sind, nicht oder nicht in geeigneter Weise von den beauftragten Mitarbeitern umge-

setzt, tritt eine Risikominderung nicht ein.323 Das Risiko besteht demzufolge nach wie vor

bzw. es können sogar zusätzliche Verlustgefahren ausgelöst werden. Die Überwachung des

Vorstands, die sich auf die Umsetzung der von ihm eingeleiteten Maßnahmen zur Risikobe-

wältigung bzw. der geschäftspolitischen Entscheidungen bezieht, dient wegen der Feststellung

von Abweichungen zwischen vorgesehen und tatsächlich realisierten Maßnahmen der Früh-

erkennung bestandsgefährdender Entwicklungen.324 Da § 91 Abs. 2 AktG den Vorstand zur

Einrichtung eines Überwachungssystems verpflichtet und bei Überwachungsmaßnahmen Ri-

siken aus der mangelhaften Durchführung der vom Vorstand geplanten Maßnahmen als Plan-

abweichung bzw. Risiko früh erkannt werden, umfasst der Anwendungsbereich des § 91

Abs. 2 AktG auch diese Maßnahmen.

Die Überwachung durch den Vorstand, ob die Risikohandhabung nachgeordneter Entschei-

dungsträger geeignet ist, dient ebenfalls der Früherkennung bestandsgefährdender Entwick-

lungen. Risikopolitische Maßnahmen, die von nachgeordneten Entscheidungsträgern in den

jeweiligen Unternehmensbereichen vorgenommen/unterlassen werden und die nicht mit der

Unternehmens- bzw. Risikopolitik der Unternehmensleitung abgestimmt sind, können wegen

fehlender Koordination und/oder ungeeigneter Risikohandhabung nachteilige Entwicklungen

auslösen (z. B. Spekulation mit Derivaten oder größere Investitionen ohne zukünftig sicherge-

                                                          
322 Vgl. auch IIR-Arbeitskreis „Interne Revision in der Versicherungswirtschaft“, ZIR 1999, 185 (186). Hüffer,

AktG, 6. Aufl., § 91 Rn. 8 u. Zimmer/Sonneborn, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lan-
ge/Wall, § 1 Rn. 177 leiten hingegen aus der Entstehungsgeschichte des Wortlauts in § 91 Abs. 2 AktG ab,
dass das einzurichtende Überwachungssystem die Einhaltung der Maßnahmen zur Früherkennung bestandsge-
fährdender Entwicklungen zu überwachen hat. Kritisch hierzu Kiethe, NZG 2003, 401 (402). Die unter-
schiedlichen Betrachtungsweisen werden nach hier vertretener Auffassung dadurch überwunden, dass ent-
sprechend dem Gesetzeswortlaut des § 91 Abs. 2 AktG allgemein Überwachungsmaßnahmen geeignete Maß-
nahmen zur Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen sind.

323 Vgl. auch Lück, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 311 (320).
324 Vgl. auch Dörner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 193

(208 f.); Mikus, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 67 (88); Lück, DB 2000, 1473
(1474); Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 50.
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stellte Finanzierung des Projekts). Bei fehlender oder ungenügender Überwachung durch den

Vorstand besteht die Gefahr, dass risikobehaftete Geschäfte vorgenommen oder missbräuchli-

che Transaktionen und Unterschlagungen möglich sind. Organisatorische Regelungen wie

z. B. Genehmigungen von Investitionsvorhaben seitens des Vorstands oder Funktionstrennung

im Finanzierungsbereich tragen dazu bei, dass Risiken früh erkannt und ggf. bereits im Vor-

feld auch vermieden werden. Aus der Sicht des Vorstands schließen die Maßnahmen zur

Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen auch die Überwachung nachgeordneter

Entscheidungsträger sowie die Einrichtung einer entsprechenden Organisation ein.325

Die Auffassung, dass nicht nur die Überwachung bezogen auf das Risikofrüherkennungssy-

stem, sondern Überwachung allgemein Gegenstand der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91

Abs. 2 AktG ist, wird durch die Gesetzesbegründung gestützt. Danach sollen die Maßnahmen

"interner Überwachung" so eingerichtet sein, dass bestandsgefährdende Entwicklungen (z. B.

risikobehaftete Geschäfte, Unrichtigkeiten der Rechnungslegung und Verstöße gegen gesetzli-

che Vorschriften mit wesentlicher Auswirkung auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage)

frühzeitig erkannt werden können.326 Nach der Regierungsbegründung dient die gesetzliche

Verdeutlichung des Pflichtenrahmens des Vorstands zugleich als Grundlage für die korre-

spondierende Beurteilung des Abschlussprüfers, "... ob das vom Vorstand einzurichtende

Überwachungssystem seine Aufgabe erfüllen kann."327 Nach § 321 Abs. 4 HGB ist im Prü-

fungsbericht darauf einzugehen, ob Maßnahmen erforderlich sind, um das interne Überwa-

chungssystem zu verbessern.

Der Gesetzeswortlaut des § 91 Abs. 2 AktG und die zugehörige Gesetzesbegründung weisen

auf einen gegenüber dem IDW PS 340 erweiterten Anwendungsbereich von § 91 Abs. 2 AktG

hin, so dass Überwachungsmaßnahmen allgemein von der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91

Abs. 2 AktG umfasst werden. Aus der Perspektive des Vorstands stellen Überwachungsmaß-

nahmen, ob risikobewältigende Maßnahmen planmäßig durchgeführt und ob nachgeordnete

Entscheidungsträger in geeigneter Weise Risiken handhaben, geeignete Maßnahmen des Vor-

stands zur Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen dar.328 Die Überwachung der

                                                          
325 Vgl. auch Holzer/Makowski, DB 1997, 688 (692). Nach Auffassung von Endres, ZGR 1999, 441 (443) regelt

§ 91 Abs. 2 AktG nicht die „Organisation“ der Aktiengesellschaft, sondern behandelt nur einen zwar wichti-
gen, aber doch verhältnismäßig kleinen Teilaspekt der Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen.

326 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 15.
327 BT-Drs. 13/9712, S. 15.
328 Vgl. auch Dörner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 193

(199 ff.); Zimmer/Sonneborn, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 162.
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vom Vorstand vorgenommenen risikopolitischen Maßnahmen bzw. der Geschäftsführung

seitens des Vorstands obliegt in erster Linie dem Aufsichtsrat (§ 111 i. V. m. § 90 AktG), wo-

bei Überwachung i. S. d. § 111 AktG sich auch auf die Zweckmäßigkeit der Entscheidungen

erstreckt.329

Die notwendige Intensität der Überwachungstätigkeiten des Vorstands muss mit den Unter-

nehmensrisiken (risikoorientierte Unternehmensüberwachung)330 korrespondieren. Bei kriti-

schen Betriebsabläufen (z. B. bei der Abwicklung von Derivatgeschäften) besteht daher eine

erhöhte Überwachungspflicht. Problematisch ist hierbei die Identifizierung solcher Be-

triebsabläufe im Unternehmen, die intensiv zu überwachen sind. In der Literatur wird teilwei-

se angenommen, dass eine Ausrichtung der Überwachungsmaßnahmen auf diejenigen Risiken

ausreichend ist, die den Bestand gefährden oder sich wesentlich auf die Vermögens-, Finanz-

und Ertragslage auswirken können.331 Da nach § 91 Abs. 2 AktG bestandsgefährdende Ent-

wicklungen früh zu erkennen sind, ist eine Beschränkung der Überwachungsmaßnahmen auf

sehr wesentliche Entwicklungen bzw. Risiken mit kurzem Zeithorizont nicht ausreichend.332

Die Einrichtung eines Überwachungssystems wird vom Gesetzgeber allgemein als geeignete

Maßnahme zur Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen aufgefasst. Eine Begren-

zung der Überwachungsmaßnahmen auf solche Risiken, die bestandsgefährdend oder zumin-

dest entwicklungsbeeinträchtigend sind, würde voraussetzen, dass vorab feststeht, welchen

Risiken hohe Bedeutung für das Unternehmen zukommt. Da zentrales Element der in § 91

Abs. 2 AktG geregelten Vorstandsverpflichtung das Erkennen nicht geplanter Entwicklungen

ist, erscheint eine Begrenzung der Überwachungsmaßnahmen auf einzelne, als besonders we-

                                                          
329 Vgl. Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 111 Rn. 11; Henn, Handbuch des Aktienrechts, 7. Aufl.,

§ 19 Rn. 612; Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 111 Rn. 6.
330 Zur risikoorientierten Überwachung vgl. auch Kromschröder/Lück für den Arbeitskreis "Externe und Interne

Überwachung der Unternehmung" der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 1998,
1573 ff.; Amling/Bischof, ZIR 1999, 44 ff.; Buderath/Amling, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v.
Dörner/Horváth/Kagermann, 127 (134); Horváth/Gleich, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dör-
ner/Horváth/Kagermann, 99 (109). Vgl. auch Scharpf, DB 1997, 737 (740); Schiffer, ZIR 2001, 132.

331 Vgl. Bitz, Risikomanagement nach KonTraG, S. 10, 14 u. 17 f.; Zimmer/Sonneborn, in: Risikomanagement
nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 177 u. 180. Ähnlich Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071
(2073 f.).

332 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, P 10 f.; Wall, WPg 2003, 457 (465); Picot, in: Risikomanagement nach dem
KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 122; Dörner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v.
Dörner/Horváth/Kagermann, 193 (198); Ernst, Auswirkungen des KonTraG auf Rechnungslegung und Prü-
fung, hrsg. v. Baetge, 1 (8); Brebeck/Herrmann, WPg 1997, 381 (383); Schulze, Die Berichterstattung über
Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 145; Henselmann, in: Risikomana-
gement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (37); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 30 f.; Jacob, WPg
2001, 237 (239). Nach Auffassung von Saitz, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun,
69 (73), muss ein Frühwarnsystem ungünstige Entwicklungen bereits zu einem Zeitpunkt erkennen, zu dem
sich diese noch nicht in der Buchhaltung niedergeschlagen haben.
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sentlich eingestufte Risiken nicht sachgerecht. Die Einrichtung eines engmaschigen Überwa-

chungssystems, in dem alle vorstellbaren Abläufe und Risiken überwacht werden, ist aller-

dings unwirtschaftlich und kann daher nicht gefordert werden. Ein optimaler Überwachungs-

grad ist in praxi kaum bestimmbar, so dass der relativen Bedeutung der Überwachungsmaß-

nahmen bzw. Risiken zueinander entscheidende Bedeutung zukommt. Aktivitäten und Unter-

nehmensbereiche, die mit hohen Risiken verbunden sind, müssen daher intensiver als andere

Aktivitäten und Bereiche überwacht werden. Somit muss sich die (individuelle) Einschätzung

der Vorstandsmitglieder und der sonstigen mit der Überwachung der Unternehmensabläufe

beauftragten Mitarbeiter über die Art, die Höhe und die Eintrittswahrscheinlichkeit der Risi-

ken in den durchgeführten Überwachungsmaßnahmen widerspiegeln. Zwar kommt eine weni-

ger intensive Überwachung einzelner Unternehmensbereiche in Betracht (z. B. im Beschaf-

fungsbereich bei erfahrenem Personal und bei mehreren zuverlässigen Lieferanten), allerdings

kann auch in diesen Bereichen nicht vollständig auf eine Überwachung verzichtet werden.

Der Vorstand muss die mit der Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen verbun-

denen Aufgaben nicht allein durchführen.333 Ihm obliegt allerdings die Verantwortung für

organisatorische Regelungen und für die Einrichtung entsprechender Betriebseinheiten (z. B.

interne Revision, Controlling- und/oder Risikomanagementabteilung), die sicherstellen, dass

die Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtung zur Früherkennung bestandsgefährdender Ent-

wicklungen im Zeitablauf gewährleistet ist.334 Der Vorstand kann nachgeordnete Entschei-

dungsträger und deren Bereiche überwachen oder bestimmte Überwachungsaufgaben an die

interne Revision oder an sonstige Mitarbeiter delegieren.335 Es muss allerdings gewährleistet

sein, dass der Vorstand von erheblichen Fehlentwicklungen Kenntnis erlangt. Da § 91

Abs. 2 AktG eine Verpflichtung des Vorstands konkretisiert, muss der Vorstand sich aktiv an

der Überwachung der Mitarbeiter und der Unternehmensrisiken beteiligen.336 Als Zwischen-

ergebnis ist festzustellen, dass das Risikofrüherkennungssystem sowie die Maßnahmen zur

Überwachung der Risikohandhabung der dem Vorstand nachgeordneten Entscheidungsträger

vom Anwendungsbereich des § 91 Abs. 2 AktG umfasst werden.

                                                          
333 Vgl. auch Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 93 Rn. 46; Hanenberg/Schneider, WPg 2001, 1058

(1062).
334 Vgl. auch IDW, PS 720.8, WPg 2000, 326 (327); Theisen, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungsle-

gung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 203 (215):
335 Vgl. auch Füser/Gleißner/Meier, DB 1999, 753 (758); Hanenberg/Schneider, WPg 2001, 1058 (1059).
336 Vgl. auch Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im Treasury, S. 109; Hein-

hold/Wotschofsky, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1217 (1223).
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1.1.3. Keine Verpflichtung des Vorstands nach § 91 Abs. 2 AktG zu geeigneter Risiko-

handhabung

Die Gesetzesbegründung zu § 91 Abs. 2 AktG und zu § 317 Abs. 4 HGB verpflichtet den

Vorstand, für ein angemessenes „Risikomanagement“ Sorge zu tragen.337 Wegen der Ver-

pflichtung zu „Risikomanagement“ und der fehlenden Ausgrenzung der Risikohandhabung in

der Gesetzesbegründung wird teilweise aus § 91 Abs. 2 AktG die Verpflichtung des Vorstand

zu einem umfassenden Risikomanagementsystem abgeleitet.338 Nach dem Gesetzeswortlaut

des § 91 Abs. 2 AktG hat der Vorstand allerdings lediglich geeignete Maßnahmen zur Früher-

kennung bestandsgefährdender Entwicklungen zu treffen. Geeignete Maßnahmen zur Beseiti-

gung einer Bestandsgefährdung werden daher nicht vom Anwendungsbereich des § 91

Abs. 2 AktG umfasst.339

Die Ausgrenzung der Risikohandhabung aus der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91

Abs. 2 AktG trägt dem Umstand Rechnung, dass § 91 Abs. 2 AktG in erster Linie eine Orga-

nisations- und Überwachungsverpflichtung des Vorstands begründet.340 Mit der Einfügung

des § 91 Abs. 2 AktG wurde die Überschrift der Gesetzesvorschrift geändert. Die frühere

Überschrift ”Buchführung” wurde zu ”Organisation; Buchführung” erweitert. Hieraus ist zu

folgern, dass die dem Vorstand obliegenden Maßnahmen nach § 91 Abs. 2 AktG die Organi-

sation der Aktiengesellschaft betreffen und der Vorstand für geeignete Organisationsstruktu-

ren Sorge zu tragen hat.341 Dies wird bestätigt durch die Regierungsbegründung zu § 91

                                                          
337 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 15 u. 27.
338 Vgl. auch Pahlke, NJW 2002, 1680 (1682). Nach Auffassung von Wall, WPg 2003, 457 (458 f.) ist Risiko-

management und Entscheidung bzw. Planung kaum voneinander zu trennen; Planung ist Risikomanagement
und Risikomanagement ist zugleich Planung.

339 Vgl. IDW, PS 340.6, WPg 1999, 658; Ernst, WPg 1998, 1025 (1027); Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 f.;
Seibert, Festschrift Bezzenberger, 427 (437); IIR-Arbeitskreis „Interne Revision in der Versicherungswirt-
schaft“, ZIR 1999, 185 (193); Dobler, DStR 2001, 2086 (2087); Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1078); Schäfer,
Das Überwachungssystem nach § 91 Abs. 2 AktG unter Berücksichtigung der besonderen Pflichten des Vor-
stands, S. 94; Drygala/Drygala, ZIP 2000, 297 (301); Zimmer/Sonneborn, in: Risikomanagement nach dem
KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 176; Hommelhoff/Mattheus, in: Praxis des Risikomanagements,
hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 5 (14); Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 66 u.
100.

340 Vgl. auch Fleischer, ZIP 2003, 1 (6).
341 Vgl. auch Kindler/Pahlke, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 205.

Organisationspflichten aus § 91 Abs. 2 AktG ableitend Forster, WPg 1998, 41 (47); Wiesner, Münch. Hdb.
GesR IV, 2. Aufl., § 25 Rn. 5; Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 91 Rn. 4 ff. Während der IDW PS 340 bei den Aus-
führungen zu den prüfungspflichtigen Maßnahmen (z. B. Risikoerkennung und -analyse) nicht explizit zum
Ausdruck bringt, dass organisatorische Regelungen Gegenstand der Prüfung sind, und dies allenfalls aus der
Prüfung als Systemprüfung und bei den Ausführungen zur Abgrenzung zum internen Kontrollsystems abge-
leitet werden kann, hebt der zeitlich nachfolgende IDW PS 720 zur Geschäftsführungsprüfung hervor, dass
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Abs. 2 AktG, nach der die Neuregelung eine Organisationspflicht für den Vorstand verdeut-

licht.342 Deshalb beschränkt sich die Forderung nach „Risikomanagement“ in der Gesetzesbe-

gründung, die im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens nicht angepasst wurde,343 auf den orga-

nisatorischen Aspekt des Risikomanagements.

Organisation als vielschichtiger betriebswirtschaftlicher Begriff344 beinhaltet vor allem die

Gesamtheit aller Regelungen, um die durch die Planung entworfene Ordnung der betriebli-

chen Prozesse und Entscheidungen zu realisieren.345 Der betriebswirtschaftliche Organisati-

onsbegriff umfasst nicht die wirtschaftlichen Entscheidungen (insoweit die Ausgestaltung der

Organisation nicht selbst Ergebnis wirtschaftlicher Entscheidungen ist) bzw. die Unterneh-

mensplanung (insoweit die Organisation nicht geplant werden muss), sondern die Struktur

bzw. sich regelmäßig wiederholende Prozesse des Unternehmensablaufs.346 Vor allem strate-

gische Entscheidungen (insbesondere Produkt- und Investitionspolitik) und die damit verbun-

dene Risikohandhabung werden vom Begriff „Organisation“ bzw. „Überwachung“ nicht um-

fasst.347

Zwar sind wirksame Maßnahmen zur Risikoerfassung und -kommunikation bzw. allgemein

Überwachungsmaßnahmen durch den Vorstand oder nachgeordnete Mitarbeiter nur unter Zu-

grundelegung der Unternehmensplanung und -ziele möglich,348 die Pflicht des Vorstands zur

Unternehmensplanung ist allerdings aus § 76 Abs. 1 AktG (i. V. m. § 93 Abs. 1 S. 1 u. Abs. 2

                                                                                                                                                                                    
§ 91 Abs. 2 AktG vor allem eine Organisationsverpflichtung begründet. Vgl. IDW, PS 720.8, WPg 2000, 326
(327).

342 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 15.
343 Vgl. Seibert, Festschrift Bezzenberger, 427 (438). Eine Verpflichtung des Vorstands zu einem umfassenden

Risikomanagementsystem aus diesem Grunde ablehnend Kindler/Pahlke, in: Risikomanagement nach dem
KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 204.

344 Zum betriebswirtschaftlichen Organisationsbegriff vgl. beispielsweise Picot, in: Vahlens Kompendium der
Betriebswirtschaftslehre, Band 2, hrsg. v. Bitz/Domsch/Ewert/Wagner, 5. Aufl., 43 (50); Schanz, in: Hand-
wörterbuch der Organisation, hrsg. v. Frese, 3. Aufl., 1459 ff. Im Zusammenhang mit der Vorstandsver-
pflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG ist der instrumentelle Organisationsbegriff zugrunde zu legen, bei der Tä-
tigkeit des Organisierens im Vordergrund steht. Zum Organisationsbegriff im Arbeitsrecht vgl. z. B. Hohen-
haus, DB 2003, 1954 ff.

345 Vgl. z. B. Schanz, in: Handwörterbuch der Organisation, hrsg. v. Frese, 3. Aufl., 1459 ff.; Hilke, in: Hand-
buch Organisation, hrsg. v. Linnert, 49 (51 f.); Bühner, Betriebswirtschaftliche Organisationslehre, 10. Aufl.,
1 ff.

346 Vgl. auch Bühner, Betriebswirtschaftliche Organisationslehre, 10. Aufl., S. 2; Krüger, in: Allgemeine Be-
triebswirtschaftslehre, Band 2, hrsg. v. Bea/Friedll/Schweitzer, 9. Aufl., 140 (143 ff.); Kieser, in: Handwör-
terbuch der Betriebswirtschaft, Teilband 2, hrsg. v. Wittmann, 5. Aufl., Sp. 2988 (2989).

347 Im Ergebnis gleicher Auffassung Scharpf, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung,
hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 177 (183).

348 Vgl. auch Kohlhoff/Langenhan/Zorn, ZIR 2000, 2 (4); Groß/Amen, WPg 2003, 1161 f.; Heim/Klees, DStR
1999, 387 ff.; Götz, AG 1995, 337 (338 f.); Scharpf, DB 1997, 737 (740); Förschle/Küster, in: Beck Bil-
Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 84; Vogler/Gundert, DB 1998, 2377 (2379).
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S. 1 AktG)349 sowie aus § 90 Abs. 1 Nr. 1 AktG350 ableitbar. Die Geschäftspolitik und die

Unternehmensplanung unterliegen nach § 90 Abs. 1 Nr. 1 AktG und § 111 Abs. 1 AktG der

Überwachung durch den Aufsichtsrat.351

Plananpassungen sind erst die Folge erkannter Risiken oder festgestellter Abweichungen im

Rahmen des Überwachungsprozesses,352 so dass wegen des Gesetzeswortlauts, wegen der

neuen Überschrift des § 91 AktG sowie wegen des Verhältnisses des § 91 Abs. 2 AktG zu

§ 90 Abs. 1 Nr. 1 AktG die Unternehmensplanung nicht Gegenstand der Vorstandsverpflich-

tung gemäß § 91 Abs. 2 AktG ist.353 Daher werden lediglich die Maßnahmen zur Risikoerfas-

sung als spezielle Planungskontrollaktivitäten354 von der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91

Abs. 2 AktG umfasst.

Da § 91 Abs. 2 AktG eine Verpflichtung des Vorstands regelt, werden durch § 91

Abs. 2 AktG die dem Vorstand nachgeordneten Mitarbeiter nicht zur geeigneten Risikoerfas-

sung und Risikohandhabung verpflichtet. Der Vorstand ist allerdings nach § 91 Abs. 2 AktG

verpflichtet, das Risikomanagement der nachgeordneten Mitarbeiter in geeigneter Weise zu

überwachen.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass der Vorstand gemäß § 91 Abs. 2 AktG ein

Risikofrüherkennungssystem einzurichten und die von ihm initiierten Maßnahmen zur Risi-

kobewältigung sowie die Risikohandhabung nachgeordneter Entscheidungsträger zu überwa-

chen hat; § 91 Abs. 2 AktG bildet allerdings keine Rechtsgrundlage dafür, dass geeignete risi-

kopolitische Maßnahmen vom Vorstand zu initiieren bzw. zu planen sind (Abb. C-1).355

                                                          
349 Vgl. Wiesner, Münch. Hdb. GesR IV, 2. Aufl., § 19 Rn. 13 u. § 25 Rn. 25; Mertens, Kölner Komm. z. AktG,

2. Aufl., § 76 Rn. 5; Hefermehl, in: AktG, hrsg. v. Geßler/Hefermehl, § 76 Rn. 10; Brebeck/Förschle, in: Das
Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (173); Pahlke, NJW 2002, 1680 (1683).

350 Zur Ableitung der Verpflichtung zur Unternehmensplanung aus § 90 Abs. 1 AktG vgl. Hüffer, AktG, 6. Aufl.,
§ 90 Rn. 4a m. w. N.; BT-Drs. 13/9712, S. 15; Altmeppen, ZGR 1999, 291 (303 ff.); Paefgen, Unternehmeri-
sche Entscheidungen und Rechtsbindung der Organe in der AG, S. 226; Groß/Amen, WPg 2003, 1161
(1163 ff.).

351 In Bezug auf die Geschäftsführungsprüfung nach § 53 HGrG vgl. auch Loitz, BB 1997, 1835 (1840).
352 Vgl. auch Lück, DB 1998, 8 (12 f.).
353 Ebenso wie Plananpassungen sind Unternehmenspläne nicht Gegenstand der sich aus § 91 Abs. 2 AktG erge-

benden Verpflichtung, da die Vorschrift „Maßnahmen“ und damit Handlungen fordert. Vgl. auch Neubeck,
Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 32.

354 Vgl. auch Kupsch, in: Handbuch der Unternehmungsführung, hrsg. v. Corsten/Reiß, 529 (534 f.); Schulze,
Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 150.
Zum Verhältnis von Planung, Kontrolle und Risikomanagement vgl. Mikus, in: Risikomanagement, hrsg. v.
Götze/Henselmann/Mikus, 67 (71).

355 Ebenso Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG, S. 131 f.; Wall, WPg 2003,
457 (460 f.).
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Abb. C-1: Gegenstand der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG

1.1.4.Verpflichtung des Vorstands zur Einrichtung eines Überwachungssystems

Während der IDW PS 340 die Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG ausgehend

vom Risikomanagementprozess konkretisiert, wird im Folgenden die Vorstandsverpflichtung

unter Zugrundelegung des Überwachungsbegriffs präzisiert. Aus der Gesetzesformulierung

des § 91 Abs. 2 AktG ergibt sich, dass die Einrichtung eines Überwachungssystems ein we-

sentlicher Gesichtspunkt bei der nach § 91 Abs. 2 AktG geforderten Früherkennung bestands-

gefährdender Entwicklungen ist.356

In der betriebswirtschaftlichen Literatur werden die Begriffe (interne) Überwachung und (in-

ternes) Überwachungssystem nicht einheitlich verwendet.357 Meist umfasst der Begriff Über-

                                                          
356 Vgl. Lück/Henke, Stbg 1999, 524 (527). Vgl. auch Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen,

S. 33 ff., der allerdings unter Bezugnahme auf das Gesetzgebungsverfahren die Ansicht vertritt, dass es Auf-
gabe des Überwachungssystems lediglich sei, die Maßnahmen zur Früherkennung bestandsgefährdender Ent-
wicklungen zu überwachen (S. 37).

357 Vgl. Hömberg, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1228. Vgl. auch Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rech-
nungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (577 ff.) sowie Scherrer, Festschrift Seicht,
211 (228), wonach das interne Kontrollsystem neben der internen Revision als Bestandteil des internen
Überwachungssystem, die interne Revision aber auch als Bestandteil des internen Kontrollsystems aufgefaßt
werden kann. Durch die Bezugnahme auf das interne Überwachungssystems werden externe Revisionstätig-
keiten (insbesondere im Rahmen der Abschlussprüfung) ausgeklammert.
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wachung bzw. Überwachungssystem die prozessabhängigen Kontrollen (bzw. das interne

Kontrollsystem) sowie die interne Revision.358 Kontrollen als in die Arbeitsabläufe integrierte

Soll-Ist-Vergleiche dienen unmittelbar der planmäßigen Durchführung von betrieblichen Pro-

zessen. Die prozessunabhängige interne Revision ist dadurch gekennzeichnet, dass der Über-

wachungsträger bei dem Soll-Ist-Vergleich nicht für das Ergebnis des überwachten Prozesses

verantwortlich ist. Die Gesamtheit der internen Revisions- und Kontrollvorgänge wird über-

wiegend als Überwachungssystem gekennzeichnet.359

Vorwiegend in der Literatur zur Jahresabschlussprüfung wird der Begriff Überwachungssy-

stem um Risikoerfassungsmaßnahmen erweitert.360 Ausgangspunkt für diese Begriffsdefiniti-

on ist der COSO-Report des US-amerikanischen Committee of Sponsoring Organizations of

the Treadway Commission aus dem Jahr 1992.361 Mit dem COSO-Report wurde das Ziel ver-

folgt, den Begriff interne Überwachung zu definieren und einen Standard zu entwickeln, da-

mit Unternehmen ihre internen Überwachungssysteme beurteilen können.362 Auf der Grundla-

ge des COSO-Reports wurde vom amerikanischen Wirtschaftsprüferinstitut AICPA der Prü-

fungsstandard SAS 78 verabschiedet, der das für die Jahresabschlussprüfung relevante interne

Überwachungssystem als Teil des Unternehmenssystems regelt.363

                                                          
358 Vgl. z. B. IIR, ZIR 2002, 214 (220); Hömberg, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1228 f.; Lück, in: Reform des Aktien-

rechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 139 (153) u. Stbg 1997, 424
(425); Sell, Die Aufdeckung von Bilanzdelikten bei der Abschlussprüfung, S. 140; Hanenberg, WPg 2001,
392 (397); Berkemeyer/Blohm, in: Deutsches Bilanzrecht - In der Krise oder im Aufbruch, hrsg. v. Baetge,
97 (129); Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 539 (577); Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 130; Frei-
dank, Festschrift Strobel, 245 (247 f.); Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 49. Nach
Auffassung von Wiedmann, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2057 (2060) entspricht das Überwachungssystem einer Er-
weiterung des internen Kontrollsystems um die Überwachung des Risikomanagements.

359 Vgl. auch Hömberg, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1228 f.; Lück, WPK-Mitt. 1998, 182 (184 ff.).
360 Vgl. Dörner, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1744 (1752); Hömberg, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1228 (1231 f.); Pfit-

zer/Schmidt, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2336 (2339 f.); Peemüller/Husmann, in: Saarbrücker Handbuch der Be-
triebswirtschaftlichen Beratung, hrsg. v. Küting, 2. Aufl., 429 (465 u. 470 f.); Dörner, WPg 1998, 302 (309).
Der COSO-Report wird hierbei als richtungsweisend für die Definition und Beurteilung von internen Kon-
trollsystemen bezeichnet. Vgl. Orth, WPg 1999, 573 (579); Wolz, WPg 2001, 789 (790); Brebeck/Herrmann,
WPg 1997, 381; Marten/Köhler, HWRP, 3. Aufl., Sp. 703 (711); Lück, DB 1998, 8; Förschle/Küster, in:
Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 74; Boycott, ZIR 1997, 214; Pollanz, DB 1999, 393 ff.; Wyss, Schwei-
zer Treuhänder 2000, 179 (181). Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 69 verwen-
den die Begriffe Risikoerfassungssystem und Überwachungssystem synonym. Die Risikoanalyse wird zum
Teil auch als Ergänzung des betrieblichen Planungsprozesses angesehen. Vgl. Kupsch, in: Handbuch Unter-
nehmungsführung, hrsg. v. Corsten/Reiß, 529 (534); Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1080 f.). Nach Auffassung
von Dörner, DB 1998, 1 ff. beinhaltet ein Überwachungssystem (i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG) das Risikomana-
gementsystem und die interne Revision. Nach Auffassung von Lück, DB 1998, 8 (9) besteht ein Risikomana-
gementsystem aus einem Überwachungssystem (einschließlich Interne Revision), einem Controlling und ei-
nem Frühwarnsystem.

361 Vgl. Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission, Internal Control.
362 Vgl. Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission, Internal Control, S. 3.
363 Vgl. AICPA, SAS 78, JoA 1996, 85 ff.
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Das Überwachungssystem besteht nach der Begriffsdefinition des COSO-Reports aus folgen-

den Komponenten, die zueinander in wechselseitiger Beziehung stehen:

- Kontrollumfeld

- Risikoerfassung

- Kontrollaktivitäten

- Information und Kommunikation

- Überwachung des internen Kontrollsystems (Systemüberwachung)364

Das IDW hat diese Aufgliederung interner Überwachung bei seiner Definition des internen

Kontrollsystems im IDW PS 260 übernommen.365 Entgegen der herrschenden Meinung wird

im IDW PS 260 allerdings das interne Überwachungssystem als Unterbegriff des internen

Kontrollsystems angesehen, da Letzteres auch die Regelungen zur Steuerung der Unterneh-

mensaktivitäten beinhaltet.366 Da das interne Überwachungssystem nach herrschender Mei-

nung sowohl das interne Kontrollsystem als auch die interne Revision umfasst367 und Über-

wachungsmaßnahmen in diesem Sinne allgemein zur Steuerung von Unternehmensaktivitäten

beitragen368, wird im Folgenden das interne Überwachungssystem i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG

mit dem Begriff des internen Kontrollsystems i. S. d. IDW PS 260 gleichgesetzt.369

                                                          
364 Bezüglich der Übersetzung des Begriffs „monitoring“ vgl. AICPA, SAS 78, (7), JoA 1996, 85: Monitoring is

a process that assesses the quality of internal control performance over time. Vgl. auch Committee of Sponso-
ring Organizations of the Treadway Commission, Internal Control, S. 69: „Internal control sysytems need to
be monitored - a process that assesses the quality of the system’s performance over time.“ Zur Übersetzung
der fünften Komponente von Internal Control als Überwachung des internen Kontrollsystems vgl. auch
Klöbb, DStR 2002, 415.

365 Vgl. IDW, PS 260.5 ff., WPg 2001, 821 (822 ff.). Nach den Ausführungen von Jacobs hat das IDW „nicht
den schon in die Jahre gekommenen ISA 400 bei der Erarbeitung des IDW PS 260 zugrunde gelegt, sondern
den entsprechenden amerikanischen Prüfungsstandard. Vgl. Jacob, WPg 2001, 237 (241).

366 Vgl. IDW, PS 260.6, WPg 2001, 821 (822). Ebenso Pfitzer/Schmidt, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2336 (2338);
Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 52; Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm.,
6. Aufl., § 317 Rn. 76; Jacob, WPg 2001, 237 (242). Verhaltene Kritik an der Abgrenzung des IDW PS 260
Horváth, WPg-Sonderheft 2003, S211 (S214). A. A. Lück, DB 1998, 8 (9) u. WPK-Mitt. 1998, 182 (183)
und Fußnote 580. Zum unterschiedlichen Verständnis von interner Überwachung in Bezug auf die Steue-
rungsfunktion, die sich insbesondere aus dem angelsächsischen Verständnis des Begriffs von control bzw.
controlling ergibt. Vgl. Hömberg, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1228 (1231); Kaufmann, Die Prüfung kommunaler
Unternehmen, S. 155 f.; Lück, DB 1998, 8 (9); Holzer/Makowski, DB 1997, 688 (690); Buderath/Amling, in:
Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 127 (129 f.).

367 Vgl. z. B. Hömberg, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1228 ff.; Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen,
S. 49.

368 Vgl. auch Buderath/Amling, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 127
(129 f.). A. A. Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 60 ff.

369 Vgl. Buderath/Amling, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 127 (129 f.);
Lück, Lexikon der Rechnungslegung und Abschlußprüfung, 4. Aufl., S. 168 u. 401 u. DB 1998, 8 (9). Vgl.
auch Hömberg, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1228 (1233), der die Begriffe internes Überwachungssystem und inter-
nes Kontrollsystem synonym verwendet. A. A. Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen,
S. 30 ff.; Schmidt, WPg 2000, 793 (797). Nach Ansicht von Pollanz, DB 2001, 1317 (1318), der das unter-
schiedliche Begriffsverständnis von IDW PS 260 und IDW PS 340 kritisiert, müßte das interne Kontrollsy-
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Die einzelnen Komponenten des internen Überwachungssystems werden im COSO-Report

bzw. IDW PS 260 wie folgt umschrieben:

Komponente: Kurzbeschreibung:

Kontrollumfeld370 Das Kontrollumfeld stellt den Rahmen dar, innerhalb dessen die Grundsätze, Verfahren und Maß-

nahmen angewendet werden. Es ist geprägt durch die Grundeinstellungen, das Problembewusst-

sein und das Verhalten der Unternehmensleitung in Bezug auf das interne Überwachungssystem.

Risikoerfassung Risikoerfassung beinhaltet Maßnahmen zur Erkennung und Analyse von Risiken, die der Errei-

chung der Unternehmensziele entgegenstehen und Einfluss auf unternehmerische Entscheidungen

haben.

Kontrollaktivitäten Kontrollaktivitäten stellen Verfahren und Grundsätze dar, die sicherstellen sollen, dass die Anwei-

sungen der Unternehmensleitung beachtet werden. Die Kontrollaktivitäten tragen dazu bei, dass

notwendige Maßnahmen getroffen werden, um die Unternehmensziele zu erreichen.371

Information und Kom-

munikation

Information und Kommunikation dienen dazu, dass die für die unternehmerischen Entscheidungen

erforderlichen Informationen in geeigneter und zeitgerechter Form eingeholt, aufbereitet und an

die zuständigen Stellen im Unternehmen weitergeleitet werden.

Überwachung des inter-

nen Kontrollsystems

Überwachung des internen Kontrollsystems beinhaltet Maßnahmen der internen Revision oder

anderer Mitarbeiter zur Beurteilung der Angemessenheit und der kontinuierlichen Funktionsfähig-

keit des internen Kontrollsystems.

                                                                                                                                                                                    
stem (i. S. d. IDW PS 260) die konzeptionelle Grundlage für die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB darstellen.
Nach IDW, PS 522.20, WPg 2002, 1254 (1256) sind bei der Prüfung nach § 25a KWG bezüglich der Adres-
senausfallrisiken Gegenstand der Prüfung des internen Kontrollsystems u. a. die Organisation des Risiko-
steuerungs- und Überwachungssystems, Ziele und Strategien der Steuerung von Risiken sowie Instrumente
der Risikosteuerung und -überwachung. Dieses Begriffsverständnis des internen Kontrollsystems weicht von
IDW PS 260 ab und ist erkennbar auf die Besonderheit des § 25a KWG zugeschnitten.

370 Nach Auffassung von Mertin/Schmidt, WPg 2001, 1303 (1305) obliegt nach deutschem Recht der Ge-
schäftsleitung die Schaffung eines günstigen Kontrollumfeldes der Geschäftsleitung (ohne Angabe einer
Rechtsgrundlage).

371 Vgl. Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission, Internal Control, S. 49.
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Das Überwachungssystem umfasst nicht die Maßnahmen des Vorstands und nachgeordneter

Entscheidungsträger zur Risikohandhabung, die als Element des umfassenderen Manage-

mentprozesses angesehen werden.372 Im COSO-Report wird unterschieden zwischen der Risi-

koerfassung als Komponente des internen Überwachungssystems und den daraus resultieren-

den Plänen und anderen Handlungen, die von der Unternehmensleitung für notwendig erachtet

werden, um Risiken zu bewältigen.373 Dementsprechend ist das Überwachungssystem als Teil

des umfassenderen Risikomanagementsystems zu verstehen.374 Mit den Maßnahmen zur Risi-

kohandhabung sind allerdings Überwachungsaktivitäten verbunden, die es dem Management

ermöglichen, die Implementierung und Wirksamkeit der Handlungen zu verfolgen.375 Diese

Maßnahmen sind Bestandteil des internen Überwachungssystems. Im Ergebnis erstreckt sich

das Überwachungssystem auch auf das Controlling bzw. Elemente hiervon.376 Das Risiko-

früherkennungssystem, das nach Auffassung des IDW Gegenstand der Vorstandsverpflichtung

gemäß § 91 Abs. 2 AktG und der Abschlussprüfung nach § 317 Abs. 4 HGB ist, stellt nach

IDW PS 260 hingegen lediglich einen Teilbereich des internen Überwachungs- bzw. Kontroll-

systems dar.377

Das Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission hat in 2004 einen

Bericht zum Risikomanagement herausgegeben, der die Beziehungen zwischen Risikomana-

gement und interner Überwachung (im Sinne des im Jahre 1992 herausgegeben Berichts) dar-

                                                          
372 Vgl. Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission, Internal Control, S. 43. Vgl. auch

Boycott, ZIR 1997, 259 (262 f.) zum internen Kontrollsystem entsprechend der Definition des Kanadischen
Instituts der Wirtschaftsprüfer.

373 Vgl. Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission, Internal Control, S. 43.
374 Das Überwachungssystem ebenfalls als Teilsystem des Risikomanagementsystems ansehend Amling/Bischof,

ZIR 1999, 44 (55 f.). Zum Verhältnis zwischen den Begriffen Überwachungssystem und Risikomanagement-
system vgl. auch Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v.
Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (576) m. w. N. Das Risikomanagementsystem als Teilsystem des Überwachungs-
systems erachtend IIR-Arbeitskreis „Interne Revision in der Versicherungswirtschaft“, ZIR 1999, 185 (186).
Das Überwachungssystem als Teilsystem des Risikomanagementsystems erachtend IIR, IIR Revisionsstan-
dard Nr. 2, (3), ZIR 2001, 152.

375 Vgl. Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission, Internal Control, S. 43.
376 Vgl. Pollanz, DB 1999, 393 (396); Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 54 f..; Hol-

zer/Makowski, DB 1997, 688 (690); Lück, Lexikon der Rechnungslegung und Abschlußprüfung, 4. Aufl.,
S. 168 f. Eine Aussage darüber zu treffen, ob Controlling von der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91
Abs. 2 AktG umfasst wird, ist wegen der vielfältigen Begriffsdefinitionen von Controlling problematisch. Der
Gesetzgeber geht im KonTraG offenbar wegen der synonymen Verwendung der Begriffe Überwachungssy-
stem und Controlling aus. Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 11 u. 15. Eine ähnliche Abgrenzung von Controlling und
Planung wie in dieser Arbeit zwischen Überwachung und Planung befürwortend Steinmann/Scherer, in: Lexi-
kon des Controlling, hrsg. v. Schulte, 139 (142).

377 Vgl. IDW, PS 260.10, WPg 2001, 821 (823) u. WPg 1027 (1032). Vgl. auch Schmidt, WPg 2000, 793 (797);
Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 54; Schäfer, Das Überwachungssystem nach § 91
Abs. 2 AktG unter Berücksichtigung der besonderen Pflichten des Vorstands, S. 209; Pollanz, DB 2001, 1317
(1318).



74

stellt.378 Danach wird die interne Überwachung als Bestandteil des umfassenderen Risikoma-

nagements gekennzeichnet.379 Die Komponenten Kontrollumfeld (als Bestandteil des Unter-

nehmensumfelds), Risikoerfassung, Kontrollaktivitäten, Information und Kommunikation,

Systemüberwachung sind Elemente des Risikomanagements. Darüber hinaus beinhaltet Risi-

komanagement die Zielfestsetzung (insbesondere strategischer Art) und die Risikohandha-

bung.380

Nach dem COSO-Report zur internen Überwachung bzw. IDW PS 260 wird Überwachung als

ein Prozess beschrieben, der von den Mitarbeitern des Unternehmens durchgeführt wird, um

mit angemessener Sicherheit

(a) die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftstätigkeit,

(b) die Ordnungsmäßigkeit und Verlässlichkeit der (internen und externen)381 Rech-

nungslegung sowie

(c) die Einhaltung von sonstigen Gesetzen und Vorschriften

zu gewährleisten.382 Die im US-amerikanischen Rechtsraum zuvor gängige Einteilung inter-

ner Überwachung in die vier Aufgabengebiete (1.) Sicherung und Schutz des vorhandenen

Vermögens vor Verlusten aller Art, (2.) Gewinnung genauer, aussagefähiger und zeitnaher

Aufzeichnungen, (3.) Förderung des betrieblichen Wirkungsgrades durch Auswertung der

                                                          
378 Vgl. http://www.coso.org/.
379 Vgl. Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission, Enterprise Risk Management

Framework - Draft, insbesondere Appendix B. A. A. IDW, PS 260.10, WPg 2001, 821 (823). Den Berichts-
entwurf stark kritisierend IDW, WPg 2003, 1399 ff., aber nunmehr offenbar gl. A. wie das Committee betref-
fend dem Verhältnis Überwachung und Risikomanagement.

380 Vgl. Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission, Enterprise Risk Management
Framework. Danach beinhaltet Risikomanagement folgende Komponenten: Unternehmensumwelt, Zielset-
zung, Ereignisidentifikation, Risikoerfassung, Riskohandhabung, Kontrollaktivitäten, Information und Kom-
munikation, Systemüberwachung (monitoring). Ereignisidentifikation beinhaltet nach der Begriffsbestimmung
des COSO die Identifizierung potentieller Ereignisse, die die Möglichkeit des Unternehmens zur erfolgrei-
chen Strategieimplementierung und Zielerreichung positiv oder negativ beeinflussen können, so dass hier
starke Überschneidungen mit der Komponente Risikoerfassung bestehen. Risikomanagement dient nach dem
COSO-Bericht schlagwortartig folgenden Zielen: Strategic, Operations, Reporting, Compliance. Während das
schlagwortartige Ziel „Operations“ im Ergebnis das Ziel Effektivität und Wirtschaftlichkeit der Unterneh-
menseinheiten beinhaltet, d. h. auch Ziel interner Überwachung ist, umfasst die Erreichung strategischer Ziele
(„Strategic“) entsprechend dem Entwurf zum zweiten COSO-Report ein Ziel des Risikomanagements, das
nicht Gegenstand interner Überwachung i. S. d. ersten COSO-Reports ist.

381 Vgl. IDW, PS 260.5, WPg 2001, 821 (822). Nach dem Berichtsentwurf des Committee of Sponsoring Orga-
nizations of the Treadway Commission zum Risikomanagement beinhaltet das im ersten COSO-Report ge-
nannte Überwachungsziel „Reliability of financial reporting“ nur die Ordnungsmäßigkeit externer Finanzbe-
richterstattung. Hingegen hat das (umfassendere) Risikomanagement die Richtigkeit auch der internen Be-
richterstattung sicherzustellen. Vgl. Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission,
Enterprise Risk Management Framework - Draft, Appendix B.

382 Vgl. Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission, Internal Control, S. 3.
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Aufzeichnungen und (4.) Unterstützung bei der Befolgung der vorgeschriebenen Geschäfts-

politik wird durch die neue Einteilung ersetzt.383

Nach der Regierungsbegründung zu § 91 Abs. 2 AktG gehören zu den bestandsgefährdenden

Entwicklungen insbesondere risikobehaftete Geschäfte, Unrichtigkeiten der Rechnungslegung

und Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften, die sich auf die Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage der Gesellschaft wesentlich auswirken.384 Mit der beispielhaften Aufzählung be-

standsgefährdender Entwicklungen korrespondiert nahezu die Einteilung der Überwachungs-

ziele entsprechend dem COSO-Report zur internen Überwachung bzw. IDW PS 260. Die

Ordnungsmäßigkeit und Verlässlichkeit der Rechnungslegung sowie die Einhaltung von son-

stigen Gesetzen und Vorschriften385 sind explizit genannte Überwachungsziele, aus deren

Nichteinhaltung nach der Regierungsbegründung bestandsgefährdende Entwicklungen resul-

tieren können.386 Zwischen dem ersten Überwachungsziel (Wirksamkeit und Wirtschaftlich-

keit der Geschäftstätigkeit) und risikobehafteten Geschäften besteht nur ein mittelbarer Zu-

sammenhang. Die Überwachung von risikobehafteten Geschäften (insbesondere die vorbeu-

gende Überwachung im Rahmen des Vertragsabschlusses) dient der Wirksamkeit und Wirt-

schaftlichkeit der Geschäftstätigkeit. Die Vermeidung risikobehafteter Geschäfte kann im

Grundsatz indes kein Unternehmens- oder Überwachungsziel sein, da Unternehmen Gewinne

erwirtschaften sollen und (hohe) Gewinne einhergehen mit (hohen) Risiken.

Die nach § 91 Abs. 2 AktG bestehende Verpflichtung des Vorstands zur Einrichtung eines

Überwachungssystems kann durch die Begriffsabgrenzung des COSO-Reports bzw. IDW PS

260387 präzisiert werden.388 Eine mit dem COSO-Report zur internen Überwachung einherge-

hende Abgrenzung der Vorstandsverpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG weist den Vorteil auf,

                                                          
383 Vgl. Lück, Lexikon der Rechnungslegung und Abschlußprüfung, 4. Aufl., S. 400.
384 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 15.
385 Zur Notwendigkeit einer Unternehmensorganisation, die auch auf die Vermeidung von Gesetzesverstößen

außerhalb der Rechnungslegung ausgerichtet ist, vgl. Schneider ZIP 2003, 645 ff.; Meyding/Fabian, in: Praxis
des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 283 ff.

386 Nach Auffassung von Fleischer, AG 2003, 291 (299) ist es nicht ausgeschlossen, dass aus der Generalklausel
des § 93 Abs. 2 AktG weiter reichende Organisations- und Überwachungspflichten (insbesondere die Ein-
richtung einer Compliance-Organisation) als aus § 91 Abs. 2 AktG herleiten lassen.

387 Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass in Rn. 6 des IDW PS 260, WPg 2001, 821 ff. das Überwachungssystem
lediglich als Bestandteil des internen Kontrollsystems aufgefasst wird.

388 Vgl. auch Kohlhoff/Langenhan/Zorn, ZIR 2000, 2 (8 f.); Pollanz, DB 1999, 393 (395 ff.); Peemül-
ler/Husmann, in: Saarbrücker Handbuch der Betriebswirtschaftlichen Beratung, hrsg. v. Küting, 2. Aufl., 429
(471); Boycott, ZIR 1997, 214 (215).
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dass der verwendete Überwachungsbegriff international üblich ist.389 Die Überwachungstätig-

keiten des Aufsichtsrats werden hierbei entgegen der Begriffskonzeption des COSO-Reports

allerdings nicht vom Anwendungsbereich des § 91 Abs. 2 AktG umfasst,390 da § 91

Abs. 2 AktG eine Vorstandsverpflichtung regelt. Ein in dieser Weise abgegrenztes Überwa-

chungssystem ist nach hier vertretener Auffassung Gegenstand der Vorstandsverpflichtung

nach § 91 Abs. 2 AktG. Die Risikohandhabung des Vorstands wird vom Anwendungsbereich

des § 91 Abs. 2 AktG nicht umfasst. Fraglich ist allerdings, ob die Verpflichtung des Vor-

stands zu geeigneter Risikohandhabung aus anderen Vorschriften hergeleitet werden kann.

1.1.5.Verpflichtung des Vorstands zur Einrichtung eines umfassenden Risikomanage-

mentsystems nach § 76 Abs. 1 AktG i. V. m. § 93 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 S. 1 AktG

Nach § 76 Abs. 1 AktG hat der Vorstand unter eigener Verantwortung die Gesellschaft zu

leiten. Der wesentliche Regelungszweck von § 76 Abs. 1 AktG liegt in der Zuweisung der

Leitungsaufgabe an den Vorstand als Kollegialorgan.391 Dieser ist nach § 76 Abs. 1 AktG für

die Unternehmensplanung, -koordination und -kontrolle sowie für die Besetzung der Füh-

rungspositionen zuständig.392 Daneben umfasst Leitung i. S. d. § 76 AktG auch die Aufgaben,

die das Gesetz dem Vorstand durch Einzelvorschriften (z. B. §§ 83, 90 AktG) zuweist.393

Dementsprechend stellt die Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG einen Teilaspekt

der allgemeinen Leitungsaufgabe gemäß § 76 Abs. 1 AktG dar.

Die Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Vorstandsmitglieder ist in § 93 AktG geregelt.

Diese haben nach § 93 Abs. 1 S. 1 AktG bei der Geschäftsführung die Sorgfalt eines ordentli-

chen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Ein Vorstandsmitglied hat wie ein

pflichtbewusster selbständig tätiger Leiter eines Unternehmens vergleichbarer Art zu handeln,

der nicht mit eigenen Mitteln wirtschaftet, sondern ähnlich wie ein Treuhänder fremden Ver-

                                                          
389 Vgl. auch Pollanz, DB 1999, 393 (399). Nach der Regierungsbegründung zum KonTraG sollte mit der Neu-

fassung des § 317 HGB durch das KonTraG vor allem eine stärkere Problemorientierung der Abschlussprü-
fung in Anlehnung an internationale Grundsätze erreicht werden. Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 26.

390 Vgl. auch Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 224; Sell, Die Aufdeckung von Bilanz-
delikten bei der Abschlussprüfung, S. 140.

391 Vgl. Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 76 Rn. 1.
392 Vgl. Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 76 Rn. 8; Mertens, Kölner Komm., 2. Aufl., § 76 Rn. 4 f.; Henze, BB 2000,

209 f. Hefermehl, in: AktG, hrsg. v. Geßler/Hefermehl, § 76 Rn. 10 u. Wiesner, Münch. Hdb. GesR IV,
2. Aufl., § 19 Rn. 13 unterscheiden zwischen der Festlegung der Unternehmenspolitik und der routinemäßi-
gen Verwaltung, die der Umsetzung der Unternehmenspolitik dient.
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mögensinteressen verpflichtet ist.394 Eine Pflichtverletzung liegt nach der Neufassung des

§ 93 Abs. 1 AktG nicht vor, wenn das Vorstandsmitglied vernünftigerweise annehmen durfte,

auf der Grundlage angemessener Information zum Wohle der Gesellschaft zu handeln. Vor-

standsmitglieder, die ihre (Sorgfalts-)Pflichten verletzen, sind nach § 93 Abs. 2 S. 1 AktG der

Gesellschaft zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet.

Zwar regelt § 93 AktG in erster Linie den Sorgfaltsmaßstab und die Verantwortlichkeit des

Vorstands, allerdings werden nach herrschender Meinung aus § 93 Abs. 1 S. 1 i. V. m. Abs. 2

S. 1 AktG auch Sorgfalts- bzw. Verhaltenspflichten abgeleitet.395

Aus § 93 Abs. 1 S. 1 i. V. m. Abs. 2 S. 1 AktG wird beispielsweise gefolgert, dass Vor-

standsmitglieder dazu verpflichtet sind, das Unternehmen unter Berücksichtigung gesicherter

und praktisch bewährter betriebswirtschaftlicher Erkenntnisse sowie unter Beachtung aller

maßgeblichen Rechtsvorschriften zu leiten und sich stets ein genaues Bild von der Lage des

Unternehmens (insbesondere seiner Rentabilität und Liquidität, dem Gang der Geschäfte, der

Umsatzentwicklung, der Marktstellung und der Konkurrenzfähigkeit seines Angebots) zu ma-

chen.396 Im "ARAG/Garmenbeck"-Urteil397 hat der BGH die Auffassung vertreten, dass dem

Vorstand bei der Leitung der Geschäfte "ein weiter Handlungsspielraum zugebilligt werden

muß"398. Eine Pflichtverletzung und somit eine Schadensersatzpflicht nach § 93 Abs. 2 AktG

kommt erst in Betracht, "... wenn die Grenzen, in denen sich ein vom Verantwortungsbe-

wusstsein getragenes, ausschließlich am Unternehmenswohl orientiertes, auf sorgfältiger Er-

mittlung der Entscheidungsgrundlagen beruhendes unternehmerisches Handeln bewegen muß,

deutlich überschritten sind, die Bereitschaft, unternehmerische Risiken einzugehen, in unver-

antwortlicher Weise überspannt worden ist oder das Verhalten des Vorstandes aus anderen

Gründen als pflichtwidrig gelten muß."399 Fehlt dem Vorstand demgegenüber lediglich eine

"glückliche Hand" bei der Unternehmensführung, so kann daraus keine Schadensersatzpflicht

                                                                                                                                                                                    
393 Vgl. Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 76 Rn. 8; Henze, BB 2000, 209 (210).
394 Vgl. z. B. OLG Düsseldorf, Urteil v. 28.11.1996, AG 1997, 231 (235); Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 93 Rn. 4

m. w. N.
395 Vgl. BGH, Urteil v. 6.12.2001, AG 2002, 347 (348); Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 93 Rn. 6 f.;

Hefermehl, in: AktG, hrsg. v. Geßler/Hefermehl, § 93 Rn. 9; Wiesner, Münch. Hdb. GesR IV, 2. Aufl., § 26
Rn. 5; Schäfer, Das Überwachungssystem nach § 91 Abs. 2 AktG unter Berücksichtigung der besonderen
Pflichten des Vorstands, S. 52 ff.; Kromschröder/Lück für den Arbeitskreis „Externe und Interne Überwa-
chung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 1998, 1573; Hen-
selmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (32). Das Verhältnis des § 93 AktG
zu § 76 AktG ist im Einzelnen noch ungeklärt. Vgl. Horn, ZIP 1997, 1129 (1135).

396 Vgl. Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 93 Rn. 45; Wiesner, Münch. Hdb GesR IV, 2. Aufl., § 25
Rn. 6; Hübner, Managerhaftung, S. 9.

397 Vgl. BGH, Urteil v. 21.4.1997, BB 1997, 1169 ff.
398 BGH, Urteil v. 21.4.1997, BB 1997, 1169 (1171).
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hergeleitet werden; der Aufsichtsrat kann jedoch auf eine Ablösung des Vorstands hinwir-

ken.400

Im Zusammenhang mit dem „ARAG/Garmenbeck“-Urteil wurde in der Literatur mehrfach

betont, dass bereits vor der gesetzlichen Neuregelung der Vorstandspflicht in § 91

Abs. 2 AktG ein angemessenes Risikomanagement zu den Pflichten des Vorstandes nach § 76

Abs. 1 AktG i. V. m. § 93 AktG gehört hat.401 Existieren negative Entwicklungen mit hoher

Eintrittswahrscheinlichkeit und erheblicher Verlusthöhe, muss der Vorstand geeignete Maß-

nahmen zur Risikobewältigung durchführen.402 Da der Vorstand den Bestand des Unterneh-

mens sichern und für dauerhafte Rentabilität sorgen muss,403 hat er bestandsgefährdende Risi-

ken zu erfassen und - soweit ihm das möglich ist - auch zu bewältigen.404 Aus der Leitungs-

verantwortlichkeit des Vorstands nach § 76 Abs. 1 AktG sowie aus den Sorgfaltspflichten der

Vorstandsmitglieder gemäß § 93 AktG kann die Verpflichtung des Vorstands abgeleitet wer-

den, ein umfassendes Risikomanagementsystem (Risikomanagement und entsprechende Or-

ganisation) einzurichten. Diese Verpflichtung des Vorstands zur Einrichtung eines Risikoma-

nagementsystems hat demnach schon vor der Neuregelung des § 91 Abs. 2 AktG bestan-

den.405

                                                                                                                                                                                    
399 BGH, Urteil v. 21.4.1997, BB 1997, 1169 (1171).
400 Vgl. BGH, Urteil v. 21.4.1997, BB 1997, 1169 (1171).
401 Vgl. auch Emmerich, zfbf 1999, 1075 (insbesondere 1077 f. u. 1087); Claussen/Korth, Festschrift Lutter, 327

(329); IDW, PS 720.8, WPg 2000, 326 (327); Gernoth, DStR 2001, 299. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass
die Neuregelung ursprünglich im Zusammenhang mit der Verantwortlichkeit und Haftung der Vorstandsmit-
glieder in § 93 Abs. 1 AktG geplant war. Die Regelung in § 91 Abs. 2 AktG stellt klar, dass mit der Einrich-
tung der Maßnahmen zur Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen durch den Vorstand dessen
Sorgfaltspflichten noch nicht erfüllt sind und dass eine Haftungsbefreiung durch Geschäftsverteilung nicht
möglich ist. Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 15; Handelsrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins, ZIP 1997,
163 (165).

402 Vgl. auch Hopt, in: AktG Großkommentar, hrsg. v. Hopt/Wiedemann, 4. Aufl., § 93 Rn. 97.
403 Vgl. Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 76 Rn. 13 m. w. N.; Kau/Kukat, BB 2000, 1045.
404 Vgl. Claussen/Korth, Festschrift Lutter, 327 (329); Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1084 f.); Preußner/Becker,

NZG 2002, 846 (847); Klees, DStR 1998, 93 (94). Bei börsennotierten Aktiengesellschaften ist in der Erklä-
rung zum Corporate Governance-Kodex zu bestätigen, dass Risikomanagement betrieben wird, oder im Ein-
zelfall darzulegen, dass diese Forderung des Kodex nicht erfüllt wurde.

405 Vgl. Kindler/Pahlke, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 210; Kiethe,
NZG 2003, 401 (402). Zum deklaratorischen Charakter des § 91 Abs. 2 AktG vgl. z. B. Seibert, in: Reform
des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 1 (10); Ernst, in: Re-
form des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 321 (340) u. in:
Auswirkungen des KonTraG auf Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Baetge, 1 (7); Preuß-
ner/Zimmermann, AG 2002, 657 (658); Hommelhoff, Festschrift Sandrock, 373; Claussen/Korth, Festschrift
Lutter, 327 (329); Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-
Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., Beilage 11/2000, Rn. 12; Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unter-
nehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 u. in: Aktuelle Entwicklungen in Rechnungslegung und Wirt-
schaftsprüfung, hrsg. v. Baetge, 13 (51). In § 25a Abs. 1 KWG ist für Kreditinstitute explizit geregelt, dass
diese über angemessene Regelungen zur Steuerung, Überwachung und Kontrolle der Risiken verfügen müs-
sen.
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Bei der KGaA sind nach § 283 Nr. 3 AktG die für den Vorstand geltenden Vorschriften be-

züglich Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit auf die persönlich haftenden Gesellschafter

anzuwenden. Die Pflicht zur Einrichtung eines geeigneten Risikomanagementsystems besteht

daher für den oder die persönlich haftenden Gesellschafter einer KGaA.406

1.2. Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG als Prüfobjekt nach § 317

Abs. 4 HGB

Nach § 317 Abs. 4 HGB muss der Abschlussprüfer bei börsennotierten Aktiengesellschaften

beurteilen, ob der Vorstand die ihm nach § 91 Abs. 2 AktG obliegenden Maßnahmen in einer

geeigneten Form getroffen hat und ob das danach einzurichtende Überwachungssystem seine

Aufgaben erfüllen kann.407 Während nach Auffassung des IDW die Pflicht zur Prüfung des

Risikofrüherkennungssystems besteht, ist nach hier vertretener Auffassung das Überwa-

chungssystem Gegenstand der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB. Hingegen ist die Verpflich-

tung des Vorstands zur Durchführung geeigneter risikopolitischer Maßnahmen nicht Gegen-

                                                          
406 Vgl. auch Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-

Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 123; Weber/Weißenberger/Liekweg, DStR
1999, 1710; Kuhl/Nickel, DB 1999, 133; Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v.
Saitz/Braun, 171 (183); Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 113; Förschle/Küster, in:
Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 70 (Überschrift); Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Göt-
ze/Henselmann/Mikus, 29 (32); Lachnit/Müller, Festschrift Strobel, 363 (366). Zur Anwendbarkeit von
§ 93 AktG bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien vgl. auch OLG München, Urteil v. 17.9.1999, AG
2000, 426 f.

407 Nach § 317 Abs. 4 HGB hat der Abschlussprüfer zu beurteilen, ob der Vorstand die ihm nach § 91
Abs. 2 AktG obliegenden Maßnahmen in einer geeigneten Form getroffen hat und ob das danach einzurich-
tende Überwachungssystem seine Aufgaben erfüllen kann. Fraglich ist insoweit, ob neben der Erfüllung der
Vorstandsverpflichtung des § 91 Abs. 2 AktG das Überwachungssystem ein weiteres Prüfungsobjekt darstellt.
Da § 91 Abs. 2 AktG den Vorstand verpflichtet, ein geeignetes Überwachungssystem einzurichten und dessen
Funktionsfähigkeit im Zeitablauf sicherzustellen, wird hier angenommen, dass die Beurteilung der Vorstands-
verpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG und die Beurteilung des Überwachungssystems grundsätzlich identische
Prüfungsobjekte darstellen. Nach dem IDW PS 260.11, WPg 2001, 821 (823) kann ein sachgerecht gestalte-
tes internes Kontrollsystem nicht in jedem Fall gewährleisten, dass die mit dem internen Kontrollsystem ver-
folgten Ziele erreicht werden. Als Gründe hierfür werden beispielsweise menschliche Fehlleistungen wie
Nachlässigkeit oder Missverstehen von Arbeitsanweisungen sowie der Missbrauch oder die Vernachlässigung
der Verantwortung durch für bestimmte Kontrollen verantwortliche Personen genannt. Sofern diese Fehllei-
stungen nicht die gesetzlichen Vertreter betreffen und diese ihrer Überwachungsverpflichtung nachgekommen
sind, kann im Einzelfall zwar die Einhaltung der Sorgfaltspflichten der gesetzlichen Vertreter angenommen
werden, gleichwohl liegen Mängel im Überwachungssystem vor. Nach Auffassung von Hommel-
hoff/Mattheus, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 5 (22) bezieht sich
die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB nur auf die Frage, ob das System zur Risikoerkennung geeignet ist, und
nicht darauf, ob der Vorstand alle bestandsgefährdenden Risiken tatsächlich erkennt.
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stand der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG und damit auch nicht Gegenstand

der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB408 (Abb. C-2).
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Abb. C-2: Prüfungsgegenstand nach § 317 Abs. 4 HGB

Da die aus § 91 Abs. 2 AktG ableitbaren Pflichten auch aus den allgemeinen Leitungs- und

Sorgfaltspflichten des Vorstands (§ 76 i. V. m. § 93 AktG) abgeleitet werden können, wird die

                                                          
408 Vgl. IDW, PS 340.6, WPg 1999, 658; ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 233; Eggemann/Konradt, BB 2000, 503

(506); WP-Handbuch 2006, P 101; Lachnit/Müller, Festschrift Strobel, 363 (384); Dobler, DStR 2001, 2086
(2088); Gernoth, DStR 2001, 299 (304); Schichold, Festschrift Strobel, 395 (399); Schindler/Rabenhorst, in:
Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 86; Hahn/Weber/Friedrich, BB 2000,
2620 (2622); Kremers, Risikoübernahme in Industrieunternehmen, S. 66; Böcking/Orth, BFuP 2000, 242
(251); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 132 u. 165; Franz, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v.
Dörner/Horváth/Kagermann, 41 (63); Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 64;
Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1078 f. u. 1084); Dörner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v.
Dörner/Horváth/Kagermann, 193 (204); Picot, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lan-
ge/Wall, § 1 Rn. 121; Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (42);
Wiedmann, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2057 (2066); Graf, BB 2001, 562 (565). Nach Ansicht von Scharpf, DB
1997, 737 (739) sind weder die unternehmerische Strategie, die unternehmenspolitischen Ziele, die einzelnen
Geschäftsführungsmaßnahmen noch die Insolvenzprophylaxe Gegenstand der Prüfung nach § 317
Abs. 4 HGB. Nach den Ausführungen Behrens, Risikokapitalbeschaffung und Anlegerschutz im Aktienrecht
und Kapitalmarktrecht, S. 115 hat der Abschlussprüfer keine Alternativprüfung durchzuführen, ob eine Ent-
scheidung zugunsten der einen oder anderen strategischen Alternative hätte ausfallen müssen.
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Auffassung vertreten, dass die Funktion des § 91 Abs. 2 AktG darin besteht, das Prüfobjekt

im Sinne des § 317 Abs. 4 HGB abzugrenzen.409 Bei ungeeigneter Risikohandhabung des

Vorstands liegt allerdings ein Gesetzesverstoß nach § 76 i. V. m. § 93 AktG vor. Wenn Reak-

tionen des Vorstands auf erfasste oder kommunizierte Risiken nicht von der Prüfungsver-

pflichtung nach § 317 Abs. 4 HGB umfasst werden, stellt sich die Problematik, ob ungeeig-

nete Risikohandhabung als Gesetzesverstoß nach § 317 Abs. 1 S. 3 HGB prüfungspflichtig

und/oder im Prüfungsbericht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB berichtspflichtig ist.

1.3. Prüfungs- und Berichtspflichten nach § 317 Abs. 1 S. 3 HGB und § 321 Abs. 1

S. 3 HGB im Zusammenhang mit der Risikohandhabung des Vorstands

Nach § 317 Abs. 1 S. 3 HGB ist die Prüfung des Jahresabschlusses so anzulegen, dass Un-

richtigkeiten und Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften, die sich auf die Darstellung des

sich nach § 264 Abs. 2 HGB ergebenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des

Unternehmens wesentlich auswirken, bei gewissenhafter Berufsausübung erkannt werden. In

erster Linie sind mit Gesetzesvorschriften i. S. d. § 317 Abs. 1 S. 2 u. 3 HGB Normen ange-

sprochen, die die Rechnungslegung betreffen.410 Allerdings sind für die Jahresabschlussprü-

fung auch Gesetzesregelungen relevant, die nicht der Rechnungslegung zuzuordnen sind, die

sich jedoch auf die Darstellung des Jahresabschlusses auswirken können (z. B. steuer-, um-

welt- oder wettbewerbsrechtliche Vorschriften).411 Gemäß § 321 Abs. 1 S. 3 HGB ist im Prü-

fungsbericht darzustellen, ob bei Durchführung der Prüfung Unrichtigkeiten oder Verstöße

gegen gesetzliche Vorschriften entdeckt wurden; darüber hinaus ist über Tatsachen zu berich-

ten, die schwerwiegende Verstöße der gesetzlichen Vertreter oder Arbeitnehmer gegen Gesetz

oder Satzung erkennen lassen. Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, ob ggf. ungeeig-

nete Risikohandhabung auf Grund des Gesetzesverstoßes prüfungspflichtig ist und/oder Be-

richtspflichten im Prüfungsbericht auslösen kann (Abb. C-3).

                                                          
409 Vgl. Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1078 f.). Allerdings ist in Anbetracht der Gesetzesbegründung, nach der

beispielsweise ein „Risikomanagement“ errichtet werden muss, nicht davon auszugehen, dass der Gesetzgeber
mit der Regelung des § 91 Abs. 2 AktG das Prüfobjekt „Risikofrüherkennungssystem“ i. S. d. IDW klar ab-
grenzen wollte. Nach Auffassung des Deutschen Anwaltsvereins, ZIP 1997, 163 (165) bedarf es keiner ge-
setzlichen Verpflichtung zur Einführung eines „Frühwarnsystems“, um den Abschlussprüfer zur Prüfung nach
§ 317 Abs. 4 HGB zu verpflichten.

410 Vgl. auch IDW, PS 201.6 ff., WPg 2000, 710; ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 24 ff.
411 Vgl. IDW, PS 201.9, WPg 2000, 710 u. PS 210.46, WPg 2003, 655 (661).
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Abb. C-3: Prüfungs- und Berichtspflichten bei nicht die Rechnungslegung

betreffenden Gesetzesverstößen

1.3.1.Ungeeignete Risikohandhabung als Gesetzesverstoß der gesetzlichen Vertreter

kein Prüfungsgegenstand nach § 317 Abs. 1 S. 3 HGB

Aus der Tatsache, dass § 317 Abs. 4 HGB den Abschlussprüfer von börsennotierten Aktien-

gesellschaften verpflichtet, eine Prüfung der aus § 91 Abs. 2 AktG ableitbaren Pflichten

durchzuführen, kann im Umkehrschluss gefolgert werden, dass diese Vorstandspflicht nicht

Gegenstand der Prüfung nach § 317 Abs. 1 S. 3 HGB ist. Ebenso kann aus der Existenz von

Geschäftsführungsprüfungen (z. B. § 53 HGrG) geschlossen werden, dass hierbei zu beurtei-

lende Pflichten der Geschäftsleitung im Allgemeinen nicht im Rahmen einer Jahresabschluss-
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prüfung zu beurteilen sind.412 Hieraus kann im Ergebnis abgeleitet werden, dass ungeeignete

Risikohandhabung als Sorgfaltspflichtverletzung der gesetzlichen Vertreter i. S. d. § 93 AktG

nicht Gegenstand der Prüfung des Jahresabschlusses ist.

Bei der Aufdeckung von Gesetzesverstößen ohne unmittelbaren Rechnungslegungsbezug im

Rahmen der Jahresabschlussprüfung unterscheidet IDW PS 210 zwischen Gesetzesverstößen

(einschließlich Vermögensschädigungen wie z. B. Unterschlagungen und Diebstahl durch die

gesetzlichen Vertreter, Mitarbeiter oder Dritte), die zu falschen Angaben in Rechnungslegung

führen (können), und sonstigen Gesetzesverstößen.413 Um Verstöße gegen Gesetz, Gesell-

schaftsvertrag oder Satzung zu erkennen, die bei der Aufstellung des Abschlusses zu berück-

sichtigen sind, hat der Abschlussprüfer auf der Basis der Kenntnisse über die Geschäftstätig-

keit des zu prüfenden Unternehmens geeignete Prüfungshandlungen (insbesondere Befragung

der Unternehmensleitung und Einsichtnahme in den Schriftwechsel mit Aufsichts- und Ge-

nehmigungsbehörden) durchzuführen.414 Der Schwerpunkt der Prüfungshandlungen zur Auf-

deckung von Vermögensschädigungen liegt auf der Systemprüfung, wobei darüber hinaus in

angemessenem Umfang Plausibilitätsbeurteilungen (Zeitvergleiche, Branchenvergleiche und

sonstige Verprobungen) anzustellen sind.415 Zur Beurteilung, ob solche gesetzlichen Vor-

schriften eingehalten wurden, die zwar nicht auf die Rechnungslegung bezogen sind, aus de-

nen sich aber aus Sicht des Abschlussprüfers erfahrungsgemäß wesentliche Rückwirkungen

auf den Abschluss ergeben, hat der Abschlussprüfer geeignete Prüfungshandlungen durchzu-

führen.416 Nach Auffassung des IDW sind beispielsweise im Zusammenhang mit den Vor-

schriften des Steuerrechts, des Sozialversicherungs- und Arbeitsrechts, des Gesetzes gegen

Wettbewerbsbeschränkungen sowie Preisvorschriften, des Außenwirtschaftsrechts sowie mit

den Verbraucher- und Umweltschutzbestimmungen Prüfungshandlungen durchzuführen.417

Der Abschlussprüfer muss allerdings nicht beurteilen, ob von der Gesellschaft derartige Vor-

                                                          
412 Vgl. z. B. Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 4; Berkemeyer/Blohm, in: Deutsches

Bilanzrecht - In der Krise oder im Aufbruch, hrsg. v. Baetge, 97 (109). Zur Geschäftsführungsprüfung vgl.
Kapitel B 2.2.2.. Die Geschäftsführung ist zwar grundsätzlich nicht Gegenstand der Abschlussprüfung, jedoch
können Überschneidungen zwischen Geschäftsführungsprüfung und Jahresabschlussprüfung bestehen (insbe-
sondere bei der Prüfung des Lageberichts, bei der Redepflicht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB sowie bei der Prü-
fung nach § 317 Abs. 4 HGB). Vgl. ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 21, 93 u. 122; Baums, Bericht der Regierungs-
kommission Corporate Governance, S. 296.

413 Vgl. IDW, PS 210.42 ff., WPg 2003, 655 (661).
414 Vgl. IDW, PS 210.42, WPg 2003, 655 (661).
415 Vgl. IDW, PS 210.44, WPg 2003, 655 (661).
416 Vgl. IDW, PS 210.46, WPg 2003, 655 (661).
417 Vgl. IDW, PS 210.46, WPg 2003, 655, (661).
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schriften vollständig eingehalten worden sind.418 Da in vielen Fällen hierfür eine rechtliche

Beurteilung notwendig ist, die üblicherweise nicht in der beruflichen Kompetenz des Ab-

schlussprüfers liegt, können nur in einzelnen Fällen Sachverhalte als möglicherweise nicht

gesetzesgemäß eingeschätzt werden.419 Insbesondere bei Gesetzesvorschriften, die vornehm-

lich den Geschäftsbetrieb des geprüften Unternehmens ohne unmittelbaren Bezug zur Rech-

nungslegung regeln, verbleibt nach IDW PS 210 ein unvermeidbares und vom Abschlussprü-

fer nicht zu vertretendes Risiko von falschen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-

richt.420

Die Aufdeckung von sonstigen Gesetzesverstößen, die nicht zu falschen Angaben im Ab-

schluss oder Lagebericht führen (z. B. bei Nichteinhaltung der nicht-

rechnungslegungsbezogenen Vorschriften des HGB oder des AktG sowie bei Verstößen gegen

das Betriebsverfassungsrecht), ist nach Ansicht des IDW nicht Gegenstand der Abschlussprü-

fung, so dass der Prüfer bei der Planung und Durchführung der Abschlussprüfung das Risiko

für sonstige Gesetzesverstöße nicht berücksichtigen muss.421 Im Rahmen der pflichtgemäß

durchgeführten Abschlussprüfung sind festgestellte Tatsachen, die ein schwerwiegenden son-

stigen Gesetzesverstoß erkennen lassen, im Prüfungsbericht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB dar-

zustellen; eine Ausdehnung der Prüfungshandlungen zur Aufklärung zweifelhafter Fälle ist

nicht erforderlich.422

Da im Rahmen einer Abschlussprüfung sehr viele Vorschriften im außerbuchhalterischen Be-

reich423 relevant werden können, besteht nur die Möglichkeit, die vorzunehmenden Prüfungs-

handlungen durch die „gewissenhafte Berufsausübung“ zu konkretisieren.424 Eine abschlie-

                                                          
418 Vgl. IDW, PS 210.46, WPg 2003, 655 (661). Vgl. auch IDW, PS 201.9, WPg 2000, 710 u. PS 260.9, WPg

20001, 821 (822 f.) u. ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 48, wonach die Prüfung der Einhaltung gesetzlicher Vor-
schriften, die nicht die Rechnungslegung betreffen, nur insoweit zu den Aufgaben der Abschlussprüfung ge-
hört, als sich aus diesen Vorschriften üblicherweise Rückwirkungen auf den geprüften Jahresabschluss erge-
ben oder als die Nichtbeachtung solcher Gesetze erfahrungsgemäß Risiken zur Folge haben können, denen im
Lagebericht Rechnung zu tragen ist.

419 Vgl. IDW, PS 210.16, WPg 2003, 655 (658).
420 Vgl. IDW, PS 210.19, WPg 2003, 655 (658). Vgl. auch Schruff, WPg 2003, 901 (903).
421 Vgl. IDW, PS 210.47, WPg 2003, 655 (661).
422 Vgl. IDW, PS 210.48, WPg 2003, 655 (661).
423 Zum Begriff des außerbuchhalterischen Bereichs vgl. Lück, Lexikon der Rechnungslegung und Abschlußprü-

fung, 4. Aufl., S. 65.
424 Nach Auffassung von Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung,

hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (549 f.) ist der Hinweis auf die gewissenhafte Berufsausübung als Hin-
weis auf die immanenten Grenzen der Abschlussprüfung aufzufassen. Ähnlich Mertin, in: Kapitalmarktorien-
tierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 259 (261); Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1886 (1890).
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ßende Aufzählung der in Betracht kommenden Vorschriften ist nicht möglich.425 Dabei ist

nach § 317 Abs. 1 S. 3 HGB die Abschlussprüfung auf die Aufdeckung solcher Gesetzesver-

stöße auszurichten, die sich wesentlich426 auf die Angaben des Jahresabschlusses auswirken.

In Fällen, in denen z. B. wettbewerbs- oder steuerrechtliche Vorschriften nicht eingehalten

wurden, sind ggf. Rückstellungen zu bilden, so dass Verstöße gegen derartige Vorschriften

sich unmittelbar auf den Jahresabschluss bzw. Lagebericht auswirken und daher prüfungsrele-

vant sein können.427 Die Einhaltung solcher Gesetze gehört zu den Sorgfaltspflichten der Vor-

standsmitglieder, so dass z. B. der Verstoß gegen Wettbewerbsvorschriften eine Sorgfalts-

pflichtverletzung der Vorstandsmitglieder gemäß § 76 AktG i. V. m. § 93 AktG begründen

kann.428 Die Auswirkung auf den Jahresabschluss oder Lagebericht ergibt sich aus der Nicht-

einhaltung der wettbewerbs- und steuerrechtlichen Vorschriften unmittelbar und ist nicht ab-

hängig von der Feststellung einer Sorgfaltspflichtverletzung der Vorstandsmitglieder.

Bei ungeeigneter Risikohandhabung des Vorstands liegt zwar ein Gesetzesverstoß i. S. d.

§ 76 AktG i. V. m. § 93 AktG vor, dieser Gesetzesverstoß hat jedoch i. d. R. keine unmittelba-

re Auswirkung auf die Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage im Jahresab-

schluss, so dass gemäß § 317 Abs. 1 S. 2 u. 3 HGB die Abschlussprüfung nicht auf die Auf-

deckung solcher Sorgfaltspflichtverletzungen ausgerichtet werden muss. Allenfalls in Fällen,

in denen die Pflichtverletzung der Vorstandsmitglieder bereits einen Schadensersatzanspruch

begründet hat, könnte eine Auswirkung auf den Jahresabschluss angenommen werden.429

                                                          
425 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 34.
426 Den Hinweis in § 317 Abs. 1 S. 3 HGB auf die Wesentlichkeit als Beschränkung der Abschlussprüfung auf-

fassend Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 14; Mertin, in: Kapitalmarktorientierte
Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 259 (261); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 143; Forster, WPg 1998. 41
(45) u. AG 1999, 193 (194).

427 Vgl. auch Sell, Die Aufdeckung von Bilanzdelikten bei der Abschlußprüfung, S. 41 f.
428 Vgl. auch Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 93 Rn. 34; Lutter, in: Gesellschaftsrecht in der Dis-

kussion, hrsg. v. der Gesellschaftsrechtlichen Vereinigung, 87 (90 ff.); Wiesner, Münch. Hdb. GesR IV,
2. Aufl., § 25 Rn. 4.

429 Ansprüche auf Schadensersatz können sonstige Vermögensgegenstände darstellen, wenn und soweit sie hin-
reichend konkretisiert oder rechtskräftig festgestellt sind. Vgl. BFH, Urteil v. 26.4.1989, BStBl. II 1991,
213 ff. Zur Bilanzierung von Schadensersatzansprüchen gegen Vorstandsmitglieder ist insofern zumindest ein
Beschluss des Aufsichtsrats zur Anspruchsverfolgung notwendig, so dass im Zeitraum der Prüfung i. d. R.
keine Ansprüche des jeweiligen Prüfungsjahres Gegenstand der Prüfung sind. Nach IDW PS 210 sind die sich
aus Vermögensschädigungen oder anderen Gesetzesverstößen ergebende Schadensersatz- oder andere Her-
ausgabeansprüche oder andere bilanzierungsfähige Sachverhalte Gegenstand der Abschlussprüfung. Solche
Schadensersatz- und Herausgabeansprüche haben nur dann Einfluss auf den Abschluss, wenn sie realisiert,
d. h. erkannt oder zumindest wirtschaftlich sicher sind und keine Umstände erkennbar sind, dass auf deren
Geltendmachung verzichtet wird. Vgl. IDW, PS 210.43, WPg 2003, 655 (661). Nach IDW PS 210.16, WPg
2003, 655 (658) kann letztlich ein nicht unmittelbar die Rechnungslegungsvorschriften betreffender Geset-
zesverstoß (mit Auswirkung auf den Abschluss oder Lagebericht) oftmals erst wesentlich später durch ein Ge-
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Der Gesetzeswortlaut des § 321 Abs. 1 S. 3 HGB unterstützt die Auffassung, dass Sorgfalts-

pflichtverletzungen der gesetzlichen Vertreter i. S. d. § 93 AktG nicht prüfungspflichtig nach

§ 317 Abs. 1 S. 3 HGB sind. Gemäß § 321 Abs. 1 S. 3 HGB ist im Prüfungsbericht darauf

einzugehen, ob Unrichtigkeiten und Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften erkannt worden

sind; daneben hat der Abschlussprüfer über Tatsachen zu berichten, die schwerwiegende Ver-

stöße der gesetzlichen Vertreter oder von Arbeitnehmern gegen Gesetz oder Satzung erkennen

lassen. Während der erste Teil der Berichtspflichten im Prüfungsbericht mit der Formulierung

in § 317 Abs. 1 S. 3 HGB übereinstimmt,430 werden schwerwiegende Gesetzesverstöße der

gesetzlichen Vertreter als neuer, lediglich berichtspflichtiger Tatbestand genannt.431 Im Hin-

blick auf die Prüfungspflicht nach § 317 Abs. 1 S. 3 HGB kann hieraus abgeleitet werden,

dass die Abschlussprüfung nicht auf die Aufdeckung von schwerwiegenden Gesetzesverstö-

ßen (ausgenommen die Regelungen zur Rechnungslegung) der gesetzlichen Vertreter oder

Arbeitnehmer ausgerichtet ist, sondern dass lediglich über die „bei Durchführung der Prü-

fung“ festgestellten Verstöße oder hierfür bestehende Anhaltspunkte zu berichten ist.432 Daher

sind ungeeignete risikopolitische Maßnahmen als spezielle Ausformung einer Sorgfalts-

pflichtverletzung der gesetzlichen Vertreter i. S. d. § 93 AktG weder nach § 317 Abs. 4 HGB

noch nach § 317 Abs. 1 S. 3 HGB originär prüfungspflichtig.433

1.3.2.Redepflichten nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB bezüglich ungeeigneter Risikohandha-

bung als Gesetzesverstoß

1.3.2.1. Grundlagen zur Redepflicht bei schwerwiegenden Gesetzesverstößen

Nach der KonTraG-Fassung des § 321 Abs. 1 S. 3 HGB hatte der Prüfer über festgestellte

Tatsachen zu berichten, die schwerwiegende Verstöße der gesetzlichen Vertreter oder der Ar-

beitnehmer des Unternehmens gegen Gesetz oder Satzung darstellen. Durch das TransPuG

wurde § 321 Abs. 1 S. 3 HGB dahingehend geändert, dass in Bezug auf Gesetzesverstöße au-

                                                                                                                                                                                    
richt festgestellt werden, ohne dass dies Rückwirkungen auf die Ordnungsmäßigkeit der Abschlussprüfung
hätte.

430 Vgl. auch IDW, PS 450.45, WPg 2006, 113 (117).
431 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 73; Grewe/Plendl, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2006 (2008). Vgl. auch Pfitzer, in:

Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (669); Bol-
senkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 53.

432 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 73; Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 32 u.
39.

433 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 43 u. 122.
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ßerhalb der Rechnungslegung künftig nicht nur über Tatsachen zu berichten ist, die schwer-

wiegende Gesetzesverstöße darstellen, sondern bereits über solche Tatsachen, die entspre-

chende Verstöße erkennen lassen. Nach der Gesetzesbegründung zum TransPuG ist eine

rechtliche Subsumtion, ob ein Gesetzesverstoß vorliegt, nicht mehr in dem bisherigen Maß

erforderlich.434 Der Abschlussprüfer hat daher bereits über Tatsachen zu berichten, „die einen

substanziellen Hinweis auf schwerwiegende Gesetzesverstöße enthalten,“435 so dass ein de-

taillierter Nachweis für den Gesetzesverstoß im Rahmen der Prüfung nicht vom Abschluss-

prüfer erbracht werden muss.436

Während Berichtspflichten im Prüfungsbericht bei schwerwiegenden Gesetzesverstößen der

gesetzlichen Vertreter im Zusammenhang mit Sorgfaltspflichtverletzungen des Vorstands

i. S. d. § 93 AktG im Allgemeinen bejaht wurden,437 waren die vorzunehmenden Prüfungs-

handlungen zur endgültigen Feststellung der Gesetzesverstöße ohne Rechnungslegungsbezug

unbestimmt. Eine Ausnahme stellt hierbei lediglich die Prüfung des Überwachungssystems

nach § 317 Abs. 4 HGB bei börsennotierten Aktiengesellschaften dar. Die Problematik, dass

nur über die im Rahmen der Prüfung festgestellten Gesetzesverstöße ohne Rechnungsle-

gungsbezug zu berichten war, deren Feststellung jedoch nicht Gegenstand der Jahresab-

schlussprüfung ist, wurde durch die Neufassung des § 321 Abs. 1 S. 3 HGB entschärft.

In Bezug auf die Nichteinhaltung von Gesetzesregelungen, die nicht die Rechnungslegung

betreffen, genügt der Prüfer seinen Pflichten, wenn er auf bestimmte, bei der Prüfung festge-

stellte Sachverhalte hinweist. Es ist in diesen Fällen Aufgabe des Aufsichtsrats, den Hinwei-

sen des Prüfers nachzugehen.438 Eine Aufklärungsverpflichtung besteht nicht,439 sofern die

                                                          
434 Vgl. BT-Drs 14/8769, S. 28. Damit wurde im Ergebnis wieder die alte Rechtslage vor dem KonTraG herge-

stellt. Zur Akzentverschiebung in Richtung einer Verschärfung der Aufklärungs- und Nachweispflicht des
Abschlussprüfers durch das KonTraG vgl. Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 649 (674). Nach Auffassung von Hellwig, in: Der Wirtschaftsprüfer als Element der Cor-
porate Governance, hrsg. v. Lutter, 67 (76) bestand nach der Altfassung des § 321 Abs. 1 S. 3 HGB keine re-
depflichtspezifischen Prüfungspflicht, wenn nach den bei der allgemeinen Prüfung festgestellten Tatsachen
das Vorliegen berichtspflichtiger Tatsachen nicht nur möglich, sondern auch wahrscheinlich ist.

435 IDW, PS 450.48, WPg 2006, 113 (117).
436 Vgl. auch Regierungskommission Corporate Governance, Bericht der Regierungskommission Corporate Go-

vernance, hrsg. v. Baums, S. 300; IDW, PS 450.48, WPg 2006, 113 (117); Müller, NZG 2002, 752 (756);
IDW, WPg 2002, 146 (151); Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 41. Nach An-
sicht des IDW tritt eine Berichtspflicht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB nicht erst dann ein, wenn ein Gesetzes-
verstoß eindeutig feststeht, sondern bereits bei Vorliegen entsprechender substanzieller Verdachtsmomente.

437 Vgl. auch Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (672) sowie Kapitel B
3.1.2.1.2.. zur Redepflicht bei schwerwiegenden Gesetzesverstößen.

438 Vgl. auch Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 41.
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Sachverhaltsaufklärung nicht für Zwecke der Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichts

erforderlich ist440.

Der Prüfer ist bei börsennotierten Aktiengesellschaften zwar nicht verpflichtet, schwerwie-

gende Gesetzesverstöße der gesetzlichen Vertreter in Bezug auf die Risikohandhabung (z. B.

Derivatgeschäfte in erheblichem Umfang und mit Spekulationsabsicht) „aufzuspüren“, stellt

er jedoch Anhaltspunkte hierfür im Rahmen der Abschlussprüfung fest, hat er hierüber nach

§ 321 Abs. 1 S. 3 HGB zu berichten. Da eine Berichtspflicht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB

voraussetzt, dass die hierfür erforderliche Feststellungen „im Rahmen der Prüfung“ entdeckt

wurden, können die Berichtspflichten nicht isoliert von den nach § 317 HGB erforderlichen

Prüfungshandlungen betrachtet werden. Im Hinblick auf die (Beurteilungs- und) Berichts-

pflichten bei ungeeigneter Risikohandhabung (Abb. C-4) wird in der Literatur häufig die Auf-

fassung vertreten, dass es Aufgabe des Aufsichtsrats und daher nicht die des Abschlussprüfers

ist, die Zweckmäßigkeit der Geschäftsführung zu überwachen. Allerdings ist der Frage nach-

zugehen, ob und inwieweit die Risikohandhabung des Vorstands bei der Prüfung des Überwa-

chungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB und bei der Prüfung des Lageberichts nach § 317

Abs. 2 HGB zu würdigen ist und ob wegen der mittelbaren Auseinandersetzung mit der Risi-

kohandhabung Berichtspflichten nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB ausgelöst werden können. Bei

Ausklammerung der Risikohandhabung aus der Prüfung börsennotierter Aktiengesellschaften

besteht die Gefahr einer Erwartungslücke, so dass zu untersuchen ist, ob unter diesem Ge-

sichtspunkt der Prüfer über ungeeignete Risikohandhabung berichten sollte. Einer Beurteilung

der Risikohandhabung steht ggf. entgegen, dass geeignete Beurteilungsmaßstäbe für Pflicht-

verletzungen im Zusammenhang mit der Risikohandhabung i. d. R. nicht existieren.

                                                                                                                                                                                    
439 Ähnlich bereits zur alten Rechtslage ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 87. Nach Auffassung von Förschle/Küster, in:

Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 15 muss bei Vermutung oder Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten oder
anderen Gesetzesverstößen der Abschlussprüfer weitere Feststellungen treffen.

440 Vgl. Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 25 ff.
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Abb. C-4: Ungeeignete Risikohandhabung als schwerwiegender Gesetzesverstoß i. S. d. § 321

Abs. 1 S. 3 HGB bei der Prüfung börsennotierter Aktiengesellschaften
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1.3.2.2. Beurteilung der Geschäftsführung i. e. S. als Aufgabe des Aufsichtsrats

Die Verpflichtung zur Beurteilung der Risikohandhabung des Vorstands durch den Ab-

schlussprüfer und damit zusammenhängende Berichtspflichten nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB

werden meist damit abgelehnt, dass die Überwachung der Geschäftsführung nach § 111

Abs. 1 AktG Aufgabe des Aufsichtsrats ist.441 Gegenstand der Überwachung des Aufsichtsrats

ist nicht nur die Rechtmäßigkeit der Geschäftsführung, d. h. dass Gesetze, Satzung und Ge-

schäftsordnung nicht verletzt werden, sondern auch und vor allem die Zweckmäßigkeit bzw.

Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung (Beurteilung der Geschäftsführung i. e. S.).442 Die

Tätigkeit des Aufsichtsrats soll nach Möglichkeit verhindern, dass zu beanstandende Ge-

schäftsführungsmaßnahmen durchgeführt werden (z. B. durch einen Zustimmungsvorbehalt),

so dass die Beratung des Vorstands durch den Aufsichtsrat als „Mittel der in die Zukunft ge-

richteten Kontrolle“443 aufgefasst wird.

Der Aufsichtsrat muss die Geschäftsführung nicht in allen Einzelheiten überwachen.444 Er

erfüllt seine Aufgabe vor allem durch Erörterung und Überwachung der Berichterstattung des

Vorstands gemäß § 90 AktG (insbesondere über die Geschäftspolitik und andere grundsätzli-

che Fragen der Unternehmensplanung sowie über die Abweichungen der tatsächlichen Ent-

wicklung von früher berichteten Zielen).445 Nach dem Deutschen Corporate Governance-

Kodex hat der Vorstand regelmäßig, zeitnah und umfassend über die Risikolage und über das

Risikomanagement zu informieren.446 Bei Abweichungen der tatsächlichen Entwicklung von

der Unternehmensplanung sowie bei wesentlicher Verschlechterung der Vermögens-, Finanz-

und Ertragslage hat der Aufsichtsrat gezielt deren Ursachen sowie die durchgeführten und

geplanten Maßnahmen des Vorstands zu untersuchen.447 Dabei muss der Aufsichtsrat Hinwei-

sen nachgehen, die darauf schließen lassen, dass der Vorstand seine Geschäftsführungspflich-

                                                          
441 Vgl. Mattheus, ZGR 1999, 682 (704 ff.); Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im Treasu-

ry, S. 9; Deilmann, Festschrift Sandrock, 165 (175); Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Göt-
ze/Henselmann/Mikus, 29 (42); Dörner, DB 1998, 1 (2); Claussen, AG 1996, 481 (489), Forster, AG 1999,
193 (197); Scharpf, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 177 (182 f.); Schichold, Festschrift Strobel, 395 (399).

442 Vgl. BGH, Urteil v. 25.3.1991, AG 1991, 312 (313); Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 111
Rn. 11; Henn, Handbuch des Aktienrechts, 7. Aufl., § 19 Rn. 612; Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 111 Rn. 6.

443 BGH, Urteil v. 25.3.1991, AG 1991, 312 (313). Vgl. auch Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 111
Rn. 11; Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 111 Rn. 5; Lingemann/Wasmann, BB 1997, 853 (857 f.).

444 Vgl. auch BGH, Urteil v. 4.7.1977, AG 1978, 79 (81); Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 111 Rn. 3.
445 Vgl. Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 111 Rn. 12 f.; Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 111 Rn. 7; Deil-

mann, Festschrift Sandrock, 165 (168); Kindler/Pahlke, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v.
Lange/Wall, § 1 Rn. 226.

446 Vgl. Deutscher Corporate Governance-Kodex, S. 2 des Gliederungspunkts 3. 4.
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ten verletzt hat oder zu verletzten droht.448 Diese Hinweise können sich aus der Berichterstat-

tung des Vorstands gemäß § 90 AktG, aus dem Prüfungsbericht des Abschlussprüfers oder aus

Informationen anderer Art (z. B. Presse) ergeben.449 Die Überwachung wirtschaftlicher Ent-

scheidungen sowie die Aufdeckung von Pflichtverletzungen der gesetzlichen Vertreter sind

demnach zentrale Aufgaben des Aufsichtsrats. Für Entscheidungen von grundlegender Be-

deutung für das Unternehmen hat der Aufsichtsrat nach § 111 Abs. 4 S. 2 HGB einen Zu-

stimmungsvorbehalt zu formulieren.450

Demgegenüber hat der Abschlussprüfer vor allem die Aufgabe, die Ordnungsmäßigkeit des

Jahresabschlusses und des Lageberichts zu prüfen. Bei börsennotierten Aktiengesellschaften

sind darüber hinaus die sich aus § 91 Abs. 2 AktG ergebenden Vorstandspflichten zu beurtei-

len. Wenn der Abschlussprüfer die Geeignetheit der Risikohandhabung und die Unterneh-

mensplanung beurteilt, wäre im Ergebnis auch die Zweckmäßigkeit der Geschäftsführung und

die Einhaltung von entsprechenden Sorgfaltspflichten zu prüfen.451 Demzufolge wird die Auf-

fassung vertreten, dass Fragen der Zweckmäßigkeit einzelner geschäftspolitischer Maßnah-

men bzw. der Risikohandhabung nicht Gegenstand der Abschlussprüfung börsennotierter Ak-

tiengesellschaften sind,452 da die Zweckmäßigkeit der Geschäftsführung in erster Linie vom

Aufsichtsrat geprüft werden muss453. Nach allgemeiner Auffassung kommt dem Abschluss-

prüfer lediglich eine vorbereitende und unterstützende Aufgabe bei der Überwachung der Ge-

schäftsführung zu.454 Während der Aufsichtsrat vor allem die Geschäftspolitik und die Unter-

                                                                                                                                                                                    
447 Vgl. Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 111 Rn. 12.
448 Vgl. Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 111 Rn. 12 u. 17; Buchta/van Kann, DStR 2003, 1665

(1668).
449 Vgl. z. B. Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 111 Rn. 17.
450 Zu den vom Aufsichtsrat zu vereinbarenden Zustimmungsvorbehalten vgl. Gaul/Otto, GmbHR 2003, 6

(10 f.); Peltzer/v. Werder, AG 2001, 1 (10).
451 Vgl. auch Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (242 f.);

Mattheus, ZGR 1999, 682 (704).
452 Vgl. Lehner, in: Auswirkungen des KonTraG auf Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Baetge, 23 (28);

Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im Treasury, S. 9 u. in: Reform des Aktienrechts, der
Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 177 (182 f.); Deilmann, Festschrift Sandrock,
165 (175); Dörner, DB 1998, 1 (2); Claussen, AG 1996, 481 (489), Forster, AG 1999, 193 (197); Mattheus,
ZGR 1999, 682 (704); Deilmann, Festschrift Sandrock, 165 (175); Henselmann, in: Risikomanagement,
hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (42); Lehner, in: Auswirkungen des KonTraG auf Rechnungslegung
und Prüfung, hrsg. v. Baetge, 23 (28). Wegen der bestehenden Überwachungsaufgabe des Aufsichtsrats nach
§ 111 Abs. 1 AktG für eine enge Auslegung des § 317 Abs. 4 HGB i. V. m. § 91 Abs. 2 AktG vgl. Dörner,
DB 1998, 1 (2); Forster, AG 1999, 193 (197).

453 Vgl. auch Mattheus, ZGR 1999, 682 (704); Claussen, AG 1996, 481 (489).
454 Vgl. Hachmeister, DStR 1999, 1453. Nach Ansicht von Böcking/Orth, WPg 1998, 351 (361) findet die Ab-

schlussprüfung dort ihre Grenzen, wo sie die Verantwortlichkeit des Aufsichtsrats aushölt. Ähnlich Dörner,
in: Aktuelle Entwicklungen in Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung, hrsg. v. Baetge, 13 (51).
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nehmensplanung (§ 90 Abs. 1 Nr. 1 AktG) zu überwachen hat, beurteilt der Prüfer das Über-

wachungssystem (§ 317 Abs. 4 HGB i. V. m. § 91 Abs. 2 AktG).455

Nach § 111 Abs. 5 AktG dürfen Aufsichtsratsmitglieder ihre Aufgaben nicht durch andere

Personen wahrnehmen lassen, so dass ggf. hierin eine gesetzliche Beschränkung der Ab-

schlussprüfung gesehen werden kann. Die Tätigkeiten des Abschlussprüfers werden allerdings

wegen des zwingenden Charakters der Vorschriften zur Abschlussprüfung weitgehend vom

Geltungsbereich des § 111 Abs. 5 AktG ausgeklammert.456

Sofern der Abschlussprüfer Kenntnis von unangemessener Risikohandhabung des Vorstands

erlangt, kann nach hier vertretener Auffassung die gesetzliche Berichtspflicht des Abschluss-

prüfers nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB nicht mit der Überwachungsverpflichtung des Aufsichts-

rats abgelehnt werden. Ebensowenig kann die Redepflicht des Abschlussprüfers mit dem

Hinweis verneint werden, dass die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB keine Geschäftsführungs-

prüfung nach dem Vorbild der §§ 53 HGrG, 53 GenG darstellt.457 Zwar sind risikopolitische

Entscheidungen nicht unmittelbarer Gegenstand der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB. Dies

entbindet den Prüfer im Einzelfall jedoch nicht davon, über festgestellte Anhaltspunkte für

einen Gesetzesverstoß im Zusammenhang mit der Risikohandhabung im Prüfungsbericht zu

berichten.458

Fraglich ist, ob eine Pflicht zur Berichterstattung im Prüfungsbericht über ungeeignete Risi-

kohandhabung des Vorstands auch dann besteht, wenn der Aufsichtsrat oder die Hauptver-

sammlung die Risikohandhabung genehmigt hat. Grundsätzlich kann der Prüfer von der Ord-

                                                          
455 Vgl. auch Lehner, in: Auswirkungen des KonTraG auf Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Baetge, 23

(28); Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (42). Insbesondere wenn der
Aufsichtsrat die Unternehmenspläne und Geschäftsführungsmaßnahmen des Vorstands genehmigt, sind Kon-
flikte des Abschlussprüfers mit dem Aufsichtsrat als Auftraggeber der Abschlussprüfung und Berichtsadressat
des Prüfungsberichts denkbar, wenn der Abschlussprüfer auf Anhaltspunkte für Gesetzesverstöße in Bezug
auf die Risikohandhabung hinweist. Störck, Die Erwartungslücke und Ansätze zu ihrer Reduktion, S. 191 u.
257 spricht bei einer Erweiterung der Abschlussprüfung auf die Geschäftsführung i. e. S. von einer Verwässe-
rung der Verantwortlichkeiten.

456 Vgl. auch BGH, Urteil v. 15.11.1982, BGHZ 85, 293 (297).
457 Eine Beurteilung der Risikohandhabung ablehnend, da keine Geschäftsführungsprüfung vorzunehmen ist,

Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Be-
triebswirtschaftslehre e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 135 f.; Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der
Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (577); Bitz, Risikomanagement nach
KonTraG, S. 11. Hierbei ist anzumerken, dass die Geschäftsführungsprüfung sich auf eine Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführungsprüfung beschränkt, insbesondere, dass die Zweckmäßigkeit der Ent-
scheidungen selbst nicht Gegenstand der Geschäftsführungsprüfung ist. Vgl. Kapitel B 2.2.2.

458 A. A. Bitz, Risikomanagement nach KonTraG, S. 11, wonach Anregungen zur Verbesserung zum (umfassen-
den) Risikomanagementsystem im Management Letter abgegeben werden können.
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nungsmäßigkeit der Vorstandsmaßnahmen ausgehen, zu denen der Aufsichtsrat seine Zu-

stimmung erteilt hat.459 Wenn wesentliche Mängel in der Entscheidungsvorbereitung oder in

der Durchführung dieser Maßnahmen festgestellt wurden, ist die nicht ordnungsgemäße Pla-

nung im Zusammenhang mit den Berichtspflichten nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB zu würdigen

und/oder der Mangel des Überwachungssystems (z. B. bei fehlender Risikoerfassung oder

fehlender Kontrolle der Informationsgrundlagen wie Bonität des Geschäftspartners) im Ab-

schnitt zum Überwachungssystem nach § 321 Abs. 4 HGB zu nennen. Bei fehlender Einwilli-

gung des Aufsichtsrats bezüglich eines zustimmungspflichtigen Geschäfts ist eine Berichter-

stattung im Prüfungsbericht selbst dann geboten, wenn das Geschäft im Interesse des Unter-

nehmens abgewickelt wurde.460

1.3.2.3. Notwendige Auseinandersetzung des Abschlussprüfers mit der Risikohandha-

bung bei der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB und bei der Prüfung des Jahres-

abschlusses und des Lageberichts

Die Beurteilung der Risikohandhabung durch den Abschlussprüfer ist zwar nicht unmittelba-

rer Gegenstand der Prüfung börsennotierter Aktiengesellschaften, der Einbezug risikopoliti-

scher Maßnahmen kommt allerdings bei der Prüfung des Überwachungssystems nach § 317

Abs. 4 HGB sowie bei der Prüfung des Lageberichts nach § 317 Abs. 2 HGB und sonstiger

zukunftsbezogener Rechnungslegungsvorgänge in Betracht. Wenn der Prüfer sich mit den

risikopolitischen Entscheidungen auseinandersetzen muss und bei Durchführung der Prüfung

ungeeignete Risikohandhabung oder Anhaltspunkte hierfür feststellt, so führt dies zu einer

Berichtspflicht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB.

                                                          
459 Dies setzt implizit voraus, dass der Aufsichtsrat seine Überwachungsaufgabe ordnungsgemäß erfüllt und der

Prüfer hiervon keine abweichenden Feststellungen getroffen hat. Dadurch, dass der Aufsichtsrat eine Hand-
lung des Vorstands billigt, wird allerdings gemäß § 93 Abs. 4 S. 2 HGB eine Ersatzpflicht nicht ausgeschlos-
sen, so dass trotz Billigung des Aufsichtsrats ggf. eine Berichtspflicht über eine Sorgfaltspflichtverletzung
i. S. d. § 93 AktG in Betracht kommt. In Fällen, in denen eine Handlung auf einem Beschluss der Hauptver-
sammlung beruht, kann die Aktiengesellschaft gemäß § 93 Abs. 4 S. 1 HGB keinen Schadensersatz von den
Vorstandsmitgliedern verlangen. Hieraus ist zu folgern, dass die Durchführung von der Hauptversammlung
genehmigter Maßnahmen (wie z. B. den Erwerb einer Beteiligung) grundsätzlich keine Pflichtwidrigkeit der
Vorstandsmitglieder darstellt und dass hierüber im Zusammenhang mit Gesetzesverstößen der gesetzlichen
Vertreter im Prüfungsbericht i. d. R. nicht einzugehen ist. Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 43. Allerdings
wird nach § 93 Abs. 5 S. 3 HGB bei einem Hauptversammlungsbeschluss die Ersatzpflicht der Vorstandsmit-
glieder gegenüber den Gläubigern nicht aufgehoben.

460 Vgl. WP-Handbuch 2006, Q 130. Vgl. auch Lück, BB 2001, 404 (406); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 85.
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1.3.2.3.1. Notwendige Auseinandersetzung des Abschlussprüfers mit der Risikohandha-

bung im Rahmen der Beurteilung des Überwachungssystems nach § 317

Abs. 4 HGB

Bei der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB ist die Eignung und Einhaltung der nach § 91

Abs. 2 AktG eingerichteten Maßnahmen zu beurteilen.461 Für die Prüfung, ob die vorgesehe-

nen Überwachungsmaßnahmen geeignet sind, muss der Abschlussprüfer eigene Vergleichs-

maßstäbe entwickeln.462 Bei der Beurteilung der Einhaltung der nach § 91 Abs. 2 AktG vorge-

sehenen Maßnahmen sind die tatsächlich realisierten Vorgänge mit den vorgesehenen Vor-

gängen zu vergleichen. Insbesondere für die Beurteilung der Eignung der nach § 91

Abs. 2 AktG getroffenen Maßnahmen ist zu untersuchen, ob der Prüfer die Maßnahmen zur

Risikohandhabung in die Prüfung des Überwachungssystems einzubeziehen hat.463

Gegenstand der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG ist beispielsweise die vom

Vorstand oder anderen Mitarbeitern vorzunehmende Überwachung, ob die von der Ge-

schäftsleitung initiierten Maßnahmen zur Risikobewältigung bzw. die geschäftspolitischen

Entscheidungen planmäßig von den nachgeordneten Mitarbeitern umgesetzt werden.464 Aus

der Sicht des Prüfers ist es für die Beurteilung der Überwachungsmaßnahmen erforderlich,

dass er sich auch mit der Risikohandhabung des Vorstands bzw. mit der Unternehmenspla-

nung auseinandersetzt, da zum einen die geplanten Maßnahmen den Vergleichsmaßstab für

die tatsächlich durchgeführten Maßnahmen darstellen und zum anderen die notwendige

Überwachung seitens des Vorstands oder anderer Angestellter von der Bedeutung der Risiken

und somit von der Bedeutung der Risikohandhabung abhängt.465 Die risikopolitischen Maß-

                                                          
461 Vgl. Kapitel B 2.2.1.3.
462 Vgl. Kapitel B 2.2.1.3.
463 Im Hinblick auf die Einhaltung der vorgesehenen Maßnahmen erfordern vor allem die zu prüfenden Maß-

nahmen der Risikokommunikation (bzw. Information und Kommunikation) eine Beurteilung des Prüfers, ob
die risikobewältigenden Maßnahmen der dem Vorstand nachgeordneter Entscheidungsträger geeignet sind.
Die Untersuchung der Frage, ob die jeweiligen Entscheidungsträger über nicht bewältigte Risiken ordnungs-
gemäß Bericht erstatten, erfordert mittelbar eine Auseinandersetzung mit deren Maßnahmen zur Risikohand-
habung. Aus der Sicht des einzelnen Entscheidungsträgers darf die Berichterstattung über nicht bewältigte Ri-
siken nur dann unterbleiben, wenn das Risiko durch entsprechende Sicherungsmaßnahmen verringert wurde.
Die Beurteilung des Prüfers, ob eine Berichterstattung in der jeweiligen Situation nicht notwendig ist bzw.
war, macht es erforderlich, die Aktivitäten zur Bewältigung der Risiken zu berücksichtigen. Da die Berichter-
stattung über nicht bewältigte Risiken grundsätzlich an den übergeordneten Entscheidungsträger bis hin zum
Vorstand erfolgt, ist die Risikohandhabung der dem Vorstand nachgeordneten Entscheidungsträger bei der
Beurteilung der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG einzubeziehen.

464 Vgl. Kapitel B 1.1.2. sowie IIR, IIR Revisionsstandard Nr. 2, (26 ff.), ZIR 2001, 152 (155).
465 Vgl. auch Groß/Amen, WPg 2003, 1161 (1168). Darüber hinaus können auch sehr risikofreudige oder sehr

risikoscheue Entscheidungsträger, ein zu niedriger oder zu hoher Personalbestand, überaltertes Personal so-
wie eine unzeitgemäße Unternehmenskultur Risiken darstellen. Zu Risiken im Personalbereich vgl. z. B.
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nahmen des Vorstands sind daher bei der Beurteilung des Prüfers zu berücksichtigen, ob ge-

eignete Überwachungsmaßnahmen eingerichtet wurden.466

Risikopolitische Entscheidungen sind auch bei der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB zu be-

rücksichtigen, wenn der Prüfer die Aktivitäten zur Risikoerfassung beurteilt.467 Informationen

über die Risikohandhabung und deren Auswirkungen müssen in die nachfolgende, kontinu-

ierlich stattfindende Erkennung und Analyse der Risiken eingehen. Bei der Darstellung des

Risikomanagements als Kreislauf468 (Abb. C-5) wird deutlich, dass bei der Prüfung börsenno-

tierter Aktiengesellschaften die Risikohandhabung nicht ausgegrenzt werden kann, da Risiko-

erkennung, Risikoanalyse und Risikohandhabung aufeinander aufbauen.469

                                                                                                                                                                                    
Brand-Noé, ZIR 1999, 314 ff.; Meyding/Fabian, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dör-
ner/Horváth/Kagermann, 283 (290). Vgl. auch Lück, DB 2000, 1473 ff., wonach aufsehenerregende Unter-
nehmenskrisen und Verlustfälle der jüngeren Vergangenheit auf Missmanagement und Managementfehler zu-
rückgeführt werden können, so dass im Risikomanagementsystem das Augenmerk auf Managementrisiken zu
richten ist. Nach Ansicht von Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 200 hat der Ab-
schlussprüfer zwar nicht die Steuerungsmaßnahmen zu beurteilen, allerdings hat er zu prüfen, ob das Risiko-
managementsystem auch Risiken des Steuerungssystems beachtet.

466 A. A. Graf, BB 2001, 562 (565).
467 Vgl. Giese, WPg 1998, 451 (452); Hachmeister, DStR 1999, 1453 (1456). Nach Auffassung von Oechs-

le/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer,
539 (577) hat der Abschlussprüfer die Qualität der Entscheidungen des Vorstands zwar nicht zu beurteilen, er
muss allerdings Kenntnis davon haben, wie der Entscheidungsprozess organisiert ist, welche wesentlichen
Entscheidungen zur Risikobewältigung oder -inkaufnahme getroffen wurden, welche Risikostrategie tatsäch-
lich verfolgt wird und welches Risikobewusstsein der Unternehmensleitung sich dadurch ausdrückt. Nach
Auffassung von Lachnit/Müller, Festschrift Strobel, 363 (384 f.) hat der Abschlussprüfer Maßnahmen der Ri-
sikohandhabung nicht zu prüfen, er hat sich jedoch verstärkt mit Fragestellungen der strategischen und opera-
tiven Planung und der Unternehmensteuerung zu beschäftigen.

468 Vgl. beispielsweise Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (504 f.); WP-Handbuch 2006, P 27 ff.; Lück/Henke,
Stbg 1999, 524 (526); Lück, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 311
(325 ff.) u. DB 1998, 1925 (1926); Scharpf, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung,
hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 177 (183 ff.).

469 Vgl. Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 89; Emmerich, zfbf 1999, 1075
(1085); Kohlhoff/Langenhan/Zorn, ZIR 2000, 2 (6).
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Ris ikomanagementsystem
eines Unternehmens

Informations-
system

Ris ikoerkennung Ris ikoanalyse

Ris ikohandhabungRis ikoüberwachung

Unternehmensumfeld Abfolge der Tätigkeiten

Informationsaustausch

Abb. C-5: Risikomanagement als Kreislauf

Aufbauend auf den Maßnahmen zur Erkennung und Analyse von Risiken werden Aktivitäten

zur Risikohandhabung durchgeführt oder unterlassen. Die Risikoüberwachung470 bezieht die

Maßnahmen der Risikohandhabung bei der erneuten Beurteilung des Risikos mit ein und kann

als der Risikohandhabung nachgelagerte Risikoanalyse aufgefasst werden. Bei der Risiko-

überwachung ist festzustellen, ob risikobewältigende Maßnahmen für konkrete Risiken aus-

reichend bzw. wirksam waren, um das Risiko auf ein adäquates Niveau zu vermindern, oder

ob die Entscheidung zur Risikoakzeptanz zu einem späteren Zeitpunkt revidiert werden sollte.

Nach IDW PS 340 ist die Beurteilung, ob weiterer Maßnahmen- oder Kommunikationsbedarf

nach erfolgter Risikohandhabung besteht, den prüfungspflichtigen Maßnahmen zur Risiko-

analyse zuzuordnen.471

Der Darstellung des Risikomanagements als Kreislauf entspricht es, dass nicht nur externe

Einflüsse, sondern auch risikopolitische Maßnahmen eine Neudefinition der Unternehmens-

ziele bzw. den Risikomanagementprozess insgesamt initiieren können.472 Risikopolitische

                                                          
470 Zum Begriff Risikoüberwachung vgl. z. B. Wiedmann, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2057 (2063); Streißle, Die akti-

enrechtliche Abschlussprüfung in Gestalt des KonTraG, S. 130 ff.; Neubeck, Die Prüfung von Risikomana-
gementsystemen, S. 105; Gutmannsthal-Krizanits, Risikomanagement von Anlageprojekten, S. 435; Mar-
tin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 105 f.

471 Vgl. IDW, PS 340.10, WPg 1999, 658 (659).
472 Vgl. auch Emmerich, zfbf, 1999, 1075 (1085); Birkental/Sitt, Finanzwirtschaft 1999, 265 (268). Nach An-

sicht von Hahn/Weber/Friedrich, BB 2000, 2620 (2622) ist zwar die Risikosteuerung kein Prüfungsgegen-
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Entscheidungen können bestehende Risiken wesentlich verstärken bzw. neue Risiken auslö-

sen.473 Beispielsweise kann der Einsatz derivativer Finanzinstrumente zur Vermeidung von

Währungsrisiken bei Auslandsgeschäften dazu führen, dass Risiken bei der Abwicklung der

dafür notwendigen Transaktionen ausgelöst werden, wenn die organisatorischen Rahmenbe-

dingungen nicht einen gewissen Mindeststandard aufweisen. Die Entwicklung der durch die

Risikohandhabung verursachten (Folge-)Risiken muss durch eine geeignete Überwachung der

für das Unternehmen relevanten Risikobereiche analysiert werden. Insofern hat der Prüfer sich

bei der Beurteilung der Maßnahmen zur Risikoerfassung mittelbar auch mit der Risikohand-

habung auseinanderzusetzen. Bei der Darstellung des Risikomanagements als Kreislauf wird

deutlich, dass die Risikohandhabung des Vorstands und nachgeordneter Angestellter bei der

Beurteilung des Überwachungssystems auf Grund der „Nähe“ zu den unmittelbar prüfungs-

pflichtigen Maßnahmen nicht ausgeklammert werden können.474

Risikokommunikation darf nur unterbleiben, wenn die Risiken in der jeweiligen Abteilung

bewältigt wurden.475 Wenn der Prüfer die Risikokommunikation einzelner Abteilungen beur-

teilt, hat er sich auch mit der Risikohandhabung auseinanderzusetzen, um insbesondere beur-

teilen zu können, ob der Verzicht auf die Risikoberichterstattung gerechtfertigt ist bzw.

war.476

Die zwingende Auseinandersetzung mit den risikopolitischen Entscheidungen ergibt sich so-

mit aus der Beurteilung des Prüfers, ob die im Unternehmen eingerichteten Maßnahmen zur

Risikoerfassung und Risikokommunikation als unmittelbares Prüfobjekt zur Früherkennung

bestandsgefährdender Entwicklungen geeignet sind.477 Bei der Risikoerfassung ist beispiels-

                                                                                                                                                                                    
stand, allerdings kann unsachgemäßer Umgang mit Risiken wiederum ein Risiko darstellen und somit prü-
fungsrelevant sein.

473 Vgl. auch Scharpf, DB 1997, 737 (741) u. in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung,
hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 177 (185); Lück, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dör-
ner/Horváth/Kagermann, 311 (331) u. DB 1998, 1925 (1927); Brebeck/Herrmann, WPg 1997, 381 (383 f.);
Emmerich, zfbf, 1999, 1075 (1085); Klees, DStR 1998, 93 (95).

474 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, P 25 u. P 41; Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1084 f.); Wall, WPg 2003, 457
(458 f.), wobei aber betont wird, dass die Risikohandhabung nicht Gegenstand der Prüfung nach § 317
Abs. 4 HGB ist.

475 Vgl. auch IDW, PS 340.4 u. 11, WPg 1999, 658 f.; Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Göt-
ze/Henselmann/Mikus, 29 (38 f.); IIR, IIR Revisionsstandard Nr. 2, (29 f.), ZIR 2001, 152 (155); Bolsenköt-
ter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 78.

476 Vgl. auch Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 539 (584 u. 586), wonach (festgestellte) Mängel im Entscheidungsprozess nicht dem
Früherkennungssystem angelastet werden. Im Folgenden wird allerdings dann nicht auf die Frage eingegan-
gen, wie derartige Feststellungen im Prüfungsbericht zu würdigen sind.

477 Vgl. auch Dolczik/Drewes, DB 2003, 1005 (1009).
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weise der Risikoausgleich (als Instrument der Risikohandhabung478) sowie die Realisierbar-

keit und Durchführung risikobewältigender Maßnahmen zu berücksichtigen, so dass für die

Beurteilung des Risikofrüherkennungssystems die unternehmenspolitischen Gegenmaßnah-

men einzubeziehen sind.479 Der Risikoerfassung bzw. allgemein der Überwachung liegen Plä-

ne und Strategien zugrunde, so dass der Prüfer hinsichtlich der prüfungspflichtigen Überwa-

chungsmaßnahmen sich auch mit der in der Planung aufgezeigten Risikohandhabung bzw.

Risikostrategie befassen muss.480 Liegen keine oder ungeeignete Pläne vor, verstößt der Vor-

stand gegen seine Sorgfaltspflichten481 und der Abschlussprüfer hat hierüber im Prüfungsbe-

richt nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB zu berichten. Gleiches gilt, wenn der Prüfer in besonderem

Maße risikobehaftete Maßnahmen des Vorstands feststellt.

Aus der Prüferperspektive ist eine klare Abgrenzung zwischen Risikoerfassung und Risiko-

handhabung nicht möglich. Werden bei der Prüfung des Überwachungssystems Anhaltspunkte

für ungeeignete risikopolitische Entscheidungen festgestellt, ist hierüber nach § 321 Abs. 1

S. 3 HGB zu berichten.

1.3.2.3.2. Notwendige Auseinandersetzung des Abschlussprüfers mit der Risikohand-

habung bei der Prüfung zukunftsbezogener Sachverhalte der Rechnungsle-

gung

Wegen des Zusammenhangs zwischen der Risikopolitik einerseits und der Abbildung der Ri-

siken und der risikopolitischen Maßnahmen in Jahresabschluss und Lagebericht andererseits

                                                          
478 Vgl. Kapitel A 2.1.3.
479 Vgl. auch Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (231 u. 248);

Dörner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 193 (197 f. u.
203); Giese, WPg 1998, 451 (452); Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 200; IIR-
Arbeitskreis „Interne Revision in der Versicherungswirtschaft“, ZIR 1999, 185 (193); Bolsenkötter, in: HdJ,
Abt. VI/9, Rn. 78; Weidemann, DB 2001, 2613 (2614). Zutreffend weist Spindler, Unternehmensorganisati-
onspflichten, S. 376 f. darauf hin, dass bereits die Wahl des Risikomaßes entscheidend von den Unterneh-
menszielen abhängt.

480 Vgl. Giese, WPg 1998, 451 (455 f.). Vgl. auch Füser/Gleißner/Meier, DB 1999, 753, die die Auffassung
vertreten, dass sich ein systematisches Risikomanagement auf die geschäftspolitischen Zielsetzungen, insbe-
sondere die Unternehmensstrategie stützt. Dabei ist es für die Risikofrüherkennung bedeutsam, dass Risiken
i. S. der Möglichkeit der Nichteinhaltung von Unternehmenszielen erkannt, analysiert und kommuniziert wer-
den. Die Risikoanalyse schließt daher letztlich die Ermittlung alternativer Maßnahmen der Risikohandhabung
und deren Wirkungen ein. Vgl. auch Kupsch, in: Handbuch Unternehmungsführung, hrsg. v. Corsten/Reiß,
533 (534), der die Auffassung vertritt, dass die Risikoanalyse die Ermittlung von Informationen über mögli-
che risikopolitische Instrumente zur Risikominderung und über deren Wirkung einschließt. A. A. Braun, Risi-
komanagement, S. 58.

481 Vgl. auch Henze, NJW 1998, 3309 (3310); Altmeppen, ZGR 1999, 291 (303 ff.).
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(vgl. auch Kapitel A 3), hat der Prüfer zur Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts sich zwingend mit den Geschäftsführungsentscheidungen und

den damit verbundenen Risiken zu befassen.482 Nach dem IDW PS 350 „Prüfung des Lagebe-

richts“ setzt die Prüfung der prognostischen Angaben und Wertungen voraus, dass der Ab-

schlussprüfer sich von der Zuverlässigkeit und Funktionsfähigkeit des unternehmensinternen

Planungssystems überzeugt, soweit dieses für die Herleitung der Angaben des Lageberichts

von Bedeutung ist.483 Die der Prognose zugrunde liegenden Annahmen über die künftige

Entwicklung der wesentlichen Einflussfaktoren der wirtschaftlichen Lage sind auf Plausibili-

tät, Widerspruchsfreiheit und Vollständigkeit zu prüfen.484

Aus dem IDW PS 350 ergibt sich, dass der Prüfer auf der Grundlage des Planungssystems die

Angaben zur zukünftigen Entwicklung und zu den Risiken der künftigen Entwicklung zu un-

tersuchen hat, so dass er grundsätzlich auch zu beurteilen hat, welche geplanten Maßnahmen

geeignet sind, die bestehenden Risiken zu bewältigen.485 Die Beurteilung des Prüfers, welche

Risiken bestandsgefährdend oder entwicklungsbeeinträchtigend sind und daher im Lagebe-

richt berichtspflichtig sind, erfordert somit eine Auseinandersetzung mit den bereits durchge-

führten sowie geplanten risikobewältigenden Maßnahmen des Vorstands und der nachgeord-

neten Entscheidungsträger.486 Wenn bereits geeignete Maßnahmen zur Risikobewältigung

(z. B. Abschluss von Devisentermingeschäften oder Versicherungen) durchgeführt wurden,

entfällt regelmäßig eine Berichtspflicht über hierbei bestehende Risiken.487 Zur Beurteilung

zukünftiger Auswirkungen nicht bewältigter oder zukünftig auftretender Risiken hat der Prü-

                                                          
482 Vgl. auch IDW, PS 230.8, WPg 2000, 842 (843); Geuer, Festschrift Sieben, 387 (390 f.); Dobler, DStR 2001,

2086 (2090). Nach Auffassung des Arbeitskreises „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“
der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 109 setzt eine Prüfung
des Lageberichts umfassende Kenntnisse vom Unternehmen und seinem Umfeld voraus, umfasst allerdings
nicht Fragen der Geschäftspolitik, insbesondere die Zweckmäßigkeit des unternehmerischen Handelns. Nach
Auffassung von Pollanz, BB 1997, 1351 (1353) hat der Prüfer zur Beurteilung der Lageberichtsangaben sich
mit den Planungsrechnungen, dem Markt und den Wettbewerbern sowie den Produkten des Unternehmens zu
beschäftigen.

483 Vgl. IDW, PS 350.15, WPg 1998, 663 (665); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 163.
484 Vgl. IDW, PS 350.16, WPg 1998, 663 (665).
485 Ein „Wahlrecht“ zur Berücksichtigung von Risikohandhabungsmaßnahmen im Rahmen der Fortbestandspro-

gnose, der Berichterstattung nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB sowie der Prüfung der Risikoberichterstattung im
Lagebericht annehmend Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalen-
bach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 135.

486 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 224; Dörner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dör-
ner/Horváth/Kagermann, 193 (204 f.) (sich allerdings für eine strikte Unterscheidung zwischen System- und
Geschäftsführungsprüfung aussprechend); Kajüter, BB 2002, 243 (245 f.). Die nach dem DRS 5 geforderte
Berichterstattung über das Risikomanagement im Lagebericht (vgl. Kapitel A 3.2.4.) erfordert ebenso eine
Auseinandersetzung mit den Maßnahmen zur Risikobewältigung. Vgl. IDW, WPg 2001, 296 (299).

487 Vgl. insbesondere Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-
Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 113 sowie Kapitel A 3.2.3.1.
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fer zu untersuchen, welche risikopolitischen Maßnahmen zur Verfügung stehen und wie sich

die geplanten Maßnahmen auf die Risiken der künftigen Entwicklung auswirken.488 Darüber

hinaus ergibt sich für nach dem 31.12.2004 endende Geschäftsjahre aufgrund der nach § 317

Abs. 2 S. 2 HGB notwendigen Prüfung, ob die Chancen der künftigen Entwicklung im Lage-

bericht zutreffend dargestellt sind, verstärkt die Notwendigkeit, Risiken und Chancen aus Ge-

schäftsführungsmaßnahmen zu erfassen bzw. abzuwägen und somit ansatzweise die Zweck-

mäßigkeit der Geschäftsführungsmaßnahmen zu beurteilen.

Ähnliches wie für die Prüfung der zukunftsbezogenen Angaben des Lageberichts gilt für die

die Beurteilung der Notwendigkeit von Niederstwertabschreibungen489 oder der Vollständig-

keit von Rückstellungen sowie für die Beurteilung der Going Concern-Prämisse490, so dass

auch hierbei regelmäßig getroffene und geplante Maßnahmen zur Risikobewältigung bei der

Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses (mittelbar) zu beurteilen sind. Zum

Beispiel sind Vermögensgegenstände nicht außerplanmäßig abzuschreiben, sofern geeignete

Maßnahmen zur Krisenbewältigung (z. B. Erschließung neuer Absatzmärkte oder Entwick-

lung neuer kundenorientierter Produkte) ergriffen wurden. Umgekehrt können fehlende Pro-

duktinnovationen zu einem nachhaltigen Wettbewerbsnachteil führen, so dass die Produktion

einzelner Produkte eingestellt werden muss und Abwertungsbedarf bei den Produktionsanla-

gen besteht. Bürgschaften, Garantien, Delkredereversicherungen, etc. sind bei der Beurteilung

der Werthaltigkeit von Forderungen zu berücksichtigen,491 so dass bei Vorliegen solcher risi-

kopolitischer Maßnahmen eine Abwertung der Forderungen entfällt bzw. sich vermindert.

Drohverlustrückstellungen für Fremdwährungsgeschäfte sind im Einzelfall nicht zu bilden,

wenn eine Sicherung der Fremdwährungsrisiken vorgenommen wurde.492 Eine Beurteilung

des Abschlussprüfers, dass der Jahresabschluss ordnungsgemäß ist, bedingt somit im Grund-

                                                          
488 Vgl. auch Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-

Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 113; Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll-
und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (184). Vgl. auch Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1085), wo-
nach die unsachgerechte Risikohandhabung eine Berichterstattungspflicht im Lagebericht auslöst, wenn da-
durch Risiken der künftigen Entwicklung begründet werden.

489 Vgl. auch Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (42); Schind-
ler/Rabenhorst, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 92; Hachmeister,
DStR 1999, 1453 (1456); Dobler, DStR 2001, 2086 (2090).

490 Vgl. IDW, PS 270.16 u. 28, WPg 2003, 775 (777 f.); Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1085). Vgl. auch Arbeits-
kreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft e. V., DB Bei-
lage 11/2000, Rn. 135; Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (42 ff.).

491 Vgl. WP-Handbuch 2006, E 435; ADS, 6. Aufl., § 253 Rn. 534.
492 Vgl. Kapitel A 3.1.2. und A 3.1.3.
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satz eine Auseinandersetzung mit den risikopolitischen Maßnahmen, wobei eine verstärkte

Auseinandersetzung vor allem in Krisensituationen geboten ist.493

Im Rahmen einer Krisensituation kann vom Unternehmensfortbestand ausgegangen werden,

wenn Maßnahmen zur Risikobewältigung ergriffen werden, die die Unternehmensfortführung

gewährleisten.494 Neben Maßnahmen wie Produktionskostensenkungen oder Bereinigung des

Produktprogramms um verlustbringende Produkte kommen hierbei vor allem Finanzierungs-

maßnahmen in Betracht.495 Die Voraussetzungen für die Annahme der Unternehmensfortfüh-

rung können dabei auch durch geeignete Maßnahmen zur Risikobewältigung nach dem Bi-

lanzstichtag geschaffen werden.496 Die Entscheidung, ob die getroffenen Maßnahmen ausrei-

chend sind, die Bestandsgefährdung zu beseitigen, hängt von einer positiven Prognose über

die Auswirkungen der getroffenen Sanierungsmaßnahmen ab.497
 Sofern die Annahme des

Unternehmensfortbestands fraglich ist, hat der Abschlussprüfer die risikopolitischen Maß-

nahmen nicht nur für Zwecke der Bilanzierung einzelner Bilanzposten, sondern aus einer Ge-

samtbetrachtung, die der Managementperspektive vergleichbar ist, zu würdigen.

Nach dem IDW PS 230 umfassen die erforderlichen Kenntnisse des Abschlussprüfers über

das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld spezifisches Wissen über die Unternehmensstrate-

gie, über die Geschäftsrisiken sowie über die Reaktionen auf diese Risiken.498 Es ist allerdings

für den Abschlussprüfer nicht erforderlich, dass dessen Kenntnisstand dem der gesetzlichen

Vertreter entspricht.499 Aufgrund der im Einzelnen beträchtlichen Auswirkungen von Ge-

schäftsführungsentscheidungen auf die Rechnungslegung ist regelmäßig eine Auseinanderset-

zung mit den bestehenden Marktverhältnissen und den Zielen der Geschäftsleitung notwen-

dig.500 Hierzu wird der Abschlussprüfer u.a. die gesetzlichen Vertreter oder leitenden Ange-

stellten befragen.501

                                                          
493 Vgl. auch Kapitel A 3.1.3.
494 Vgl. auch Winnefeld, Bilanz-Handbuch, 3. Aufl., M 92.
495 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 252 Rn. 25.
496 Vgl. IDW, PS 400.103, WPg 2005, 1382 (1393); ADS, 6. Aufl., § 322 Rn. 64.
497 An eine positive Fortführungsprognose sind strenge Maßstäbe anzulegen; bloße Hoffnungen, Ideenplanungen

und Wünsche können für sich genommen keine günstige Fortführungsprognose begründen. Vgl. OLG Karls-
ruhe, Urteil v. 29.2.2000, DStR 2000, 1529.

498 Vgl. IDW, PS 230.2 u. 8, WPg 2000, 842 (843).
499 Vgl. IDW, PS 230.8, WPg 2000, 842 (844).
500 Vgl. IDW, PS 230, Anhang, WPg 2000, 842 (844 ff.).
501 Vgl. IDW, PS 230.14, WPg 2000, 842 (844).
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Die Prüfung der Abbildung von Risiken im Jahresabschluss und im Lagebericht sowie die

Beurteilung des Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB führen dazu, dass die risiko-

politischen Entscheidungen in die Prüfung börsennotierter Aktiengesellschaften einzubezie-

hen sind und im Einzelfall auch die Geeignetheit der Maßnahmen vom Prüfer zu beurteilen

ist.502 Wenn der Prüfer im Rahmen der Durchführung der Prüfung Anhaltspunkte dafür fest-

stellt, dass keine geeignete Risikohandhabung vorliegt, löst dies die Redepflicht gemäß § 321

Abs. 1 S. 3 HGB aus.

1.3.2.4. Prüfung börsennotierter Aktiengesellschaften und Erwartungslücke

Nach der Regierungsbegründung sollte das KonTraG durch die Verbesserung der Qualität der

Abschlussprüfung den Interessen von Gesellschaftern, Anlegern und Gläubigern Rechnung

tragen und somit die sogenannte ”Erwartungslücke” verringert werden.503 Der uneinge-

schränkte Bestätigungsvermerk wird von externen Adressaten als positives Urteil bezüglich

der wirtschaftlichen „Gesundheit“ des Unternehmens sowie als umfassendes Gütesiegel für

die Qualität der Geschäftsführung verstanden,504 wobei nach § 322 HGB im Bestätigungsver-

merk nur ein Urteil über die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und Lageberichts so-

wie über die Buchführung abgegeben wird.505 Die Erwartungslücke stellt die Diskrepanz zwi-

schen den Vorstellungen der Öffentlichkeit über Gegenstand, Art und Umfang der gesetzli-

chen Abschlussprüfung und der tatsächlichen Berufsausübung nach den gesetzlich obliegen-

den Pflichten des Prüfers sowie den berufsständischen Grundsätzen dar.506

                                                          
502 Vgl. Emmerich, zfbf 1909, 1075 (1084 f.). Vgl. auch Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenz-

gesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (184), die die Auffassung vertreten, dass die Maßnahmen der Risikobewälti-
gung im Zusammenhang mit dem Prüfungsbericht oder Bestätigungsvermerk gewürdigt werden können. Nach
Auffassung des Arbeitskreises „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-
Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 135 kann der Abschlussprüfer die zur Ri-
sikobewältigung getroffenen Entscheidungen bei der Prüfung der Risikoberichterstattung im Lagebericht
würdigen. Nach hier vertretener Auffassung sind diese Maßnahmen zwingend zu würdigen, um den handels-
rechtlichen Vorschriften entsprechend prüfen zu können. Nach Ansicht von Mattheus, ZGR 1999, 682 (701)
gehören Fragen der Zweckmäßigkeit einzelner geschäftspolitischer Maßnahmen nicht in den Verantwor-
tungsbereich des Abschlussprüfers.

503 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 11.
504 Zu den Erwartungen an die Jahresabschlussprüfung vgl. beispielsweise Weber, Festschrift Baetge, 781 (797);

Forster, WPg 1994, 789 ff.; Jung, Erweiterung der Abschlußprüfung von Kapitalgesellschaften, S. 158; Orth,
Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 137; Baetge/Zülch, Festschrift Otte, 1 (10). Zur Aussage-
kraft des Bestätigungsvermerks nach berufsständischen Grundsätzen vgl. IDW, PS 400.8, WPg 2005, 1382
(1384); ADS, 6. Aufl., § 322 Rn. 24; Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 322 Rn. 9 f.

505 Vgl. IDW, PS 400.8 u. 11, WPg 2005, 1382 (1384); WP-Handbuch 2006, Q 411; ADS, 6. Aufl., § 322
Rn. 14.

506 Zur Erwartungslücke vgl. beispielsweise Tröller, Möglichkeiten zur Schließung der Erwartungslücke bei der
Prüfung deutscher Konzernabschlüsse, S. 5 ff.; Störk, Die Erwartungslücke und Ansätze zu ihrer Reduktion,
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Der Bestätigungsvermerk beinhaltet regelmäßig kein unmittelbares Urteil über die wirtschaft-

liche Gesundheit des Unternehmens und über die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfüh-

rung,507 sondern es wird die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und Lageberichts be-

stätigt.508 Erst bei konkreter Bestandsgefährdung ist nach § 322 Abs. 2 S. 3 HGB auf fortbe-

standsgefährdende Risiken (z. B. angespannte Liquidität)509 im Bestätigungsvermerk einzuge-

hen, so dass angesichts der hochgesteckten Erwartungen an den Bestätigungsvermerk ggf.

weiterhin eine Erwartungslücke besteht.510

In der Literatur ist bislang nur vereinzelt der Frage nachgegangen worden, ob und inwieweit

der Prüfungsbericht zu einer Erwartungslücke beitragen kann.511 Im Hinblick auf die Krisen-

warnfunktion des Prüfers (konkretisiert durch die Berichtspflichten gemäß § 321 Abs. 1

S. 3 HGB) erwarten ggf. die Adressaten des Prüfungsberichts (insbesondere der Aufsichtsrat)

-aber auch die interessierte Öffentlichkeit512 -, dass eine Prüfung der risikopolitischen Ent-

scheidungen durch den Abschlussprüfer sowie eine dementsprechende Berichterstattung im

Prüfungsbericht vorgenommen wird.513

In Krisensituationen werden häufig neben den Aufsichtsräten auch die Wirtschaftsprüfer dafür

verantwortlich gemacht, dass diese ihrer Überwachungsfunktion im Vorfeld einer Unterneh-

menskrise in nicht ausreichendem Maße nachgekommen sind. Während der Aufsichtsrat im

Wesentlichen die Ergebnisse der Abschlussprüfung bei seinen Überwachungsaktivitäten zu-

grunde legt, verweist der Abschlussprüfer auf die Zuständigkeit des Aufsichtsrats für die

                                                                                                                                                                                    
S. 73 ff.; Böcking/Orth, WPg 1998, 351 (352) u. DB 1998, 1873 (1878, Fn. 47) sowie Böcking, in: Reform
des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 717 (720); Forster,
WPg 1994, 789 ff. u. Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 29 ff.; Ruhnke/Deters, ZFB
1997, 923 ff.; Dörner, WPg 1998, 302 (303).

507 Vgl. IDW, PS 400.8, WPg 2005, 1382 (1384); WP-Handbuch 2006, Q 409 f.
508 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 322 Rn. 19.
509 Vgl. IDW, PS 400.77, WPg 2005, 1382 (1391).
510 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 322 insbesondere Rn. 22, 112 u. 159.
511 Vgl. z. B. Tröller, Möglichkeiten zur Schließung der Erwartungslücke bei der Prüfung deutscher Konzernab-

schlüsse, S. 9 u. 19; Störk, Die Erwartungslücke und Ansätze zu ihrer Reduktion, S. 187ff.
512 Zum Begriff der "Öffentlichkeit" im Rahmen der Erwartungslücke vgl. Böcking/Orth, WPg 1998, 351 (352);

Loitlsberger, JfB 1985, 156 (158). Loitlsberger versteht unter der Öffentlichkeit diejenigen Personen, die kein
professionelles Wissen über die Aufgabe der Abschlussprüfung und damit über den vom Berufsstand festge-
legten Inhalt des Bestätigungsvermerks haben. Im Zusammenhang mit § 317 Abs. 4 HGB i. V. m. § 91
Abs. 2 AktG ist die Besonderheit zu beachten, dass auch innerhalb der Fachliteratur unterschiedliche Auffas-
sungen über die Aufgabe der Abschlussprüfung bestehen.

513 Zur Erwartungslücke im Zusammenhang mit dem Prüfungsbericht vgl. auch Weber, Festschrift Baetge, 781
(798); Eibelshäuser, WPK-Mitt. 1997, 166 (167); Tröller, Möglichkeiten zur Schließung der Erwartungslücke
bei der Prüfung deutscher Konzernabschlüsse, S. 9 u. 19.
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Überwachung der Geschäftsführungsmaßnahmen. Folglich kann eine Überwachungslücke

bestehen.514

Da der Prüfer das Überwachungssystem zu beurteilen hat, nimmt er bereits Aufgaben des

Aufsichtsrats wahr.515 Werden wesentliche risikopolitische Entscheidungen bei der Prüfung

nach § 317 Abs. 4 HGB und bei der Berichterstattung (§ 321 Abs. 4 HGB i. V. m. § 321

Abs. 1 S. 3 HGB) ausgegrenzt, kann dies im Einzelfall dazu führen, dass beispielsweise unzu-

reichende Maßnahmen zur Risikobewältigung nicht (früh) vom Prüfer und daher nicht vom

Aufsichtsrat erkannt werden.516 Zwar obliegt nach § 111 Abs. 1 AktG die Überwachung der

Geschäftsführungsmaßnahmen dem Aufsichtsrat, doch durch die Prüfung des Überwachungs-

systems und des Lageberichts übt der Abschlussprüfer im Rahmen der gesetzlichen Regelun-

gen bereits eine Hilfsfunktion bei der Bewältigung der dem Aufsichtsrat obliegenden Ver-

pflichtung zur Überwachung der Geschäftsführung i. e. S. aus.517 Für die Wahrnehmung der

Abschlussprüfung in der Öffentlichkeit ist zudem von Bedeutung, dass in der Literatur die

Maßnahmen zur Risikohandhabung teilweise als Bestandteil der sich aus § 91 Abs. 2 AktG

ergebenden Vorstandsverpflichtung und/oder als Prüfungsgegenstand gemäß § 317

Abs. 4 HGB aufgefasst werden,518 so dass die Gefahr besteht, dass eine Prüfung des umfas-

                                                          
514 Vgl. Hofmann, Prüfungs-Handbuch, 3. Aufl., S. 38. Giese, WPg 1998, 451 (453) fordert den Einbezug der

Risikohandhabung in die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB, da nur auf diese Weise den Informationsbedürf-
nissen des Aufsichtsrats gedient wäre.

515 Vgl. Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1886 (1892); Escher-Weingart, NZG 1999, 909 (919); Schulze-
Osterloh, ZIP 1998, 2129 (2134).

516 Nach Auffassung von Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung,
hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (577) stellt sich die Frage, ob die Adressaten des Prüfungsberichts (ins-
besondere der Aufsichtsrat) den Charakter der Prüfung als Systemprüfung erkennen und akzeptieren.

517 Mattheus, ZGR 1999, 682 (706) spricht sich gegen eine materielle Geschäftsführungsprüfung durch den Ab-
schlussprüfer aus, da dies die übergeordnete Überwachungsverantwortung des Aufsichtsrats aushöhlen würde.
Unberücksichtigt bleibt hierbei allerdings, dass mit der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB und der Prüfung der
Risikoberichterstattung die Abschlussprüfung eine „Aufwertung“ durch den Gesetzgeber erfahren hat, da hier
einzelne Geschäftsführungselemente zu beurteilen sind.

518 Vgl. beispielsweise Kromschröder/Lück für den Arbeitskreis "Externe und Interne Überwachung der Unter-
nehmung" der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 1998, 1573 ff. (wohl a. A. DB
Beilage 11/2000, Rn. 134 ff.); Böcking, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung,
hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 509 (515, Fn. 17); Peltzer/v. Werder, AG 2001, 1 (13); Peemüller/Husmann,
in: Saarbrücker Handbuch der Betriebswirtschaftlichen Beratung, hrsg. v. Küting, 2. Aufl., 429 (471); Emme-
rich, in: Weltweite Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung, hrsg. v. IDW, 339 (347 ff.); Amling/Bischof,
ZIR 1999, 44 (56 f.); Füser/Gleißner/Meier, DB 1999, 753; Lück/Henke, Stbg 1999, 524 ff.; Lück, DB 1998,
1925 ff. u. WPK-Mitt. 1998, 182 (187); Brebeck/Herrmann, WPg 1997, 381 (385): "Frühwarnsystem" bzw.
"Risikoerfassungssystem" einschließlich Maßnahmen zur Risikobewältigung; Gelhausen, AG Sonderheft
1997, 73 (80): "Risikomanagementsystem" (Ermittlung und Beherrschung sämtlicher geschäftlicher Risiken).
Vgl. auch Dörner/Schwegler, DB 1997, 285 (286) u. Kiethe, BB 2003, 537 (538) u. Roth, Unternehmerisches
Ermessen und Haftung des Vorstands, S. 112 u. Klar, DB 1997, 685 (686) u. Freidank, Festschrift Strobel,
245 (252) sowie Weber/Liekweg, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 7 Rn. 1:
Risikomanagementsystem. Ohne nähere Angaben aus § 91 Abs. 2 AktG die Verpflichtung zur Einrichtung ei-
nes Risikomanagementsystems ableitend Dörner, WPg 1998, 302 (304); Klees, DStR 1998, 93 ff.; Turi-
aux/Knigge, BB 1999, 913 (915); Pollanz, BB 1997, 1351 f.: "Risikomanagementsystem" (als Subsystem der
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senden Risikomanagementsystems bzw. der Geschäftsführungsentscheidungen durch den Ab-

schlussprüfer vom Aufsichtsrat und von der Öffentlichkeit erwartet wird.519 Wenngleich mit

dem Argument der Erwartungslücke die gesetzlichen Pflichten des Abschlussprüfers nicht

erweitert werden können, stellt sich bei der Auslegung des Tatbestands des schwerwiegenden

Gesetzesverstoßes i. S. d. § 321 Abs. 1 S. 3 HGB die Frage, ob die in der Praxis wohl nur

selten ausgeübten Berichtspflichten im Prüfungsbericht zu schwerwiegenden Gesetzesverstö-

ßen dem Problem der Erwartungslücke gerecht werden.

Zur Verringerung der Erwartungslücke (Abb. C-6)520 bei der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB

kann zum einen über den Prüfungsgegenstand in der Berichterstattung der Abschlussprüfer

(Bestätigungsvermerk, Prüfungsbericht oder Presseveröffentlichungen der Prüfungsverbände)

aufgeklärt werden, so dass die Erwartungshaltung der Öffentlichkeit verringert wird. Zum

anderen kommt eine extensivere Berichterstattung über ungeeignete Risikohandhabung bei

börsennotierter Gesellschaften in Betracht. Jedoch werden auch bei Prüfung des umfassenden

Risikomanagementsystems die Erwartungen der Öffentlichkeit an die Prüfung börsennotierter

Aktiengesellschaften nicht vollständig erfüllt werden können, da Unternehmenskrisen bzw.

Insolvenzen wegen der Unsicherheit der Auswirkungen unternehmerischer Entscheidungen

(einschließlich unternehmerischer Instrumente zur Risikoerfassung und Risikobewältigung)521

und wegen einer nur in Stichproben522 möglichen Prüfung des Überwachungs- oder Risiko-

                                                                                                                                                                                    
Führung zur Früherkennung möglicher unternehmensgefährdender Entwicklungen); Lenz/Ostrowski, BB
1997, 1523 (1527): "Risikomanagementsystem" (zur Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen).
Eine Prüfung der Risikohandhabung explizit ablehnend Mattheus, ZGR 1999, 682 (704). Zur synonymen
Verwendung der Begriffe Risikofrüherkennungssystem und Risikomanagementsystem vgl. WP-Handbuch
2006, P 5; Dolczik/Drewes, DB 2003, 1005 (1006).

519 Zur Gefahr einer Vergrößerung der Erwartungslücke im Zusammenhang mit der Prüfung nach § 317
Abs. 4 HGB i. V. m. § 91 Abs. 2 AktG vgl. Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (250); Dörner, WPg 1998, 302
(306); Schmidt, WPg 1998, 319 (320). Vgl. auch Wyss, Schweizer Treuhänder 2000, 179 (180), wonach
auch im Ausland eine Prüfung des Risikomanagementsystems erwartet wird.

520 Zur Verringerung der Erwartungslücke vgl. auch Böcking/Orth, WPg 1998, 351 (353 f.); Böcking, in: Reform
des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 717 (722 ff.); Jung,
Erweiterung der Abschlußprüfung von Kapitalgesellschaften, S. 163 ff.; Steiner, Der Prüfungsbericht des Ab-
schlußprüfers, S. 266 ff. Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass mit einer auf das Risikofrüherkennungssystem
beschränkten Prüfung, den öffentlichen Erwartungen nicht entsprochen wird. Vgl. auch Pollanz, DB 2001,
1317 (1318); Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (250).

521 Vgl. Bitz, BFuP 2000, 231; Vogler/Gundert, DB 1998, 2377; Gleißner/Füser, DB 2000, 933 (941); Wiechers,
StuB 1999, 349 (350). Emmerich, zfbf 1999, 1075 f. weist darauf hin, dass die spektakulärsten Unterneh-
menskrisen nicht vorwiegend in Industriebetrieben, sondern bei Finanzdienstleistern und Handelshäusern auf-
getreten sind, für die zuerst mit quantitativen Meßgrößen arbeitende Risikomanagementsysteme entwickelt
worden sind.

522 Vgl. auch IDW, PS 340.31, WPg 1999, 658 (661); Mertin/Schmidt, WPg 2001, 1303 (1305). Kritisch in
Bezug auf eine oberflächliche Plausibilitätskontrolle des Kontrollsystems Escher-Weingart, NZG 1999, 909
(918); Graf, BB 2001, 562 (565).



106

managementsystems nicht verhindert werden können.523 Die präventive Abwendung von Un-

ternehmenskrisen durch den Abschlussprüfer wird allerdings regelmäßig (wohl) von der Öf-

fentlichkeit erwartet.

Aufk lärung über
Prüfungsgegenstand

Prüfung nach dem IDW PS 340
"Die Prüfung des

Ris ikof rüherkennungssystems nach
§ 317 Abs.  4  HGB"

Erwartungen der Öffent l ichkei t
an die Prüfung

Erwei terung des Prüfungs-
gegenstandes/der
Ber ichterstat tung

Erwartungslücke bei
börsennot ier ten Akt iengesel lschaf ten

Abb. C-6: Schließung der Erwartungslücke bei börsennotierten Gesellschaften

Durch Aufklärung über den Prüfungsgegenstand seitens der Abschlussprüfer kann die Erwar-

tungshaltung der Öffentlichkeit vermindert werden. Neben der Aufklärung der Berufsorgani-

sationen stehen zur Erläuterung des Prüfungsobjekts der Bestätigungsvermerk und der Prü-

fungsbericht zur Verfügung. Der Bestätigungsvermerk enthält i. d. R. keine Angaben über die

Prüfung der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG.524 Zwar ist im Bestätigungs-

vermerk nach § 322 Abs. 1 S. 2 HGB über Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung zu be-

richten, doch da der Bestätigungsvermerk ein auf die Rechnungslegung bezogenes Urteil dar-

stellt, sind gemäß IDW PS 400 keine Angaben im Bestätigungsvermerk über die Prüfung nach

§ 317 Abs. 4 HGB erforderlich.525 Ansonsten würde der Eindruck erweckt werden, dass der

Bestätigungsvermerk auch ein Urteil über die Vorstandsverpflichtung gemäß § 91

Abs. 2 AktG beinhaltet. Die Öffentlichkeit wird somit im Bestätigungsvermerk nicht über die

Beschränkung der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB auf das Risikofrüherkennungs- bzw.

Überwachungssystem informiert.

                                                          
523 Vgl. auch Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1087 f.); Schruff, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwa-

chung, hrsg. v. IDW, 149 (150); Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 67.
524 Vgl. Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 95.
525 Vgl. auch IDW, PS 400.28 ff., WPg 2005, 1382 (1385 f.), das nicht auf die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB

eingeht.
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Über den Gegenstand der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB kann auch aufgeklärt werden, in-

dem zumindest in den Prüfungsbericht bei den Angaben zu Gegenstand, Art und Umfang der

Prüfung (§ 321 Abs. 3 HGB) ein Hinweis aufgenommen wird, dass die Risikohandhabung im

Rahmen der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB nicht beurteilt wird.526 Durch einen expliziten

Hinweis, dass die Risikohandhabung nicht Gegenstand der Prüfung ist, kann die Verantwort-

lichkeit des Abschlussprüfers gegenüber den Adressaten des Prüfungsberichts klargestellt

werden. Auf Grund des begrenzten Empfängerkreises des Prüfungsberichts tragen erläuternde

Angaben im Prüfungsbericht allerdings kaum zu einer Verminderung der Erwartungslücke bei

der Allgemeinheit bei.

Anstatt der Aufklärung im Prüfungsbericht, dass die Geeignetheit der Risikohandhabung nicht

nach § 317 Abs. 4 HGB zu beurteilen ist, kann auch eine Berichterstattung über festgestellte

ungeeignete Risikohandhabung die Erwartungslücke verringern, so dass der Abschlussprüfer

als interner Krisenfrühwarner fungiert. Neben der Berichterstattung über Gesetzesverstöße der

gesetzlichen Vertreter kommen zur Krisenfrühwarnung auch Angaben zu bestandsgefährden-

den und entwicklungsbeeinträchtigenden Tatsachen gemäß § 321 Abs. 1 S. 3 HGB in Be-

tracht.527 Hierbei ist auch die Offenlegung der Prüfungsberichte der letzten drei Geschäftsjah-

re gegenüber Gläubigern und gegenüber an der Gesellschaft wesentlich beteiligten Aktionären

im Falle des Insolvenzverfahrens zu beachten (§ 321a HGB). Der Abschlussprüfer unterliegt

zukünftig einer verstärkten Kontrolle, ob er seinen Redepflichten nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB

sowie seiner nach § 321 Abs. 1 S. 2 HGB geforderten Stellungnahme zur Lagebeurteilung der

gesetzlichen Vertreter in geeigneter Weise nachgekommen ist.528

Eine restriktive Haltung hinsichtlich der Redepflichten des Prüfers gemäß § 321 Abs. 1

S. 3 HGB wird bei zukünftigen Unternehmenskrisen die Frage aufwerfen, warum bei unge-

eigneter Risikohandhabung der Abschlussprüfer seine Warnfunktion nicht erfüllt hat. In Kri-

senfällen zu argumentieren, dass die Beurteilung der Risikohandhabung nicht originärer Ge-

genstand der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB ist und die Überwachung der Geschäftsführung

i. e. S. Aufgabe des Aufsichtsrats ist, könnte als Spitzfindigkeit erachtet werden und dem An-

sehen der Wirtschaftsprüfung schaden. Obwohl die Risikohandhabung nicht originärer Ge-

genstand der Prüfung börsennotierter Aktiengesellschaften ist, sind unter dem Aspekt der Er-

                                                          
526 Vgl. Kapitel B 1.4.
527 Vgl. auch Kapitel B 3.1.2.1.1.
528 Vgl. auch RefE zum BilReG, Begründung, S. 54.
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wartungslücke wesentliche risikopolitische Entscheidungen bei der Prüfung und der Bericht-

erstattung im Prüfungsbericht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB einzubeziehen. Sofern die risiko-

politischen Entscheidungen nicht beurteilt werden (können)529, ist unter dem Aspekt der Er-

wartungslücke eine klare Abgrenzung des Prüfungsgegenstands und Berichterstattung hier-

über im Prüfungsbericht erforderlich.

1.3.2.5. Problem des Vorhandenseins geeigneter Beurteilungsmaßstäbe bei der Eignung

der Risikohandhabung

Die Feststellung eines Gesetzesverstoßes bei ungeeigneter Risikohandhabung setzt voraus,

dass einzelne Entscheidungen über die Durchführung von Maßnahmen zur Risikobewältigung

als nicht ordnungsgemäß klassifiziert werden können und dass hierfür geeignete Beurtei-

lungskriterien vorliegen. Da nach der Neufassung des § 321 Abs. 1 S. 3 HGB bereits über

Tatsachen zu berichten ist, die einen Gesetzesverstoß erkennen lassen, wurde das Problem des

Beurteilungsmaßstabs insofern abgemildert. Im Einzelfall kann daher bei der Berichterstat-

tung im Prüfungsbericht offen bleiben, ob tatsächlich ein Gesetzesverstoß vorliegt. Da jedoch

im Hinblick auf den Grundsatz der Klarheit bei der Berichterstattung im Prüfungsbericht nicht

über eine Vielzahl von Anhaltspunkten für Gesetzesverstöße berichtet werden kann, sind

Kriterien erforderlich, die einen Gesetzesverstoß im Zusammenhang mit der Risikohandha-

bung kennzeichnen.

In der Literatur wird das Problem geeigneter Beurteilungsmaßstäbe intensiv diskutiert und die

Auffassung vertreten, dass der Abschlussprüfer ein ”Superunternehmer”530 wäre, wenn er die

Eignung jeglicher Geschäftsführungsmaßnahme des Vorstands beurteilen könnte. Zwar sind

bei einer Prüfung der aus § 91 Abs. 2 AktG ableitbaren Vorstandspflichten geeignete Prü-

fungsmaßstäbe ebenfalls schwierig zu ermitteln (vgl. Kapitel B 2.2.1.2.), die risikopolitischen

Maßnahmen sind jedoch häufig durch Unsicherheiten über ihre Wirksamkeit geprägt531 und

nicht unmittelbar Gegenstand der Abschlussprüfung, so dass bei Forderung nach einer Be-

                                                          
529 In Kapitel B 1.3.2.4. wird gezeigt, dass ein Gesetzesverstoß bei der Risikohandhabung selten eindeutig fest-

gestellt werden kann.
530 Vgl. beispielsweise Dörner, DB 1998, 1 (2) u. in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung,

hrsg. v. IDW, 229 (257); Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1078 f.); Loitz, BB 1997, 1835 (1839); Claussen, AG
1996, 481 (489).

531 Vgl. Mikus, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 67 (85 u. 89).
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richterstattung im Prüfungsbericht über ungeeignete Risikohandhabung die Existenz von Be-

urteilungsmaßstäben zu untersuchen ist.

1.3.2.5.1. Beurteilungsmaßstäbe für die Eignung der Risikohandhabung

Der Vorstand einer Aktiengesellschaft hat die Satzung, die Geschäftsordnung, die Beschlüsse

der Hauptversammlung oder des Aufsichtsrats, bestehende Gesetzesvorschriften wie z. B.

Wettbewerbs- oder Umweltschutzvorschriften, den Anstellungsvertrag, die Treue- und Loya-

litätspflichten sowie die Beschränkungen durch den Unternehmensgegenstand zu beachten.532

Im Rahmen dieser rechtlichen Beschränkungen des Handlungsspielraums ist der Vorstand

nach § 76 Abs. 1 AktG i. V. m. § 93 AktG verpflichtet, geeignete Maßnahmen zur Risikobe-

wältigung einzuleiten, vor allem wenn der Bestand des Unternehmens gefährdet ist.533 Die

Akzeptanz von zu hohen Risiken stellt einen Verstoß der einzelnen Vorstandsmitglieder ge-

gen ihre Sorgfaltspflichten dar. Die mit der Risikoinkaufnahme eng verbundene Frage, welche

Maßnahmen zur Risikobewältigung geeignet sind, beinhaltet eine Beurteilung der Zweckmä-

ßigkeit bzw. Wirtschaftlichkeit der durchgeführten Maßnahmen. Im Folgenden wird daher

untersucht, ob verbindliche Maßstäbe

a) für die Akzeptanz von Risiken sowie

b) für die Beurteilung der Zweckmäßigkeit risikopolitischer Entscheidungen existieren.

zu a) Da ein Unternehmer typischerweise Risiken eingehen muss, besteht ein weiter Ermes-

sensspielraum hinsichtlich Art und Umfang der Risiken, die eingegangen werden können.534

Solange die Vorstandsmitglieder den Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens nicht über-

schreiten, lässt sich aus dem Umstand, dass Verluste entstehen, keine Pflichtverletzung ablei-

ten.535 Wegen des regelmäßig vorhandenen Risikos bei unternehmerischen Entscheidungen ist

                                                          
532 Vgl. Heermann, ZIP 1998, 761 (762 ff.).
533 Vgl. Kapitel B 1.1.5.
534 Vgl. auch BT-Drs. 13/9712, S. 21; BGH, Urteil v. 21.4.1997, BB 1997, 1169 (1171); Emmerich, zfbf 1999,

1075 (1077).
535 Vgl. Hefermehl, in: AktG, hrsg. v. Geßler/Hefermehl, § 76 Rn. 14; Mertens, in: Kölner Komm. z. AktG,

2. Aufl., § 93 Rn. 29; Hommelhoff/Kleindiek, in: GmbHG, hrsg. v. Lutter/Hommelhoff, 16. Aufl., § 43
Rn. 16.
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die Haftung nach § 93 Abs. 2 AktG keine Erfolgs-, sondern eine Verschuldenshaftung.536 Al-

lerdings darf der Vorstand als ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter unverhältnis-

mäßige oder bestandsgefährdende Risiken nicht eingehen oder akzeptieren.537 Außergewöhn-

liche Risiken dürfen auch dann nicht übernommen werden, wenn zwar mit großer Wahr-

scheinlichkeit die Maßnahme vorteilhaft ist, allerdings mit der Maßnahme auch eine Exi-

stenzbedrohung verbunden sein kann.538 Dabei ist die Frage, ob ein risikobehaftetes Geschäft

das tragbare unternehmerische Risiko überschreitet, nach den Erkenntnismöglichkeiten zur

Zeit der Vornahme der Maßnahme zu beurteilen.539 Da z. B. Devisentermingeschäfte zur

Vermeidung von Währungsrisiken abgeschlossen werden, sind auch bei Industrieunternehmen

Derivatgeschäfte zur Absicherung von Grundgeschäften zulässig bzw. u. U. sogar geboten.540

Je weiter der Sachverhalt allerdings vom normalen Geschäftsverlauf abweicht, desto näher

liegt der Verdacht, dass eine Pflichtverletzung begangen wurde (z. B. bei spekulativen Wa-

rentermingeschäften oder bei Erwerb einer ausländischen Beteiligung mit zweifelhafter Fi-

nanzierung).541 In diesen Fällen bestehen gesteigerte Anforderungen an die Dokumentation

der Entscheidungsgrundlagen.542

                                                          
536 Vgl. auch Hefermehl, in: AktG, hrsg. v. Geßler/Hefermehl, § 93 Rn. 2 u. 13 sowie § 76 Rn. 13; Regierungs-

kommission Corporate Governance, Bericht der Regierungskommission, hrsg. v. Baums, S. 25; Loitz, BB
1997, 1835 (1838); Heermann, ZIP 1998, 761 (768).

537 Vgl. BGH, Urteil v. 21.4.1997, BB 1997, 1169 (1171); Thüringer OLG Jena, Urteil v. 8.8.2000, n. rk., NZG
2001, 86 ff. Vgl. auch Mertens, in: Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 93 Rn. 48 f.; Wiesner, Münch. Hdb.
GesR IV, 2. Aufl., § 25 Rn. 7; Hübner, Managerhaftung, S. 9; Schäfer, Das Überwachungssystem nach § 91
Abs. 2 AktG unter Berücksichtigung der besonderen Pflichten des Vorstands, S. 61.

538 Vgl. Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 93 Rn. 49; Lutter, in: Gesellschaftsrecht in der Diskussion,
hrsg. v. der Gesellschaftsrechtlichen Vereinigung, 87 (97). Nach Auffassung von Weber/Lohr, GmbHR 2000,
698 (700) muss es naheliegender sein, dass sich das Geschäft als vorteilhaft erweist.

539 Vgl. Hefermehl, in: AktG, hrsg. v. Geßler/Hefermehl, § 93 Rn. 13; Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl.,
§ 93 Rn. 48.

540 Vgl. Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 80; Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl.,
§ 93 Rn. 48; Hopt, in: AktG Großkommentar, hrsg. v. Hopt/Wiedemann, 4. Aufl., § 93 Rn. 107; LG Biele-
feld, Urteil v. 16.11.1999, n. rk., ZIP 2000, 20 (23); Abeltshauser, Leitungshaftung im Kapitalgesellschafts-
recht, S. 171.

541 Vgl. auch Roth, Unternehmerisches Ermessen und Haftung des Vorstands, S. 130. Der Erwerb einer Beteili-
gung an einem Krisenunternehmen kann betriebswirtschaftlich sinnvoll sein, wenn beispielsweise ein niedri-
ger Kaufpreis, die Möglichkeit zur Erschließung neuer Märkte oder steuerlich nutzbare Verlustvorträge exi-
stieren. Sofern eine Beteiligung an einem Krisenunternehmen erworben wird, hat der Vorstand in besonderer
Weise die Vorteilhaftigkeit des Erwerbs der Beteiligung zu untersuchen und beispielsweise eine Due Dili-
gence-Prüfung zu veranlassen. Im Einzelnen können die gesetzlichen Vertreter ihre Pflichten in diesem Zu-
sammenhang auch dadurch verletzten, dass die Vornahme bestimmter Aktivitäten nicht vom Unternehmens-
gegenstand gedeckt sind. Vgl. auch Abeltshauser, Leitungshaftung im Kapitalgesellschaftsrecht, S. 171.

542 Vgl. auch Horn, ZIP 19997, 1129 (1132); Terlau, in: Münchener Anwalts-Handbuch GmbH-Recht, hrsg. v.
Römermann, § 9 Rn.25.
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Risiken dürfen nach der Rechtsprechung des BGH nur nach „sinnvoller kaufmännischer Inter-

essenabwägung“543 eingegangen werden. Pflichtwidrig ist die Akzeptanz von Risiken insbe-

sondere dann, wenn sie nach der finanziellen Lage des Unternehmens unangemessen ist.544

Bei ausreichenden finanziellen Reserven können vergleichsweise höhere Risiken eingegangen

werden.545 Umgekehrt bedeutet dies, dass die Übernahme von Risiken pflichtwidrig ist, wenn

der mögliche Schaden einer Maßnahme nicht der Leistungsfähigkeit und/oder der Kapitalaus-

stattung des Unternehmens entspricht.546

Für die Risikoakzeptanz bestehen lediglich allgemeine, jedoch keine geeigneten generalisie-

rungsfähigen Kriterien, anhand derer festgelegt werden kann, ob die Grenzen des erlaubten

Risikos überschritten sind.547 Insbesondere kann für die Inkaufnahme von Risiken im Einzel-

nen kaum auf betriebswirtschaftliche Kriterien zurückgegriffen werden. Wegen der Notwen-

digkeit, unternehmerische Risiken einzugehen, und wegen des weiten unternehmerischen Er-

messens, liegt ein Pflichtverstoß bei Inkaufnahme von zu hohen Risiken nur in Ausnahmefäl-

len vor.

zu b) Die Bestimmung von Kriterien zur Festlegung der Zweckmäßigkeit von risikopoliti-

schen Maßnahmen gestaltet sich ähnlich schwierig wie die Beurteilung, ob die Inkaufnahme

von Risiken einen Gesetzesverstoß darstellt.548 Zum einen muss der Vorstand aktienrechtlich

nicht nur monetäre Ziele verfolgen.549 Zum anderen ist auch unter Zugrundelegung rein wirt-

schaftlicher Zielsetzungen die Zweckmäßigkeit von Entscheidungen kaum festzustellen.

                                                          
543 BGH, Urteil v. 3.12.2001, NZG 2002, 195 (196) betreffend den zur Aktiengesellschaft vergleichbaren Vor-

standspflichten von Genossenschaften.
544 Vgl. auch Scharpf, DB 1997, 737 (738); Heermann, ZIP 1998, 761 (764 f.); Hopt, in: AktG Großkommentar,

hrsg. v. Hopt/Wiedemann, 4. Aufl., § 93 Rn. 96.
545 Vgl. Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1084 f.). Vgl. auch Thüringer OLG Jena, Urteil v. 8.8.2000, n. rk., NZG

2001, 86 (87).
546 Vgl. Lutter, in: Gesellschaftsrecht in der Diskussion, hrsg. v. der Gesellschaftsrechtlichen Vereinigung, 87 (97

u. 99); Götz, NJW 1997, 3275 (3276).
547 Vgl. Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1077); Heermann, ZIP 1998, 761 (763); Hommelhoff/Kleindiek, in:

GmbHG, hrsg. v. Lutter/Hommelhoff, 16. Aufl., § 43 Rn. 16; Hübner, Managerhaftung, S. 9. Nach Ansicht
von Henze, BB 2000, 209 (215) ist die Bereitschaft, unternehmerische Risiken einzugehen, in unverantwort-
licher Weise überspannt, wenn das Handeln schlechterdings nicht zu rechtfertigen ist und ein verantwor-
tungsbewusst denkender und handelnder Kaufmann zu ihrer Durchführung zu keiner Zeit bereit wäre.

548 Nach den Ausführungen von Haas, in: GmbHG, Band 2, hrsg. v. Michalski, § 43 Rn. 67 zum GmbH-
Geschäftsführer hat die Rechtsprechung bei der Prüfung, ob die Grenzen unternehmerischen Ermessens über-
schritten worden sind, Zurückhaltung zu üben und insbesondere getroffene Maßnahmen nicht auf ihre Wirt-
schaftlichkeit oder Zweckmäßigkeit prüfen.

549 Vgl. z. B. Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 76 Rn. 11 u. 33.
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Obgleich in jüngster Zeit zunehmend häufiger vom Vorstand einer Aktiengesellschaft eine

Maximierung des Gewinns oder des Börsenwerts verlangt wird,550 ist der Vorstand nach bis-

her wohl herrschender Meinung aktienrechtlich nicht verpflichtet, einen möglichst hohen Ge-

winn oder Börsenwert zu erzielen.551 Der Vorstand kann im Rahmen seines unternehmeri-

schen Ermessens Ziele verfolgen, wie etwa eine angemessene Entlohnung der Angestellten,

eine Nachwuchsförderung auch über den Bedarf der eigenen Unternehmung hinaus oder den

Erhalt einer lebenswerten Umwelt.552 In angemessenem Umfang können Kunst, Wissenschaft,

Sozialwesen oder Sportaktivitäten gefördert werden, selbst wenn der wirtschaftliche Nutzen

für die Aktiengesellschaft im Einzelnen nicht genau bestimmt werden kann.553 Die unterneh-

merische Freiheit, die dem Vorstand als Leitungsorgan der Aktiengesellschaft zusteht, wird

lediglich durch die Verpflichtung begrenzt, dem Interesse an der erfolgreichen Behauptung

des Unternehmens den Vorrang einzuräumen.554 Demzufolge hat der Vorstand zwar grund-

sätzlich auf Wirtschaftlichkeit im Rahmen der Geschäftsführung zu achten, jedoch können im

Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens auch andere Ziele verfolgt werden.555 Im Ergebnis

besteht somit ein weiter Handlungsspielraum.556

Bei börsennotierten Aktiengesellschaften haben Vorstand und Aufsichtsrat nach § 161 AktG

in ihrer Erklärung zum Corporate Governance Kodex zu bestätigen, ob den Empfehlungen des

Kodex entsprochen wurde und wird oder welche Empfehlungen nicht angewendet wurden

oder werden. Im Kodex wird die Steigerung des nachhaltigen Unternehmenswerts als maß-

gebliches Unternehmensziel vorgegeben.557 Da eine Abweichung hiervon in der Erklärung des

Vorstands und Aufsichtsrats anzugeben ist und dies nachteilige Konsequenzen auf dem Kapi-

                                                          
550 Einen unternehmerischen Handlungsspielraum bei börsennotierten Aktiengesellschaften im Grundsatz befür-

wortend, bei dem allerdings die Bedeutung eines hohen Unternehmenswert starke Relevanz hat, vgl. Wiesner,
Münch. Hdb. GesR, IV, 2. Aufl., § 19 Rn. 19. Eine generelle Ausrichtung der Leitung der Aktiengesellschaft
auf eine Steigerung des Unternehmenswerts befürwortend Kort, in: AktG Großkommentar, hrsg. v.
Hopt/Wiedemann, 4. Aufl. § 76 Rn. 54. Paefgen, Unternehmerische Entscheidungen und Rechtsbindung der
Organe in der AG, S. 59 konstatiert, dass sich offenbar die Mehrheit der Unternehmen am Shareholder Value-
Ansatz orientiere.

551 Vgl. Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 76 Rn. 11; Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 76 Rn. 12; Roth, Un-
ternehmerisches Ermessen und Haftung des Vorstands, S. 23 ff.; Schaefer/Missling, NZG 1998, 441 (444).

552 Vgl. Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 76 Rn. 11 u. 33; Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 76 Rn. 14;
Heermann, ZIP 1998, 761 (764 f.).

553 Vgl. BGH, Urteil v. 6.12.2001, AG 2002, 347 ff.
554 Vgl. Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 76 Rn. 14 u. 16; Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 76 Rn. 13 f.;

Fleischer, AG 2001, 171 (173); Schaefer/Missling, NZG 1998, 441 (444); BGH, Urteil v. 6.12.2001, AG
2002, 347 (349 f.).

555 Zur Zulässigkeit unentgeltlicher Zuwendungen an Sportvereine vgl. BGH, Urteil v. 6.12.2001, AG 2002,
347 ff.

556 Vgl. Roth, Unternehmerisches Ermessen und Haftung des Vorstands, S. 23 f.
557 Vgl. Ziffer 4.1.1. des Deutschen Corporate Governance-Kodex.



113

talmarkt nach sich ziehen könnte, besteht zumindest ein faktischer Zwang („Soft-Law“558) zur

Einhaltung dieser Verpflichtung. Da der Vorstand börsennotierter Aktiengesellschaften nur zu

einer Steigerung, nicht jedoch zur Maximierung des Unternehmenswertes verpflichtet ist,

kann zwar aus dem Corporate Governance Kodex die grundsätzliche Pflicht zur wertorien-

tierten Unternehmensführung abgeleitet werden, eine ausschließliche Orientierung der Unter-

nehmensführung am Börsenwert kann jedoch nicht gefordert werden.

Unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten sind bei den risikopolitischen Entscheidungen

diejenigen Maßnahmen zu wählen, die als ”sachgerecht” bzw. ”wirtschaftlich sinnvoll”559

eingestuft werden. Für die Beurteilung der Zweckmäßigkeit von risikopolitischen Entschei-

dungen wurden in der Betriebswirtschaftslehre formale Entscheidungskriterien entwickelt, die

ggf. auch als rechtlicher Maßstab bei der Bestimmung von Gesetzesverstößen herangezogen

werden können.560 Eine risikobewältigende Maßnahme ist danach beispielsweise durchzufüh-

ren, wenn die durch die Risikohandhabung bewirkte Verringerung der Verlustgefahr höher als

der Aufwand der Risikobeeinflussung bewertet wird.561 Bestehen mehrere Möglichkeiten ein

Risiko zu bewältigen, ist diejenige Maßnahme zu wählen, die den geringsten Aufwand verur-

sacht. Eine risikobehaftete Maßnahme (insbesondere Investitionen) ist durchzuführen, wenn

der (kapitalisierte) Erwartungswert positiv562 bzw. im Verhältnis zu anderen Alternativen ma-

ximal ist.

Während der Aufwand bei einzelnen Maßnahmen zur Risikobewältigung abschätzbar ist

(z. B. Versicherungsbeiträge), sind regelmäßig der Ermittlung des Nutzens einer Risikobe-

wältigungsmaßnahme ebenso wie der zugrunde liegenden Risikomessung Grenzen gesetzt.563

Beispielsweise sind für die Bestimmung des Betriebsunterbrechungsrisikos insbesondere die

Eintrittswahrscheinlichkeit und der mögliche Schaden zu schätzen, so dass durch den Schätz-

vorgang subjektive Elemente in das Entscheidungsproblem „Abschluss einer Versicherung

                                                          
558 Vgl. Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 76 Rn. 15c.
559 IDW, PS 340.6, WPg 1999, 658.
560 Vgl. auch Mutter, Unternehmerische Entscheidungen und Haftung des Aufsichtsrats der Aktiengesellschaft,

S. 184 ff.
561 Vgl. Kupsch, in: Handbuch Unternehmungsführung, hrsg. v. Corsten/Reiß, 529 (539); Mikus, in: Risikoma-

nagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 67 (84 ff.); Gutmannsthal-Krizanits, Risikomanagement von
Anlageprojekten, S. 364 f.; Weidemann, DB 2001, 2613 (2614 f.).

562 Vgl. auch Haas, in: GmbHG, Band 2, hrsg. v. Michalski, § 43 Rn. 79 f.
563 Vgl. auch OLG Oldenburg, Urteil v. 13.7.2000, GmbHR 2001, 76, wonach der Vorwurf, „es hätte Kurzarbeit

angemeldet werden müssen“, einer präzisen Darlegung bedarf, dass es sich bei Nichtanmeldung von Kurzar-
beit trotz eines weiten Ermessensspielraums um eine falsche unternehmerische Entscheidung gehandelt hat.
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gegen Betriebsunterbrechung“ einfließen.564 Hinzu kommt, dass getroffene Entscheidungen

i. d. R. mehr als nur eine beabsichtigte Wirkung hervorrufen bzw. dass Zielkonflikte bestehen

können565 und eine Zuordnung von (Miss-)Erfolg zu einzelnen Geschäftsführungsentschei-

dungen im Einzelfall schwierig sein kann566. Beispielsweise kann die Erschließung neuer

Märkte zur Verminderung von Absatzrisiken dazu beitragen, dass sich das Unternehmen

durch Kapitalbindung im Ausland politischen (Folge-)Risiken aussetzt.567 In der Literatur

wird beispielsweise auch der Verzicht auf das Einziehen einer ausstehenden Forderung als

zulässig erachtet, wenn mit der Rechtsdurchsetzung negative Auswirkungen auf die Ge-

schäftstätigkeit und das Ansehen der Gesellschaft verbunden sind.568

Die Beurteilung einer Entscheidung würde im Ergebnis einen Vergleich zwischen jetzigem

Unternehmenswert und (zukunftsbezogenem) Unternehmenswert unter Berücksichtigung der

Maßnahme und der daraus resultierenden Handlungsalternativen569 erfordern. Neben der Me-

thodenwahl bei einer Unternehmensbewertung (z. B. Wahl des jeweiligen Cash-Flow- oder

Ertragswertverfahrens,570 Betrachtung der Vorteilhaftigkeit einer Maßnahme aus der Sicht des

Unternehmens oder der Aktionäre571, Gewichtung kurz-/langfristiger Gewinne bzw. Berück-

sichtigung der Rückwirkung unternehmerischer Entscheidungen auf die Finanzierungsko-

sten572, etc.) führt insbesondere die regelmäßig subjektive Erwartung über den Erfolg einer

Maßnahme (insbesondere bei der Bestimmung zukünftiger Einzahlungsüberschüsse) i. d. R.

nur zu einer bedingt rationalen Entscheidung. Die formalen Entscheidungsregeln sind daher in

praxi kaum anwendbar bzw. geben in der Regel keine verbindliche Handlungsanweisung

vor.573

                                                          
564 Vgl. auch Pollanz, DB 1999, 393 (395).
565 Vgl. auch Mutter, Unternehmerische Entscheidungen und Haftung des Aufsichtsrats der Aktiengesellschaft,

S. 188; Mikus, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 67 (85); Künnemann/Brunke,
HWRP, 3. Aufl., Sp. 921 (930).

566 Vgl. auch Loitz, BB 1997, 1835 (1838).
567 Vgl. auch Buderath/Amling, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 127

(145); Haas, in: GmbHG, Band 2, hrsg. v. Michalski, § 43 Rn. 79.
568 Vgl. Haas, in: GmbHG, Band 2, hrsg. v. Michalski, § 43 Rn. 81.
569 Vgl. auch Wittmann, Unternehmung und unvollkommene Information, S. 188 ff.
570 Vgl. insbesondere IDW, S 1.106 ff., WPg 2000, 825 (835 ff.).
571 Paefgen, Unternehmerische Entscheidungen und Rechtsbindung der Organe in der AG, S. 61 ff. weist zutref-

fend darauf hin, dass das Gewinnmaximierungsziel als Pflicht zur Barwertmaximierung der aus den unter-
nehmerischen Aktivitäten fließenden Nettoeinzahlungen verstanden werden kann und daher noch eine ver-
gleichbare Zielkonzeption besteht; bei der Frage der Methode der Kapitalkosten sind jedoch Annahmen über
die Investorensicht (Unternehmens-/Anteilseignersicht, optimal diversifizierter Portfolioinvestor oder „einfa-
cher“ Aktionär) zu treffen, die maßgeblich die Vorteilhaftigkeit von Investitionen bestimmen können.

572 Vgl. auch Paefgen, Unternehmerische Entscheidungen und Rechtsbindung der Organe in der AG, S. 64.
573 Vgl. auch Horn, ZIP 1997, 1129 (1133); Kaufmann, Die Prüfung kommunaler Unternehmen, insbesondere

S. 175 ff.; Heermann, ZIP 1998, 761 (762); Thümmel, Persönliche Haftung von Managern und Aufsichtsrä-
ten, 2. Aufl., Rn. 139; Hopt, in: AktG Großkommentar, hrsg. v. Hopt/Wiedemann, 4. Aufl., § 93 Rn. 81.
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Zudem wird in der Literatur zu Pflichtverletzungen der Geschäftsleiter meist ein risikoaverses

Verhalten von Entscheidungsträgern gefordert, so dass bestandsgefährdenden Risiken eine

höhere Bedeutung als sonstigen Risiken mit gleichem Risikoerwartungswert zugemessen

werden müsste574 und somit im Einzelfall ein Abweichen von obigen Entscheidungsregeln

erforderlich wäre575. Unabhängig von der Frage der Wirtschaftlichkeit würde dies beispiels-

weise den Abschluss einer Versicherung gegen Betriebsunterbrechung rechtfertigen, wenn bei

Betriebsausfall ansonsten die Gesellschaft zu liquidieren wäre.576 Risikoreiche Geschäften, die

bei Verlusteintritt bestandsgefährdend sind, wären zu unterlassen,577 selbst wenn das Geschäft

mit hoher Wahrscheinlichkeit eine hohe Rendite verspricht.

Zur Beurteilung unternehmerischer Entscheidungen kann regelmäßig auch nicht auf das Ver-

halten von Entscheidungsträgern bei vergleichbaren Unternehmen zurückgegriffen werden.

Zum einen liegen den Entscheidungen meist unterschiedliche Situationen zugrunde (z. B.

Marktführerschaft/geringer Marktanteil, ausreichend liquide Mittel/Insolvenzgefahr, etc.).

Zum anderen kann ein Abweichen von der Vorgehensweise der Wettbewerber einen wirt-

schaftlichen Vorsprung ermöglichen, der die Lage des Unternehmens im Verhältnis zu den

Wettbewerbern verbessern kann.578

Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit können letztlich im Hinblick auf die Risikohandha-

bung kaum präzisiert werden.579 Risikonutzenfunktionen, die das optimale Risikoverhalten

eines Entscheidungsträgers oder eines Vorstandsgremiums abbilden, können nicht ermittelt

werden; die „ausgewogene Balance aus Chancen und Risiken“580 ist kaum konkretisierbar.

                                                          
574 Vgl. auch Thüringer OLG Jena, Urteil v. 8.8.2000, n. rk., NZG 2001, 86; Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9,

Rn. 84; Ehlers, NWB Fach 18, 3851 (3853 f.); Kupsch, Das Risiko im Entscheidungsprozeß, S. 31.
575 Vgl. auch Haas, in: GmbHG, Band 2, hrsg. v. Michalski, § 43 Rn. 80; Kort, in: AktG Großkommentar, hrsg.

v. Hopt/Wiedemann, 4. Aufl. § 76 Rn. 51.
576 Vgl. auch Hopt, in: AktG Großkommentar, hrsg. v. Hopt/Wiedemann, 4. Aufl., § 93 Rn. 82.
577 Vgl. Meyding/Mörsdorf, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 3 (9); Thümmel,

Persönliche Haftung von Managern und Aufsichtsräten, 2. Aufl., Rn. 140. Nach zutreffender Auffassung von
Hopt, in: AktG Großkommentar, hrsg. v. Hopt/Wiedemann, 4. Aufl., § 93 Rn. ist das Eingehen eines größe-
ren Risikos grundsätzlich zu unterlassen, sofern der Bestand des Unternehmens gefährdet wird, allerdings gilt
dies nicht, wenn durch das Eingehen des Risikos sich die Chance bietet, am Markt zu verbleiben.

578 Vgl. Hopt, in: AktG Großkommentar, hrsg. v. Hopt/Wiedemann, 4. Aufl., § 93 Rn. 81.
579 Vgl. auch OLG Naumburg, Urteil v. 11.10.2000, n. rk., NZG 2001, 136 f., das die Auffassung vertritt, dass

die Zweckmäßigkeit einer Maßnahme in den nicht überprüfbaren Ermessensspielraum des Geschäftsführers
fällt. Allerdings sind danach „Grundregeln ordnungsgemäßer Unternehmensführung“ nach Ansicht des OLG
Naumburg überprüfbar. Nach Ansicht von Lenz, BFuP 1999, 437 (441) dürften Gerichte bei der Beurteilung,
was „state of the art“ bei Risikomanagementsystemen ist, i. d. R. überfordert sein.

580 Saitz, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 69 (74). Ähnlich Buderath/Amling, in:
Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 127 (144).
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Der Vergleichsmaßstab kann daher nicht die beste Maßnahme sein, sondern es kann allenfalls

unzweckmäßigen bzw. unwirtschaftlichen Maßnahmen eine angemessene Vorgehensweise

gegenübergestellt werden.581 Nur in solchen (Ausnahme-)Fällen ist der Rückschluss zulässig,

dass die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters nicht beachtet wurde.

Im Folgenden werden besonders unzweckmäßige bzw. unwirtschaftliche Maßnahmen als un-

angemessene Risikohandhabung bezeichnet.582

Pflichtverletzungen der gesetzlichen Vertreter wegen unangemessener Risikohandhabung lie-

gen entsprechend der Rechtsprechung z. B. vor bei

- Grundstücksverkauf ohne Forderungsabsicherung583,

- Warenverkauf auf Kredit ohne Sicherheiten und ohne Prüfung der wirtschaftlichen Verhält-

nisse584,

- Exportgeschäfte ohne Abschluss üblicher Sicherheiten,585

- Vergabe ungesicherter Kredite ohne hinreichende Prüfung der Kreditwürdigkeit,586

- Verkauf von Optionen in erheblichem Umfang bei einem Industrieunternehmen,587

- Übernahme von Beteiligungen an Unternehmen mit zweifelhafter Finanzierung,588

- Bestellung von Sicherheiten für ein mit der Gesellschaft in einer Arbeitsgemeinschaft ver-

bundenes Unternehmen, welches sich in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befindet,589

- Gefälligkeitswechsel in Millionenhöhe für ein notleidend gewordenes Bankhaus ohne Kre-

ditsicherheiten und ohne spezifisches Interesse am Bestand des Bankhauses,590

- kostenaufwendige Beauftragung eines ungeeigneten Beraters,591

                                                          
581 Bezüglich der Geschäftsführungsprüfung vgl. Karehnke, AG 1970, 259 (267); Kaufmann, Die Prüfung kom-

munaler Unternehmen, S. 178 f.; Eibelshäuser, WPK-Mitt. 1997, 166 (169); Forster, WPg 1975, 393 (399).
582 Vgl. auch BT-Drs. 13/9712, S. 15, nach der ein angemessenes Risikomanagement und eine angemessene

interne Revision zur Erfüllung der Pflichten gemäß § 91 Abs. 2 AktG notwendig sind. Der Maßstab der Ge-
eignetheit im Gesetzeswortlaut des § 91 Abs. 2 AktG wird demzufolge in der Gesetzesbegründung zu § 91
Abs. 2 AktG durch das der Angemessenheit ersetzt.

583 Vgl. BGH, Urteil v. 9.12.1965, WM 1966, 323 f. bezüglich Pflichten von Vorstandsmitgliedern einer Genos-
senschaft.

584 Vgl. BGH, Urteil v. 16.2.1981, GmbHR 1981, S. 191 f.; Thüringer OLG Jena, Urteil v. 8.8.2000, n. rk., NZG
2001, 86 ff. Zur Verantwortlichkeit des Vorstands nach deutschem und amerikanischem Recht und hieraus
eine differenzierte Verantwortlichkeit ableitend Roth, Unternehmerisches Ermessen und Haftung des Vor-
stands, S. 127 ff.

585 Vgl. Thüringer OLG Jena, Urteil v. 8.8.2000, n. rk., NZG 2001, 86 ff.
586 Vgl. auch BGH, Urteil v. 3.12.2001, NZG 2002, 195 ff.; OLG Düsseldorf, Urteil v. 28.11.1996, AG 1997,

231 ff.; Thüringer OLG Jena, Urteil v. 8.8.2000, n. rk., NZG 2001, 86 (87).
587 Vgl. LG Bielefeld, Urteil v. 16.11.1999, n. rk., ZIP 2000, 20 (23).
588 Vgl. BGH, Urteil v. 4.7.1977, AG 1978, 79 (81). Vgl. auch Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl.,

§ 43 Rn. 77a u. 80; Turiaux/Knigge, BB 1999, 913 (916 ff.).
589 Vgl. OLG Düsseldorf, Urteil v. 26.4.2001, n. rk., NZG 2001, 1086 ff.
590 Zur Pflichtverletzung von Aufsichtsratsmitgliedern vgl. BGH, Urteil v. 21.12.1979, NJW 1980, 1629 f.
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- hohe Investitionsausgaben, ohne sich im ausreichendem Maße über die Sicherung der Finan-

zierung und den wirtschaftlichen Sinn der Investition zu vergewissern,592

- Nichtanmeldung von Kurzarbeit bei schlechter Auftragslage (und Anspruch der Arbeitneh-

mer auf Kurzarbeitergeld),593

- nachteiliger Vertragsabschluss bezüglich Anschaffung einer sehr teuren EDV-Anlage, die

mangels geeigneter Software nicht funktioniert594.

Vorstandsmitglieder, die Informationen über wesentliche Risiken bei ihren Entscheidungen

nicht berücksichtigen und die die Gründe für ihre Entscheidungen nicht dokumentieren (z. B.

Erwartung hoher Gewinne bei ausreichender Kapitalausstattung), verletzen ihre Sorgfalts-

pflichten.595 Insbesondere bei solchen Entscheidungen, die aufgrund ihrer erheblichen Aus-

wirkungen oder sonstigen Gründen ungewöhnlich sind, besteht eine gesteigerte Verantwort-

lichkeit des Vorstands für ein geeignetes Risikomanagement und die Dokumentation der Ent-

scheidungsgrundlagen.596

Nach § 93 Abs. 1 AktG soll keine Pflichtverletzung vorliegen, „wenn das Vorstandsmitglied

bei einer unternehmerischen Entscheidung vernünftigerweise annehmen durfte, auf der

Grundlage angemessener Information zum Wohle der Gesellschaft zu handeln“597. Nach der

Gesetzesbegründung setzt diese Tatbestandseinschränkung fünf - teils implizite - Merkmale

voraus: Unternehmerische Entscheidung, Gutgläubigkeit, Handeln ohne Sonderinteressen und

sachfremde Einflüsse, Handeln zum Wohle der Gesellschaft und Handeln auf der Grundlage

angemessener Information. Der Wortlaut der Regelung in § 93 AktG bringt nach der Geset-

zesbegründung zum Ausdruck, dass „für Fehler im Rahmen des unternehmerischen Entschei-

                                                                                                                                                                                    
591 Vgl. Hopt, in: AktG Großkommentar, hrsg. v. Hopt/Wiedemann, 4. Aufl., § 93 Rn. 111. Zur Pflichtverletzung

bei der GmbH vgl. BGH, Urteil v. 9.12.1996, GmbHR 1997, 163 ff.
592 Vgl. Thüringer OLG Jena, Urteil v. 1.9.1998, n. rk., NZG 1999, 121.
593 Vgl. BGH, Urteil v. 4.11.2002, NZG 2003, 81 ff. zur Pflichtverletzung des Geschäftsführers einer GmbH.
594 Vgl. BGH, Urteil v. 14.2.1985, AG 1985, 165 bezüglich der Pflichtverletzung eines Geschäftsführers bei

einer Innungskrankenkasse. Vgl. hierzu auch Roth, Unternehmerisches Ermessen und Haftung des Vorstands,
S. 129 f.

595 Je weiter ein Leitungsorgan mit einer Entscheidung in den Grenzbereich des unternehmerischen Ermessens-
spielraums vordringt und je höher die Wahrscheinlichkeit eines Schadens sowie der potentielle Schaden in
Relation zur Finanzkraft des Unternehmens sind, desto höher sind nach der zutreffenden Ansicht von Heer-
mann, ZIP 1998, 761 (768) die Anforderungen an eine Dokumentation des Entscheidungsprozesses. Ähnlich
Ehlers, NWB Fach 18, 3851 (3853).

596 Vgl. auch Schäfer, Das Überwachungssystem nach § 91 Abs. 2 AktG unter Berücksichtigung der besonderen
Pflichten des Vorstands, S. 56.

597 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts
(UMAG), S. 4.
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dungsspielraums nicht gehaftet wird (Business Judgement Rule)“598 und „dass nicht nur die

unternehmerische Entscheidung selbst, sondern auch die Planungs- und Informationsphase der

gerichtlichen Überprüfung teilweise entzogen sind“599.

Die Neuregelung von § 93 Abs. 1 AktG entspricht wohl weitgehend der bisherigen Rechtsla-

ge.600 Nach der Gesetzesbegründung ist eine Haftungsfreistellung unter Hinweis auf die

Rechtsprechung des BGH nicht gegeben, „wenn das mit der unternehmerischen Entscheidung

verbundene Risiko in völlig unverantwortlicher Weise falsch beurteilt worden ist“601. Zur

Pflicht des Vorstands, sich angemessen zu informieren, wird in der Gesetzesbegründung an-

gemerkt:

 „Das Vorstandsmitglied muss ferner vernünftigerweise angenommen haben, die

Handlung erfolge auf der Grundlage angemessener Information. Dabei soll die

unternehmerische Entscheidung nicht verrechtlicht oder (schein-)objektiviert wer-

den. Eine unternehmerische Entscheidung beruht häufig auch auf Instinkt, Erfah-

rung, Phantasie und Gespür für künftige Entwicklungen und einem Gefühl für die

Märkte und die Reaktion der Abnehmer und Konkurrenten. Dies lässt sich nicht

vollständig durch objektive Information ersetzen. Das Gesetz möchte den Mut zum

unternehmerischen Risiko nicht nehmen, zugleich aber Unbesonnenheit und Leicht-

sinn auf Kosten der Kapitalgeber und der Arbeitnehmer keinen Vorschub leisten.

Darauf nimmt das Tatbestandsmerkmal „angemessene Information“ Rücksicht. Es

reflektiert, dass insbesondere bei Entscheidungen, die unter hohem und nicht

selbsterzeugtem Zeitdruck zu fällen sind, eine umfassende Entscheidungsvorberei-

tung schwierig oder gar unmöglich sein kann. Mitunter sind die verfügbaren objek-

tiv erscheinenden Informationen auch unmerklich durch betriebswirtschaftliche

Trends oder allgemeine Marktstimmungen subjektiv eingefärbt, und gerade der

Unternehmer, der sich antizyklisch verhält und das Unerwartete tut, mag Erfolg

haben. Abgestellt wird daher auf die vom Vorstandsmitglied vernünftigerweise als

angemessen erachtete Information, auf deren Basis und nach deren freier Würdi-

                                                          
598 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts

(UMAG), S. 21.
599 Vgl. Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrats zum Entwurf eines Gesetzes zur

Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts, S. 2.
600 Vgl. Semler, AG 2005, 321 (324).
601 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts

(UMAG), S. 22.
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gung er dann eine unternehmerische Entscheidung fällt. Es wird dem Vorstand also

in den Grenzen seiner Sorgfaltspflichten ein erheblicher Spielraum eingeräumt, den

Informationsbedarf abzuwägen und sich selbst eine Annahme dazu zu bilden. In-

formation kann nicht allumfassend sein, sondern hat betriebswirtschaftlich gegebe-

ne Schwerpunkte (Rentabilität, Risikobewertung, Investitionsvolumen, Finanzie-

rung etc.). Welche Intensität der Informationsbeschaffung im Sinne der Norm „an-

gemessen“ ist, ist anhand des Zeitvorlaufs, des Gewichts und der Art der zu tref-

fenden Entscheidung und unter Berücksichtigung anerkannter betriebswirtschaftli-

cher Verhaltensmaßstäbe von ihm ohne groben Pflichtenverstoß zu entscheiden.

Keinesfalls zielt der Entwurf darauf, dass durch routinemäßiges Einholen von

Sachverständigengutachten, Beratervoten oder externe Marktanalysen eine rein

formale Absicherung stattfindet. Die Frage, ob und in welchem Umfang externe

Gutachten eingeholt werden, ist nach betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten so-

wie den eigenen Möglichkeiten der Gesellschaft zu beantworten und nicht nach

formalen Absicherungsstrategien zu entscheiden. Das individuell angemessene In-

formationsniveau beurteilt sich bei jedem einzelnen Vorstandsmitglied zudem res-

sortabhängig.“602

Bei der Frage, welche Informationen der Vorstand zu beschaffen hat und mit welchem Auf-

wand zukünftige Auswirkungen der Entscheidungen analysiert werden, existieren regelmäßig

kaum geeignete Maßstäbe. Die Pflicht zur Ermittlung der für eine Entscheidung relevanten

Informationen läßt sich kaum präzisieren. Im Ergebnis besteht ein weites Ermessen bei der

Entscheidungsvorbereitung der Vorstandsmitglieder.

                                                          
602 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts

(UMAG), S. 23 f.
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1.3.2.5.2. Auswirkungen fehlender Beurteilungsmaßstäbe bezüglich der Risikohand-

habung auf die Berichterstattung nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB

Sofern bei Durchführung der Abschlussprüfung unangemessene Risikohandhabung des Vor-

stands festgestellt wird, muss der Prüfer nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB hierüber berichten.603

Dies setzt voraus, dass der Ermessensspielraum des Vorstands bezüglich der Risikohandha-

bung deutlich überschritten wurde (z. B. Derivatgeschäfte in beträchtlicher Höhe und mit

Spekulationsabsicht, Ausleihungen ohne entsprechende Sicherheiten) und der Tatbestand des

Gesetzesverstoßes bereits wegen durchgeführter Maßnahmen erfüllt ist.604 Da sich die Prü-

fungsverpflichtung nach § 317 Abs. 4 HGB i. V. m. § 91 Abs. 2 AktG nicht explizit auf die

Risikohandhabung des Vorstands erstreckt und ein weiter Ermessensspielraum für risikobe-

haftete Geschäfte besteht, wird nur in Ausnahmefällen ein Gesetzesverstoß wegen unange-

messener Risikohandhabung zweifelsfrei festgestellt werden können. Nach der Neufassung

des § 321 Abs. 1 S. 3 HGB ist für eine Berichtspflicht allerdings ausreichend, dass Tatsachen

festgestellt wurden, die einen schwerwiegenden Gesetzesverstoß erkennen lassen.

Mit der Risikohandhabung korrespondieren i. d. R. entwicklungsbeeinträchtigende oder be-

standsgefährdende Tatsachen, über die gemäß § 321 Abs. 1 S. 3 HGB der Abschlussprüfer im

Prüfungsbericht zu berichten hat. Wenn bei Feststellung solcher Tatsachen, die im Rahmen

der Prüfung des risikobezogenen Überwachungssystems und des Lageberichts erkannt wur-

den, keine angemessenen Maßnahmen zur Risikobewältigung eingeleitet werden, besteht die

Pflicht (nach wie vor), über bestandsgefährdende und entwicklungsbeeinträchtigende Tatsa-

chen zu berichten.605 Werden Maßnahmen eingeleitet, die nach Auffassung des Prüfers die

Verlustgefahr abwenden können, muss nicht auf bestandsgefährdende und entwicklungsbe-

einträchtigende Tatsachen hingewiesen werden.606 Dies bedeutet im Ergebnis, dass die Ange-

messenheit wesentlicher risikopolitischer Entscheidungen zu beurteilen ist, um entscheiden zu

können, ob bestandsgefährdende und entwicklungsbeeinträchtigende Entwicklungen im Prü-

                                                          
603 Zu den gesetzlichen Vorschriften i. S. d. § 321 Abs. 1 S. 3 HGB vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 85; Winkeljo-

hann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 39.
604 Geplante und damit noch nicht umgesetzte Maßnahmen, die ein hohes Risiko beinhalten oder unzweckmäßig

sind, können wegen der Möglichkeit zur Korrektur der Planungen grundsätzlich keinen Gesetzesverstoß dar-
stellen, wenngleich sich in solchen Fällen die Frage nach der Eignung der Unternehmensplanung stellt.

605 Vgl. auch Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (665).
606 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 82; WP-Handbuch 2006, Q 112; Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, hrsg. v.

Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (664 f.). Ein „Wahlrecht“ zur Einbeziehung von Risikobewältigungsmaßnahmen
annehmend Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-
Gesellschaft für Betriebswirtschaftslehre e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 135.
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fungsbericht anzugeben sind. Dabei ergeben sich bei Unternehmen mit angespannten wirt-

schaftlichen Verhältnissen erhöhte Anforderungen an die Prüfungs- und Berichtspflichten

bezüglich der Geschäftstätigkeit des Unternehmens (z. B. vertiefte Untersuchung der Unter-

nehmenspläne).607 Die Eignung risikopolitischer Maßnahmen ist daher nicht nur für die Be-

urteilung des Überwachungssystems und der Risikoangaben des Lageberichts, sondern auch

für die Redepflichten gemäß § 321 Abs. 1 S. 3 HGB über bestandsgefährdende und entwick-

lungsbeeinträchtigende Tatsachen bedeutsam.

Risikopolitische Entscheidungen können bei der Berichterstattung über bestandsgefährdende

und entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen gewürdigt werden, wenn die getroffenen Maß-

nahmen zwar nicht als Gesetzesverstoß zu werten sind, diese jedoch für den Aufsichtsrat von

Bedeutung sind, beispielsweise wenn Zweifel daran bestehen, ob die eingeleiteten Maßnah-

men zur Abwendung einer Krise führen. Entwicklungsbeeinträchtigende/bestandsgefährdende

Tatsachen sind zu schildern und die sich daraus möglicherweise ergebenden wesentlichen

Konsequenzen aufzuzeigen.608 Dabei ist auf ggf. bestehende Beurteilungsspielräume hinzu-

weisen.609 Bei der Berichterstattung über bestandsgefährdende und entwicklungsbeeinträchti-

gende Tatsachen oder bei der nach § 321 Abs. 1 S. 2 HGB geforderten Stellungnahme des

Abschlussprüfers zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter können daher einzelne risi-

kopolitische Maßnahmen gewürdigt werden, selbst wenn diese nicht den Charakter eines Ge-

setzesverstoßes haben.

1.4. Überwachungssystem als Gegenstand der Jahresabschlussprüfung und Einbezug

der Risikohandhabung als Berichtsgegenstand nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB im Be-

darfsfall

Das vom Abschlussprüfer nach § 317 Abs. 4 HGB zu beurteilende Überwachungssystem be-

inhaltet auch die Überwachung des Vorstands, ob die vom ihm initiierten Risikobewälti-

gungsmaßnahmen von nachgeordneten Mitarbeitern in geeigneter Weise durchgeführt und ob

die dem Vorstand nachgeordneten Entscheidungsträger in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbe-

                                                          
607 Vgl. IDW, PS 270.10 f., WPg 2003, 775 (776) sowie PS 450.37, WPg 2006, 113 (117).
608 Vgl. IDW, PS 450.40, WPg 2006, 113 (117).
609 Vgl. Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 44; Dörner, in: Kapitalmarktorientierte

Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (256).
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reich für geeignete Risikohandhabung gesorgt haben.610 Die aus § 317 Abs. 4 HGB i. V. m.

§ 91 Abs. 2 AktG ableitbaren Prüfpflichten gehen somit über eine Prüfungsanforderungen

nach dem IDW PS 340 hinaus. Die Beurteilung der Zweckmäßigkeit von risikopolitischen

Entscheidungen des Vorstands ist nicht Gegenstand der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB.

Wenngleich die risikopolitischen Entscheidungen des Vorstands nicht nach § 317 Abs. 4 HGB

unmittelbar prüfungspflichtig sind, können sie bei der Prüfung börsennotierter Aktiengesell-

schaften nicht ausgeklammert werden. Risikopolitische Entscheidungen stellen bei der Prü-

fung des Überwachungssystems (§ 317 Abs. 4 HGB) und des Lageberichts (§ 317

Abs. 2 AktG) mittelbare Beurteilungsobjekte dar. Werden risikopolitische Entscheidungen

festgestellt, die darauf hindeuten, dass ein schwerwiegender Gesetzesverstoß der gesetzlichen

Vertreter i. S. d. § 93 AktG vorliegt, ist hierüber im Prüfungsbericht nach § 321 Abs. 1

S. 3 HGB zu berichten.611 Eine Berichterstattung im Prüfungsbericht über bestandsgefährden-

de und entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen ggf. mit Darstellung der Risikohandhabung

kommt in Betracht, wenn das Ermessen des Vorstands im Zusammenhang mit der Risiko-

handhabung nicht (deutlich) überschritten wurde, der Aufsichtsrat gleichwohl hierüber infor-

miert werden sollte. Es ist dann Aufgabe des Aufsichtsrats, die mit dem Sachverhalt zusam-

menhängen Maßnahmen zu überwachen.

Da meist keine geeigneten Prüfmaßstäbe für die Risikohandhabung bestehen, ist der Ab-

schlussprüfer regelmäßig nicht in der Lage, eine Pflichtverletzung der gesetzlichen Vertreter

bei risikopolitischen Entscheidungen als Gesetzesverstoß (abschließend) festzustellen. Unter

dem Aspekt der Erwartungslücke ist daher im Ergebnis eine Begrenzung der Jahresabschluss-

prüfung auf die Prüfung des nach § 91 Abs. 2 AktG eingerichteten Überwachungssystems

geboten. Die Risikohandhabung ist nur im Ausnahmefall (z. B. Spekulationsgeschäfte im er-

heblichen Umfang) zwingend Gegenstand der Berichterstattung im Prüfungsbericht, wenn

substantielle Anhaltspunkte für einen Gesetzesverstoß festgestellt werden. Bei der Berichter-

stattung im Prüfungsbericht über bestandsgefährdende und entwicklungsbeeinträchtigende

Tatsachen kann auf die Risikohandhabung des Vorstands eingegangen werden, selbst wenn

diese nicht als Gesetzesverstoß qualifiziert wird.

                                                          
610 Vgl. Kapitel B 1.1.2.
611 Nach dem IDW PH 9.100.1.62, WPg 2004, 1038 (1043) hat der Abschlussprüfer von kleinen und mittelgro-

ßen Unternehmen, die nicht die Kriterien des § 317 Abs. 4 HGB erfüllen, über im Rahmen der Abschlussprü-
fung erkannte Mängel [des Risikomanagementsystems] zu berichten, die auf eine Verletzung der Verpflich-
tung der gesetzlichen Vertreter zum Erkennen und Berücksichtigen von Risiken hinweisen.
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2. Planung und Durchführung der Prüfung des Überwachungssystems

Für die Prüfung des Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB sind geeignete Prüfungs-

handlungen zu planen, so dass ein den Verhältnissen des zu prüfenden Unternehmens entspre-

chender Prüfungsablauf in sachlicher, personeller und zeitlicher Hinsicht gewährleistet ist.612

Da das Überwachungssystem einen gesonderten und eigenständigen Prüfungsgegenstand bei

börsennotierten Unternehmen darstellt, sind im Vergleich zur Abschlussprüfung nicht börsen-

notierter Gesellschaften regelmäßig zusätzliche Prüfungshandlungen durchzuführen. Bereits

in der Prüfungsplanung sollten durch Vorabinformationen über das Überwachungssystem

mögliche Problemfelder des Überwachungssystems erkannt werden, um die entsprechenden

Unternehmensbereiche einer intensiven Prüfung zu unterziehen. Im Rahmen einer Systemprü-

fung sind die nach § 91 Abs. 2 AktG eingerichteten Maßnahmen zu erfassen, im Hinblick auf

deren Eignung zur Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen zu beurteilen und

deren tatsächliche Durchführung zu überprüfen.613 Am Ende des Kapitels wird auf das Ver-

hältnis zur Geschäftsführungsprüfung eingegangen, da die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB

nach herrschender Meinung614 eine Systemprüfung, nicht jedoch eine Geschäftsführungsprü-

fung darstellt.

                                                          
612 Vgl. IDW, PS 240.7, WPg 2000, 846; Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2082); Bolsenkötter, in: HdJ,

Abt. VI/9, Rn. 147. Detailliert zur Planung der (internen) Revisionstätigkeit vgl. Peemüller/Husmann, in:
Saarbrücker Handbuch der Betriebswirtschaftlichen Beratung, hrsg. v. Küting, 2. Aufl., 429 (450 ff.); Hof-
mann, Prüfungs-Handbuch, 3. Aufl., S. 241 ff.

613 Vgl. insbesondere IDW, PS 340.19 ff., WPg 1999, 658 (660 f.).
614 Vgl. IDW, PS 340.19, WPg 1999, 658 (660); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 233; Eggemann/Konradt, BB 2000,

503 (506); WP-Handbuch 2006, R 618; Spanier, WPg 2001, 767 (769); Dörner, DB 2000, 101 (103) u. WPg
1998, 302 (305), sowie in: Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229
(243); Lachnit/Müller, Festschrift Strobel, 363 (383); Schruff, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmens-
überwachung, hrsg. v. IDW, 149 (152); Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1886 (1892); Martin/Bär, Grundsät-
ze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 64; Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317
Rn. 86; Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (184); Arbeits-
kreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“, DB Beilage 11/2000, Rn. 131; Henselmann, in:
Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (42); Scharpf, Risikomanagement- und Überwa-
chungssystem im Treasury, S. 9.
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2.1. Prüfungsplanung

2.1.1.Risikoorientierter Prüfungsansatz bei der Prüfung des Überwachungssystems

Risikoorientierte Prüfungsansätze zeichnen sich durch eine Definition des Risikos bei der

Prüfung sowie durch dessen Zerlegung in Teilrisiken aus, so dass entsprechend der vorzu-

nehmenden Risikoeinschätzung Art und Umfang der Prüfungshandlungen geplant werden

können. Eine explizite Verpflichtung, das Überwachungssystem börsennotierter Unternehmen

risikoorientiert zu prüfen, besteht nicht. Bei der Prüfung von Qualitätssicherungssystemen ist

nach IDW PS 140615 ein risikoorientierter Prüfungsansatz zugrunde zu legen, der modifiziert

auch bei der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB Anwendung finden kann.

Das Risiko, ein uneingeschränktes Prüfungsurteil zu einem mit wesentlichen Mängeln behaf-

teten Überwachungssystem abzugeben, kann als Systemprüfungsrisiko gekennzeichnet wer-

den.616 Mängel können zum einen in der Konzeption des eingerichteten Überwachungssy-

stems und zum anderen in der Umsetzung der geplanten Maßnahmen bestehen. Der Prüfer

muss die Prüfungshandlungen so planen und durchführen, dass das Systemprüfungsrisiko so-

weit reduziert wird, dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob das einge-

richtete Überwachungssystems den Vorgaben des § 91 Abs. 2 AktG entspricht. Das Sy-

stemprüfungsrisiko kann in das Qualitätsrisiko und das Entdeckungsrisiko unterteilt wer-

den.617

Das Qualitätsrisiko bei der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB stellt das Risiko dar, dass das

eingerichtete Überwachungssystem nicht geeignet ist, bestandsgefährdende Risiken früh zu

erkennen. Dieses Risiko kann vom Abschlussprüfer kurzfristig nicht beeinflusst werden.618

Zur Beurteilung des Qualitätsrisikos sind zunächst die Risiken zu identifizieren und zu analy-

sieren, die sich wesentlich auf Qualität des eingerichteten Überwachungssystems auswirken

können (qualitätsgefährdende Risiken). Mangelndes Risikobewusstsein oder mangelnde Qua-

lifikation von Mitarbeitern der Internen Revision können zum Beispiel qualitätsgefährdende

Risiken darstellen. Eine Fokussierung auf qualitätsgefährdende Risiken bereits in der Pla-

nungsphase gewährleistet eine risikoorientierte und somit wirtschaftliche Prüfung.

                                                          
615 Vgl. IDW, PS 140.33 ff., WPg 2005, 361 (365).
616 Vgl. auch IDW, PS 140.33, WPg 2005, 361 (365).
617 Vgl. IDW, PS 140.33, WPg 2005, 361 (365).
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Das Entdeckungsrisiko besteht darin, dass der Abschlussprüfer Prüfungshandlungen durch-

führt, die wesentliche Mängel des Überwachungssystems nicht aufdecken. Um ein Prüfungs-

urteil über das Überwachungssystem mit hinreichender Sicherheit abzugeben, ist durch Aus-

wahl von Art, Umfang und Zeitpunkt der Prüfungshandlungen das Entdeckungsrisiko zu ver-

mindern.

Regelmäßig können das Qualitätsrisiko und das Entdeckungsrisiko nicht quantifiziert werden,

so dass nur eine qualitative Analyse der Risiken möglich ist.619 Je höher das Qualitätsrisiko

auf Unternehmensebene und/oder auf der Ebene einzelner Unternehmensbereiche eingeschätzt

wird, desto größer muss der Umfang der vom Abschlussprüfer vorzunehmenden Prüfungs-

handlungen gewählt werden.620

Wenn sich die Anforderungen an das Überwachungssystem auf Grund der Stabilität des wirt-

schaftlichen Umfelds nicht wesentlich geändert haben und keine wesentlichen Änderungen in

Bezug auf die Unternehmensabläufe vom Abschlussprüfer festgestellt und erwartet werden,

kommt der Einbezug einzelner Unternehmensbereiche bzw. -prozesse in den mehrjährigen

Prüfungsplan in Betracht.621 Bei der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB ist es aufgrund der weit-

reichenden Prüfungsaufgabe zweckmäßig, dass die Prüfung des Überwachungssystems bezo-

gen auf die einzelnen Unternehmensbereiche/-prozesse, Abteilungen, etc. jährlich mit unter-

schiedlicher Gewichtung vorgenommen wird, wobei bei der Auswahl der Prüffelder die Be-

deutung und die Veränderungen der dort auftretenden Risiken und der Organisationsregeln zu

beachten sind.622

                                                                                                                                                                                    
618 Vgl. auch Kragler, Wirtschaftsprüfung und externe Qualitätskontrolle, S. 276.
619 Vgl. auch IDW, PS 140.36, WPg 2005, 361 (365).
620 Vgl. auch Kragler, Wirtschaftsprüfung und externe Qualitätskontrolle, S. 277.
621 Vgl. Kupsch, HWRP, 3. Aufl., 1552 (1555). Wechselnde Schwerpunkte und mehrjährige Prüfpläne befür-

wortend Orth, WPg 1999, 573 (582); Wiechers, StuB 1999, 349 (353). Die Zulässigkeit mehrjähriger Prüf-
pläne grundsätzlich ablehnend Schmidt, WPg 2000, 793 (796). Im IDW PS 240.13, WPg 2000, 846 (847)
wird die Auffassung vertreten, dass alle für die Rechnungslegung wichtigen Sachverhalte unabhängig davon
zu beurteilen sind, ob es sich um eine Erstprüfung oder um eine Folgeprüfung handelt; dies schließt allerdings
nicht aus, dass der Abschlussprüfer bei Folgeprüfungen auf bereits in der Vergangenheit erworbene Kenntnis-
se zurückgreift. Nach Auffassung von Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung,
hrsg. v. IDW, 229 (244) u. Dörner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dör-
ner/Horváth/Kagermann, 193 (205) sowie Dolczik/Drewes, DB 2003, 1005 (1009) hat der Prüfer „Muß-
Prüfungsfelder“ stets zu untersuchen. Als „Muß-Prüfungsfelder“ kommen danach z. B. die Felder Gesamtun-
ternehmen, interne Revision, Controlling, Finanzbereich und Informationstechnologie in Betracht. Nach den
ISA ist bei der Prüfung der Rechnungslegung vorgesehen, dass Funktionsprüfungen des internen Kontrollsy-
stems spätestens alle drei Jahre wiederholt werden. Vgl. Mertin, WPg 2003, 1 (7).

622 Vgl. auch IDW, PS 140.39, WPg 2001, 361 (366); Peemüller/Husmann, in: Saarbrücker Handbuch der Be-
triebswirtschaftlichen Beratung, hrsg. v. Küting, 2. Aufl., 429 (455) u. Amling/Bischof, ZIR 1999, 44 (49 f.)
schlagen zur Auswahl von Prüffeldern (durch die interne Revision) die Nutzwertanalyse vor. Hierbei werden
Kriterien unterteilt in das Fehlerrisiko (konkretisiert durch den Zeitabstand zur letzten Prüfung, Verwertbar-
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2.1.2.Beschaffung von Informationen über das Überwachungssystem

Die im Rahmen der allgemeinen Prüfungsplanung vom Abschlussprüfer erworbenen Kennt-

nisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld sind zu-

gleich von wesentlicher Bedeutung für die Planung der Prüfung des Überwachungssystems.623

Die Kenntnisse sind zur Identifizierung möglicher Problemfelder des Überwachungssystems

notwendig und tragen somit zu einer problembezogenen und daher wirtschaftlichen Prüfungs-

durchführung bei.624 Nach dem IDW PS 230 muss der Wirtschaftsprüfer grundlegendes Wis-

sen über die wirtschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen sowie spezifisches Wissen

über die Geschäftstätigkeit des zu prüfenden Unternehmens, insbesondere über die Unterneh-

mensstrategie, die Geschäftsrisiken, den Umgang mit den Geschäftsrisiken sowie über die

Abläufe im Unternehmen verfügen bzw. sich diese Kenntnisse verschaffen.625 In IDW PS 230

wird ausgeführt, dass dem Prüfer eine Identifikation

- der für den Unternehmenserfolg zentralen Einflussfaktoren,

- der Unternehmensstrategie,

- der den Erfolg der Strategie möglicherweise gefährdenden Geschäftsrisiken und der Re-

aktionen des Unternehmens auf diese Risiken sowie

- der Geschäftsprozesse, ihrer wesentlichen Risiken und der diesbezüglichen Kontrollme-

chanismen

möglich sein muss.626 Dabei muss der Kenntnisstand des Abschlussprüfers nicht dem der ge-

setzlichen Vertreter entsprechen.

                                                                                                                                                                                    
keit von Vermögensgegenständen, Verfahrensumstellung, etc.) und Bedeutung des Prüfungsobjekts (Umsatz,
gebundenes Vermögen, Kostenvolumen, Anzahl von Mitarbeitern). Ähnlich Schiffer, ZIR 2001, 132 ff.

623 Vgl. auch IDW, PS 340.20, WPg 1999, 658 (660); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 235; Oechsle/Wirth, in: Reform
des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (579);
Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 87; Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unterneh-
mensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (230). Nach Auffassung von Streißle, Die aktienrechtliche Abschluß-
prüfung in Gestalt des KonTraG, S. 121 und von Böcking/Orth, DB 1998, 1873 (1878) ist im Falle der
Pflicht zur Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB sogar von einem höheren Grad an erforderlichem Vorwissen
(insbesondere über die risikobelasteten Unternehmensabläufe) auszugehen.

624 Vgl. auch IDW, PS 230.7 f., WPg 2000, 842 (843).
625 Vgl. IDW, PS 230.2, WPg 2000, 842 f.
626 Vgl. IDW, PS 230.8, WPg 2000, 842 (843). Da nach dem IDW PS 340 die Maßnahmen zur Risikohandha-

bung nicht von der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG und der Prüfungsverpflichtung nach
§ 317 Abs. 4 HGB umfasst werden und nach dem IDW PS 230 zur Prüfungsplanung einer regulären Ab-
schlussprüfung die wesentlichen Maßnahmen zur Risikohandhabung vom Prüfer identifiziert werden sollen,
ist in gewisser Hinsicht ein Widerspruch festzustellen. Dieser ist letztlich nur dadurch erklärbar ist, dass im
Rahmen der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB eine Beurteilung der Risikohandhabung ausgegrenzt werden
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Bereits bei der Planung der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB hat der Abschlussprüfer sich ein

ausreichendes Verständnis von den getroffenen Maßnahmen nach § 91 Abs. 2 AktG zu ver-

schaffen.627 Hierzu wird der Abschlussprüfer die Geschäftsleitung bzw. leitende Angestellte

in den operativen Bereichen und Mitarbeiter der internen Revision befragen und die Unter-

nehmensplanung sowie bedeutsame Dokumente der internen Revision analysieren.628 Diejeni-

gen Bereiche, in denen sich die Risiken, die organisatorischen Grundlagen oder sonstigen

Umweltbedingungen (z. B. Veränderungen in Bezug auf leitende Angestellte oder Technolo-

gie) geändert haben, sind zu identifizieren, um diese einer intensiveren Prüfung zu unterzie-

hen.629 Hierbei ist auch zu berücksichtigen, ob Organisationsmängel, die im Rahmen der

Vorjahresprüfung festgestellt wurden, beseitigt wurden.630

Der Prüfer hat in der Planungsphase das Kontroll- und Risikobewusstsein der Unternehmens-

leitung und der nachgeordneten Mitarbeiter zu würdigen,631 da bei geringer Ausprägung des

Risiko- und Kontrollbewusstseins eine höhere Wahrscheinlichkeit für Schwachstellen des

Überwachungssystems besteht. Der Prüfer hat sich über das Vorhandensein der Dokumentati-

on des Überwachungssystems zu vergewissern, da durch die Verwendung von Organisations-

unterlagen (z. B. Risikomanagementhandbuch und -richtlinien632) des zu prüfenden Unter-

nehmens auf eine aufwendige Erstellung von Aufbau- und Ablaufdiagrammen durch den Ab-

schlussprüfer verzichtet werden kann. Ist die Dokumentation der Maßnahmen nach § 91

Abs. 2 AktG fehlerhaft oder liegt zu Prüfungsbeginn keine ausreichende Dokumentation vor,

muss der Prüfer das Überwachungssystem selbst erfassen und daher mehr Prüfungszeit auf die

Prüfung des Überwachungssystems verwenden.633

                                                                                                                                                                                    
sollte, im Rahmen einer zukunftsorientierten Rechnungslegung und Prüfung die (Auswirkungen der) risiko-
bewältigenden Maßnahmen jedoch nicht vernachlässigt werden können.

627 Vgl. IDW, PS 340.22, WPg 1999, 658 (660).
628 Vgl. IDW, PS 230.14, WPg 2000, 842 (844).
629 Vgl. auch Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2081). Zur vergleichbaren Problematik der Prüfungsplanung

durch die interne Revision vgl. auch Schiffer, ZIR 2001, 132 ff. u. Schweizer Treuhänder 2000, 1227 ff.;
IDW, PS 260.48, WPg 2001, 821 (827).

630 Ähnlich zur Prüfungsplanung der internen Revision Schiffer, ZIR 2001, 132 (133).
631 Vgl. IDW, PS 340.22, WPg 1999, 658 (660); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 235; Oechsle/Wirth, in: Reform des

Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (579). Vgl. auch Kohl-
hoff/Langenhan/Zorn, ZIR 2000, 2 (4). Nach ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 227 ist die Schaffung eines Risikobe-
wusstseins im Unternehmen Gegenstand der Vorstandsverpflichtung und Gegenstand der Prüfung nach § 317
Abs. 4 HGB. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 136 weist zutreffend darauf hin, dass das Risikobewusst-
sein selbst nicht prüfbar ist und dass nur indirekt die getroffenen Maßnahmen und insbesondere das geschaf-
fene System für den Prüfer greifbar ist.

632 Vgl. z. B. Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (508).
633 Vgl. IDW, PS 340.24 f., WPg 1999, 658 (660); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 230; Oechsle/Wirth, in: Reform des

Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (580); Brebeck,
HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2083). Das IDW empfiehlt daher, im Rahmen des Prüfungsauftrags Vereinbarun-
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2.1.3.Wechselwirkungen zwischen der Prüfung des Jahresabschlusses/Lageberichts und

der Prüfung des Überwachungssystems

2.1.3.1. Risikoorientierte Prüfung des Jahresabschlusses/Lageberichts und Anknüp-

fungspunkte zu der Prüfung des Überwachungssystems

Betriebliche Risiken sind im Jahresabschluss insbesondere durch außerplanmäßige Abschrei-

bungen und Rückstellungen abzubilden. Daneben sind nach § 289 Abs. 1 HGB die Risiken

der künftigen Entwicklung im Lagebericht berichtspflichtig. Zwischen den Geschäftsrisiken

der zu prüfenden Gesellschaft und den Risiken des Abschlussprüfers, ein Fehlurteil über die

Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses/Lageberichts abzugeben, besteht ein innerer Zu-

sammenhang, da die zutreffende Abbildung von Geschäftsrisiken in Jahresabschluss und La-

gebericht regelmäßig von entscheidender Bedeutung für die Erteilung des Bestätigungsver-

merks ist.634 Es ist daher zu untersuchen, ob und inwieweit eine Integration der Prüfung des

Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB und der Prüfung des Jahresabschlusses und

des Lageberichts möglich ist.

Bei der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts hat der Abschlussprüfer mit der

berufsüblichen Sorgfalt Art und Umfang der Prüfungshandlungen zu bestimmen. Dabei wer-

den als grundsätzliche Durchführungsweisen die aussageorientierte Prüfungsstrategie

(”Balance-Sheet-Audit”) und die systemorientierte Prüfungsstrategie (”Transaction-Audit”)

unterschieden.635 Die aussageorientierte Prüfungsstrategie ist unmittelbar auf die Beurteilung

der Richtigkeit der Angaben im Jahresabschluss und Lagebericht gerichtet.636 Die systemori-

entierte Prüfungsstrategie zeichnet sich dadurch aus, dass die Prüfungshandlungen an dem für

die externe Finanzberichterstattung maßgeblichen Verarbeitungs- und Überwachungssystem

des zu prüfenden Unternehmen ansetzen.637 Bei einem zuverlässigen Verarbeitungs- und

                                                                                                                                                                                    
gen zur Prüfungsbereitschaft, insbesondere zur Dokumentation des Risikofrüherkennungssystems zu treffen.
Vgl. IDW, PS 220.21, WPg 2001895 (897).

634 Vgl. Heese, WPg-Sonderheft 2003, S223 (S224); IDW, PS 260.23, WPg 2001, 821 (822); Marbacher,
Schweizer Treuhänder 2000, 1179 (1180 f.); Züger, Schweizer Treuhänder, 1998, 447 (448); Orth, Ab-
schlussprüfung und Corporate Governance, S. 294; Wiedmann, in: Auswirkungen auf Rechnungslegung und
Prüfung, hrsg. v. Baetge, 71 (99); Ruhnke, DB 2002, 437 (438 f.). Zur Fortentwicklung der ISA in Bezug auf
sämtliche „business risk“ vgl. Mertin, WPg 2003, 1 (7).

635 Vgl. Quick, in: Theorie und Praxis der Wirtschaftsprüfung II, hrsg. v. Richter, 177 (182); Stibi, Prüfungsrisi-
komodell und Risikoorientierte Abschlußprüfung, S. 35; Zaeh, Entscheidungsunterstützung in der Risikoori-
entierten Abschlußprüfung, S. 110 ff.

636 Vgl. Stibi, Prüfungsrisikomodell und Risikoorientierte Abschlußprüfung, S. 35.
637 Vgl. Zaeh, Entscheidungsunterstützung in der Risikoorientierten Abschlußprüfung, S. 111; Stibi, Prüfungsri-

sikomodell und Risikoorientierte Abschlußprüfung, S. 38 ff.
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Überwachungssystem für die Rechnungslegung können zuverlässige Verarbeitungsergebnisse

(Angaben des Jahresabschlusses und Lageberichts) erwartet werden. Insbesondere bei der

Prüfung dieses Systems besteht ein enger Zusammenhang mit der Prüfung des Überwa-

chungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB.638

Anknüpfungspunkt für eine integrierte Prüfung des Überwachungssystems und des Jahresab-

schlusses/Lageberichts stellt der risikoorientierte Prüfungsansatz bei der Prüfung der externen

Rechnungslegung dar. Bei der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts wird das

Prüfungsrisiko als Wahrscheinlichkeit definiert, dass zumindest ein wesentlicher Fehler639 bei

den Angaben des Jahresabschlusses oder Lageberichts640 vom Abschlussprüfer nicht entdeckt

wird.641 Sowohl hinsichtlich der Gesamtheit der Angaben von Jahresabschluss und Lagebe-

richt, als auch hinsichtlich einzelner Prüffelder (i. d. R. Bilanz- und GuV-Positionen) lässt

sich das Prüfungsrisiko im Rahmen der Prüfungsplanung642 in mehrere Komponenten auftei-

len (Abb. C-7).643

                                                          
638 Nach Auffassung von Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG, S. 134 und

Pollanz, DB 1999, 393 (395) ist die Prüfung des (Risiko)Überwachungssystems eine Verankerung des risiko-
orientierten Prüfungsansatzes.

639 Ein Fehler im Jahresabschluss und im Lagebericht ist als wesentlich anzusehen, wenn er wegen seiner Be-
deutung allein oder mit anderen Fehlern die auf der Basis des Abschlusses getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen der Adressaten beeinflussen könnte. Vgl. IFAC, in: International Standards on Auditing (ISAs),
hrsg. v. der Wirtschaftsprüferkammer, ISA 320.3; ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 143. Vgl. auch IDW, PS
250.4 ff., WPg 2003, 944 u. IDW, PS 260.25, WPg 2001, 821 (825). Zum Materiality-Grundsatz vgl. auch
Mertin, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 259 (261 f.); ADS, 6. Aufl.,
§ 322 Rn. 220 ff.; Stibi, Prüfungsrisikomodell und Risikoorientierte Abschlußprüfung, S. 21 ff.

640 Meist wird ohne ausdrückliche Erwähnung des Lageberichts dieser bei den Darstellungen zum risikoorien-
tierten Prüfungsansatz mitumfasst. Vgl. Stibi, Prüfungsrisikomodell und Risikoorientierte Abschlußprüfung,
S. 46, FN 7.

641 Vgl. WP-Handbuch 2006, R 60. Zum Teil wird in der Literatur das Prüfungsrisiko allgemein als das Risiko
eines Fehlurteils in Bezug auf die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung verstanden. Das Fehlurteil kann
entweder darin bestehen, dass der Abschlußprüfer einen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, ob-
wohl der Jahresabschluss oder Lagebericht einen wesentlichen Fehler enthält (ß-Fehler), oder dass der Ab-
schlussprüfer den Bestätigungsvermerk einschränkt oder versagt, obwohl der Jahresabschluss und Lagebe-
richt frei von wesentlichen Fehlern ist (α-Fehler). Vgl. ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 150.

642 Zur Unterscheidung des Prüfungsrisikos im Planungsstadium einerseits (a-priori Risikomodell) und nach
erfolgten Prüfungshandlungen andererseits (a-posteriori Risikomodell) vgl. Zaeh, Entscheidungsunterstützung
in der risikoorientierten Abschlußprüfung, S. 303 ff.; Quick, Die Risiken der Jahresabschlußprüfung, S. 65 ff.

643 Vgl. insbesondere IDW, PS 260.23 ff., WPg 2001, 821 (824 ff.); WP-Handbuch 2006, R 60 ff.; ADS,
6. Aufl., § 317 Rn. 151 ff. Bezüglich detaillierter Erläuterungen und Definitionen zu den einzelnen Kompo-
nenten vgl. Stibi, Prüfungsrisikomodell und Risikoorientierte Abschlußprüfung, S. 54 ff.; Quick, Die Risiken
der Jahresabschlußprüfung, S. 33 ff. Im Hinblick auf die stärkere Fokussierung der Abschlussprüfung auf die
Geschäftstätigkeit des zu prüfenden Unternehmen wird der risikoorientierten Prüfungsansatz von Dörner,
HWRP, 3. Aufl., Sp. 1744 ff. um das Geschäftsrisiko (=Gefahr der Nichterreichung von strategischen Unter-
nehmenszielen) erweitert.
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Prüfungsr is iko

Fehlerr is iko
Entdeckungs-
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Inhärentes
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Kontrol l -
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Abb. C-7: Das Prüfungsrisiko bei der Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichts

und seine Komponenten

Das Prüfungsrisiko bei der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts kann in das

Fehlerrisiko und das Entdeckungsrisiko unterteilt werden. Das Fehlerrisiko repräsentiert die

Wahrscheinlichkeit, dass die externe Berichterstattung des Unternehmens einen wesentlichen

Fehler enthält. Das Fehlerrisiko wird in das inhärente Risiko und das Kontrollrisiko unterteilt.

Als inhärentes Risiko wird das Risiko bezeichnet, dass signifikante Fehlaussagen im Jahres-

abschluss/Lagebericht auftreten können, wobei die Wirksamkeit der fehlerverhindernden

Kontrollen im Unternehmen außer Betracht bleiben.644 Für die Risikobeurteilung des Prüfers,

ob inhärente Risiken in der Rechnungslegung vorliegen, ist beispielsweise das Vorhandensein

von ungünstigen Unternehmensentwicklungen oder die Verwendung neuer Technologien zu

untersuchen.645 Als Kontrollrisiko wird das Risiko bezeichnet, dass wesentliche Unrichtig-

keiten im Jahresabschluss/Lagebericht nicht durch das interne Kontrollsystem verhindert bzw.

entdeckt werden.646 Der Ermittlung des Kontrollrisikos dient die Prüfung des rechnungsle-

gungsbezogenen internen Kontrollsystems.

Neben dem Fehlerrisiko ist der Abschlussprüfer dem Entdeckungsrisiko ausgesetzt, das die

Wahrscheinlichkeit repräsentiert, dass der Abschlussprüfer bei der Prüfung der Angaben des

Jahresabschlusses und Lageberichts (aussagebezogene Prüfungshandlungen)647 vorhandene

                                                          
644 Vgl. WP-Handbuch 2006, R 61.
645 Vgl. IDW, PS 260.27 ff., WPg 2001, 821 (825).
646 Vgl. WP-Handbuch 2006, R 63.
647 Vgl. auch IDW, PS 300.14 ff., WPg 898 (900).
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wesentliche Fehler nicht entdeckt.648 Als aussagebezogene Prüfungshandlungen dienen analy-

tische Prüfungshandlungen (Plausibilitätsbeurteilungen von Verhältniszahlen und Trends) und

Einzelfallprüfungen.

Der risikoorientierte Prüfungsansatz kann als ”gedankliche Zerlegung der Abschlussprü-

fung“649 verstanden werden und gibt gleichzeitig eine Reihenfolge der Prüfungshandlungen

vor. Zu Beginn der Prüfung erfolgt eine vorläufige Risikobeurteilung in Bezug auf das Vorlie-

gen von Rechnungslegungsfehlern und sodann eine Prüfung des für die Rechnungslegung

relevanten internen Kontrollsystems. Daran schließen sich aussagebezogene Prüfungshand-

lungen an, so dass die notwendige Sicherheit (z. B. 95 %650) bei der Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts erreicht wird (Abb. C-8).

Urteils-
sicher-
heit

Prüfungszeit

Vorläuf ige
Risikobe-
urtei lung

Prüfung des
rechnungslegungs-
bezogenen internen
Kontrol lsystems

Aussagebezogene
Prüfungshandlungen

100 %

Abb. C-8: Erreichen der notwendigen Prüfungssicherheit durch Einsatz

unterschiedlicher Prüfungshandlungen bei der Prüfung des Jahresabschlusses/Lageberichts

                                                          
648 Vgl. Dörner, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1744 (1746); IDW, PS 260.24, WPg 2001, 821 (825).
649 Scheffels, Fuzzy-Logik in der Jahresabschlußprüfung, S. 24.
650 In der Literatur wird meist eine Prüfungssicherheit von 95 % angegeben vgl. Scheffels, Fuzzy-Logik in der

Jahresabschlußprüfung, S. 23; Wiedmann, WPg 1993, 13 (16); Dörner, in: Risiken erkennen – Risiken be-
wältigen, hrsg. v. IDW, 339 (341); Diehl, Festschrift Luik, 187 (198) und DStR 1993, 1114 (1116); Ködel,
Risikoorientierte Abschlußprüfung, S. 61 u. 122; Jacobs/Ostreicher/Piotrowski-Allert, zfbf 1999, 523 (525).
Zu hiervon abweichenden, in der Literatur vorgeschlagenen Sicherheitsgraden bei der Abschlussprüfung vgl.
z. B. Zaeh, Entscheidungsunterstützung in der Risikoorientierten Abschlußprüfung, S. 167 (FN 79) m. w. N.
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Die Beurteilung des Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB „im Rahmen der Prü-

fung“ dient der risikoorientierten Prüfung von Jahresabschluss und Lagebericht.651 Die Prü-

fungshandlungen zur Beurteilung des Überwachungssystems, die i. d. R. schwerpunktmäßig

der Prüfung der Angaben des Jahresabschlusses und Lageberichts vorangehen,652 führen dazu,

dass die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit der zu prüfenden Gesellschaft intensiviert und

dass die Angaben des Jahresabschlusses und Lageberichts problembezogen geprüft werden

können (vgl. Abb. C-9).653

Prüfung bei börsennotierten Akt iengesel lschaften

Risikoorient ierte Prüfung
des Überwachungssystems

Risikoorient ierte Prüfung des Jahres-
abschlusses und Lageberichts

Prüfungshandlungen zur Verminderung
des Prüfungsrisikos bei der Prüfung des

Jahresabschlusses/Lageber ichts

Vor läuf ige
Ris ikobeurte i lung in
Bezug auf  das Vor-
l iegen wesent l icher

Rechnungs-
legungsfehler

Prüfung des
rechnungs legungs-

bezogenen
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Kontro l lsystems

Aussage-
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Prüfungs-

hand lungen

Prüfungshandlungen zur
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des Systemprüfungsr is ikos

Vor läuf ige Ris iko-
beurtei lung in
Bezug auf  das

Vor l iegen e ines
mangelhaf ten

Überwachungs-
sys tems
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Überwachungs-

sys tems

Vorläuf ige Ris ikobeurte i lung in
Bezug auf  das Vor l iegen
wesent l icher  Rechnungs-
legungsfehler  und e ines

mangelhaf ten
Überwachungsys tems

Prüfung des Überwachungs-
sys tems

(einschl ießl ich Ident i f iz ierung
und Prüfung rechnungs legungs-
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Jahresabsch lusses und
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Abb. C-9: Integrierte Prüfung von Jahresabschluss/Lagebericht und

Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB

                                                          
651 Vgl. auch IDW, PS 340.20 f., WPg 1999, 658 (660); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 234. Ähnlich Orth, WPg 1999,

573 (575 ff.). Zur Weiterentwicklung des risikoorientierten Prüfungsansatzes vgl. auch Dörner, WPg 1998,
302 (308 ff.).

652 Vgl. auch Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2083); Pollanz, BB 1997, 1351 (1352). Eggemann/Konradt,
BB 2000, 503 (507) empfehlen eine Durchführung der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB grundsätzlich im Zu-
sammenhang mit den übrigen Prüfungen des internen Kontrollsystems im Rahmen der Vor- bzw. Zwischen-
prüfung. Nach Auffassung von Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 87 sollte die Prü-
fung nach § 317 Abs. 4 HGB im Rahmen der Prüfungsplanung, d. h. spätestens in der Vorprüfung stattfinden.

653 Vgl. auch Böcking, in: Der Wirtschaftsprüfer als Element der Corporate Governance, hrsg. v. Lutter, 53 (56).
Im Zusammenhang mit der Ausrichtung der Jahresabschlussprüfung auf die Geschäftstätigkeit des Mandanten
wird die Prüfung in der Literatur als kontinuierlicher (Informations-)Prozess gekennzeichnet. Vgl. Dörner,
WPg 1998, 302 (309) u. in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (240);
Lenz, WPg 1999, 540 (546); Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung,
hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (573 f.).
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Für die vorläufige Risikobeurteilung, ob ein wesentlicher Fehler im Jahresab-

schluss/Lagebericht oder ob ein Mangel im Überwachungssystem vorliegt, sind insbesondere

die Kenntnisse über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld zu intensivieren. Diese Kennt-

nisse sind von Bedeutung, um diejenigen Bereiche bzw. Sachverhalte zu identifizieren, die

intensiv geprüft werden müssen. Beispielsweise besteht beim erstmaligen Einsatz von Finanz-

derivaten aus Prüfersicht das Risiko, dass beispielsweise die Maßnahmen zur Überwachung

ungeeignet sein können und dass erforderliche Rückstellungen für diese Geschäfte nicht ge-

bildet wurden. Da Überwachungsmaßnahmen die Richtigkeit der Angaben im Jahresabschluss

und Lagebericht sicher stellen können und diese Überwachungsmaßnahmen Gegenstand der

Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB sind, ist es zweckmäßig, derartige Überwachungsmaßnah-

men sowohl in Bezug auf die Richtigkeit des Jahresabschlusses/Lageberichts als auch in Be-

zug auf die Erfüllung der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG zu untersuchen.

Neben den systembezogenen Prüfungshandlungen hat der Prüfer auf der Grundlage seiner

weiteren, im Laufe der Abschlussprüfung gewonnenen Erkenntnisse über die Risikosituation

des Unternehmens zu prüfen, ob alle wesentlichen Risikokategorien von der Unternehmens-

leitung identifiziert wurden und in Jahresabschluss und Lagebericht abgebildet wurden.654

Während die Prüfung des Überwachungssystems vor allem wesentliche Vorabinformationen

für die aussagebezogene Prüfung des Jahresabschlusses/Lageberichts liefert, können wieder-

um die aussagebezogenen Prüfungshandlungen zur Beurteilung des Überwachungssystems

beitragen (z. B. Feststellung fehlender Maßnahmen zur Risikoerfassung im Beschaffungsbe-

reich bei der Prüfung der Vollständigkeit der Rückstellungen).655 Die Prüfung des Überwa-

chungssystem nach § 317 Abs. 4 HGB kann in die Handlungen zur Prüfung des Jahresab-

schlusses/Lageberichts einbezogen werden und unterstützt die Prüfung von Jahresab-

schluss/Lagebericht.

Die in der Prüfungsliteratur dargestellten Prüfungsansätze zeichnen sich durch eine Fokussie-

rung auf die Geschäftstätigkeit des Mandanten und dessen Risiken aus.656 Da der risikoorien-

tierte Prüfungsansatz bisher in erster Linie auf das Prüfungsrisiko (Gefahr wesentlicher Fehler

                                                          
654 Vgl. auch IDW, PS 340.27, WPg 1999, 658 (661).
655 Vgl. auch IDW, PS 340.27, WPg 1999, 658 (661); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 164.
656 Vgl. Eggemann, BB 2000, 503 (509); Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung,

hrsg. v. IDW, 229 (257); Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung,
hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (542 u. 569). Vgl. auch die empirischen Auswertungen von Ja-
cobs/Ostreicher/Piotrowski-Allert, zfbf 1999, 523 (525 ff.), wonach wesentliche Einflussgrößen für das Feh-
lerrisiko das allgemeine Geschäftsrisiko und die hierfür bedeutsamen Risikofaktoren sind.
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im Jahresabschluss und Lagebericht) ausgerichtet ist (prüfungsrisikoorientierter Ansatz)657,

wird in der Literatur teilweise eine Fortentwicklung zum geschäftsprozess- bzw. geschäftsri-

sikoorientierten Prüfungsansatz gefordert.658 Im Ergebnis handelt es sich bei den neu in der

Literatur vorgestellten Prüfungsansätzen allerdings lediglich um Ausprägungen des risikoori-

entierten Prüfungsansatzes mit veränderten Schwerpunkten (Prozesse und Risiken).659 Die

Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB unterstützt dabei die Entwicklung, dass sich die Jahresab-

schlussprüfung vom Financial Audit zum Business Audit wandelt660.

2.1.3.2. Vorläufige Risikobeurteilung und Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB

Der Identifizierung auffälliger Entwicklungen von Bilanz- und GuV-Positionen und der Ana-

lyse der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens dienen vor allem analytische Prüfungs-

handlungen.661 Hierzu werden beispielsweise die Rentabilität, Liquidität, Kapitalstruktur,

Verschuldung und Umschlagshäufigkeit des Berichtsjahrs im Verhältnis zum Vorjahr analy-

siert.662 Der Vergleich von Kennzahlen des Unternehmens mit Branchendurchschnittswerten

oder Werten anderer Unternehmen dient der Beurteilung der Wettbewerbsfähigkeit des zu

prüfenden Unternehmens. Der zwischen- aber auch der innerbetriebliche Vergleich in Form

des Benchmarking wird in jüngster Zeit als wesentliches Element eines weiterentwickelten

Prüfungsansatzes verstanden, der insbesondere zur Identifizierung von Geschäftsrisiken und

problematischer Unternehmensabläufe eingesetzt wird.663

                                                          
657 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 150.
658 Vgl. Dörner, WPg 1998, 302 u. in: Aktuelle Entwicklungen in Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung,

hrsg. v. Baetge, 13 (44 ff.); Wiedmann, in: Auswirkungen des KonTraG auf Rechnungslegung und Prüfung,
hrsg. v. Baetge, 71 (95 ff.); Pollanz, DB 2001, 1317 (1320). Zum geschäftsprozessorientierten Prüfungsansatz
Mattheus, ZGR 1999, 682 (686 ff.); Orth, WPg 1999, 573 (576). Zum geschäftsrisikoorientierten Prüfungsan-
satz vgl. ADS, § 317 Rn. 153 ff. u. 235 sowie § 322 Rn. 110; Ruhnke, DB 2002, 437 ff.; Orth, Abschlussprü-
fung und Corporate Governance, S. 302 ff.; Böcking, in: Der Wirtschaftsprüfer als Element der Corporate
Governance, hrsg. v. Lutter, 53 (59); Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 87.

659 Ähnlich ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 154; Wiedmann, WPg 1998, 338 (350).
660 Vgl. auch Mattheus, ZGR 1999, 682 (689); Böcking, in: Der Wirtschaftsprüfer als Element der Corporate

Governance, hrsg. v. Lutter, 53 (57); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 154; Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071
(2080 f.); Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1939 (1943); Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance,
S. 300 ff.; Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (257) u. WPg
1998, 302 (308); Kajüter, BB 2002, 243 (244); Pollanz, DB 1999, 393; Behrens, Risikokapitalbeschaffung
und Anlegerschutz im Aktienrecht und Kapitalmarktrecht, S. 114.

661 Vgl. WP-Handbuch 2006, R 77.
662 Vgl. Zaeh, Entscheidungsunterstützung in der Risikoorientierten Abschlußprüfung, S. 194 f.
663 Vgl. Wiedmann, WPg 1998, 338 (349); Lück, WPK-Mitt. 1998, 182 (188); Dörner, DB 1998, 1 (3) u. WPg

1998, 302 (309) sowie DB 2000, 101 (104); Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungsle-
gung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (590); Zitzelsberger, in: Saarbrücker Handbuch der
Betriebswirtschaftlichen Beratung, hrsg. v. Küting, 2. Aufl., 13 (19); Dörner/Schwegler, DB 1997, 285 (287);
Pollanz, BB 1997, 1351 (1352); Dörner, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1744 (1754); Wiechers, StuB 1999, 349 (352).
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Das Konzept der kritischen Erfolgsfaktoren (critical success factors)664 wird ebenfalls häufig

als Element eines erweiterten Prüfungsansatzes genannt.665 Bei diesem Konzept wird unter-

stellt, dass für jedes Unternehmen einige wenige Erfolgsfaktoren ermittelt werden können, die

über Erfolg oder Misserfolg entscheiden. Dabei werden zur Messung der kritischen Erfolgs-

faktoren geeignete Maßgrößen (i. d. R. in Form von Kennzahlen) definiert (Abb. C-10). Durch

die Verwendung von Maßgrößen für kritische Erfolgsfaktoren in den Unternehmen kann der

Abschlussprüfer entsprechende Datenbanken aufbauen, die ihn bei der Prüfung anderer Un-

ternehmen unterstützen, Risikofelder zu entdecken bzw. die Einschätzung von Unternehmens-

risiken durch das Unternehmen zu beurteilen. Mittels der generierten Kennzahlen kann eine

Stärken-Schwächen-Analyse, die ebenfalls häufig als neues Element der Jahresabschlussprü-

fung aufgefasst wird,666 für das geprüfte Unternehmen durchgeführt werden. Die Untersu-

chung kritischer Erfolgsfaktoren und die Stärken-Schwächen-Analyse tragen zu einer Fokus-

sierung der Prüfung bestimmter Angaben des Jahresabschlusses und Lageberichts sowie we-

sentlicher Überwachungsmaßnahmen bei.

                                                          
664 Vgl. Rockart, Harvard Business Review 3/4 1979, 81 (85); Horvith, Controlling, 9. Aufl., S. 374.
665 Vgl. Dörner, WPg 1998, 302 (308 f.); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 157 ff.; Wiedmann, WPg 1998, 338 (347 ff.);

Lenz, WPg 1999, 540 (546); Kohl, Die Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage im Rahmen der Ab-
schlußprüfung, S. 184 ff.

666 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 156; Dörner, DB 2000, 101 (104), WPg 1998, 302 (308) u. in: Aktuelle Ent-
wicklungen in Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung, hrsg. v. Baetge, 13 (47 ff.); Wiedmann, in: Auswir-
kungen auf Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Baetge, 71 (98); Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktien-
rechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (569); Schindler/Rabenhorst,
BB 1998, 1939 (1944). Nach Auffassung von Schäfer, Das Überwachungssystem nach § 91 Abs. 2 AktG un-
ter Berücksichtigung der besonderen Pflichten des Vorstands, S. 211 stellen die Stärken-Schwächen-Analyse
oder Benchmarking eine Beratungsleistung dar und sind nicht zwingender Bestandteil der Jahresabschluss-
prüfung.
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Kritische Erfolgsfaktoren Maßgrößen

Image auf Finanzmärkten Kurs-Gewinn-Verhältnis

Technologischer Ruf bei den Kunden Verhältnis von Angebot und Nachfrage

Markterfolg Veränderung des Marktanteils (für jedes Produkt)

Wachstumsrate der Unternehmensmärkte

Risikoerkennung bei wesentlichen

Angeboten und Verträgen

Anzahl der Jahre, in denen die Unternehmung Erfahrungen mit

ähnlichen Produkten hat

Neuer oder alter Kunde/frühere Geschäftsbeziehung

Betriebsklima Fluktuation, Fehlrate, etc.

Informelle Rückkopplung

Erfolgsplanung bei wesentlichen

Aufträgen

Soll-Ist-Vergleich der Auftragskosten

Abb. C-10: Beispielhafte Aufzählung kritischer Erfolgsfaktoren und deren Maßgrößen

Darüber hinaus kann der Abschlussprüfer auch andere betriebswirtschaftliche Verfahren zur

Beurteilung der Geschäftstätigkeit (z. B. Portfolioanalysen oder Untersuchungen mittels Por-

ter’s Five Forces-Modell) durchführen667 und die Ergebnisse mit den von Unternehmen er-

fassten Risiken abgleichen. Vom eingerichteten Überwachungssystem nicht erfasste Risiken

bzw. Risikobereiche sind sodann darauf zu untersuchen, ob ein organisatorischer Mangel des

Überwachungssystems vorliegt oder ob das Risiko als unwesentlich einzustufen ist. In Ab-

hängigkeit von der Bedeutung der Risiken hat der Abschlussprüfer festzulegen, inwiefern ein-

zelne Bereiche intensiver zu prüfen sind.

2.1.3.3. Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems als Bestand-

teil der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB

Da Kontrollen nicht nur in der Buchführung, sondern auch in anderen Bereichen zur Richtig-

keit der Angaben des Jahresabschlusses und Lageberichts beitragen können, ist eine inte-

grierte Systemprüfung zweckmäßig, bei der die Kontrollen sowohl im Hinblick auf die Si-

cherstellung der Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung als auch im Hinblick auf die Er-

füllung der Vorstandsverpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG beurteilt werden.668 Basis für eine

integrierte Systemprüfung stellt der Überwachungsbegriff des COSO-Reports bzw. der Kon-

                                                          
667 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, R 193.
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trollbegriff des IDW PS 260 dar. Das für die Rechnungslegung relevante Kontrollsystem ist

bei dieser Überwachungsdefinition ein Teilsystem des umfassenden, nach § 317 Abs. 4 HGB

zu prüfenden Überwachungssystem (Abb. C-11).669

                    Komponenten des

                        Überwachungs-

 Überwachung             systems

 der Unternehmensziele

Kontroll-

umfeld

Risiko-

erfassung

Kontroll-

aktivitäten

Information

und Kom-

munikation

Überwa-

chung des

internen

Kontroll-

systems

Wirksamkeit und Wirtschaft-

lichkeit der Geschäftstätigkeit

Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts
Internes Kontrollsystem für die externe Rechnungslegung

Einhaltung von sonstigen Geset-

zen und Vorschriften sowie

Ordnungsmäßigkeit der internen

Rechnungslegung

Legende: Prüfungsrelevant

Abb. C-11: Rechnungslegungsbezogenes internes Kontrollsystem als Teilsystem

des Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB

Diejenige Überwachung, die der Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts dient, entspricht dem für die externe Rechnungslegung relevanten internen Kontrollsy-

stem670 und ist für die Prüfung des Jahresabschlusses/Lageberichts und für die Prüfung des

Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB von Bedeutung. Es ist daher zweckmäßig,

derartige Überwachungsmaßnahmen bei der Prüfung des umfassenden Überwachungssystems

zu identifizieren und zu beurteilen. Regelungsbereiche des Überwachungssystems, die bei-

spielsweise die Einhaltung von Arbeitsschutzbestimmungen oder die Wirksamkeit und Wirt-

schaftlichkeit der unternehmensinternen Abläufe (z. B. Produktionsprozess) gewährleisten

                                                                                                                                                                                    
668 Vgl. auch Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-

ner/Menold/Pfitzer, 539 (580); Pfitzer/Schmidt, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2336 (2344).
669 Vgl. Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für

Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 133. Ähnlich IDW, PS 340.21, WPg 1999, 658 (660).
670 Vgl. auch AICPA, SAS 78, (10 f.), JoA 2/1996, 85 f.
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sollen, sind nicht Gegenstand des rechungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems und

somit im Allgemeinen nicht von Interesse für die Prüfung des Jahresabschlus-

ses/Lageberichts.671 Derartige Überwachungsmaßnahmen sind allerdings als Bestandteil des

Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB bei börsennotierten Unternehmen zu beurtei-

len.672

Da die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB nicht nur auf Regelungsbereiche mit unmittelbaren

Bezug zur Rechnungslegung gerichtet ist, können auch Überwachungsmaßnahmen aus Unter-

nehmensbereichen mit geringerem Bezug zur Rechnungslegung auf deren Beitrag zur Siche-

rung der Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung untersucht werden. Entsprechend dem

risikoorientierten Prüfungsansatz kann der Umfang aussagebezogener Prüfungshandlungen

reduziert werden, sofern das maßgebliche Kontrollsystem zur Erstellung des Jahresabschlus-

ses und des Lageberichts geprüft wird. Bei der Prüfung des Überwachungssystems nach § 317

Abs. 4 HGB sollten daher auch diejenigen Überwachungsmaßnahmen identifiziert und geprüft

werden, die die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung (insbes. die Risikoberichterstattung

im Lagebericht) außerhalb des Rechnungswesens sicherstellen.

2.1.3.4. Aussagebezogene Prüfungshandlungen zur Abbildung von Unternehmensrisi-

ken in der Rechnungslegung und Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB

Eine Prüfung des Überwachungssystems trägt in erster Linie dazu bei, wichtige Vor-

informationen für die Prüfung der Angaben des Jahresabschlusses und Lageberichts bereitzu-

stellen.673 Umgekehrt können beispielsweise die Prüfung der Risikoangaben im Lagebericht

und/oder die Prüfung der Vollständigkeit der gebildeten Rückstellungen im Jahresabschluss

der Beurteilung des eingerichteten Überwachungssystems dienen.

Bei der Prüfung, ob Risiken im Jahresabschluss und Lagebericht ordnungsgemäß abgebildet

werden, kommt eine retrograde und/oder eine progressive Prüfungsrichtung in Betracht.674

                                                          
671 Vgl. IDW, PS 260.43, WPg 2001, 821 (826).
672 Vgl. Kapital B 1.1.2 und B 1.1.4.
673 Vgl. auch Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-

ner/Menold/Pfitzer, 539 (586).
674 Im Ergebnis ebenso Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v.

Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (586). Allgemein zur Unterscheidung zwischen progressiver und retrograder Prü-
fungsrichtung Leffson, Wirtschaftsprüfung, 4. Aufl., S. 15 ff.
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Zur Beurteilung, ob wesentliche Risiken vollständig im Jahresabschluss und im Lagebericht

abgebildet sind, empfiehlt sich eine progressive Prüfung der Unternehmensrisiken.675 Ausge-

hend von der Risikoerfassung der dem Vorstand nachgeordneten Mitarbeiter und deren Risi-

kokommunikation kann untersucht werden, ob alle wesentlichen Risiken ordnungsgemäß im

Jahresabschluss und Lagebericht berücksichtigt wurden.676 Wesentliche Entwicklungen und

Risiken, die im Lagebericht anzugeben sind, werden bei einem funktionierenden Risikomana-

gementsystem durch aggregierte Risikoinformationen an den Vorstand weitergeleitet. Insofern

können diese für den Lagebericht relevanten Informationen grundsätzlich bei der Prüfung

nach § 317 Abs. 4 HGB beurteilt werden.677

Im Rahmen einer retrograden Prüfung der Abbildung von Unternehmensrisiken wird der In-

formationsfluss ausgehend von den Angaben des Jahresabschlusses und des Lageberichts in-

nerhalb des Unternehmens zurückverfolgt. Dabei steht die Frage im Vordergrund, ob die be-

reits abgebildeten Angaben zutreffend im Jahresabschluss und Lagebericht dargestellt werden.

Die ursprünglichen, vom Risikomanagementsystem generierten Informationen oder Aussagen

der zuständigen Bereichsleiter weisen den Vorzug auf, dass sie als interne Informationen nicht

von kapitalmarktorientierten Erwägungen geprägt sind.678 Eine retrograde Prüfung der Abbil-

dung von Risiken in der Hauptprüfung dient dabei auch der vorzunehmenden Beurteilung, ob

zwischenzeitlich sich die Systemabläufe und die Risikosituation geändert haben.679

                                                          
675 Nach weit verbreiteter Auffassung kann bzw. sollte das Ergebnis der Beurteilung des Überwachungssystems

auch zur Prüfung des Lagebericht eingesetzt werden. Vgl. Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Göt-
ze/Henselmann/Mikus, 29 (44); Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der
Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 111; Böcking/Orth, BFuP
2000, 242 (255). Nach Auffassung von Hachmeister, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1431 (1443) ist Ausgangspunkt für
die Prüfung der Risikoberichterstattung im Lagebericht das nach § 91 Abs. 2 AktG einzurichtende Risikoma-
nagementsystem.

676 Vgl. auch Dobler, DStR 2001, 2086 (2090). Probleme können bei der progressiven Prüfungsrichtung auftre-
ten, wenn die Bedeutung einzelner Risiken sich zwischen dem Zeitpunkt der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB
und dem Zeitpunkt der Prüfung von Jahresabschluss und Lagebericht erhöht. Bei einem längeren Abstand
zwischen der Prüfung einzelner Risikobereiche und der allgemeinen Risikobeurteilung sollte der Abschluss-
prüfer für eine vorläufige Einschätzung auch auf die aktuellere interne Berichterstattung des Unternehmens
zurückgreifen, wenn bei vorangegangener Prüfung die Funktionsfähigkeit des für die Angaben relevanten Sy-
stems bestätigt wurde. Bei wesentlichen Veränderungen der Risikosituation ist eine erneute Auseinanderset-
zung des Abschlussprüfers mit dem Sachverhalt erforderlich.

677 Ähnlich ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 174; Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des Kon-
TraG, insbesondere S. 137; Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 131.

678 Vgl. auch Selchert, Die Prüfung des Lageberichts, S. 202.
679 Vgl. auch IDW PS 522.17, WPg 2002, 1254 (1255); WP-Handbuch 2006, P 135. Nach Auffassung von Bre-

beck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2083) erfolgt die Prüfung des Risikofrüherkennungssystems schwerpunkt-
mäßig in einer Vor- oder Zwischenprüfung; in der Hauptprüfung sind dann vor allem zwischenzeitlich er-
folgte Systemveränderungen und die vollständige und korrekte Erfassung der relevanten Risiken zum Ab-
schlussstichtag zu untersuchen.
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Die bei der Prüfung der Abbildung von Unternehmensrisiken im Jahresabschluss und Lagebe-

richt gewonnenen Erkenntnisse können dazu beitragen, dass die Geeignetheit des Überwa-

chungssystems bestätigt oder dass ein positives Urteil über das Überwachungssystem revidiert

werden muss. Werden beispielsweise Drohverlustrückstellungen erst durch den Jahresab-

schlussprüfer entdeckt, muss die Eignung des eingerichteten Überwachungssystems in Frage

gestellt werden. Umgekehrt führt eine detaillierte Untersuchung dieser Risiken bereits im Vor-

feld des drohenden Verlusteintritts zur Bestätigung, dass Risiken von der Geschäftsleitung

früh erkannt werden.

Es ist zweckmäßig, die Prüfung einzelner Bereiche des Überwachungssystems, die für Anga-

ben des Jahresabschlusses und Lageberichts von zentraler Bedeutung sind, im Zusammenhang

mit den aussagenbezogenen Prüfungshandlungen zu planen. Wenn die Auswertung der vom

Überwachungssystem erstellten Dokumente im Vordergrund steht, um die Ordnungsmäßigkeit

der Rechnungslegung und Lageberichterstattung bestätigen zu können, weist eine nachgela-

gerte Systemprüfung einzelner Bereiche den Vorzug auf, dass aktuelle Informationen über den

Unternehmensbereich vorliegen und dass der Abschlussprüfers diejenigen Überwachungs-

maßnahmen beurteilt, die die Angaben im Jahresabschluss/Lagebericht bereitstellen bzw. die

Entscheidungen über Rechnungslegungsfragen maßgeblich beeinflussen.
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2.2. Durchführung einer Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB

2.2.1.Vorgehensweise einer Systemprüfung

2.2.1.1. Überblick über die Phasen einer Systemprüfung

Nach herrschender Meinung680 stellt die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB eine Systemprüfung

dar. Als Systemprüfung wird eine Vorgehensweise bezeichnet, bei der

1.) die getroffenen Maßnahmen festgestellt,

2.) die Eignung dieser Maßnahmen beurteilt und

3.) die Einhaltung der vorgesehenen Maßnahmen kontrolliert wird.681

Die Prüfung des Überwachungssystems orientiert sich an den Phasen des Organisationspro-

zesses (Abb. C-12). Dabei können die Teilprozesse Planung, Realisation und Überwachung

der nach § 91 Abs. 2 AktG getroffenen Maßnahmen unterschieden werden.682 In der Pla-

nungsphase sind Überwachungsmaßnahmen zu entwickeln, die der gesetzlichen Vorstands-

verpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG genügen und den (sonstigen)683 Unternehmenszielen in

                                                          
680 Vgl. IDW, PS 340.19 ff., WPg 1999, 658 (660 ff.); Giese, WPg 1998, 451 (453); Schindler/Rabenhorst,

BB 1998, 1886 (1892); Schichold, Festschrift Strobel, 395 (399); Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktien-
rechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (577); Brebeck/Herrmann,
WPg 1997, 381 (390); Dobler, DStR 2001, 2086 (2088); Bitz, Risikomanagement nach KonTraG, S. 8 f.;
Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im Treasury, S. 8; Brebeck/Förschle, in: Das Kon-
troll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (184); Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1079); Egge-
mann/Konradt, BB 2000, 503 (506); Dörner, DB 2000, 101 (103); Henselmann, in: Risikomanagement,
hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (40 ff.); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 49, 131 u. 154; Oechs-
le/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer,
539 (577); Wiechers, StuB 1999, 349 (352 f.).

681 Vgl. Giese, WPg 1998, 451 (453); Brebeck/Herrmann, WPg 1997, 381 (390); Eggemann/Konradt, BB 2000,
503 (506 ff.); Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (184 ff.);
Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 155; Wiechers, StuB 1999, 349 (353). Ähnlich Henselmann, in: Risi-
komanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (34 u. 40). Nach Auffassung von Hommel-
hoff/Mattheus, BFuP 1999, 446, ist es dem Aufsichtsrat vorbehalten, die Zweckmäßigkeit der Leitungsmaß-
nahmen bzw. des Vorstandcontrollings zu beurteilen; der Prüfer hat lediglich die Ordnungsmäßigkeit bzw. die
Funktionsfähigkeit des Controlling-Systems zu prüfen. Im Ergebnis ähnlich Streißle, Die aktienrechtliche Ab-
schlußprüfung in Gestalt des KonTraG, S. 140.

682 Vgl. auch Göckeritz, Vorläufige Beurteilung des Internen Kontrollsystems im Rahmen der Jahresabschluß-
prüfung, S. 1 ff.

683 Zwar kann die Erfüllung der gesetzlichen Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG an sich nicht als
Unternehmensziel angesehen werden, allerdings nimmt § 91 Abs. 2 AktG Bezug auf ein Unternehmensziel
(Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen), so dass aus der Verpflichtung des Vorstands mittelbar
ein Unternehmensziel bzw. mehrere Unternehmensziele abgeleitet werden können. Nach Auffassung von
Schindler/Rabenhorst, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 107 ist die
Zweckmäßigkeit des eingerichteten Überwachungssystems daran zu messen, ob das Überwachungssystem den
Zielen bzw. der Strategie des Unternehmens gerecht wird. Hingegen werden nach Auffassung von Neubeck,
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geeigneter Weise entsprechen. Die Realisation der nach § 91 Abs. 2 AktG getroffenen Maß-

nahmen umfasst die Umsetzung der vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen und –regel-

ungen im Unternehmensablauf. Bei der Überwachung der nach § 91 Abs. 2 AktG eingerich-

teten Maßnahmen werden Abweichungen zwischen den geplanten und realisierten Maßnah-

men i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG festgestellt, korrigierend in den Überwachungsprozess einge-

griffen und u. U. die eingerichteten Überwachungsmaßnahmen angepasst. Während bei der

Objektüberwachung die festgestellten Planabweichungen an die ausführenden Mitarbeiter

zurückgemeldet werden, steht bei der Dispositionsüberwachung die Auswertung von Überwa-

chungsergebnissen für Planungszwecke im Vordergrund.684

Planung der  nach
§ 91 Abs.  2 AktG

einger ichte ten Maßnahmen

Real isat ion der nach
§ 91 Abs.  2 AktG

einger ichte ten Maßnahmen

Überwachung der   nach
 § 91 Abs.  2 AktG

einger ichte ten Maßnahmen

Sol l-Objekt
des

Unternehmens

Ist-Objekt
des

Unternehmens

Disposi t ionsüberwachung
(Ergebnismit te i lung an Planung)

Gesetz l iche Vorstandsverpf l ichtung
nach § 91 Abs.  2 AktG

sowie Unternehmenszie le

Sol l -Objekt
des

Prüfers

Sol l -Objekt
des

Unternehmens

Objektüberwachung
(Ergebnismit tei lung an Real isat ion)

Beurte i lung der Eignung der nach
§ 91 Abs.  2  AktG get rof fenen Maßnahmen

Prüfung der Einhal tung der nach
§ 91 Abs.  2  AktG vorgesehenen Maßnahmen

Abb. C-12: Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB als Systemprüfung

                                                                                                                                                                                    
Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 113 Risikomanagementsysteme eingerichtet, um (in erster
Linie) die gesetzliche Verpflichtung des § 91 Abs. 2 AktG zu erfüllen.

684 Vgl. Hömberg, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1228 (1230); Göckeritz, Vorläufige Beurteilung des Internen Kontroll-
systems im Rahmen der Jahresabschlußprüfung, S. 4 f.
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Die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB umfasst die Beurteilung der Eignung der getroffenen

Maßnahmen (reliance test) und die Prüfung der Einhaltung der vorgesehenen Maßnahmen

(compliance test).685 Der Abschlussprüfer hat zu untersuchen, ob die vorgesehenen Organisa-

tionsmaßnahmen (einschließlich der Überwachung des internen Kontrollsystems) bei regel-

konformer Abwicklung (Soll-Objekt des Unternehmens) von ihrer Konzeption her zur Erfül-

lung der Vorstandsverpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG geeignet sind.686 Hierfür entwickelt

der Prüfer ein eigenes, aus der Perspektive des Unternehmens abgeleitetes Soll-Objekt und

stellt es dem Soll-Objekt des Unternehmens gegenüber.687 Hierbei werden regelmäßig in ei-

nem ersten Schritt formale Anforderungen an das Überwachungssystem, wie das frühe Erken-

nen von wesentlichen Risiken (vgl. Kapitel 2.2.1.3.1.), beschrieben. Sodann wird der Prüfer

untersuchen, ob unter Bezugnahme auf diese formale Anforderungen seine Vorstellungen im

geplanten Unternehmensablauf verwirklicht werden (vgl. Kapitel 2.2.1.3.2).

Der Vergleich der vom Unternehmen geplanten organisatorischen Maßnahmen (Soll-Objekt

des Unternehmens) und der Umsetzung der Maßnahmen (Ist-Objekt des Unternehmens) dient

der Überprüfung der Einhaltung der von der Unternehmung getroffenen Regelungen (vgl. Ka-

pitel 2.2.1.4). Hierbei wird der Prüfer in erster Linie auf interne Auswertungen des Unterneh-

mens zurückgreifen. Daneben wird der Abschlussprüfer in Stichproben Überwachungsmaß-

nahmen testen.

                                                          
685 Vgl. IDW, PS 340.26 ff., WPg 1999, 658 (661); Emmerich, in: Weltweite Rechnungslegung und Wirt-

schaftsprüfung, hrsg. v. IDW, 339 (348). Zur Unterscheidung "reliance test" und "compliance test" vgl. bei-
spielsweise Quick, Die Risiken der Jahresabschlußprüfung, S. 367. Nach Auffassung von Hachmeister,
HWRP, 3. Aufl., Sp. 487 (498) obliegt die Untersuchung, ob das Risikomanagementsystem geeignet ist, dem
Aufsichtsrat; der Abschlussprüfer hat zu untersuchen, ob ein Überwachungssystem bzw. Risikomanagement-
system eingerichtet wurde und ob dieses geeignet ist, seine Funktion zu erfüllen. Ähnlich Mattheus, ZGR
1999, 682 (insbesondere 705).

686 Vgl. auch IDW, PS 340.26, WPg 1999, 658 (661).
687 Vgl. auch Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-

Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 134; Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9,
Rn. 162. Nach herrschender Auffassung ist es (allerdings) nicht Aufgabe des Wirtschaftsprüfers, selbst Sy-
stemkonzepte zu erarbeiten. Vgl. Bitz, Risikomanagement nach KonTraG, S. 10; Henselmann, in: Risikoma-
nagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (42). Die Beurteilung der Eignung der eingerichteten Maß-
nahmen erfordert allerdings eine Vorstellung von solchen Systemkonzepten, die zwar nicht ausgearbeitet sein
müssen, die jedoch als Vergleichsmaßstab den vorgesehenen Maßnahmen gegenübergestellt werden.
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2.2.1.2. Feststellung der getroffenen Maßnahmen

Um Eignung und Einhaltung der nach § 91 Abs. 2 AktG getroffenen Maßnahmen beurteilen

zu können, ist es erforderlich, dass der Abschlussprüfer das vom Unternehmen geplante Sy-

stem erfasst.688 Hierzu verwendet er die vorhandene Systemdokumentation des Unternehmens

und i. d. R. Checklisten zur strukturierten Erfassung des Überwachungssystems689.

Eine ausdrückliche Pflicht des Vorstands zur Dokumentation des nach § 91 Abs. 2 AktG ein-

zurichtenden Überwachungssystems besteht nicht,690 sie ist jedoch aus mehreren Gründen

notwendig:691

- Nachweis der Geschäftsführung über pflichtgemäßes Verhalten im Fall des Eintritts einer

Unternehmenskrise,

- Sicherstellung der Einhaltung der Überwachungsmaßnahmen im Zeitablauf,

- Voraussetzung für die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB und für die Prüfung durch die in-

terne Revision sowie durch den Aufsichtsrat.

Die Dokumentation wird meist als Bestandteil der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91

Abs. 2 AktG aufgefasst.692 Anhand der Dokumentation muss ein sachverständiger Dritter die

grundlegenden Überwachungsmaßnahmen in angemessener Zeit nachvollziehen können.693

Eine fehlende oder unzureichende Systemdokumentation stellt einen Systemmangel dar.694

                                                          
688 Vgl. IDW, PS 340.24, WPg 1999, 658 (660). Allgemein zu Systemprüfungen vgl. Zaeh, Entscheidungsunter-

stützung in der risikoorientierten Abschlußprüfung, S. 101.
689 Vgl. Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (186).
690 Vgl. IDW, FN-IDW 1997, 4 (5).
691 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 30; IIR-Arbeitskreis „Interne Revision in der Versicherungswirtschaft“, ZIR

1999, 185 (195); Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v.
Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (581); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 125; Scharpf, Risikomanagement-
und Überwachungssystem im Treasury, S. 5 u. in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prü-
fung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 177 (181 f.); Bitz, Risikomanagement nach KonTraG, S. 11; Lück, in:
Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 139 (149 f.) u.
DB 1998, 1925 (1930); Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171
(183).

692 Vgl. IDW, PS 340.17 f., WPg 1999, 658 (660). Ähnlich Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in
Gestalt des KonTraG, S. 132.

693 Vgl. Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im Treasury, S. 5 u. 8.
694 Vgl. IDW, PS 340.18 u. 32, WPg 1999, 658, (660 f.); Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance,

S. 324; Dörner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 193 (213);
Ludewig, WPg 1998, 595 (599); Sell, Die Aufdeckung von Bilanzdelikten bei der Abschlussprüfung, S. 142;
WP-Handbuch 2006, Q 256; Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 64; Bolsen-
kötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 175; Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (253). Während das Fehlen von Doku-
mentationsregelungen vor allem die Eignung des Überwachungssystems betrifft, ist die Nichteinhaltung von
Dokumentationspflichten ein Mangel, der die Einhaltung der Organisationsregeln berührt. Nach Auffassung
von Schindler/Rabenhorst, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 105 stellt
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Wegen der Dynamik wirtschaftlicher Verhältnisse und wegen der daraus resultierenden Dy-

namik der Unternehmensabläufe kann von der Unternehmensleitung regelmäßig nur gefordert

werden, dass wesentliche Aspekte des Überwachungssystems dokumentiert werden.695

2.2.1.3. Beurteilung der Eignung des Überwachungssystems in Bezug auf die Früher-

kennung bestandsgefährdender Entwicklungen

2.2.1.3.1. Anforderungen an ein Überwachungssystem

Der Abschlussprüfer hat nach § 317 Abs. 4 HGB zu beurteilen, ob der Vorstand die einge-

richteten Maßnahmen in einer geeigneten Form getroffen hat. In der Literatur bestehen unter-

schiedliche Auffassungen darüber, welche Maßstäbe für die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB

zugrunde zu legen sind. Der Schwerpunkt der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB besteht nach

herrschender Meinung in der Feststellung, ob ausreichende und angemessene Maßnahmen zur

Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen nach § 91 Abs. 2 AktG existieren.696

Nach der vom Bundesministerium der Justiz und der vom IDW geführten Erörterung zur Be-

urteilung des Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB hat der Abschlussprüfer keine

„Optimalitätsbeurteilung“ vorzunehmen.697

                                                                                                                                                                                    
das Fehlen einer geeigneten Dokumentation lediglich die Ordnungsmäßigkeit der Risikofrüherkennungssy-
stem in Frage. Nach Auffassung von Wolf, DStR 2002, 466 ff. ist der Inhalt eines Risikomanagementhand-
buchs unternehmensspezifisch, sollte allerdings mindestens die Unternehmensziele, Geltungsbereich und De-
finition der Wesentlichkeitskriterien/Risikotragfähigkeitskalkül beinhalten.

695 Vgl. Spindler, Unternehmensorganisationspflichten, S. 436 u. Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagement-
systemen, S. 247.

696 Vgl. Zimmer/Sonneborn, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 158; Bol-
senkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 162 f.; Hommelhoff/Mattheus, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v.
Dörner/Horváth/Kagermann, 5 (23); Roth, Unternehmerisches Ermessen und Haftung des Vorstands,
S. 112 f.; Ludewig, DB 2000, 634 (636); Gernoth, DStR 2001, 299 (301 u. 305). Vgl. auch Streißle, Die akti-
enrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG, insbesondere S. 138 f.; Böcking/Orth, WPg 1998,
351 (360). Nach Auffassung von Drygala/Drygala, ZIP 2000, 297 (299) ist das einzurichtende System nur ge-
eignet, wenn systematisch Risiken erkannt werden; die auf Zufall oder Stichproben beruhende Risikoerfas-
sung ist danach nicht ausreichend. Ähnlich Giese, WPg 1998, 451 (453). Zu weitgehend ADS, 6. Aufl., § 317
Rn. 227 wonach der Abschlußprüfer sich von der Vollständigkeit der getroffenen Maßnahmen zu überzeugen
hat. Nach Ansicht von Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1886 (1892) ist Maßstab für die Zweckmäßigkeit des
Überwachungssystems, ob das Überwachungssystem den Zielen bzw. der Strategie des Unternehmens gerecht
wird. Nach Auffassung von Schäfer, Das Überwachungssystem nach § 91 Abs. 2 AktG unter Berücksichti-
gung der besonderen Pflichten des Vorstands, S. 218 hat der Abschlussprüfer nicht zu beurteilen, ob die rich-
tigen Instrumente zur Früherkennung von Risiken eingesetzt wurden; erst wenn ihre fehlende Eignung offen-
sichtlich ist oder sogar eine missbräuchliche Auswahl ungeeigneter Instrumente vermutet werden muss, hat
der Abschlussprüfer einzuschreiten.

697 Vgl. IDW, FN-IDW 1997, 4 (8).
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Da nach § 91 Abs. 2 AktG bestandsgefährdende Entwicklungen zu erkennen sind, wird in der

Literatur teilweise angenommen, dass eine Ausrichtung der Maßnahmen auf diejenigen Risi-

ken ausreichend ist, die den Bestand gefährden oder sich wesentlich auf die Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage auswirken können.698 Dem steht allerdings die Forderung des § 91

Abs. 2 AktG gegenüber, dass bestandsgefährdende Entwicklungen früh zu erkennen sind.

Somit umfasst der Anwendungsbereich des § 91 Abs. 2 AktG nicht nur die Überwachung we-

sentlicher Risiken,699 sondern es sind auch solche Risiken zu untersuchen, die in ihrem Zu-

sammenwirken im Zeitablauf zu einer bestandsgefährdenden Entwicklung führen können700.

Die Einrichtung eines sehr engmaschigen Überwachungssystems, in dem alle vorstellbaren

Risiken und Abläufe überwacht werden, ist unwirtschaftlich, so dass einer zu intensiven

Überwachungstätigkeit Grenzen gesetzt sind.701 Zudem wird Managementansätzen, bei der

Verantwortung vermehrt delegiert wird und Überwachung demzufolge eine geringere Rolle

spielt („Vertrauensorganisation“), zum Teil eine risikoreduzierende Wirkung wegen einer

Erhöhung der Motivation der Mitarbeiter und wegen der schnelleren Anpassungsfähigkeit der

Unternehmensabläufe beigemessen.702 Dies steht der Forderung nach einem sehr engmaschi-

gen Überwachungssystem entgegen.

Die Beurteilung der nach § 91 Abs. 2 AktG eingerichteten Maßnahmen durch den Prüfer kann

anhand der einzelnen Komponenten des Überwachungssystems (Kontrollumfeld, Risikoerfas-

sung, Kontrollaktivitäten, Information und Kommunikation, Überwachung des internen Kon-

trollsystems) konkretisiert werden (vgl. Abb. C-13), wobei bei der jeweiligen Aufgabenerfül-

                                                          
698 Vgl. Bitz, Risikomanagement nach KonTraG, S. 10, 14 u. 17 f.; Zimmer/Sonneborn, in: Risikomanagement

nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 177 u. 180. Ähnlich Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071
(2073 f.).

699 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, P 10 f.; Wall, WPg 2003, 457 (465); Picot, in: Risikomanagement nach dem
KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 122; Dörner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v.
Dörner/Horváth/Kagermann, 193 (198); Ernst, Auswirkungen des KonTraG auf Rechnungslegung und Prü-
fung, hrsg. v. Baetge, 1 (8); Brebeck/Herrmann, WPg 1997, 381 (383); Schulze, Die Berichterstattung über
Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem KonTraG, S. 145; Henselmann, in: Risikomana-
gement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (37); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 30 f.; Jacob, WPg
2001, 237 (239). Nach Auffassung von Saitz, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun,
69 (73), muss ein Frühwarnsystem ungünstige Entwicklungen bereits zu einem Zeitpunkt erkennen, zu dem
sich diese noch nicht in der Buchhaltung niedergeschlagen haben.

700 Vgl. IDW, PS 340.10, WPg 1999, 658 (659).
701 Vgl. auch Bitz, Risikomanagement nach KonTraG, S. 22; Brebeck/Herrmann, WPg 1997, 381 (383); Hof-

mann, Prüfungs-Handbuch, 3. Aufl., S. 59 u. 173 f.; Fleischer, AG 2003, 291 (294 f.); Hommelhoff/Mattheus,
in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 5 (13); Kremers, Risikoübernahme
in Industrieunternehmen, S. 67; Zimmer/Sonneborn, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lan-
ge/Wall, § 1 Rn. 158; Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalen-
bach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 113; Kohlhoff/Langenhan/Zorn, ZIR
2000, 2 (5); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 68; Dobler, DStR 2001, 2086 (2089).

702 Vgl. Horváth, WPg-Sonderheft 2003, S211; Spindler, Unternehmensorganisationspflichten, S. 378 ff.
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lung (z. B. Risikoerfassung) ein weiter Ermessensspielraum der Geschäftsleitung und der

nachgeordneten Mitarbeiter in Bezug auf die hierzu durchzuführenden Maßnahmen besteht703.

Risikoerfassung Kontrollaktivitäten
Information und
Kommunikation

Überwachung des internen
Kontrollsystems

Kontrollumfeld
Komponenten des Über-
wachungssystems und
zugehörige Kriterien

Kriterien für die Beur-
teilung der Komponenten
des Überwachungssystems

-  Fortentwick lung des Ris iko-
  und Kontro l lbewusstseins
  bei  den Mitarbei tern durch
  d ie Geschäf ts le i tung

  

-  Frühzei t ige Erfassung al ler
   wesent l ichen Ris iken
-  Geeignete Ris ikoanalyse
  (zumindest  Einte i lung der
  ident i f iz ierten Risiken in
  Ris ikoklassen)

-  Vorhandensein geeigneter
   Ziele bei den Kontrol l -
   maßnahmen
-  Vorhandense in  von
   Funkt ionstrennung
-   Angemessene In tens i tä t
   der  Kont ro l lmaßnahmen

-  Zei tnahe Unterr ichtung der
  Geschäf ts le i tung und der
  Mitarbeiter
-  Flexib i l i tä t  der  Kommuni-
  kat ionsstrukturen bei  Ei lbe-
  dürf t igkei t  der Informat ion
-  Zugr i f fsbeschränkungen
   von vertraul ichen Infor-
   mat ionen

-  Unabhängigkei t  der  in ternen
  Revis ion
- Qual i f iz ierte  Mitarbeiter
-  Angemessene Auss ta t tung
  der internen Revis ion
-  Sorgfä l t ige Planung,  Durch-
  führung und Überwachung
  der internen Revis ion
-  Angemessener  In format ions-
  austausch mi t  der  Geschäf ts-
   le i tung

Übergeordnete Kritierien
für die Beurteilung des
Überwachungssystems

-   Gee ignete  Dokumenta t ion  zum Überwachungssystem
-  Eindeut ige Zuordnung der  Verantwort l ichkei ten zu den Mi tarbei tern bzw. zu den jewei l igen Unternehmensbereichen
-  Kont inuier l iche Weiterbi ldung der Mitarbei ter

Abb. C-13: Kriterienkatalog zur Beurteilung des Überwachungssystems

Ein günstiges Kontrollumfeld ist Voraussetzung für die Wirksamkeit eines eingerichteten

Überwachungssystems,704 so dass das Kontroll- und Risikobewusstsein der Mitarbeiter und

deren Bereitschaft zur Meldung von Risiken seitens der Geschäftsleitung gefördert werden

sollte.705 Das Kontrollumfeld wird bestimmt durch die Bedeutung von Integrität und ethischen

Werten im Unternehmen, die Bedeutung der fachlichen Kompetenz im Unternehmen, die

Unternehmenskultur und -philosophie im Unternehmen sowie das dadurch vermittelte Werte-

verständnis der Mitarbeiter, den Führungsstil der Unternehmensleitung, die Zuordnung von

Weisungsrechten und Verantwortung, die Überwachungstätigkeit des Aufsichtsrats sowie die

Grundsätze der Personalpolitik.706

                                                          
703 Zu Maßnahmen zur Durchführung der einzelnen Prozesse des Risikomanagements vgl. Kapitel A 2.1.
704 Vgl. IDW, PS 260.16, WPg 2001, 821.
705 Das Kontrollumfeld ist regelmäßig nicht unmittelbar prüfungsfähig, da es nicht „greifbar“ ist und regelmäßig

keine geeigneten Prüfungskriterien hierfür existieren. Vgl. auch Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 136.
706 Vgl. IDW, PS 260.16, WPg 2001, 821.
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Die (organisatorischen) Maßnahmen zur Risikoerfassung müssen gewährleisten, dass alle we-

sentlichen Risiken identifiziert werden.707 Der Prüfer hat zu beurteilen, ob die Risiken früh

identifiziert werden.708 Hinsichtlich der durchgeführten Risikoanalysen ist zu untersuchen, ob

die Risiken in geeigneter Weise gemessen oder zumindest in Risikoklassen eingeteilt werden

und diese Risikomessung/-einschätzung nachvollziehbar ist.709 Geeignete Risikoanalyse

schließt eine kontinuierliche Beurteilung der Risiken und deren Entwicklung ein.

Die Kontrollaktivitäten sind durch das Vorhandensein geeigneter Kontrollziele, durch die Exi-

stenz von Funktionstrennung sowie durch die Intensität der Maßnahmen (z. B. Stichproben-

prüfung oder Vollprüfung, Anzahl der zu kontrollierenden Angestellten eines Überwachungs-

trägers, etc.) bzw. der Häufigkeit der Maßnahmen (einmalige, gelegentliche oder permanente

Überwachung) gekennzeichnet.710 Das Vorhandensein von Kontrollzielen (z. B. Kontrolle von

20 % der Aufwendungen bestimmter Projekte in Bezug auf deren Wirtschaftlichkeit), die bei-

spielsweise in Arbeitsanweisungen enthalten sein können, unterstützt die Durchführung der

Kontrollaktivitäten in Übereinstimmung mit übergeordneten Unternehmenszielen.711 Nach

dem Grundsatz der Funktionstrennung dürfen bestimmte Aufgabenstellungen nicht in einer

Person vereinigt sein (z. B. vollziehende Aufgaben wie Einkauf/Vertrieb und deren Kontrol-

le), da ansonsten die Gefahr besteht, dass dolose Handlungen vorgenommen und verschleiert

werden können712. Die Intensität der Überwachungsmaßnahmen sollte davon abhängen, wie

hoch das mit der Kontrollaktivität verbundene Risiko von der Unternehmensleitung einge-

schätzt wird (risikoorientierte Überwachung), so dass intensivere Überwachungsmaßnahmen

                                                          
707 Vgl. auch Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im Treasury, S. 8; Oechsle/Wirth, in: Re-

form des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (584); Hen-
selmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (41). Zur Erkennung von bislang nicht
identifizierter Risiken stehen dem Prüfer im Grundsatz die selben Methoden zur Verfügung wie dem Unter-
nehmen. Zur Risikoerkennung vgl. Kapitel A 2.1.1. Zur Prüfung, ob seitens des prüfungspflichtigen Unter-
nehmens alle wesentlichen Risiken erfasst werden, werden meist Checklisten als Prüfungshilfsmittel verwen-
det. Vgl. Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (185); Bitz,
Risikomanagement nach KonTraG, S. 9.

708 Vgl. Gleißner/Füser, DB 2000, 933. Vgl. auch Kohlhoff/Langenhan/Zorn, ZIR 2000, 2 (4), die die Ansicht
vertreten, dass grundsätzlich einmal im Jahr eine Risikoinventur erfolgen sollte; unterjährig neu auftretende
Risiken müssen außerhalb der Risikoinventur erfasst werden. Nach den empirischen Ergebnissen von Wolf,
DStR 2002, 1729 (1730 f.) ist der Einsatz von Frühindikatoren in der Praxis wenig ausgeprägt und vielmals
erfolgt nur eine jährliche Risikoinventur.

709 Vgl. Gleißner/Füser, DB 2000, 933; Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2083); Brebeck/Förschle, in: Das
Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (186).

710 Vgl. auch IDW, PS 260.50 ff., WPg 2001, 821 (827 f.). Vgl. auch Boycott, ZIR 1997, 259 ff. zu den Kon-
trollkriterien des Kanadischen Instituts der Wirtschaftsprüfer.

711 Vgl. WP-Handbuch 2006, R 237.
712 Vgl. IDW, PS 260.51, WPg 2001, 821 (827).
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in denjenigen Unternehmensbereichen bestehen sollten, die durch hohe Verlustgefahren ge-

kennzeichnet sind.

Die Komponente Information/Kommunikation stellt sicher, dass die Ergebnisse der Überwa-

chung und sonstige wesentliche Daten (z. B. Informationen über den Auftragsbestand, Liqui-

dität, etc.) der Unternehmensleitung und den Mitarbeitern zeitnah und übersichtlich zur Ver-

fügung gestellt werden. Regelungen bezüglich der Kommunikation zeichnen sich durch die

Häufigkeit der Berichterstattung aus. Risiken, bei denen in Bezug auf Verlusthöhe und -wahr-

scheinlichkeit sich häufig kurzfristige Veränderungen ergeben, bedürfen tendenziell einer häu-

figeren Berichterstattung als Risiken, die im Zeitablauf eine hohe Konstanz aufweisen.713 Bei

Eilbedürftigkeit müssen die Kommunikationsstrukturen derart flexibel sein, dass Kommuni-

kationswege sowie Periodizitäten der Berichterstattung verkürzt werden.714 Vertrauliche In-

formationen müssen durch Zugriffsbeschränkungen geschützt sein.

Die Überwachung des internen Kontrollsystems wird ab einer bestimmten Unternehmensgrö-

ße von der Stabsabteilung interne Revision wahrgenommen.715 Die Interne Revision soll di-

rekt der Geschäftsführung unterstellt sein, da ansonsten die erforderliche Unabhängigkeit von

den einzelnen zu prüfenden Unternehmensbereichen nicht gewährleistet ist.716 Qualifizierte

Mitarbeiter in der internen Revision tragen dazu bei, dass Schwachstellen des Überwachungs-

systems aufgedeckt werden können.717 Die Tätigkeit der internen Revision muss sorgfältig

geplant, durchgeführt und überwacht werden.718 Ungewöhnliche Sachverhalte, die der inter-

                                                          
713 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 59. Vgl. auch Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung,

hrsg. v. IDW, 229 (248).
714 Vgl. IDW, PS 340.12, WPg 1999, 658 (659); v. Hohnhorst, in: Herausforderung Risikomanagement, hrsg. v.

Hölscher/Elfgen, 91 (104); WP-Handbuch 2006, P 59; Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317
Rn. 84.

715 Vgl. auch Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im Treasury, S. 108; Kaufmann, Die Prü-
fung kommunaler Unternehmen, S. 164.

716 Vgl. Lück, Risikomanagementsystem und Überwachungssystem, 2. Aufl., S. 223 ff.; Heinhold/Wotschofsky,
HWRP, 3. Aufl., Sp. 1217 (1223 f.); IIR, ZIR 2002, 214 (220); Hanenberg, WPg 2001, 392 (399);
Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 81; Kaufmann, Die Prüfung kommunaler Unter-
nehmen, S. 165. Vgl. auch Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im Treasury, S. 108 u. in:
Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 177 (202), wo-
nach eine Nichtbeachtung des Unabhängigkeitsgrundsatzes als Organisationsmangel qualifiziert werden
müsste.

717 Vgl. IDW, PS 321.17, WPg 2002, 686 (688); Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im
Treasury, S. 108 u. in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 177 (202); Lück, WPK-Mitt. 2001, 21 (23); Hanenberg, WPg 2001, 392 (399); Hein-
hold/Wotschofsky, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1217 (1222); Peemüller, BB 2001, 1347 (1353); Hofmann, Prü-
fungshandbuch, 3. Aufl., S. 115 ff.; Lück, Risikomanagementsystem und Überwachungssystem, 2. Aufl.,
S. 223 ff.; Amling/Bischof, ZIR 1999, 44 (52 f.).

718 Vgl. IDW, PS 321.17, WPg 2002, 686 (688).



150

nen Revision aufgefallen sind, müssen ordnungsgemäß geklärt werden.719 Der Schwerpunkt

der Tätigkeiten der internen Revision sollte insbesondere bei solchen Unternehmensabläufen

liegen, die mit hohen Verlustgefahren verbunden sind oder die sich geändert haben, so dass

die interne Revision umfassend über wesentliche Entscheidungen des Managements infor-

miert sein sollte720. Die interne Revision sollte ihrerseits zeitnah über wesentliche Prüfungs-

feststellungen schriftlich dem Vorstand berichten. Die Berichte sind in Übereinstimmung mit

den durchgeführten Arbeiten abzufassen721 und die Schlussfolgerungen sollten ausreichend

begründet werden. Die Beseitigung festgestellter Systemmängel ist von den Mitarbeitern der

internen Revision zu überwachen.722 In Abhängigkeit vom Aufgabengebiet der internen Revi-

sion und der Qualität der Revisionstätigkeiten können die Tätigkeiten der internen Revision

die Grundlage für die Prüfungshandlungen des Abschlussprüfers darstellen.723

Übergeordnete Kriterien für die Beurteilung des Überwachungssystems stellen die geeignete

Dokumentation des Überwachungssystems, die eindeutige Zuordnung von Verantwortlich-

keiten zu den Mitarbeitern sowie die kontinuierliche Weiterbildung der Mitarbeiter dar. Die

Dokumentation des Überwachungssystems ist zur Sicherstellung der dauerhaften, perso-

nenunabhängigen Funktionsfähigkeit des Überwachungssystems und zum Nachweis der Er-

füllung der aus § 91 Abs. 2 AktG resultierenden Vorstandspflichten erforderlich.724 Die Zu-

ordnung von Verantwortlichkeiten (üblicherweise nach Hierarchieebenen abgestuft)725 ge-

währleistet eine klare Aufgabenverteilung bei der Überwachung. Schulungsmaßnahmen (z. B.

Schulungen über neue Controlling- oder Revisionskonzepte) sind vor allem zur Fortentwick-

lung des eingerichteten Überwachungssystems erforderlich.

                                                          
719 Vgl. IDW, PS 321.23, WPg 2002, 686 (688).
720 Vgl. auch Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im Treasury, S. 109; Hanenberg, WPg

2001, 392 (399 f.).
721 Vgl. IDW, PS 321.23, WPg 2002, 686 (688).
722 Vgl. Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im Treasury, S. 109 u. 111; Lück, Risikomana-

gementsystem und Überwachungssystem, 2. Aufl., S. 225; Hanenberg, WPg 2001, 392 (401 f.).
723 Vgl. IDW, PS 321.12, WPg 2002, 686 (687); Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unterneh-

mung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 28 ff.; IIR, IIR
Revisionsstandard Nr. 1, (13), ZIR 2001, 34 (35) u. IIR Revisionsstandard Nr. 2, (9), ZIR 2001, 152 (153);
Heinhold/Wotschofsky, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1217 (1225); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 148 ff. Ähn-
lich Amling/Bischof, ZIR 1999, 44 (46 ff.), nach deren Auffassung Synergieeffekte aus der Zusammenarbeit
der internen Revision mit dem Abschlussprüfer sowie die gesetzlichen Anforderungen gemäß § 91
Abs. 2 AktG nur erfüllt werden können, wenn Qualitätsstandards (insbesondere zur Unabhängigkeit und be-
ruflicher Kompetenz der internen Revision) definiert und eingehalten werden. Nach Ansicht des IIR, IIR-
Revisionsstandard Nr. 1, (5), ZIR 2001, 34 sind die Prüfung des internen Kontrollsystems durch die interne
Revision und die Prüfung des internen Überwachungssystems seitens des Abschlussprüfer durch vergleichba-
re Prüfungshandlungen gekennzeichnet.

724 Vgl. IDW, PS 340.17, WPg 1999, 658 (660).
725 Vgl. IDW, PS 340.13, WPg 1999, 658 (659).
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2.2.1.3.2. Ableitung eines Gesamturteils über das eingerichtete Überwachungssystem

Sofern einzelne der in Abschnitt 2.2.1.3.1 genannten Kriterien zur Beurteilung des Überwa-

chungssystems vom Unternehmen erfüllt werden, bei einzelnen Maßnahmen hingegen Ver-

besserungsbedarf besteht, ist die Beurteilung problematisch, ob der Vorstand insgesamt die

Überwachungsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG erfüllt hat. Die Übereinstimmung der

vom Prüfer als geeignet bzw. notwendig erachteten Überwachungsmaßnahmen mit den im

Unternehmen vorgesehenen Maßnahmen kann im Grundsatz mittels der Nutzwertanalyse

quantifiziert werden.726

Die Nutzwertanalyse ist nach ihrer Grundkonzeption auf die Entscheidungsvorbereitung aus-

gerichtet, bei der auf quantitativer Basis eine Auswahl aus verschiedenen Alternativen (z. B.

Rechtsformen) mittels Festlegung von Teilzielen (z. B. keine unbeschränkte Haftung oder

niedrige Besteuerung) und von deren Bedeutung bei der zugrunde liegenden Entscheidung

vorgenommen wird. Durch einen geringfügig modifizierten Ansatz, in der ein bestehendes

Überwachungssystem mit den Anforderungen an ein geeignetes Überwachungssystem

(100 %)727 bewertet wird, kann ein Urteil über das Überwachungssystem des Unternehmens

bzw. für dessen Teilbereiche abgeleitet werden. Der Abschlussprüfer hat hierzu für die einzel-

nen Anforderungen an das Überwachungssystem den Grad der Übereinstimmung des beste-

henden Überwachungssystems mit einem seiner Auffassung nach geeigneten Überwachungs-

system und die Bedeutung der einzelnen Anforderungen für das Gesamturteil zu bewerten

sowie einen Mindestwert für ein positives Gesamturteil (z. B. 80 %) festzulegen.

Da der Grad der Übereinstimmung eines bestehenden Überwachungssystems mit einem nach

Auffassung des Abschlussprüfers geeigneten Überwachungssystem und die Fixierung eines

Mindestwerts für ein positives Gesamturteil kaum objektivierbar sind, ist der Nutzen einer

quantitativen Beurteilung des Überwachungssystems gering. Schwerwiegende Mängel des

Überwachungssystems können in der Regel nicht durch andere geeignete Überwachungsmaß-

nahmen kompensiert werden. Unzureichende Maßnahmen zur Risikoerfassung in einzelnen

Bereichen des Unternehmens können somit dazu führen, dass der Vorstand über Bestandsge-

                                                          
726 Vgl. auch Göckeritz, Vorläufige Beurteilung des Internen Kontrollsystems im Rahmen der Jahresabschluß-

prüfung, S. 69 ff.
727 Vgl. auch Zaeh, Entscheidungsunterstützung in der risikoorientierten Abschlußprüfung, S. 382.
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fährdungen nicht rechtzeitig informiert wird und dass daher der Vorstand seine Pflicht nach

§ 91 Abs. 2 AktG verletzt.

Bei der Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems nach Section 404

des Sarbanes Oxley Act wird das interne Kontrollsystem als ungeeignet gekennzeichnet, wenn

mindestens eine wesentliche Kontrollschwäche vorliegt.728 Dieser Grundsatz gilt auch bei der

Beurteilung des (umfassenden) Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB. Da bereits ein

wesentlicher Mangel im Überwachungssystem i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG dazu führt, dass kein

geeignetes Überwachungssystem vorliegt bzw. bestandsgefährdende Entwicklungen nicht früh

erkannt werden, kann bei Vorliegen eines solchen Mangels kein positives Urteil bei der Prü-

fung nach § 317 Abs. 4 HGB abgegeben werden und im Ergebnis erübrigt sich die Nutz-

wertanalyse. Die Schwere von Überwachungsmängeln kann wegen der Abhängigkeit der ein-

zelnen bestehenden bzw. erforderlichen Maßnahmen voneinander meist nicht auf quantitativer

Basis erfolgen, so dass eine Beurteilung der Eignung eines Überwachungssystems mittels der

Nutzwertanalyse regelmäßig nicht zweckmäßig ist.

Der Abschlussprüfer hat die Ausgestaltung des Überwachungssystems bzw. die von ihm fest-

gestellten Mängel des Überwachungssystems unter Berücksichtigung der Unternehmensziele,

der Unternehmensgröße und der finanziellen Lage der Gesellschaft im Einzelfall zu beurtei-

len.729 Der Einsatz von Checklisten, die Anforderungen an die Ausgestaltung des Überwa-

chungssystem enthalten, sowie Berichte der internen Revision können bei der Frage Hilfe-

stellung leisten, ob angemessene Überwachungsmaßnahmen vorliegen. Da Risiken von Per-

son zu Person unterschiedlich wahrgenommen werden und da ein Zielkonflikt zwischen Stre-

ben nach Wirtschaftlichkeit und Streben nach Überwachungssicherheit häufig vorliegen

wird730, besteht ein erhebliches Ermessen bei der Organisationsgestaltung. Nur wesentliche

Verstöße gegen allgemein anerkannte betriebswirtschaftliche Grundregeln können zu einem

negativen Urteil über das eingerichtete Überwachungssystem führen. Beispielsweise stellt im

Finanzierungsbereich eine fehlende Funktionstrennung zwischen Erwerb und Überwachung

von Finanzderivaten731 oder eine ungeeignete Kostenkontrolle bei Großprojekten732 einen

                                                          
728 Vgl. WP-Handbuch 2006, R 354 m. w. N.
729 Vgl. auch Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2073); Pollanz, DB 2001, 1317 (1321); ADS, 6. Aufl., § 317

Rn. 231; Franz, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 41 (64).
730 Vgl. auch Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 126; Kremers, Risikoübernahme in Industrieunternehmen,

S. 73; Kromschröder/Lück für den Arbeitskreis "Externe und Interne Überwachung der Unternehmung" der
Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 1998, 1573 (1574).

731 Vgl. Scharpf, DB 1997, 737 (742).
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solchen Verstoß dar. Der Prüfer kann letztlich nur beurteilen, ob der Vorstand in ausreichen-

dem Umfang für Überwachungsmaßnahmen gesorgt hat. Im Hinblick auf eine unter Wirt-

schaftlichkeitsgesichtspunkten vertretbare Prüfung des Überwachungssystems durch den Ab-

schlussprüfer können nur wesentliche Sachverhalte und offensichtliche Systemschwachstellen

einer genaueren Prüfung unterzogen werden.733 Während ein wesentlicher Mangel des Über-

wachungssystems zu einem negativen Prüfungsurteil über das eingerichtete Überwachungssy-

stem führt, kann durch einen Hinweis auf festgestellte geringfügige Systemschwachstellen des

Überwachungssystems im Prüfungsbericht der Beurteilungsmaßstab des Prüfers zum Aus-

druck gebracht werden, wenn der Prüfer ein positives Urteil über das eingerichtete Überwa-

chungssystem abgibt (vgl. Kapitel 3.1.2.2.4).

2.2.1.4. Prüfung der Einhaltung der vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen

Zur Beurteilung der Einhaltung der nach § 91 Abs. 2 AktG vorgesehenen Maßnahmen hat der

Prüfer eine Funktionsprüfung vorzunehmen, bei der in Stichproben untersucht wird, ob den

Handlungsvorgaben Folge geleistet wird.734 Zu diesem Zweck wird er zunächst interne Be-

richte über das Überwachungssystem (z. B. der internen Revision, des Controlling oder der

Abteilung für Qualitätssicherung) auswerten.735 Daneben ist durch Befragungen und Beob-

                                                                                                                                                                                    
732 Vgl. auch Lutter, in: Gesellschaftsrecht in der Diskussion, hrsg. v. der Gesellschaftsrechtlichen Vereinigung,

87 (104).
733 Vgl. auch Wiedmann, WPg 1998, 338 (342) u. IDW, PS 250.6, WPg 2003, 944. Zur Geschäftsführungsprü-

fung vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 78 ff.; Jung, Erweiterung der Abschlußprüfung von Kapitalge-
sellschaften, S. 85. Nach Auffassung von Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prü-
fung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (677) erfordern konkrete Verbesserungsvorschläge für das Über-
wachungssystem umfangreichere Untersuchungen, als sie im Rahmen einer Systemprüfung erforderlich sind.

734 Vgl. IDW, PS 340.31, WPg 1999, 658 (661); Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungsle-
gung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (585 f.); Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v.
Götze/Henselmann/Mikus, 29 (41); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 230; Emmerich, in: Weltweite Rechnungsle-
gung und Wirtschaftsprüfung, hrsg. v. IDW, 339 (348); Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317
Rn. 93; Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1886 (1892).

735 Vgl. IDW, PS 340.31, WPg 1999, 658 (661); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 232; Eggemann/Konradt, BB 2000,
503 (508); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 166; Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (509); IIR-
Arbeitskreis „Interne Revision in der Versicherungswirtschaft“, ZIR 1999, 185 (195). Vgl. auch Am-
ling/Bischof, ZIR 1999, 44 (51), die darauf hinweisen, dass die Ergebnisse der internen Revision für die Ab-
schlussprüfung nur berücksichtigt werden können, wenn Qualitätsanforderungen wie Unabhängigkeit, fachli-
che Kompetenz und Dokumentation eingehalten werden. Dabei kann die Nichtbeachtung der Unabhängigkeit
der internen Revision selbst einen (prüfungsrelevanten) Organisationsmangel darstellen. Vgl. auch Scharpf,
DB 1997, 737 (741 ff.), der weiterhin beispielsweise eine angemessene Personalausstattung der internen Re-
vision und der die Bekanntgabe der für die Revision relevanten Weisungen der Geschäftsleitung an andere
Abteilungen sowie die Überwachung, ob verbesserte Überwachungsmaßnahmen ordnungsgemäß eingeführt
wurden, als Mindestkriterien für die interne Revision kennzeichnet.
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achtungen die Einhaltung der getroffenen Maßnahmen festzustellen.736 Die Überprüfung, ob

die vorgesehenen Maßnahmen tatsächlich durchgeführt werden, wird sich im Regelfall auf

Tests hinsichtlich der Verfahrensschritte bei wesentlichen Risiken bzw. wesentlichen Über-

wachungsmaßnahmen beschränken.737

2.2.2.Durchführung einer Systemprüfung nach § 317 Abs. 4 HGB im Vergleich zu einer

Geschäftsführungsprüfung

2.2.2.1. Grundlagen der Geschäftsführungsprüfung

Eine Gebietskörperschaft738, der die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer

Rechtsform des privaten Rechts oder der mindestens der vierte Teil der Anteile gehört und der

zusammen mit anderen Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile zusteht, kann unter

Bezugnahme auf § 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG verlangen, dass dieses Unternehmen im Rahmen der

Abschlussprüfung auch die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung prüfen lässt. Bei juristi-

schen Personen des öffentlichen Rechts hat nach § 55 Abs. 2 HGrG eine Prüfung entspre-

chend § 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG zu erfolgen. Darüber hinaus ergeben sich Geschäftsführungs-

prüfungen i. S. d. § 53 HGrG aus den jeweiligen Eigenbetriebsverordnungen der Länder.739

Bei Genossenschaften muss die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung nach § 53 GenG

ebenfalls geprüft werden. Des Weiteren kann eine Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Ge-

schäftsführung auf freiwilliger Grundlage zwischen dem Auftraggeber der Jahresabschluss-

prüfung und dem Abschlussprüfer vereinbart werden.740

                                                          
736 Vgl. auch IDW, PS 340.31, WPg 1999, 658 (661); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 232; Brebeck/Förschle, in: Das

Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (186); Henselmann, in: Risikomanagement,
hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (41).

737 Vgl. auch Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2085); Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (508); Klöbb,
DStR 2002, 415 (416).

738 Die Bestimmung des § 53 HGrG, die nach § 49 HGrG unmittelbar für Bund und Länder gilt, räumt den Ge-
bietskörperschaften – zu ihnen gehören auch die Gemeinden und Gemeindeverbände – das Recht zur Ge-
schäftsführungsprüfung ein. Die Vorschrift des § 53 HGrG bildet in Verbindung mit Regelungen der Bundes-
haushaltsordnung, den Haushaltsordnungen der Bundesländer sowie mit Bestimmungen des Kommunalrechts
und mit spezialgesetzlichen Regelungen die Grundlage für zahlreiche Geschäftsführungsprüfungen. Vgl. auch
Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 25 f.; Kaufmann, Die Prüfung kommunaler Unternehmen, S. 31 ff.

739 Vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 26.
740 Vgl. IDW, PS 450.19, WPg 2006, 113 (115); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 6; Tröller, Möglichkeiten

zur Schließung der Erwartungslücke bei der Prüfung deutscher Konzernabschlüsse, S. 239 f.
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Der Begriff Geschäftsführung kann sowohl institutionell als auch funktional verstanden wer-

den.741 Bei einer institutionellen Auslegung der Geschäftsführung ist die Prüfung der Ge-

schäftsführung ausschließlich auf das mit der Geschäftsführung beauftragte Organ gerichtet.

Nach herrschender Meinung ist in erster Linie der funktionale Geschäftsführungsbegriff bei

der Definition des Prüfungsgegenstands maßgeblich.742 Der Prüfer hat in dem Umfang die

Tätigkeiten der den gesetzlichen Vertretern nachgeordneten Mitarbeiter zu prüfen, wie diese

maßgebliche Geschäftsführungsaufgaben wahrnehmen.743 Die Organisation des Überwa-

chungsorgans (insbesondere Aufsichtsrat), das die Geschäftsführung überwacht und somit

letztlich auch in den Entscheidungsprozess eingreift, ist ebenfalls in die Geschäftsführungs-

prüfung einzubeziehen.744

Bei der Geschäftsführungsprüfung (nach § 53 HGrG)745 kommt dem Begriff der Ordnungs-

mäßigkeit eine doppelte Bedeutung zu.746 Zum einen gibt er den Maßstab für die Beurteilung

der geprüften Sachverhalte (theoretisches „Soll-Objekt“) vor (die Geschäftsführung hat ord-

nungsgemäß zu sein). Zum anderen wird die „Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung“ auch

als Prüfungsgegenstand aufgefasst, so dass nicht die Geschäftsführung in ihrer Gesamtheit

Gegenstand der Prüfung ist. Die Geschäftspolitik747 sowie Managementqualität748 sind nicht

Gegenstand der Geschäftsführungsprüfung, da sich hierfür keine verbindlichen Beurteilungs-

maßstäbe entwickeln lassen.749 Als prüfbar wird angesehen, ob die Geschäftsführung in Über-

einstimmung mit externen und internen Regelungen (z. B. Geschäftsordnung) handelt und ob

sie vor ihren Entscheidungen die Möglichkeiten einer nach betriebswirtschaftlichen Erkennt-

                                                          
741 Vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 12 ff.; Potthoff, WPg 1966, 586 (587); Kaufmann, Die Prüfung

kommunaler Unternehmen, S. 65 ff.
742 Vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 13; Kaufmann, Die Prüfung kommunaler Unternehmen, S. 67.
743 Vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 14; Kaufmann, Die Prüfung kommunaler Unternehmen, S. 67 u.

69.
744 Vgl. auch IDW, PS 720.16, Fragenkreise 1 u. 2, WPg 2000, 326 (327).
745 Obwohl bei Genossenschaften expressis verbis die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung zu beurteilen

ist, umfasst die Prüfung nach § 53 GenG nach allgemeiner Auffassung auch eine Prüfung der Zweckmäßigkeit
der Geschäftsführung, da die genossenschaftliche Prüfung als Betreuungsprüfung durch Prüferverbände kon-
zipiert ist. Vgl. Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 327; Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8,
Rn. 71 m. w. N.

746 Vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8 Rn. 10; Kaufmann, Die Prüfung kommunaler Unternehmen, S. 70 f.;
Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 329; Berkemeyer/Blohm, in: Deutsches Bilanzrecht -
In der Krise oder im Aufbruch, hrsg. v. Baetge, 97 (118).

747 Eine Beurteilung der Geschäftspolitik im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG ablehnend Eibelshäuser,
WPK-Mitt. 1997, 166 (169 ff.); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 9 f., 70 ff. u. 75; Forster, WPg 1975,
393 (398); Tröller, Möglichkeiten zur Schließung der Erwartungslücke, S. 240; ADS, 6. Aufl., § 317
Rn. 96 f. u. § 321 Rn. 250.

748 Vgl. Potthoff, DB 1981, 2185 (2186); Künnemann/Brunke, HWRP, 3. Aufl., Sp. 921 (929).
749 Nach herrschender Meinung wird nur der rational erfassbare Teil der Geschäftsführung als Gegenstand der

Prüfung erachtet. Vgl. Kaufmann, Die Prüfung kommunaler Unternehmen, S. 71.
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nissen sinnvollen Entscheidungsvorbereitung ausgeschöpft hat.750 Demnach ist beispielsweise

vom Prüfer zu beurteilen, ob Investitionen in angemessener Weise geplant und vor Realisie-

rung auf Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft sowie die Durchführung

laufend überwacht worden ist.751

Die Geschäftsführungsprüfung wird regelmäßig in die drei Prüfungsbereiche Geschäftsfüh-

rungsorganisation, Geschäftsführungsinstrumentarium sowie Geschäftsführungstätigkeit un-

terteilt (Abb. C-14):752

Ordnungsmäßigkei t  der
Geschäftsführung

Ordnungsmäßigkei t  der
Geschäftsführungs-

organisation

O rdnungsmäßigkeit  des
Geschäftsführungs-

instrumentar iums

Ordnungsmäßigkei t  der
Geschäftsführungs-

tätigkeit

- Zusammensetzung  und
Tät igkei t  von Über-
wachungsorganen und
Geschäf ts le i tung

-  Regelungen für  Über-
wachungsorgan und
Geschäf ts le i tung

- Aufbau-  und ablauforganisa-
tor ische Grundlagen

-  P lanungswesen

-  Rechnungswesen,  In forma-
t ionssystem und Control l ing

-  Ris ikofrüherkennungs-
system

- Finanzinstrumente,  andere
Termingeschäf te ,  Opt ionen
und Der ivate

- Interne Revis ion

- Vers icherungsschutz

- Zust immungsbedür f t ige
Rechtsgeschäf te  und
M a ß n a h m e n

- Übere ins t immung der
Geschäf te  und  Maßnahmen
mit  Gesetz,  Satzung,
Geschäf tsordnung und
bindenden Besch lüssen des
Überwachungsorgans

- Ber ichterstat tung an das
Überwachungsorgan

- Durchführung von Invest i -
t ionen

- Auft ragsvergabe, L ieferver-
pf l ichtungen und Entgel t -
rege lungen

Abb. C-14: Geschäftsführungsprüfung und zugehörige Themenkomplexe

                                                          
750 Vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 110; Eibelshäuser, WPK-Mitt. 1997, 166 (171); Künne-

mann/Brunke, HWRP, 3. Aufl., Sp. 921 (929).
751 Vgl. DW, PS 720, (18, Fragenkreis 13), WPg 2000, 326 (330). Da bei einer unangemessenen Risikohandha-

bung des Vorstands bzw. unzweckmäßigen Geschäftsführungsmaßnahmen die Sorgfaltspflichten des Vor-
stands nach § 76 Abs. 1 i. V. m. § 93 AktG ergebnisbezogen verletzt werden und somit die Geschäfte der Ge-
sellschaft nicht ordnungsgemäß geführt wurden, kann letztlich die Unterscheidung zwischen einer Prüfung der
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und einer umfassenden Geschäftsführungsprüfung kaum überzeu-
gen.

752 Vgl. IDW, PS 720.16 ff., WPg 2000, 326 (327 ff.). Vgl. z. B. auch Potthoff, WPg 1966, 586 (587 ff.); Bol-
senkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 85 ff.; Kaufmann, Die Prüfung kommunaler Unternehmen, S. 87 ff.; Eibels-
häuser, WPK-Mitt. 1997, 166 (170).
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Nach dem Fragenkatalog des IDW PS 720753 sind bei der Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit

der Geschäftsführungsorganisation Zusammensetzung und Tätigkeit der Überwachungsorgane

und der Geschäftsleitung sowie die Regelungen für diese Gremien durch den Abschlussprüfer

zu beurteilen. Die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentari-

ums umfasst die Beurteilung von aufbau- und ablauforganisatorischen Grundlagen, Pla-

nungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling, Risikofrüherkennungs-

system754, Finanzinstrumente, interne Revision sowie Versicherungsschutz. Im Hinblick auf

die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit sind beispielsweise Fragen nach zu-

stimmungsbedürftigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen und deren Übereinstimmung mit

Gesetz oder internen Regelungen, Berichterstattung an das Überwachungsorgan sowie die

Durchführung von Investitionen vom Prüfer zu beantworten.

2.2.2.2. Unterschiede zwischen der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB und der Geschäfts-

führungsprüfung

Gegenstand der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB ist eine partielle, in § 91 Abs. 2 AktG gere-

gelte Verpflichtung des Vorstands. Bei der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfüh-

rung werden die allgemeinen, im Ergebnis aus der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissen-

haften Geschäftsleiters i. S. d. § 93 Abs. 1 S. 1 AktG ableitbaren Verpflichtungen (d. h. ein-

schließlich der Verpflichtung zur Einrichtung eines Überwachungssystems) zugrunde ge-

legt,755 so dass eine Prüfung des Überwachungssystems Bestandteil einer Geschäftsführungs-

prüfung ist756 und die Geschäftsführungsprüfung über die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB

hinausgeht.757

Der IDW PS 720 enthält Fragenkomplexe, die bei der Prüfung des Überwachungssystems

nach § 317 Abs. 4 HGB nicht beachtet werden müssen. Beispielsweise ist die Verpflichtung

des Vorstands nach § 90 AktG, den Aufsichtsrat insbesondere über die Unternehmensplanung

                                                          
753 Vgl. IDW, PS 720, WPg 2000, 326 ff.
754 Im Entwurf des PS 720 war der Fragenkreis „Risikofrüherkennungssystem“ mit „Risikomanagementsystem“

betitelt gewesen. Vgl. IDW, EPS 720.18, Fragenkreis 8, WPg 1999, 472 (475).
755 Vgl. beispielsweise Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 115 f.; ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 94 u. § 321

Rn. 250; Künnemann, HWRP, 3. Aufl., Sp. 921 (925); Karehnke, AG 1970, 259 (262); Forster, WPg 1975,
393 (398); Loitz, BB 1997, 1835 (1838).

756 Vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 54; Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2079); ADS, 6. Aufl.,
§ 317 Rn. 95 u. 222.

757 Vgl. auch IDW, PS 720.8, WPg 2000, 326 (327); Hachmeister, DStR 1999, 1453 (1460).
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zu unterrichten, nur im Rahmen einer Geschäftsführungsprüfung zu untersuchen.758 Gleiches

gilt für die Fragenkreise, die die interne Organisation des Vorstands und des Aufsichtsrats

sowie die Übereinstimmung der Geschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung und Ge-

schäftsordnung betreffen. Allerdings können im Einzelfall Sachverhalte, die bei der Prüfung

des Überwachungssystems festgestellt wurden, im Prüfungsbericht gemäß § 321 Abs. 1

S. 3 HGB als Anhaltspunkte für einen Gesetzesverstoß zu würdigen sein (z. B. fehlende Be-

richterstattung des Vorstands an den Aufsichtsrat über wesentliche geplante Geschäftsfüh-

rungsmaßnahmen oder über Kostenüberschreitungen bei Investitionen).759

Das IDW und weite Teile der Literatur vertreten die Ansicht, dass es sich bei der Prüfung

nach § 317 Abs. 4 HGB um eine Systemprüfung und nicht um eine Geschäftsführungsprüfung

handelt.760 Fraglich ist, ob einer Geschäftsführungsprüfung (nach § 53 HGrG)761 eine andere

Prüfungsausrichtung als einer Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB zugrunde liegt.

In der Prüfungsliteratur wird zwischen System-/Verfahrensprüfungen und Ergebnisprüfungen

unterschieden.762 Während Ergebnisprüfungen sich auf das Resultat bestimmter Vorgänge

                                                          
758 Vgl. auch Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 348.
759 Vgl. Hachmeister, HWRP, 3. Aufl., 487 (499); Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 348.
760 Vgl. IDW, PS 340.19, WPg 1999, 658 (660); ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 233; Eggemann/Konradt, BB 2000,

503 (506); Spanier, WPg 2001, 767 (769); Dörner, DB 2000, 101 (103) u. WPg 1998, 302 (305), sowie in:
Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (243); Lachnit/Müller,
Festschrift Strobel, 363 (383); Schruff, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW,
149 (152); Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1886 (1892); Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements
nach KonTraG, S. 64; Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 86; Brebeck/Förschle, in:
Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (184); Arbeitskreis „Externe und Interne
Überwachung der Unternehmung“, DB Beilage 11/2000, Rn. 131; Henselmann, in: Risikomanagement,
hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (42); Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im Trea-
sury, S. 9. Nach Auffassung von Böcking/Orth, WPg 1998, 351 (359 f.) hat der Abschlussprüfer nach § 317
Abs. 4 HGB Bestandteile der Geschäftsführungsorganisation und des Geschäftsführungsinstrumentariums zu
beurteilen.

761 Der Begriff der Geschäftsführungsprüfung wird unterschiedlich gebraucht. Während der Aufsichtsrat für eine
umfassende Prüfung der Geschäftsführung verantwortlich ist, prüft der Abschlussprüfer nach § 53 HGrG le-
diglich die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung. Die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB beinhaltet eine
Beurteilung der Vorstandsverpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG, so dass eine Geschäftsführungsprüfung in
Bezug auf das Überwachungssystem vorgenommen wird.

762 Vgl. Künnemann/Brunke, HWRP, 3. Aufl., Sp. 921 (928 f.); Orth, Abschlussprüfung und Corporate Go-
vernance, S. 336; Jung, Erweiterung der Abschlußprüfung von Kapitalgesellschaften, S. 89 ff.; Hilke, in:
Handbuch Organisation, hrsg. v. Linnert, 49 (54 f.). Die Begriffe Verfahrens- und Systemprüfung werden
zum Teil synonym verwendet. Vgl. Hömberg, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1852 (1857). Loitz, BB 1997, 1835 ff.
unterscheidet Entscheidungs- und Systemprüfungen. Giese schlägt eine Prüfung des Frühwarnsystems in
Form der Beurteilung der aus diesem System resultierenden Informationen vor. Vgl. Giese, WPg 1998, 451
(457). Nach Ansicht von Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 196 f. ist bei der Prüfung
nach § 317 Abs. 4 HGB eine Datenprüfung unzulässig, wobei er allerdings darauf hinweist, dass Risikobe-
richte als Prüfungsnachweise fungieren können und die Informationen für die Berichterstattung im Lagebe-
richt relevant sein können. Demzufolge geht er auch davon aus, dass es zu einer Vermengung zwischen Sy-
stem- und Ergebnis-/Datenprüfung kommt.
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beziehen (z. B. Angaben des Jahresabschlusses, Güte von sonstigen Informationen oder von

risikobewältigenden Maßnahmen), stehen bei der Systemprüfung die Verfahrensabläufe im

Vordergrund der Prüfung. Bei der Systemprüfung nach § 317 Abs. 4 HGB werden grundsätz-

lich keine risikobehafteten Entscheidungen in Form einer Ergebnisprüfung, sondern Verfah-

rensabläufe und organisatorische Regelungen beurteilt.763

Bei einer Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung ist nach dem IDW PS 720 zu

untersuchen, ob Investitionen angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili-

tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft und ob Durchführung, Budgetie-

rung und Veränderungen von Investitionen laufend überwacht und Abweichungen untersucht

wurden.764 Die Zweckmäßigkeit der Investitionen oder anderer Entscheidungen, d. h. die Fra-

ge, ob andere Investitionsmaßnahmen bzw. Geschäftsführungsentscheidungen aus der Sicht

des Prüfers vorteilhafter gewesen wären, ist aber auch bei einer Prüfung nach § 53 HGrG

nicht zu beurteilen.765 Insbesondere ist nach dem IDW PS 720 nur das Risikofrüherkennungs-

system, nicht jedoch das Risikomanagementsystem in seiner Gesamtheit Prüfungsgegenstand,

so dass die Zweckmäßigkeit risikopolitischer Entscheidungen grundsätzlich nicht zu beurtei-

len ist.766 Da bei der Geschäftsführungsprüfung das Geschäftsführungsinstrumentarium einen

wesentlichen Prüfungsbereich repräsentiert und nur die Entscheidungsvorbereitung einzelner

wichtiger (Investitions-)Entscheidungen beurteilt wird, gelten für die Geschäftsführungsprü-

fung nach § 53 HGrG ähnliche Beschränkungen wie für die Prüfung nach § 317

Abs. 4 HGB.767 Die systematische Risikoerfassung, die wichtigen Geschäftsführungsentschei-

dungen voranzugehen hat, sowie eine Überwachung in Bezug auf die Durchführung von Inve-

stitionsmaßnahmen sind auch Gegenstand einer Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB, so dass kei-

                                                          
763 Eine Ausgrenzung der Maßnahmen zur Risikobewältigung ist bei der Beurteilung des nach § 91 Abs. 2 AktG

einzurichtenden Systems allerdings kaum möglich. Vgl. Kapitel B 1.3.2.2.
764 Vgl. IDW, PS 720.18, Fragenkreis 13, WPg 2000, 326 (330). Vgl. auch Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8,

Rn. 110; Kaufmann, Die Prüfung kommunaler Unternehmen, S. 178.
765 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, L 79; Stefani, Abschlußprüfung, Unabhängigkeit und strategische Interde-

pendenzen, S. 70; Jung, Erweiterung der Abschlußprüfung von Kapitalgesellschaften, S. 90; Tröller, Mög-
lichkeiten zur Schließung der Erwartungslücke, S. 240; Berkemeyer/Blohm, in: Deutsches Bilanzrecht - In
der Krise oder im Aufbruch, hrsg. v. Baetge, 97 (118 f.).

766 Vgl. IDW, PS 720.16, Fragenkreis 6, WPg 2000, 326 (328 f.). Bei der Geschäftsführungsprüfung ist nach
Auffassung von Spanier, WPg 2001, 767 (769 f.) das gesamte Risikomanagement in die Prüfung einzubezie-
hen.

767 Vgl. auch Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 165; Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance,
S. 338 f.
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ne nennenswerte Unterschiede zwischen der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB und der Ge-

schäftsführungsprüfung gemäß § 53 HGrG im Hinblick auf den Prüfungsansatz bestehen.768

Die verbreitete Aussage, dass die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB eine Systemprüfung und

keine Geschäftsführungsprüfung darstellt, ist demnach missverständlich.769 Der Prüfer beur-

teilt nach § 317 Abs. 4 HGB eine Verpflichtung der Geschäftsführung (§ 91 Abs. 2 AktG),

eine darüber hinaus gehende Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung ent-

sprechend § 53 HGrG wird nicht vorgenommen. Eine Prüfung der Zweckmäßigkeit von

(strategischen) Geschäftsführungsentscheidungen ist auch bei einer Geschäftsführungsprüfung

nach § 53 HGrG nicht Gegenstand der Prüfung.

Die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB beinhaltet eine Auseinandersetzung mit den aufbau- und

ablauforganisatorischen Grundlagen770, dem Rechnungswesen, dem Informationssystem und

Controlling771, dem Risikofrüherkennungssystem, den Finanzinstrumenten, der internen Revi-

sion772, dem Versicherungsschutz773 sowie mit der Prüfung der Rentabili-

tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken sowie Durchführung von Investitions-

maßnahmen.774 Die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB stellt somit eine partielle Geschäftsfüh-

rungsprüfung nach § 53 HGrG dar.

                                                          
768 Zur Geschäftsführungsprüfung als Verfahrensprüfung vgl. Jung, Erweiterung der Abschlußprüfung von Ka-

pitalgesellschaften, S. 95.
769 Vgl. auch Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 54 (FN. 46).
770 Zu Beurteilung der aufbau- und ablauforganisatorischen Grundlagen im Rahmen der Prüfung nach § 317

Abs. 4 HGB vgl. IDW, PS 720.8, WPg 2000, 326 (327); Böcking/Orth, BFuP 1999, 418 (425).
771 Zur Beurteilung des Controllings im Rahmen der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB vgl. Böcking, in: Reform

des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 509 (536); Dörner, in:
Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (233 ff.); Förschle/Küster, in: Beck
Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 77; Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und
Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (578); Feddersen, AG 2000, 385 (387); Hommelhoff, BB 1998,
2625; Lück/Henke, Stbg 1999, 524 (527 f.); Meßmer/Saliger, VersR 1999, 539 (540 f.).

772 Die Tätigkeit der internen Revision ist als Bestandteil des Überwachungssystems grundsätzlich Gegenstand
der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB. Zur Beurteilung der internen Revision im Rahmen der Prüfung nach
§ 317 Abs. 4 HGB vgl. auch IDW, PS 340.16, WPg 1999, 658 (659 f.); Kohlhoff/Langenhan/Zorn, ZIR
2000, 2 (7); Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (248 f.); Am-
ling/Bischof, ZIR 1999, 44 (46).

773 Zur Beurteilung des Versicherungsschutzes im Rahmen der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB vgl. Försch-
le/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 83 u. 86; Giese, WPg 1998, 451 (452 u. 456).

774 Da die notwendigen Prüfungshandlungen zur Beurteilung des Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB
in der Literatur kaum präzisiert wurden und daher erhebliche Ermessensspielräume bei der Prüfung des
Überwachungssystems bestehen, kommt eine Bearbeitung der entsprechenden Fragenkreise des IDW PS 720
im Rahmen einer Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB in Betracht.
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3. Berichterstattung über die Prüfung des Risikomanagementsystems

3.1. Berichterstattung im Prüfungsbericht

Nach § 321 Abs. 4 HGB sind die Ergebnisse der Prüfung des Überwachungssystems in einem

besonderen Teil des Prüfungsberichts darzustellen. Über unangemessene Risikohandhabung

des Vorstands ist in diesem Berichtsabschnitt nicht zu berichten.775 Unangemessene Risiko-

handhabung oder Anhaltspunkte hierfür betreffen Sorgfaltspflichtverletzungen der Vor-

standsmitglieder gemäß § 76 AktG i. V. m. § 93 AktG und sind im Rahmen der Vorwegbe-

richterstattung nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB anzugeben.

Neben den Regelungen des § 321 Abs. 4 u. Abs. 1 S. 3 HGB weisen auch andere Berichter-

stattungserfordernisse des § 321 HGB, wie z. B. die Berichterstattung über Gegenstand, Art

und Umfang der Prüfung nach § 321 Abs. 3 HGB, Bezugspunkte zur Berichterstattung über

die Prüfung des Überwachungssystems auf.776 Abb. C-15 konkretisiert die Berichtspflichten

im Prüfungsbericht im Zusammenhang mit dem Risikomanagementsystem.

                                                          
775 Aus der unangemessenen Überwachung des Abläufe im Unternehmen können sich auch unangemessene Risi-

kohandhabungsmaßnahmen ergeben, so dass u. U. im Zusammenhang mit der Berichterstattung über das
Überwachungssystem auch Angaben über risikopolitische Maßnahmen in Betracht kommen.

776 Bezüglich des Zusammenhangs zwischen den Berichtspflichten nach § 321 Abs. 1 S. 2 HGB und der Prüfung
nach § 317 Abs. 4 HGB vgl. auch Klar, DB 1997, 685 (686), WP-Handbuch 2006, P 2 u. 150. Obwohl von
der Regelung des § 321 Abs. 2 HGB im Grundsatz nur die Rechnungslegung betroffen ist, bestehen Über-
schneidungen zur Berichterstattung nach § 321 Abs. 4 HGB, da die (Überwachung der) Buchführung Teil des
nach § 317 Abs. 4 HGB prüfungspflichtigen Systems ist und beispielsweise auch Planungsrechnungen zu den
geprüften Unterlagen i. S. d. § 321 Abs. 2 S. 1 HGB gehören. Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 93. Dar-
über hinaus ergeben sich Überschneidungen mit den Berichtspflichten nach § 321 Abs. 2 HGB, wenn der Prü-
fer darzustellen hat, ob die gesetzlichen Vertreter die verlangten Aufklärungen und Nachweise bei der Prü-
fung nach § 317 Abs. 4 HGB erbracht haben. Zum Teil wird die Auffassung vertreten, dass aufgrund der
Neufassung des § 321 Abs. 2 HGB durch das TransPuG auch Feststellungen wie mangelnde Funktionstren-
nung oder unzureichende Überwachung von off balance sheet-Geschäften zu einer Berichterstattung nach
§ 321 Abs. 2 HGB führen. Vgl. Rabenhorst, DStR 2003, 436 (439). Zwar ist im Einzelnen eine Abgrenzung
zwischen der Buchführung als Berichtsobjekt nach § 321 Abs. 2 HGB vom übrigen Überwachungssystem
schwierig, allerdings sollte bei nicht-rechnungslegungsbezogenen Überwachungsmängeln regelmäßig einer
Berichterstattung nach § 321 Abs. 4 HGB bzw. § 321 Abs. 1 S. 3 HGB der Vorzug gegeben werden.
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Abb. C-15: Berichtspflichten im Zusammenhang mit dem

Risikomanagementsystem und dessen Prüfung

3.1.1.Allgemeine Berichtspflichten nach § 321 Abs. 1 S. 1 u. Abs. 3 HGB bei der Bericht-

erstattung über das Risikomanagementsystem und dessen Prüfung

3.1.1.1 Schriftformerfordernis und Berichtsgrundsatz der Klarheit nach § 321 Abs. 1

S. 1 HGB

Nach § 321 Abs. 1 S. 1 HGB hat der Abschlussprüfer über Art und Umfang sowie über das

Ergebnis der Prüfung schriftlich und mit der gebotenen Klarheit zu berichten. Diese Ver-

pflichtung gilt für den Prüfungsbericht in seiner Gesamtheit und somit auch für die Berichter-

stattung über das Überwachungssystem nach § 321 Abs. 4 HGB.777 Mündliche Angaben oder

Ausführungen im Management Letter befreien den Prüfer nicht von seinen Berichtspflichten

im Prüfungsbericht,778 so dass wesentliche Mängel des Überwachungssystem im Prüfungsbe-

richt darzustellen sind.

                                                          
777 Vgl. auch Gliederungspunkt 2 des IDW PS 450.8 ff., WPg 2006, 113 (114), der mit „Allgemeine Grundsätze

für die Erstellung eines Prüfungsberichts“ betitelt ist. Weitere, nicht im Handelsgesetzbuch normierte Be-
richtsgrundsätze sind der Grundsatz der Gewissenhaftigkeit und der Grundsatz der Unparteilichkeit (§ 17
Abs. 1 S. 2 WPO) sowie der Grundsatz der Vollständigkeit und der Grundsatz der Wahrheit. Vgl. IDW, PS
450.8 ff., WPg 2006, 113 (114 f.); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 39 ff.; WP-Handbuch 2006, Q 43 ff.

778 Vgl. IDW, PS 450.17, WPg 2006, 113 (115); WP-Handbuch 2006, Q 51.
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Die gesetzliche Forderung nach einer klaren Berichterstattung gebietet in besonderem Maße779

eine verständliche, eindeutige und problemorientierte Darlegung der berichtspflichtigen Sach-

verhalte im Prüfungsbericht.780 Die Berichterstattung über das Überwachungssystem ist an

den Informationsbedürfnissen der Berichtsempfänger (insbesondere der Aufsichtsratsmitglie-

der) auszurichten.781 Daneben erfordert der Grundsatz der Klarheit eine Beschränkung der

Berichterstattung auf das Wesentliche,782 so dass nur für den Aufsichtsrat bedeutsame Sach-

verhalte und daher gravierende Mängel des Überwachungssystems in den Prüfungsbericht

aufzunehmen sind.783 Zudem darf im Prüfungsbericht nicht der Eindruck erweckt werden,

dass ein nicht geprüftes Prüffeld/-gebiet als geprüft anzusehen ist, so dass beispielsweise an-

zugeben ist, ob dargestellte Prüfungsergebnisse auf eigenen Feststellungen beruhen oder Er-

gebnisse Dritter (z. B. Prüfer von Tochterunternehmen oder Innenrevisoren) dargestellt wer-

den.784

3.1.1.2. Berichtspflichten nach § 321 Abs. 3 HGB

Neben Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht ist bei börsennotierten Aktiengesell-

schaften das vom Vorstand nach § 91 Abs. 2 AktG einzurichtende Überwachungssystem als

Gegenstand der Abschlussprüfung nach § 321 Abs. 3 HGB anzugeben. Während nach Auffas-

sung des IDW das Risikofrüherkennungssystem als Prüfungsgegenstand zu nennen ist,785

muss entsprechend den Ausführungen in Kapitel B 1. das (umfassendere) Überwachungssy-

stem geprüft und demzufolge als Prüfungsobjekt nach § 321 Abs. 3 HGB im Prüfungsbericht

angegeben werden. Die Beschreibung von Art und Umfang der Abschlussprüfung sollte es

dem Aufsichtsorgan ermöglichen, daraus Konsequenzen für die eigene Überwachungsaufgabe

                                                          
779 Vgl. Ernst, WPg 1998, 1025 (1028 f.).
780 Zum Berichtsgrundsatz der Klarheit vgl. IDW, PS 45.10, WPg 1999, 601 (602); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 40

m. w. N.; WP-Handbuch 2006, Q 60; Steiner, Der Prüfungsbericht des Abschlußprüfers, S. 212 u. 461 ff.
781 Vgl. IDW, PS 450.15, WPg 2006, 113 (115); WP-Handbuch 2006, Q 62. Kritisch zur Berichterstattung, die

nicht nur für sachkundige Personen verständlich sein soll, insbesondere Ludewig, WPg 1998, 595 (596) u.
DB 2000, 634 (635) u. Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 649 (655).

782 Vgl. IDW, PS 450.13, WPg 2006, 113 (115); Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321
Rn. 8. Vgl. auch WP-Handbuch 2006, Q 60.

783 Vgl. auch Schäfer, Das Überwachungssystem nach § 91 Abs. 2 AktG unter Berücksichtigung der besonderen
Pflichten des Vorstands, S. 215.

784 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 48.
785 Vgl. IDW, PS 450.52, WPg 2006, 113 (118). Vgl. auch Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rech-

nungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (675); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 131; Win-
keljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 67.
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zu ziehen.786 Demzufolge ist der Hinweis zweckmäßig, dass die risikopolitischen Entschei-

dungen grundsätzlich nicht Gegenstand der Prüfung sind und eine Systemprüfung vorgenom-

men wurde.787 Des Weiteren kann die Verantwortlichkeit des Vorstands für die Einrichtung

des Überwachungs- bzw. des umfassenderen Risikomanagementsystems klargestellt wer-

den.788

Zur Beschreibung des Umfangs der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB kommen Angaben dar-

über in Betracht, welche Unterlagen über die Dokumentation des Systems (Risikohandbuch,

Arbeitsplatzbeschreibungen, Arbeitsanweisungen, Ablaufdiagramme) eingesehen wurden789

und welche konkreten Maßnahmen im Unternehmensablauf bzw. welche Unternehmensberei-

che intensiv durch persönliche Inaugenscheinnahme, durch Befragung oder durch umfassende

Auswertung von Unterlagen geprüft wurden.790 Ergänzend kommen Angaben über den Prü-

fungszeitraum791, über die Berücksichtigung von Ergebnissen Dritter, über die Zusammenar-

beit mit der internen Revision oder über das Vorliegen eines mehrjährigen Prüfungsplans in

Betracht.

                                                          
786 Vgl. auch IDW, PS 450.56, WPg 2006, 113 (118); Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl.,

§ 321 Rn. 66. Auf die Grenzen einer Berichterstattung nach § 321 Abs. 3 HGB hinweisend Forster, WPg
1998, 41 (52).

787 Vgl. WP-Handbuch 2006, Q 253; ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 138. Zur Verringerung der Erwartungslücke kön-
nen die dem IDW PS 340 entnommenen Sätze in den Prüfungsbericht eingefügt werden: „Die Reaktionen des
Vorstands auf erfasste und kommunizierte Risiken selbst sind nicht Gegenstand der Maßnahmen i. S. d. § 91
Abs. 2 AktG und damit auch nicht Gegenstand der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB. Ebenso gehört die Be-
urteilung, ob die von den nachgeordneten Entscheidungsträgern eingeleiteten oder durchgeführten Handlun-
gen zur Risikobewältigung bzw. der Verzicht auf solche sachgerecht oder wirtschaftlich sinnvoll sind, zur
Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB.“ Vgl. IDW, PS 340.6, WPg 1999, 658.

788 Vgl. WP-Handbuch 2006, Q 147.
789 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 139.
790 Nach Auffassung von Escher-Weingart, NZG 1999, 909 (918) sollte wegen der Problematik des erforderli-

chen Zeitaufwands zur Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB im Prüfungsbericht deutlich gemacht werden, inwie-
weit eine Prüfung des Kontrollsystems möglich war. Nach Ansicht von Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (252)
u. Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 324 sind die einzelnen Prüfungshandlungen zur Be-
urteilung des Überwachungssystems nicht im Prüfungsbericht darzustellen.

791 Nach hier vertretener Auffassung ist für die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB im Grundsatz das zu prüfende
Abschlussjahr sowie u. U. der Zeitraum im nachfolgenden Abschlussjahr bis zur Beendigung der Jahresab-
schlussprüfung maßgeblich. In diesem Sinne wohl auch BT-Drs. 13/9712, S. 27. Die Prüfung nach § 317
Abs. 4 HGB auf das abgelaufene Geschäftsjahr beziehend Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements
nach KonTraG, S. 65; Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 93; Neubeck, Die Prüfung
von Risikomanagementsystemen, S. 263. Gleicher Ansicht wohl Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1886
(1892). Im engeren Sinne ist der Prüfungszeitraum nur derjenige Zeitraum, in dem tatsächlich Prüfungshand-
lungen „im“ Unternehmen vorgenommen werden (einschließlich Vor- und Zwischenprüfung). Vgl. auch
IDW, PS 260.69, WPg 2001, 821 (829); WP-Handbuch 2006, Q 157; Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm.,
6. Aufl., § 317 Rn. 21; ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 135. Sind einzelne Maßnahmen vorangegangener Jahre auf
Grund ihrer erhöhten Bedeutung oder wechselnder Prüfungsschwerpunkte erst in nachfolgenden Abschluss-
prüfungen in die Prüfung einbezogen wurden, kann sich in Ausnahmefällen auch auf derartige Sachverhalte
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3.1.2.Berichterstattung über das Risikomanagementsystem

Der Abschlussprüfer berichtet über das Überwachungssystem nach § 321 Abs. 4 HGB in ei-

nem gesonderten Abschnitt des Prüfungsberichts. Stellt der Abschlussprüfer wesentliche

Schwachstellen des Überwachungssystems oder Anhaltspunkte für unangemessene risikopo-

litische Maßnahmen fest, ist hierüber im Prüfungsbericht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB zu be-

richten. Das Risikomanagementsystem (insbesondere die Risikohandhabung) kann des Weite-

ren im Rahmen der Berichterstattung über bestandsgefährdende und entwicklungsbeeinträch-

tigende Tatsachen gewürdigt werden. Die Erweiterung der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB

wirkt sich auf die allgemeine, für sämtliche Jahresabschlussprüfungen geltende Berichtspflicht

des § 321 Abs. 1 S. 3 HGB aus, da „bei Durchführung der Prüfung“ des Überwachungssy-

stems berichtspflichtige Tatbestände i. S. d. § 321 Abs. 1 S. 3 HGB festgestellt werden kön-

nen.792

3.1.2.1. Berichtspflichten nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB

3.1.2.1.1. Risikohandhabung als Berichtsobjekt bei der Darstellung bestandsgefährden-

der und entwicklungsbeeinträchtigender Tatsachen

Die zu prüfenden Maßnahmen i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG dienen dazu, dass bestandsgefährden-

de und entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen bzw. Risiken von der Unternehmensleitung

früh erkannt werden.793 Der Prüfer kann die vom Überwachungssystem der Gesellschaft gene-

rierten Informationen für die Berichterstattung im Prüfungsbericht nach § 321 Abs. 1

S. 3 HGB nutzen. Die vom Prüfer festgestellten bestandsgefährdenden und entwicklungsbe-

einträchtigenden Tatsachen sind getrennt von den Angaben über das Überwachungssystem

nach § 321 Abs. 4 HGB vorweg im Prüfungsbericht darzustellen.

                                                                                                                                                                                    
eine Prüfungsverpflichtung erstrecken. Dies gilt insbesondere dann, wenn der Prüfer hierüber noch nicht im
Prüfungsbericht berichtet hat.

792 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 148.
793 Auf den engen Zusammenhang zwischen der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB und den Berichtspflichten nach

§ 321 Abs. 1 S. 3 HGB hinweisend Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus,
29 (44). Vgl. auch Kapitel B 1.3.2.4.2.
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Als bestandsgefährdende Tatsachen, über die nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB zu berichten ist,

kommen z. B. folgende Sachverhalte in Betracht:794

- drohende Zahlungsunfähigkeit,

- erhebliche laufende Verluste,

- falsche Unternehmenspolitik hinsichtlich Produktwahl bzw. mangelnde Marktanpassung,

- Ausfall wichtiger Kunden, die einen nicht unerheblichen Teil des Forderungsbestands

ausmachen,

- tiefgreifende Preisänderungen auf den Beschaffungs- und Absatzmärkten, die vom Unter-

nehmen nicht kompensiert werden können,

- nachteilige langfristige Verträge und nicht kostendeckende Fertigungen,

- Haftungsrisiken,

- ständig zurückgehender Absatz,

- drohender Entzug von Fremdkapital ohne Aussicht auf Neukredite sowie

- mangelhaft geplante Investitionen.

Entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen unterscheiden sich nur graduell von bestandsge-

fährdenden Tatsachen,795 so dass die aufgeführten Beispiele auch als entwicklungsbeeinträch-

tigende Tatsachen in Betracht kommen. Daneben können entwicklungsbeeinträchtigende Tat-

sachen auch weniger folgenreiche, meist zeitlich vorgelagerte Sachverhalte darstellen (z. B.

Stilllegung eines Teilbetriebs, Verkauf von Beteiligungen zur Sicherstellung der Liquidität,

stark rückläufige Auftragseingänge, Verschlechterung der Rentabilität).796 Dabei erfordert die

besondere Verantwortung des Prüfers eine Berichterstattung, wenn Tatsachen eine Entwick-

lungsbeeinträchtigung oder Gefährdung des Unternehmensfortbestands ernsthaft zur Folge

haben können und nicht erst dann, wenn die Entwicklung des Unternehmens bereits wesent-

                                                          
794 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 75 m. w. N.; WP-Handbuch 2006, Q 106; Winkeljohnann/Poullie, in: Beck

Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 34; Grewe/Plendl, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2006 (2008); Baetge/Zülch, Fest-
schrift Otte, 1 (15 f.); Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 649 (662); Steiner, Der Prüfungsbericht des Abschlußprüfers, S. 179 f.; Wolz, Die Kri-
senwarnfunktion des Abschlußprüfers, S. 71; Lück, BB 2001, 404 (406); Scherrer, Festschrift Seicht, 211
(223); Hellwig, in: Der Wirtschaftsprüfer als Element der Corporate Governance, hrsg. v. Lutter, 67 (73).

795 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 77; WP-Handbuch 2006, Q 107 f.; Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der
Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (663); Baetge/Zülch, Festschrift Otte, 1
(15); Wolz, Die Krisenwarnfunktion des Abschlußprüfers, S. 72.

796 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 77; Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 35 f.; Pfit-
zer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649
(663 f.); Grewe/Plendl, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2006 (2008); Baetge/Zülch, Festschrift Otte, 1 (15); Wolz, Die
Krisenwarnfunktion des Abschlußprüfers, S. 72 f.
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lich beeinträchtigt ist.797 Die Beurteilung des Prüfers, ob eine berichtspflichtige Tatsache vor-

liegt, setzt ein Gesamturteil über das Risikopotential einer Vielzahl von unternehmerischen

Aktivitäten des Vorstands und nachgeordneter Mitarbeiter voraus; in Zweifelsfällen gebietet

die besondere Verantwortung des Prüfers eine Berichterstattung.798

Die Berichtspflicht des Abschlussprüfers über bestandsgefährdende und entwicklungsbeein-

trächtigende Tatsachen besteht unabhängig vom Verschulden der Gesellschaftsorgane.799 Die

angeführten berichtspflichtigen Tatsachen können danach unterschieden werden, ob eine be-

richtspflichtige Tatsache primär extern verursacht ist (z. B. Preisänderungen) oder ob die Ge-

schäftsführung selbst für die Bestandsgefährdung/Entwicklungsbeeinträchtigung verantwort-

lich ist (z. B. falsche Unternehmenspolitik, mangelhaft geplante Investitionen). Bei letzteren

Tatbeständen bestehen Überschneidungen zu den Berichtspflichten im Zusammenhang mit

den nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB berichtspflichtigen Gesetzesverstößen der gesetzlichen Ver-

treter.800 Beispielsweise stellen mangelhaft geplante Investitionen Sorgfaltspflichtverletzun-

gen i. S. d. § 93 AktG i. V. m. § 76 AktG dar.801

Bei risikopolitischen Entscheidungen besteht ein weiter Ermessensspielraum der gesetzlichen

Vertreter und lediglich im Einzelfall ist ein Gesetzesverstoß wegen unangemessener Risiko-

handhabung feststellbar.802 Risikopolitische Entscheidungen können daher im Einzelfall auch

im Rahmen der entwicklungsbeeinträchtigenden und bestandsgefährdenden Tatsachen gewür-

digt werden. Ähnliches gilt für die Ausführungen des Prüfers nach § 321 Abs. 1 S. 2 HGB zur

Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter, wobei nach herrschender Meinung hierbei eine

Stellungnahme zur Zweckmäßigkeit geschäftspolitischer Maßnahmen sowie zur Qualifikation

der gesetzlichen Vertreter nicht notwendig ist.803

                                                          
797 Vgl. IDW, PS 450.36, WPg 2006, 113 (116); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 76; Pfitzer, in: Reform des Aktien-

rechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (664); WP-Handbuch 2006,
Q 104; Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft
für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 153.

798 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 81; WP-Handbuch 2006, Q 109 ff.
799 Vgl. Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer,

649 (665).
800 Vgl. auch Lück, DB 2000, 1473, wonach es für Unternehmen existenzgefährdend ist, wenn sie sich darauf

verlassen, Risiken zufällig zu entdecken (und somit die Vorstandsmitglieder ihre Sorgfaltspflichten verlet-
zen).

801 Vgl. auch Kapitel B 1.1.5. u. B 2.2.2.2.
802 Vgl. Kapitel B 1.3.2.4.
803 Vgl. Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 17; ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 57; WP-

Handbuch 2006, Q 93. Vgl. auch Forster, Festschrift Baetge, 935 (948).
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Die Darstellung bestandsgefährdender und entwicklungsbeeinträchtigender Tatsachen be-

zweckt, dass die Berichtsempfänger über negative Unternehmensentwicklungen informiert

werden und geeignete Maßnahmen ergreifen, um die Krise abzuwenden.804 Wurden Maßnah-

men vom Unternehmen bereits eingeleitet, die nach Auffassung des Prüfers geeignet sind, die

Verlustgefahr vom Unternehmen abzuwenden, liegt keine bestandsgefährdende oder ent-

wicklungsbeeinträchtigende Tatsache vor.805 Dies hat zur Folge, dass bei bereits erfolgter Ri-

sikobewältigung über derartige Sachverhalte nicht zu berichten ist.806 Wenn Maßnahmen ein-

geleitet wurden, die nach Auffassung des Prüfers eine Bestandsgefährdung oder eine negative

Entwicklungsbeeinträchtigung nicht verhindern, muss hingegen auf die bestandsgefährdende

bzw. entwicklungsbeeinträchtigende Tatsache hingewiesen werden.807

Wenn im Einzelfall fraglich ist, ob die vorgenommenen Maßnahmen der Geschäftsleitung die

schwierige wirtschaftliche Lage des Unternehmens verbessern können, ist es zweckmäßig,

neben der bestandsgefährdenden bzw. entwicklungsbeeinträchtigenden Tatsache die eingelei-

teten Maßnahmen darzustellen, da auf diese Weise die Berichtsadressaten umfassend über den

Sachverhalt informiert werden.808 Der Aufsichtsrat, der nach § 111 Abs. 1 AktG für die Prü-

fung der Geschäftsführung (einschließlich der Prüfung der Zweckmäßigkeit geschäftspoliti-

scher Entscheidungen) zuständig ist, wird über die wirtschaftliche Lage und bereits eingelei-

tete sowie geplante Maßnahmen zur Risikobewältigung oder den Stand der Umsetzung der

bisher eingeleiteten Maßnahmen informiert und kann seiner eigenen (umfassenden) Überwa-

chungspflicht im Hinblick auf die Geschäftsführung nachkommen.809 Eine Verpflichtung für

den Abschlussprüfer, über die eingeleiteten Maßnahmen zur Risikobewältigung zu berichten,

                                                          
804 Vgl. WP-Handbuch 2006, Q 110; Baetge/Zülch, Festschrift Otte, 1 (17).
805 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 82; WP-Handbuch 2006, Q 112; Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der

Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (664 f.).
806 Nach Auffassung des Arbeitskreises „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalen-

bach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 135 sowie von Brebeck/Förschle, in:
Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (184), können im Zusammenhang mit § 321
Abs. 1 S. 3 HGB Maßnahmen zur Risikobewältigung gewürdigt werden. Nach hier vertretener Auffassung
müssen diese Maßnahmen gewürdigt werden, damit der Prüfer einer sachgerechten Berichterstattung nach-
kommt. Nach Auffassung von Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung,
hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (664 f.) kann eine fundierte und plausible Planung geeignet sein, die Exi-
stenz zunächst vermuteter Gefährdungen zu widerlegen.

807 Vgl. Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer,
649 (665).

808 Zur Darstellung der Risikohandhabung bei der Berichterstattung über bestandsgefährdende und entwick-
lungsbeeinträchtigende Risiken im Lagebericht vgl. auch Kapitel B 1.3.2.4.2. Bei Zweifel darüber, ob die
eingeleiteten Maßnahmen zur Gefahrenbeseitigung ausreichend sind, eine Berichtspflicht über bestandsge-
fährdende und entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB annehmend ADS,
6. Aufl., § 321 Rn. 82.

809 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 87.
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besteht allerdings nicht; der Hinweis auf bestandsgefährdende und entwicklungsbeeinträchti-

gende Tatsachen (z. B. Hinweis auf dauerhafte Verlustsituation) ist ausreichend.

3.1.2.1.2. Mängel des Risikomanagementsystems als berichtspflichtige Gesetzesverstöße

Berichtspflichtige Gesetzesverstöße i. S. d. § 321 Abs. 1 S. 3 HGB können danach unterschie-

den werden, ob sie die Rechnungslegung oder sonstige Sachverhalte betreffen.810 Zu letzteren

zählen z. B. Vorschriften des AktG oder des GWB.811 Berichtspflichten bestehen beispiels-

weise, wenn der Prüfer Anhaltspunkte für Verstöße des Vorstands gegen Berichtspflichten

gegenüber dem Aufsichtsrat (§ 90 AktG) oder gegen die sonstigen allgemeinen Sorgfalts-

pflichten i. S. d. § 93 AktG (z. B. nicht in angemessener Weise vorbereitete Investitionsent-

scheidungen) entdeckt.812

Ein wesentlicher Mangel des Überwachungssystems oder Anhaltspunkte für unangemessene

Risikohandhabung lösen Berichtspflichten im Prüfungsbericht aus (§ 321 Abs. 1 S. 3 HGB).

Da der Prüfer bei börsennotierten Aktiengesellschaften nach § 317 Abs. 4 HGB die Vor-

standsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG beurteilen muss, hat der Prüfer Anhaltspunkte

für Mängel des Überwachungssystems zu untersuchen und daher im Ergebnis nur über festge-

stellte Verstöße des Vorstands gegen § 91 Abs. 2 AktG zu berichten. Bei Anhaltspunkten für

unangemessene Risikohandhabung besteht zwar keine Aufklärungspflicht, allerdings ist im

Einzelfall im Prüfungsbericht auf die entsprechenden Sachverhalte hinzuweisen, die einen

Gesetzesverstoß erkennen lassen.

                                                          
810 Vgl. IDW, PS 450.44 ff., WPg 2006, 113 (117); WP-Handbuch 2006, Q 117 ff.
811 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 85; Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 39. Vgl.

auch Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer,
649 (672); WP-Handbuch 2006, Q 126; Lück, BB 2001, 404 (406); Wolz, Die Krisenwarnfunktion des Ab-
schlußprüfers, S. 74 f. Vgl. auch PS 210.47 f., WPg 2003, 655 (661).

812 Vgl. Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer,
649 (672); WP-Handbuch 2006, Q 127.
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Des Weiteren ist bei Mängeln des Risikomanagementsystems in den Prüfungsbericht aufzu-

nehmen, dass der Verpflichtung zu Risikomanagement laut Corporate Governance Kodex

nicht entsprochen wird bzw. dass Anhaltspunkte hierfür vorliegen. Die inhaltliche Richtigkeit

der Entsprechenserklärung ist zwar nicht Gegenstand der Jahresabschlussprüfung813, werden

allerdings Abweichungen zum Corporate Governance Kodex festgestellt, hat der Prüfer hier-

über zu berichten814. Insofern wird der Aufsichtsrat über eine Falschaussage in der Entspre-

chenserklärung gemäß § 161 AktG informiert.815

Des Weiteren sind Gesetzesverstöße der gesetzlichen Vertreter oder Arbeitnehmer im Prü-

fungsbericht anzugeben, die ihre Ursache in Unterschlagungen, Täuschungen oder Vermö-

gensschädigungen haben.816 Vor der Neufassung des § 321 Abs. 1 S. 3 HGB durch das Kon-

TraG waren nur Gesetzesverstöße der gesetzlichen Vertreter berichtspflichtig, so dass bei-

spielsweise über Unterschlagungen oder Vermögensschädigungen der dem Vorstand nachge-

ordneten Mitarbeiter nur zu berichten war, wenn die gesetzlichen Vertreter ihre Überwa-

chungspflichten verletzt haben. Da nunmehr in § 321 Abs. 1 S. 3 HGB Gesetzesverstöße der

Arbeitnehmer explizit als berichtspflichtige Tatbestände aufgeführt werden, setzt eine Be-

richtspflicht keinen Verstoß der gesetzlichen Vertreter gegen deren Überwachungspflichten

voraus.817

                                                          
813 Vgl. IDW, PS 345.3 u. 22, WPg 2006, 314 (315 ff.); Seibert, BB 2002, 581 (584); Müller, NZG 2002, 752

(753); Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 31; Gelhausen/Hönsch, AG 2000, 529
(533).

814 Vgl. IDW, PS 345.33, WPg 2006, 314 (319); BT-Drs. 14/8769, S. 25; Müller, NZG 2002, 752 (753); Ziffer
7.2.3. des Deutschen Corporate Governance-Kodex; IDW, WPg 2002, 146 (148). Von Verhaltensanregun-
gen, die durch die Verwendung der Wörter „sollte“ oder „kann“ gekennzeichnet sind, kann nach Maßgabe der
Präambel des Deutschen Corporate-Governance-Kodex abgewichen werden, ohne dass dies in der Entspre-
chenserklärung anzugeben ist. Demzufolge ergeben sich hierbei in der Abschlussprüfung in der Regel keine
Anhaltspunkte für Berichtspflichten im Prüfungsbericht.

815 Vgl. Ziffer 7.2.3. des Deutschen Corporate Governance-Kodex.
816 Vgl. Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer,

649 (671); Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (188); Ar-
beitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Be-
triebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 151; Hachmeister, HWRP, 3. Aufl., 487 (501).

817 Vgl. Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer,
649 (671). Hat der Vorstand seine Überwachungspflichten verletzt, ist hierüber nach § 321 Abs. 4 HGB zu
berichten. Wenn dem Vorstand nachgeordnete Mitarbeiter ihre Überwachungspflichten (fahrlässig) verletzt
haben, hat der Prüfer über Anhaltspunkte für Gesetzesverstöße der Arbeitnehmers nach § 321 Abs. 1
S. 3 HGB zu berichten, sofern dies für den Aufsichtsrat von Bedeutung ist.
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Liegt zumindest ein wesentlicher Mangel des Überwachungssystems vor, ist bei der Vorweg-

berichterstattung nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB auf eine Verletzung des § 91 Abs. 2 AktG hin-

zuweisen.818 Wegen der gesonderten Angaben zum Überwachungssystem gemäß § 321

Abs. 4 HGB sind bei börsennotierten Aktiengesellschaften keine weitere Angaben über die

bestehenden Organisationsmängel bei der Vorwegberichterstattung nach § 321 Abs. 1

S. 3 HGB erforderlich, sofern auf den Berichtsabschnitt zum Überwachungssystems verwie-

sen wird.

Neben Mängeln des Überwachungssystems können auch unangemessene risikopolitische Ent-

scheidungen des Vorstands einen Gesetzesverstoß darstellen. Bei unangemessener Risiko-

handhabung verletzen die gesetzlichen Vertreter ihre Sorgfaltspflichten gemäß § 76

Abs. 1 AktG i. V. m. § 93 AktG. Dies ist z. B. der Fall, wenn ungesicherte Kredite in be-

trächtlicher Höhe vergeben, Exportgeschäfte ohne übliche Sicherheiten oder Derivatgeschäfte

in beträchtlicher Höhe und mit Spekulationsabsicht durchgeführt werden.819 Hierüber ist nach

§ 321 Abs. 1 S. 3 HGB zu berichten, wenn ein derartiger Gesetzesverstoß oder ein Anhalts-

punkt hierfür „bei Durchführung der Prüfung“ entdeckt wird. Wegen der Bedeutung derartiger

Sachverhalte hat die Berichterstattung darüber im Vorwegabschnitt zu erfolgen.

                                                          
818 Vgl. auch IDW, PS 450.106, WPg 2006, 113 (123); WP-Handbuch 2006, Q 127 u. Q 258; Dörner/Doleczik,

in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 193 (214); Brebeck/Förschle, in:
Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (191); Eggemann/Konradt, BB 2000, 503
(506); Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft
für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 162; Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rech-
nungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (677). Wegen der Berichtspflicht nach § 321
Abs. 4 HGB eine Berichtspflicht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB über Gesetzesverstöße im Zusammenhang mit
dem Überwachungssystem ablehnend Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prü-
fung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (677). Nach anderer Auffassung besteht eine Berichtspflicht nach
§ 321 Abs. 1 S. 3 HGB nur, wenn kein Risikofrüherkennungssystems eingerichtet wurde. Vgl. Dörner, in:
Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (254); Eggemann/Konradt, BB 2000,
503 (508). In diesem Sinne wohl auch WP-Handbuch 2006, Q 258. Nach hier vertretener Auffassung stellen
auch wesentliche Systemmängel Gesetzesverstöße i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG dar. In diesem Sinne wohl auch
IDW, PS 450.66 u. 106, WPg 2006, 113 (119 u. 123). Danach hat der Prüfer über wesentliche Mängel in den
nicht auf den Jahresabschluss und Lagebericht bezogenen Bereichen des internen Kontrollsystems nach § 321
Abs. 1 S. 3 HGB zu berichten, ansonsten sind sie im Rahmen der Berichterstattung über die Buchführung an-
zugeben.

819 Vgl. Kapitel B 1.3.2.4.1.
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Bei einem Verstoß gegen Gesetzes- oder Satzungsregeln, die nicht die Rechnungslegung be-

treffen, besteht eine Berichtspflicht im Prüfungsbericht nur bei schwerwiegenden Verstö-

ßen.820 Kriterien für schwerwiegende Verstöße sind nach herrschender Auffassung821

- das damit für die Gesellschaft verbundene Risiko,

- die Bedeutung der verletzten Rechtsnorm sowie

- der Grad des Vertrauensbruches, dessen Kenntnis Bedenken gegen die Eignung der ge-

setzlichen Vertreter oder der Arbeitnehmer begründen könnte.

Für die Unterscheidung zwischen schwerwiegenden und sonstigen Gesetzesverstößen existie-

ren keine trennscharfen Abgrenzungskriterien.822 Da Sinn und Zweck der Neuregelung des

§ 321 Abs. 1 S. 3 HGB durch das TransPuG eine Verschärfung der Berichtspflichten gewesen

ist,823 muss im Zweifel eine Berichtspflicht angenommen werden, wenn Anhaltspunkte für

einen Gesetzesverstoß im Rahmen der Prüfung erkannt wurden. Da der Prüfer sich unter prü-

fungsrisikotheoretischen Gesichtspunkten nur mit wesentlichen Sachverhalten auseinander-

setzt, kann in der Regel davon ausgegangen werden, dass von ihm festgestellte Gesetzesver-

stöße außerhalb der Rechnungslegung von Interesse für den Aufsichtsrat sind und dass daher

eine Berichtspflicht besteht. Werden Anhaltspunkte für unangemessene risikopolitische Maß-

nahmen des Vorstands vom Abschlussprüfer erkannt, muss der Prüfer im Prüfungsbericht

regelmäßig über den Sachverhalt berichten.

                                                          
820 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 73 u. 86; Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und

Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (669 ff.).
821 Vgl. IDW, PS 450.49, WPg 2006, 113 (117); Grewe/Plendl, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2006 (2011); Pfitzer, in:

Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (673);
ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 86; Wolz, Die Krisenwarnfunktion des Abschlußprüfers, S. 75; Winkeljo-
hann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 41; WP-Handbuch 2006, Q 130; Lück, BB 2001, 404
(406); Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft
für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 151.

822 Vgl. Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer,
649 (673 f.); Wolz, Die Krisenwarnfunktion des Abschlußprüfers, S. 75. Nach Auffassung von Gelhau-
sen/Hönsch, AG 2002, 529 (534 f.) soll die nach dem Corporate Governance Kodex vorgesehene schuld-
rechtliche Verpflichtung zur Berichterstattung über alle wesentlichen Erkenntnisse (Ziffer 7.2.3.) sich nicht
auf Verstöße gegen Regelungen beschränken, die als schwerwiegend einzustufen sind.

823 Vgl. auch Rabenhorst, DStR 2003, 436 f.
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Die Auswirkungen berichtspflichtiger Gesetzesverstöße auf den Bestätigungsvermerk sind im

Prüfungsbericht zu erläutern.824 Bei Nichterfüllung der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91

Abs. 2 AktG ergeben sich grundsätzlich keine Auswirkungen auf den Bestätigungsvermerk.825

Lediglich in Fällen, in denen auf Grund der Systemmängel die Ordnungsmäßigkeit des Jah-

resabschlusses und Lageberichts nicht gewährleistet ist, muss der Bestätigungsvermerk einge-

schränkt oder versagt werden.826 Wird der Bestätigungsvermerk eingeschränkt oder versagt,

ist im Prüfungsbericht zu erläutern, warum der Bestätigungsvermerk einzuschränken oder zu

versagen ist (z. B. wegen der Mängel im eingerichteten Überwachungssystem und der damit

verbundenen Auswirkungen auf den Jahresabschluss oder Lagebericht).827

3.1.2.2. Berichterstattung über das Überwachungssystem nach § 321 Abs. 4 HGB

Gegenstand der Vorstandsverpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG sowie Prüfungsobjekt nach

§ 317 Abs. 4 HGB ist das Überwachungssystem. Dementsprechend bezieht sich die Berichter-

stattung nach § 321 Abs. 4 HGB ebenfalls auf die Pflicht des Vorstands zur Einrichtung eines

Überwachungssystems.828 Nach § 321 Abs. 4 HGB ist das Ergebnis der nach § 317

Abs. 4 HGB durchgeführten Prüfung darzustellen und darauf einzugehen, ob Maßnahmen

erforderlich sind, um das interne Überwachungssystem zu verbessern.

                                                          
824 Vgl. IDW, PS 450.44, WPg 2006, 113 (117); WP-Handbuch 2006, Q 117; Lück, BB 2001, 404 (406).
825 Vgl. IDW, PS 400.11, WPg 2005, 1382 (1384); Jansen/Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungs-

legung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 679 (688 f.); WP-Handbuch 2006, P 151.
826 Vgl. Kapital C 4.6.2.
827 Vgl. auch IDW, PS 450.44, WPg 2006, 113 (117).
828 Die Risikohandhabung des Vorstands ist somit nicht Gegenstand der Berichtspflicht nach § 321 Abs. 4 HGB.

Vgl. auch Wiechers, StuB 1999, 349.
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3.1.2.2.1. Prüfungsurteil und Angaben zu Bereichen mit Verbesserungsbedarf als not-

wendige Bestandteile der Berichterstattung

Nach § 321 Abs. 4 HGB hat der Abschlussprüfer ein Gesamturteil über die Erfüllung der Vor-

standsverpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG abzugeben.829 Insbesondere wenn nach Auffas-

sung des Prüfers kein geeignetes Überwachungssystems besteht, sind zusätzliche Angaben

über die Bereiche mit Verbesserungsbedarf erforderlich.

Aus dem Gesetzeswortlaut des § 321 Abs. 4 HGB kann keine Angabepflicht des Prüfers ab-

geleitet werden, welche Maßnahmen der Vorstand im Einzelnen zu treffen hat.830 Allerdings

sind nach der Gesetzesbegründung Hinweise auf Mängel zu geben und Maßnahmen zu nen-

nen, die das interne Überwachungssystem verbessern können.831

Die Verpflichtung, konkrete Verbesserungsverschläge im Prüfungsbericht anzugeben, wird

nach herrschender Literaturauffassung832 zu Recht abgelehnt, da dem Prüfer ansonsten eine

Managementaufgabe zukommen würde und die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers gefähr-

det wäre. Es sind die zu verbessernden Bereiche des Überwachungssystems (insbesondere

Funktionsbereiche oder Prozesse)833 darzustellen834 und die Mängel zu beschreiben835. Eine

                                                          
829 Nach § 321 Abs. 4 HGB ist das Ergebnis der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB im Prüfungsbericht darzustel-

len. Gemäß § 317 Abs. 4 HGB ist die Erfüllung der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG zu be-
urteilen. Des Weiteren ist zu beurteilen, ob das danach einzurichtende Überwachungssystem seine Aufgaben
erfüllen kann. Zwar könnte zwischen der Vorstandsverpflichtung und dem Überwachungssystem als Prü-
fungsobjekt unterschieden werden, allerdings wird dieser Unterscheidung - soweit ersichtlich - in der Litera-
tur kaum bzw. keine Bedeutung zuerkannt. Vgl. auch die Überschrift des IDW PS 340: Die Prüfung des Risi-
kofrüherkennungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB. Bei der Beurteilung der Vorstandsverpflichtung können
im Vergleich zu einer Beurteilung des Überwachungssystems ggf. insofern Unterschiede bestehen, da bei der
Vorstandsverpflichtung auch subjektive Tatbestände eine Rolle spielen können (z. B. Vorstandsmitglieder
sind erst kurze Zeit im Amt), während die Prüfung des Überwachungssystems grundsätzlich eine objektive
Sichtweise impliziert.

830 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, Q 255 (Fn. 454); Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwa-
chung, hrsg. v. IDW, 229 (255); Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., 321 Rn. 73; Schind-
ler/Rabenhorst, BB 1998, 1939 (1941). Es wird die Auffassung vertreten, dass die Regierungsbegründung
nicht zu beachten ist, da diese nicht an den im Verlauf des Gesetzgebungsverfahren geänderten Gesetzes-
wortlaut angepasst worden ist. Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 136.

831 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 29.
832 Vgl. WP-Handbuch 2006, Q 252 (Fn. 454); Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unterneh-

mung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 160; Neubeck,
Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 281; Schindler/Rabenhorst, in: Risikomanagement nach dem
KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 113; Scheffler, WPg 2002, 1289 (1297); Baetge/Zülch, Festschrift
Otte, 1 (9); Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 324; Lachnit/Müller, Festschrift Strobel,
363 (387); Wolz, WPg 2001, 789 (794); Scharpf, Risikomanagement- und Überwachungssystem im Treasury,
S. 9 f.; Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG, S. 138; Gelhausen, Sonder-
heft AG 1997, 73 (81). A. A. Turiaux/Knigge, BB 1999, 913 (916).

833 Vgl. auch IDW, PS 340.7, WPg 1999, 658 (659).
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Beschreibung der Mängel ist regelmäßig notwendig, da zum einen nach der Gesetzesbegrün-

dung eine Berichterstattung über Mängel des Überwachungssystems für erforderlich gehalten

wird836 und zum anderen das Prüferurteil sonst für den Aufsichtsrat nicht nachvollziehbar

ist837. Eine Beschreibung des Mangels kann i. d. R. auch nicht mit einer Gefährdung der Un-

abhängigkeit des Abschlussprüfers abgelehnt werden.

Eine Berichterstattung, bei der die nach § 91 Abs. 2 AktG eingerichteten Maßnahmen in ihrer

Gesamtheit im Prüfungsbericht dargestellt werden, ist nicht notwendig, da die Ausführungen

nicht den Charakter eines detaillierten Organisationsgutachtens haben müssen.838 Allerdings

kann im Einzelfall bei der Darstellung bestehender Systemschwächen auf die vom Vorstand

eingerichteten Maßnahmen in einem Bereich eingegangen werden, um die Notwendigkeit

aufzuzeigen, verbesserte Maßnahmen einzuführen.839 Des Weiteren wird vor allem bei

Erstprüfungen empfohlen, die Grundzüge des Überwachungssystems im Prüfungsbericht oder

in einer Anlage des Prüfungsberichts darzustellen,840 um den Aufsichtsrat über das bestehende

Überwachungssystem zu informieren.

                                                                                                                                                                                    
834 Lediglich für eine Berichterstattung der zu verbessernden Bereiche vgl. IDW, PS 450.106, WPg 2006, 113

(123); WP-Handbuch 2006, Q 255; Franz, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dör-
ner/Horváth/Kagermann, 41 (66); Schindler/Rabenhorst, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v.
Lange/Wall, § 2 Rn. 113; Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229
(255) u. Dörner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 193
(214); Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1939 (1941); Baetge/Zülch, Festschrift Otte, 1 (9); Wiedmann,
HWRP, 3. Aufl., Sp. 2057 (2065); Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2086).

835 Vgl. Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für
Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 160; Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance,
S. 324; Gelhausen, Sonderheft AG 1997, 73 (81); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 140; Böcking/Orth, BFuP 1999,
418 (425) u. BFuP 2000, 242 (253); Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG,
S. 139; Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 539 (588); Hommelhoff/Mattheus, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dör-
ner/Horváth/Kagermann, 5 (20); Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v.
Saitz/Braun, 171 (191).

836 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 29.
837 Vgl. auch Wolz, WPg 2001, 789 (794).
838 Vgl. IDW, PS 450.104, WPg 2006, 113 (123); WP-Handbuch 2006, P 139 u. Q 253; Winkeljohann/Poullie,

in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 72; Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1939 (1941) u. in: Risikomana-
gement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 113; Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unterneh-
mensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (254); Forster, WPg 1998, 41 (52); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 138; Ar-
beitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Be-
triebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 160; Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungsle-
gung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (676).

839 Vgl. auch Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (254).
840 Vgl. Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (191); WP-

Handbuch 2009, Q 253 u. P 139; Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2086); Arbeitskreis „Externe und In-
terne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Bei-
lage 11/2000, Rn. 160. Eine Beschreibung der wesentlichen Komponenten des Überwachungssystems grund-
sätzlich empfehlend Forster, WPg 1998, 41 (52); Dörner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements,
hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 193 (214).
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3.1.2.2.2. Prüfungsurteil über die Erfüllung der Vorstandspflichten nach § 91

Abs. 2 AktG

Sieht der Abschlussprüfer die gesetzliche Vorstandsverpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG als

erfüllt an, so hat er sein positives Urteil im Prüfungsbericht zum Ausdruck zu bringen. Ent-

sprechend dem IDW PS 450 kann folgende Formulierung verwendet werden:841

"Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Vorstand die nach § 91 Abs. 2 AktG gefor-

derten Maßnahmen, insbesondere zur Einrichtung eines Überwachungssystems, in

geeigneter Weise getroffen hat und dass das Überwachungssystem geeignet ist,

Entwicklungen, die den Fortbestand der Gesellschaft gefährden, frühzeitig zu er-

kennen."

Der Abschlussprüfer führt keine „Optimalitätsbeurteilung“842 in Bezug auf das Überwa-

chungssystems durch, so dass bestehende Systemmängel, die im Hinblick auf das Gesamtur-

teil unbedeutend sind, nicht zu einer Einschränkung des positiven Urteils führen.843 Wegen

der immanenten Grenzen einer Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB (insbesondere Prüfung in

Stichproben, fehlende allgemeingültige Beurteilungsmaßstäbe), ist eine Negativfeststellung

bzw. ein ergänzender Hinweis zweckmäßig, dass keine wesentlichen Mängel in dem nach

§ 91 Abs. 2 AktG einzurichtendem System festgestellt wurden.844 Bei einem positiven Prü-

fungsurteil sollte nur die Angemessenheit des eingerichteten Überwachungssystems bestätigt

werden.

                                                          
841 Vgl. IDW, PS 450.105, WPg 2006, 113 (123). Vgl. auch Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmens-

überwachung, hrsg. v. IDW, 229 (253 f.).
842 Vgl. Jacob, in: Weltweite Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. IDW, 157 (161). Vgl. auch Giese, WPg

1998, 451 (452), nach dessen Auffassung mit der Formulierung der Gesetzesbegründung eingeräumt wird,
dass nicht nur eine, die geeignetste, die zweckentsprechendste Lösung als Prüfungsmaßstab in Betracht
kommt, sondern dass Gestaltungsspielräume bestehen.

843 Vgl. auch Giese, WPg 1998, 451 (452). Nach ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 139, sollte der für die Beurteilung des
Systems herangezogene Maßstab im Prüfungsbericht erläutert werden. Da sich hieraus nicht notwendigerwei-
se neue Erkenntnisse für den Aufsichtsrat ergeben, sollten bei der Prüfung festgestellte, vermeintlich unwe-
sentliche Schwachstellen aufgeführt werden, aus denen dann der Beurteilungsmaßstab ersichtlich wird.

844 Vgl. auch Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 158 f.; Jung, Erweiterung der Abschlußprüfung von Kapital-
gesellschaften, S. 77; Kaufmann, Die Prüfung kommunaler Unternehmen, S. 225 ff., die im Rahmen der Ge-
schäftsführungsprüfung einen negativen Prüfungsbefund gegenüber dem Positivbefund vorziehen.
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Ein weiterer Kritikpunkt gegen die vom IDW vorgeschlagene Formulierung betrifft den Prü-

fungsgegenstand. Während nach dem Formulierungsvorschlag des IDW der Abschlussprüfer

ein "Überwachungssystem" geprüft hat, ist Prüfungsgegenstand nach IDW PS 340 das Risiko-

früherkennungssystem. Das IDW bezieht sich bei der Auslegung des § 91 Abs. 2 AktG ledig-

lich auf den Aspekt der Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen, obwohl nach

§ 321 Abs. 4 HGB das Überwachungssystem explizit Gegenstand der Berichtspflicht ist. In

der Literatur werden zum Teil die Begriffe Überwachungssystem und Risikofrüherkennungs-

system synonym845, zum Teil unterschiedlich verwendet846. Die Verwendung unterschiedli-

cher Begriffe ist wegen einer Vergrößerung der Erwartungslücke problematisch,847 da nach

allgemeiner Auffassung der Begriff Überwachungssystem die Überwachung der Risikohand-

habung nachgelagerter Hierarchieebenen durch den Vorstand oder anderer Mitarbeiter ein-

schließt und daher umfassender als der Begriff des Risikofrüherkennungssystem ist.848 Zudem

wird dem Berichtsgrundsatz der Klarheit nicht Rechnung getragen, wenn der Prüfungsgegen-

stand im Prüfungsurteil von demjenigen Prüfungsgegenstand abweicht, der nach § 321

Abs. 3 HGB im Prüfungsbericht angegeben wird.849

Bei einer Prüfung des Risikofrüherkennungssystems ist folgende Formulierung vorzuzie-

hen:850

"Wir haben bei der Beurteilung der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91

Abs. 2 AktG keine wesentlichen Mängel im Risikofrüherkennungssystems festge-

stellt. Das eingerichtete Risikofrüherkennungssystem gewährleistet in angemesse-

ner Weise, dass bestandsgefährdende Entwicklungen früh erkannt werden."

                                                          
845 Vgl. z. B. WP-Handbuch 2006, P 138 (Fn. 184).
846 Vgl. z. B. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 80.
847 Vgl. auch Tröller, Möglichkeiten zur Schließung der Erwartungslücke, S. 247, wonach die Berichtspflicht den

Prüfungsumfang (hier Prüfungsgegenstand) übersteigt.
848 Vgl. Kapitel B 1.1.4. Zum Verhältnis der Begriffe Überwachungssystem und Überwachung des Risikofrüher-

kennungssystems vgl. auch Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 80.
849 Hierbei besteht ein haftungsrechtliches Problem insbesondere dann, wenn der Prüfungsbericht übersetzt und

dabei unsachgemäß der amerikanische Ausdruck Internal Control (interne Überwachung) verwendet wird.
Vgl. Lück, WPK-Mitt. 1998, 182 (183). Der Prüfungsbericht darf nicht den Eindruck erwecken, dass ein Ge-
biet, das nicht geprüft wurde, als geprüft anzusehen ist. Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 48.

850 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 140. Nach dem IDW PS 450 kann bei einem positiven Urteil auch eine andere
Formulierung gewählt werden. Vgl. IDW, PS 450.105, WPg 2006, 113 (123). Nach hier vertretener Auffas-
sung sollte auch eine andere Formulierung gewählt werden.
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Bei einer Bestätigung im Prüfungsbericht, dass ein angemessenes Überwachungssystem vor-

liegt, wird kein Urteil über die Überlebensfähigkeit des Unternehmens abgegeben.851 Es wird

lediglich zum Ausdruck gebracht, dass der Vorstand insgesamt852 seiner Sorgfaltspflicht ge-

mäß § 91 Abs. 2 AktG nachgekommen ist und notwendige organisatorische Maßnahmen ge-

troffen hat. Wegen der Vorwegberichterstattung über bestandsgefährdende und entwicklungs-

beeinträchtigende Tatsachen im Prüfungsbericht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB sind Angaben

über den Unternehmensfortbestand im Zusammenhang mit der Erfüllung der Vorstandsver-

pflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG nicht erforderlich.853

Hat der Vorstand keine geeigneten Maßnahmen zur Erfüllung seiner gesetzlichen Verpflich-

tung gemäß § 91 Abs. 2 AktG getroffen, kommt folgende Formulierung des Prüfungsurteils in

Betracht854:

Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Vorstand die nach § 91 Abs. 2 AktG oblie-

gende Verpflichtung zur Einrichtung eines Überwachungssystems nicht in vol-

lem Umfang erfüllt hat. Verbesserungsbedarf besteht ...

Ein negatives Urteil über die Einhaltung der Vorstandsverpflichtung ist i. d. R. nicht dadurch

begründet, dass kein Überwachungssystem bei börsennotierten Aktiengesellschaft besteht,

sondern dass wesentliche Mängel des Überwachungssystems durch den Prüfer festgestellt

wurden.855 Die Einrichtung einer Controlling- oder Revisionsabteilung und deren Überwa-

chung durch den Vorstand tragen zur (teilweisen) Erfüllung der Vorstandspflichten gemäß

§ 91 Abs. 2 AktG bei. Eine Abteilung „Risikomanagement“ muss durch die gesetzlichen Ver-

treter nicht zwingend eingerichtet werden, da die im Unternehmen erforderlichen Maßnahmen

i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG auch durch andere Abteilungen (dezentral) durchgeführt werden

können.

                                                          
851 Vgl. auch IDW, PS 200.15, WPg 2000, 706 (708). Nach Ansicht von Graf, BB 2001, 562 (566) unterliegen

die Abschlussprüfer nach wie vor keiner strafrechtlichen Garantiehaftung für Unternehmenszusammenbrüche.
852 Zur Gesamtverantwortung des Vorstands für die Erfüllung der sich aus § 91 Abs. 2 AktG ergebenden Pflich-

ten vgl. auch Preußner/Zimmermann, AG 2002, 657 (661); Kohlhoff/Langenhan/Zorn, ZIR 2000, 2; Mertens,
Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 77 AktG Rn. 18 ff.

853 Für eine Berichtspflicht bezüglich des Fortbestandsrisikos im Zusammenhang mit § 321 Abs. 4 HGB vgl.
Baetge/Zülch, Festschrift Otte, 1 (9 u. 30).

854 Vgl. auch Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (254); ADS,
6. Aufl., § 321 Rn. 140.

855 Zum Prüfungsurteil bei einem fehlenden Risikofrüherkennungssystem vgl. z. B. Dörner, in: Kapitalmarktori-
entierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (254); Schindler/Rabenhorst, in: Risikomanagement
nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 113. Das Risikomanagement als integralen Bestandteil des
Überwachungssystems ansehend Theisen, BB 2003, 1426 (1428).
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3.1.2.2.3. Ausführungen zu Bereichen mit Verbesserungsbedarf

Der Prüfer hat die zu verbessernden Funktionsbereiche oder Prozesse anzugeben und die fest-

gestellten Mängel zu beschreiben. Ausführungen zu Bereichen mit Verbesserungsbedarf sind

vor allem bei einem negativen Urteil notwendig. Allerdings kann auch ein nach dem Ge-

samturteil des Abschlussprüfers funktionsfähiges Überwachungssystem in Einzelaspekten

Schwächen aufweisen, über die zu berichten ist (Abb. C-16)856:

Notwendige Berichtsbestandtei le im Prüfungsbericht
nach § 321 Abs. 4 HGB

Prüfungsurtei l  über die
Erfül lung der Vorstandspf l ichten

nach  § 91 Abs.  2 AKtG

Negat ives Urtei l

Angaben zu Bere ichen
mi t  Verbesserungsbedar f

Posit ives Urtei l

Abb. C-16: Notwendige Berichtsbestandteile im Prüfungsbericht nach § 321 Abs. 4 HGB und

deren Beziehung zueinander

Während schwerwiegende Systemmängel (z. B. fehlende Funktionstrennung bei der Abwick-

lung von Derivaten, fehlende oder eine nur sehr unzureichende Kostenrechnung für Großpro-

jekte) zu einem negativen Prüfungsergebnis und einzelne geringfügige Mängel (z. B. in ein-

zelnen Fällen fehlende Durchführung von geplanten Kontrollen, fehlende Anpassung von Ri-

sikochecklisten an neue Umweltbedingungen) allenfalls zu einer Berichterstattung im Mana-

gement Letter führen, ist bei manchen Mängeln fraglich, ob sie als Gesetzesverstoß i. S. d.

§ 91 Abs. 2 AktG eine Berichtspflicht im Prüfungsbericht auslösen.857 Kann ein Mangel we-

der eindeutig als wesentlich noch als eindeutig unwesentlich eingestuft werden, kommt ein

positives Prüfungsergebnis bei gleichzeitiger Darstellung des Systemmangels in Betracht.

                                                          
856 Vgl. WP-Handbuch 2006, Q 257.
857 Vgl. auch Peemüller/Finsterer/Mahler, DB 1999, 1565; ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 159.
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In der Literatur wird die Angabe einzelner, nicht wesentlicher Systemschwachstellen bei ei-

nem positiven Prüfungsurteil für zulässig gehalten.858 Werden einige, in diesem Sinne unwe-

sentliche Prüferfeststellungen in den Prüfungsbericht aufgenommen, hat dies den Vorteil, dass

die Berichtsempfänger sowohl über die Qualität des Überwachungssystems als auch über den

Beurteilungsmaßstab des Prüfers informiert werden.859

Bei einem negativen Urteil des Abschlussprüfers kommt den Ausführungen zu Bereichen mit

Verbesserungsbedarf eine Begründungsfunktion für das Prüfungsurteil zu. Vorstandsmitglie-

der, die ihre Pflichten verletzen, sind gemäß § 93 Abs. 2 AktG der Gesellschaft zum Ersatz

des daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Für die Erfüllung der

Sorgfaltspflicht trifft die Vorstandsmitglieder die Beweislast. Ein negatives Prüferurteil über

die Erfüllung gesetzlicher Pflichten gemäß § 91 Abs. 2 AktG kann dazu führen, dass Scha-

densersatzansprüche gegen Vorstandsmitglieder geltend gemacht werden. Aus diesem Grunde

sind Angaben des Prüfers über die zu verbessernden Bereiche und über die festgestellten

Mängel erforderlich, damit der Aufsichtsrat über die Schwere der Pflichtverletzung des Vor-

stands informiert wird.

Der Aufsichtsrat hat die Entscheidungskompetenz für die Geltendmachung von Schadenser-

satzansprüchen gegen den Vorstand (§ 111 Abs. 1 i. V. m. § 112 AktG)860 und für die Abberu-

fung des Vorstands (§ 84 Abs. 3 AktG). Es besteht keine Verpflichtung des Prüfers, auf eine

mögliche Haftung der Vorstandsmitglieder hinzuweisen. Der Aufsichtsrat muss aus den An-

gaben über die Bereiche mit Verbesserungsbedarf eigene Schlüsse ziehen.861

                                                          
858 Vgl. Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer,

649 (677). Wohl a. A. IDW, PS 450.106, WPg 2006, 113 (123) u. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 140, die lediglich
bei einem negativen Urteil die Nennung der Bereiche mit Verbesserungsbedarf für erforderlich halten.

859 Vgl. auch Wolz, WPg 2001, 789, wonach dem Vorstand der Philipp Holzmann AG zunächst bescheinigt
wurde, dass die Anforderungen an die internen Kontrollsysteme grundsätzlich beachtet wurden. Es folgte eine
achtseitige Auflistung von Missständen, derentwegen das Risikomanagementsystem den Anforderungen des
KonTraG nicht gerecht wurde. In diesem Fall kann aus der Auflistung gefolgert werden, dass kein geeigneter
Beurteilungsmaßstab durch den Abschlussprüfer bestanden hat, so dass die Einrichtung eines geeigneten
Kontrollsystems nicht hätte bestätigt werden dürfen.

860 Vgl. z. B. Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 111 Rn. 4a u. § 112 Rn. 3.
861 Ähnlich Schichold, Festschrift Strobel, 395 (418); Gernoth, DStR 2001, 299 (308). Aus der Sicht des Auf-

sichtsrat besteht allerdings die Notwendigkeit, geeignete Schritte einzuleiten, wenn er die eigene Haftung
nach § 116 AktG vermeiden will. Vgl. Preußner/Zimmermann, AG 2002, 657 (661). Zur Pflicht des Auf-
sichtsrats zur Verfolgung von Schadensersatzansprüchen vgl. BGH, Urteil v. 21.4.1997, BB 1997, 1169 ff.
Zwar kann der Aufsichtsrat in der Bilanzsitzung den Abschlussprüfer befragen, jedoch gilt der Grundsatz der
Unparteilichkeit auch im Rahmen der mündlichen Berichterstattung des Prüfers, so dass der Aufsichtsrat
weitgehend selbständig, d. h. ohne Unterstützung des Abschlussprüfers, weitere Nachforschungen anzustellen
hat.
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3.1.2.2.4. Problemfelder bei den Ausführungen zu Bereichen mit Verbesserungsbedarf

3.1.2.2.4.1. Fehlen geeigneter Beurteilungsmaßstäbe für das Überwachungssystem als

Einschränkung einer objektiven Berichterstattung über verbesserungs-

würdige Bereiche

Die Berichterstattung im Prüfungsbericht über Bereiche mit Verbesserungsbedarf setzt das

Vorliegen eines wesentlichen Mangels voraus. Hierfür sind geeignete Beurteilungsmaßstäbe

für die Feststellung eines solchen Mangels notwendig. Um die Einhaltung der vorgesehenen

Überwachungsmaßnahmen (Vergleich von Soll-Objekt des Unternehmens mit Ist-Objekt des

Unternehmens) zu beurteilen, kann der Prüfer interne Regelungen (z. B. Arbeitsplatzbeschrei-

bungen, Dienstanweisungen) heranziehen, so dass die Beurteilung der Einhaltung organisato-

rischer Regelungen und die zugehörige Berichterstattung über festgestellte (Ausführungs-)

Mängel grundsätzlich862 unproblematisch ist. Allerdings ist die Abgrenzung zwischen einer

unwesentlichen und einer wesentlichen Regelungsverletzung einzelfallabhängig und subjek-

tiv. Bei der Beurteilung der Eignung des Überwachungssystems sind die vorgesehenen Maß-

nahmen des Unternehmens (Soll-Objekt des Unternehmens) mit denjenigen Maßnahmen zu

vergleichen, die nach Auffassung des Abschlussprüfers geeignet wären (Soll-Objekt des Prü-

fers).863 Hierfür existieren kaum allgemein verbindliche Beurteilungsmaßstäbe.864 Die im Ein-

zelfall schwierige Abgrenzung zwischen wesentlichen und unwesentlichen Mängeln des

Überwachungssystems und das Fehlen geeigneter Beurteilungsmaßstäbe wirkt sich nachteilig

bei der Konkretisierung der Berichtspflichten des Prüfers über das Überwachungssystems

aus.865

Da im Einzelnen sehr unterschiedliche Auffassungen darüber bestehen können, welche Orga-

nisations- und Überwachungsmaßnahmen zur Früherkennung bestandsgefährdender Ent-

wicklungen geeignet sind,866 können nur wesentliche Verstöße gegen allgemein anerkannte

betriebswirtschaftliche Grundregeln zu einem negativen Urteil im Prüfungsbericht führen.

Beispielsweise stellt im Finanzierungsbereich eine fehlende Funktionstrennung zwischen Er-

                                                          
862 Bei Feststellung von Abweichungen zwischen geplanten und tatsächlich vorgenommen Maßnahmen i. S. d.

§ 91 Abs. 2 AktG ist im Einzelfall problematisch, ob diese Abweichungen derart wesentlich sind, dass sie im
Prüfungsbericht darzustellen sind.

863 Vgl. Kapitel B 2.2.1.2.
864 Vgl. Kapitel B 2.2.1.2.
865 Vgl. auch Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 255.
866 Zur Unbestimmtheit der Soll-Objekte bei der Prüfung des Überwachungssystems vgl. Kapitel B 2.2.1.2.
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werb und Überwachung von Finanzderivaten einen solchen Verstoß dar.867 Dies gilt auch für

eine fehlende oder ungeeignete Kostenkontrolle bei Großprojekten868 oder eine gänzlich feh-

lende Risikokommunikation in bestimmten Funktionsbereichen. Ein schwerwiegender und

daher berichtspflichtiger Mangel des Überwachungssystems liegt auch bei fehlender oder un-

zureichender Dokumentation des Überwachungssystems vor.869 Weichen die Ansichten des

Abschlussprüfers über die Eignung des Überwachungssystems von den Ansichten der gesetz-

lichen Vertreter ab, sind letztere unter dem Gesichtspunkt einer unparteiischen Berichterstat-

tung darzulegen.870

Bei in der Gesamtheit tolerierbaren Abweichungen zwischen Soll-Objekt des Unternehmens

und Soll-Objekt des Prüfers ist ein positives Urteil im Prüfungsbericht abzugeben. Ausfüh-

rungen zu einzelnen, nicht wesentlichen Systemmängeln müssen nicht in den Prüfungsbericht

aufgenommen, sondern können im Management Letter dargestellt werden. Im Ergebnis führen

die fehlenden Beurteilungsmaßstäbe des Überwachungssystems zu einem erheblichen Ermes-

sensspielraum des Prüfers bei der Berichterstattung über Schwachstellen des Überwachungs-

systems. Wird ein positives Urteil über das eingerichtete Überwachungssystem abgegeben,

kommt durch einen Hinweis auf festgestellte geringfügige Systemschwachstellen der Beur-

teilungsmaßstab des Prüfers zum Ausdruck.

Bei der Geschäftsführungsprüfung nach § 53 HGrG wird die Auffassung vertreten, dass auf-

grund des weiten Ermessens der Geschäftsleitung bei der Gestaltung der Organisation die Prü-

fungsfeststellungen zum Teil „nur den Charakter einer Anregung zur Verbesserung und nicht

den einer förmlichen Beanstandung haben.“871 Existieren im Einzelfall nur ungenügende Be-

urteilungsmaßstäbe oder ist eine abschließende Stellungnahme nicht möglich, so kann sich die

Berichterstattung auf eine Erläuterung des festgestellten Sachverhalts beschränken.872 Wenn-

gleich Unterschiede zwischen der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung nach

                                                          
867 Vgl. Scharpf, DB 1997, 737 (742).
868 Vgl. auch Lutter, in: Gesellschaftsrecht in der Diskussion, hrsg. v. der Gesellschaftsrechtlichen Vereinigung,

87 (104).
869 Vgl. Pollanz, DB 2001, 1317 (1323 f.). Vgl. auch Kapitel B 2.2.1.1.
870 Vgl. auch IDW, PS 450.11, WPg 2006, 113 (114); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 50 u. 67; Winkeljohann/Poullie,

in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 14 u. 44; WP-Handbuch 2006, Q 59.
871 Vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, insbesondere Rn. 124 ff.
872 Zur Geschäftsführungsprüfung vgl. IDW, PS 720.10, WPg 2000, 326 (327) sowie Kaufmann, Die Prüfung

kommunaler Unternehmen, S. 80 u. 225; Karehnke, AG 1970, 259 (262); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 250. Vgl.
auch ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 48 m. w. N. zur Berichterstattung im Prüfungsbericht über Sachverhalten, die
sich einer eindeutigen Beurteilung entziehen.
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§ 53 HGrG und der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB bestehen,873 können derartige Informa-

tionen für die Überwachung des Vorstands durch den Aufsichtsrat relevant sein und daher im

Einzelfall auch in die Berichterstattung nach § 321 Abs. 4 HGB einbezogen werden.

3.1.2.2.4.2. Berichterstattung über behobene Systemmängel

Werden festgestellte Mängel des Überwachungssystems dem Vorstand oder anderen Mitar-

beitern mitgeteilt und werden diese Mängel seitens der Unternehmensleitung behoben, stellt

sich die Frage, ob beseitigte Schwachstellen des Überwachungssystems im Prüfungsbericht

darzustellen sind. Werden während der Abschlussprüfung fehlerhafte Angaben des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts behoben, sind diese grundsätzlich weder im Prüfungsbericht874

noch im Bestätigungsvermerk875 anzugeben. Diese Handhabung bei Rechnungslegungsfehlern

ist zweckmäßig, da der Bestätigungsvermerk ein Urteil über die Ordnungsmäßigkeit des end-

gültigen Jahresabschlusses und des endgültigen Lageberichts darstellt.876

Durch die Beseitigung der Schwachstellen des Überwachungssystems kommt der Vorstand

seiner zukunftsbezogenen Verpflichtung nach, so dass aus diesem Grunde eine Berichtspflicht

abgelehnt werden könnte. Allerdings hat bei Vorliegen eines Systemmangels in der Vergan-

genheit der Vorstand seine Verpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG für eine bestimmte Zeit-

spanne verletzt, so dass dies für eine Berichtspflicht spricht.877

                                                          
873 Unterschiede bei der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung im Vergleich zur Prüfung nach

§ 317 Abs. 4 HGB bestehen vor allem darin, dass festgelegte Fragenkreise zu beantworten sind und der Prü-
fungsgegenstand weiter als bei der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB gefasst ist. Vgl. Kapitel B 2.2.2.2.

874 Nach § 321 Abs. 2 S. 2 HGB ist über Beanstandungen der Rechnungslegung, die nicht Einschränkung oder
Versagung des Bestätigungsvermerks geführt haben, nur zu berichten, soweit dies für die Überwachung der
Geschäftsführung und des geprüften Unternehmen von Bedeutung ist. Nach ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 73 ist in
solchen Fällen eine Berichterstattung notwendig, wenn mit der ursprünglichen Bilanzierung eine Täuschungs-
absicht verbunden war, wenn sie auf gegen die Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens verstoßenden Män-
geln der Buchführung beruhte oder wenn sie mangelnde Sorgfaltspflicht der gesetzlichen Vertreter erkennen
läßt. Nach IDW PS 210.60, WPg 2003, 655 (662) ist eine Berichterstattung im Prüfungsbericht geboten,
wenn die festgestellten Tatsachen auch bei inzwischen behobenen Fehlern auf Schwächen im internen Kon-
trollsystem hindeuten.

875 Vgl. IDW, PS 400.52, WPg 2005, 1382 (1388) u. PS 210.61, WPg 2003, 655 (663).
876 Nach Auffassung des IDW, PS 450.65, WPg 2006, 113 (119) können auch Mängel der Buchführung zu einer

Einschränkung oder Versagung des Bestätigungsvermerks führen, wenn sie zum Abschluss der Prüfung noch
bestehen.

877 Nach der Gesetzesbegründung zu § 317 Abs. 4 HGB soll der Prüfer zu einem Urteil darüber gelangen, ob das
Überwachungssystem während des gesamten zu prüfenden Zeitraums bestanden hat. Vgl. BT-Drs. 13/9712,
S. 27. Der zu prüfende Zeitraum umfasst zunächst das Jahr auf den sich der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt beziehen. Da der Lagebericht nicht stichtagsbezogen ist, kann darüber hinaus auch der Zeitraum bis zum
Ende der Prüfung in Betracht kommen. Dabei sind allerdings die Grenzen einer Prüfung zu beachten, bei der
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Die herrschende Meinung vertritt im Zusammenhang mit organisatorischen Mängeln in der

Buchführung die Auffassung, dass auf wesentliche, zwischenzeitlich behobene Mängel im

Prüfungsbericht einzugehen ist,878 insbesondere dann, wenn die organisatorischen Schwach-

stellen auf mangelnde Sorgfalt der gesetzlichen Vertreter zurückzuführen sind und die Fest-

stellungen das Vertrauen in die gesetzlichen Vertreter berühren.879 Da bei der Berichterstat-

tung über Schwachstellen des Überwachungssystems, das auch die für die Rechnungslegung

relevanten internen Kontrollen umfasst,880 keine grundsätzlichen Unterschiede bestehen, muss

auch über behobene Mängel des Überwachungssystems berichtet werden.881 Informationen

über Art und Anzahl dieser Mängel können die Prüfung der Geschäftsführung durch den Auf-

sichtsrat beeinflussen und sind daher berichtsrelevant.882 Die Tatsache, dass ein Systemman-

gel nicht mehr vorliegt und dass die Geschäftsleitung entsprechende Korrekturmaßnahmen

eingeleitet hat, ist im Prüfungsbericht anzugeben.

Werden Schwachstellen des Überwachungssystems durch den Vorstand oder andere Mitar-

beiter aufgedeckt und wird das Überwachungssystem verbessert, ist fraglich, ob der Prüfer auf

derartige Sachverhalte im Prüfungsbericht einzugehen hat. Zum einen liegt ein Mangel nicht

mehr vor, zum anderen haben interne Überwachungsregelungen dafür gesorgt, dass der Man-

gel entdeckt wurde. Da der Vorstand in der Vergangenheit seine Pflicht zur Einrichtung eines

geeigneten Überwachungssystems verletzt hat und die Angaben über Schwachstellen des

Überwachungssystems für den Aufsichtsrat relevant sein können, kommen im Einzelfall auch

in solchen Fällen Angaben im Prüfungsbericht in Betracht. Insbesondere bei auf Dauer ausge-

richteten Überwachungsmaßnahmen ist allerdings eine gewisse Zeitspanne für organisatori-

sche Anpassungen des Überwachungssystems und deren Dokumentation an sich verändernde

Umweltbedingungen üblich und daher grundsätzlich nicht zu beanstanden.883

                                                                                                                                                                                    
zwar eine zeitraumbezogene Beurteilung vorgenommen wird, diese aber nur schwerpunktmäßig zu einer be-
stimmten Phase der Prüfung erfolgen kann.

878 Vgl. IDW, PS 450.65, WPg 2006, 113 (119); WP-Handbuch 2006, Q 167; Winkeljohann/Poullie, in: Beck
Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 59; ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 95 m. w. N.

879 Vgl. WP-Handbuch 2006, Q 169.
880 Vgl. Kapitel B 2.1.2.2.2.1.
881 Vgl. Hommelhoff/Mattheus, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 5

(23 f.). Vgl. auch Hommelhoff, BB 1998, 2625 (2629), der eine derartige Berichtspflicht annimmt, da die
vom Prüfer aufgedeckten Mängel des Controlling-Systems „nur die Spitze des Eisbergs“ darstellen und daher
den Aufsichtsrat zu einer Sonderprüfung des gesamten Unternehmenssystems veranlassen könnten.

882 Vgl. Hommelhoff, BB 1998, 2625 (2629).
883 Bezüglich der Geschäftsführungsprüfung vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, VI/8 Rn. 141, der darauf hinweist, dass

der Prüfer klare Negativbefunde nur feststellen kann, wenn der Sachverhalt außerhalb des Ermessensbereichs
liegt, und dass Suboptimalitäten in gewissem Ausmaße und ein gelegentliches Nachhinken in der Anpassung
an Entwicklungen durchaus nicht ungewöhnlich sind. A. A. Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unterneh-
mensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (246) der eine zeitnahe Aktualisierung des Risikofrüherkennungssy-
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3.1.2.2.4.3. Gefährdung der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers durch Beratung

Im Berichtsabschnitt zum Überwachungssystem ist gemäß § 321 Abs. 4 S. 2 HGB darauf ein-

zugehen, ob Maßnahmen erforderlich sind, um das interne Überwachungssystem zu verbes-

sern. Nach der Gesetzesbegründung zu § 321 Abs. 4 HGB sind Hinweise auf Mängel zu ge-

ben und Maßnahmen zu nennen, die das interne Überwachungssystem verbessern können.884

Nach herrschender Meinung muss der Abschlussprüfer keine konkreten Vorschläge zur Ver-

besserung des Überwachungssystems im Prüfungsbericht darstellen.885 Dies wird vor allem

damit begründet, dass dem Prüfer ansonsten eine Managementaufgabe zukommen würde.886

Zum Teil wird die Auffassung vertreten, dass Verbesserungsvorschläge auf Wunsch des Auf-

traggebers zusätzlich in den Prüfungsbericht bzw. in den Management Letter aufgenommen

werden können.887

Im Zuge des KonTraG wurde häufig die Bedeutung der Beratung hervorgehoben, die der Prü-

fung einen zusätzlichen Nutzen (Added Value) verleihen soll.888 Das geprüfte Unternehmen

                                                                                                                                                                                    
stems bei Änderung der Unternehmensziele und Vorgaben fordert. Bei wesentlichen korrigierten Systemmän-
geln, die durch Umweltveränderungen bedingt sind (z. B. fehlende oder erst verspätete Revisionstätigkeit bei
neuen Tätigkeitsgebieten oder Konzernunternehmen), kommt u. U. eine Darstellung der Systemveränderung
und deren Notwendigkeit in Betracht.

884 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 29.
885 Vgl. IDW, PS 450.106, WPg 2006, 113 (123) u. FN-IDW 1997, 4 (10); WP-Handbuch 2006, P 141; Win-

keljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 73; Dörner, WPg 1998, 302 (305). Nach ADS,
6. Aufl., § 321 Rn. 136 wurde die Gesetzesbegründung an den im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens geän-
derten Wortlaut des § 321 Abs. 4 HGB nicht angepasst. Nach Auffassung von Dörner, DB 1998, 1 (4) ist es
nicht Aufgabe des Prüfers geeignete Maßnahmen zu nennen, da ihm sonst Managementaufgaben zugewiesen
würden, deren Erledigung dem Vorstand obliegt; dennoch wird er Anregungen zur Verbesserung tunlichst in
geeigneter Form (z. B. im Management Letter) kundtun. Nach Auffassung von Pfitzer, in: Reform des Aktien-
rechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (677) erfordern konkrete
Verbesserungsvorschläge umfangreichere Untersuchungen, als sie im Rahmen einer Systemprüfung erforder-
lich sind.

886 Vgl. Dörner, WPg 1998, 302 (305) u. DB 2000, 101 (104). Allerdings werden entsprechend den Darstellun-
gen von Dörner in den „fortentwickelten“ Prüfungsansätzen Lösungsvorschläge zur Reduktion von identifi-
zierten Geschäftsrisiken durch den Prüfer erarbeitet und im Management Letter der Geschäftsleitung unter-
breitet. Vgl. Dörner, WPg 1998, 302 (310).

887 Vgl. Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (507 f.); Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen,
S. 281 f.; Picot, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 124; Scharpf, Risi-
komanagement- und Überwachungssystem im Treasury, S. 10; Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (253); Kün-
nemann/Brunke, HWRP, 3. Aufl., Sp. 921 (931); Wiedmann, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2057 (2065);
Lachnit/Müller, Festschrift Strobel, 363 (387). Nach Ansicht von Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1939
(1941) bleiben konkrete Verbesserungsvorschläge auch zukünftig dem Management Letter oder zusätzlichen
Gutachten vorbehalten. Nach zutreffender Auffassung von Dobler, DStR 2001, 2086 (2090) widerspricht ei-
ner Berichterstattung über Verbesserungsmaßnahmen vorbei am Aufsichtsrat der Zielsetzung des KonTraG.

888 Zum Begriff Added Value bzw. Value Added und der zunehmenden Bedeutung von Beratungsleistungen vgl.
Dörner, WPg 1998, 302 (311) u. HWRP, 3. Aufl., Sp. 1744 (1750 f.); Orth, WPg 1999, 573 ff.; Wiedmann,
WPg 1998, 338 (348); Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG, S. 33;
Soll/Labes, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 195 (199); Mattheus, ZGR 1999,
682 (689 f.). Zum Full-Service-Konzept der Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und dessen Implikationen auf
die Unabhängigkeit des Abschlußprüfers vgl. Marx, ZGR 2002, 292 ff.
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ist daran interessiert, neben dem Bestätigungsvermerk auch weitere Dienstleistungen vom

Prüfer zu erhalten, da der Prüfer im Vergleich zu anderen Beratungsunternehmen auf Grund

der gesetzlichen Prüfung von Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht sowie der Beur-

teilung des Überwachungssystems eine vergleichsweise preiswerte Beratung „aus einer

Hand“889 anbieten kann. Dem steht entgegen, dass zunehmend Kritik am Full-Service-

Konzept der Wirtschaftsprüfungsgesellschaften geübt wird.890

Der Berufsgrundsatz der Unabhängigkeit beschränkt eine umfassende Beratungstätigkeit des

Abschlussprüfers betreffend dem Überwachungssystem, da die Beratung zu Interessenkon-

flikten führen kann.891 Wenn der Abschlussprüfer Verbesserungsvorschläge für das Überwa-

chungssystems abgibt, prüft er u. U. in Folgeprüfungen seine eigenen Empfehlungen bei der

Prüfung des Überwachungssystems oder bei der Prüfung von Angaben des Lageberichts (z. B.

bei der Einschätzung bestimmter Risiken) und es besteht die Gefahr, dass er seinen Entschei-

dungen unkritisch gegenübersteht oder dass Beratungsfehler nicht eingestanden werden.892

Bei Verbesserungsvorschlägen zum Überwachungssystem ist daher zu untersuchen, ob die

Unabhängigkeit des Prüfers gefährdet wird.

3.1.2.2.4.3.1.Neuregelungen der Unabhängigkeitsgrundsätze zu Beratungsleistungen

durch das Bilanzrechtsreformgesetz

Nach §§ 319 u. 319a HGB nF893 ist ein Wirtschaftsprüfer von der Tätigkeit als Abschlussprü-

fer nicht nur dann explizit ausgeschlossen, wenn er bei der Führung der Bücher oder der Auf-

stellung des zu prüfenden Jahresabschlusses mitgewirkt hat, sondern insbesondere auch dann,

wenn er über die Prüfungstätigkeit hinaus bei der Durchführung der internen Revision in ver-

antwortlicher Position mitgewirkt oder Unternehmensleitungs- oder Finanzdienstleistungen

erbracht hat (§ 319 Abs. 3 Nr. 3 b) u. c) HGB nF). Nur Dienstleitungen von untergeordneter

Bedeutung werden ausgenommen, wobei keine Kriterien in der Gesetzesbegründung genannt

                                                          
889 Vgl. Zitzelsberger, in: Saarbrücker Handbuch der Betriebswirtschaftlichen Beratung, hrsg. v. Küting, 2. Aufl.,

13 (22). Zur Vorteilhaftigkeit einer Verbindung von Abschlussprüfung und Beratung vgl. z. B. auch Bök-
king/Orth, HWRP, 3. Aufl., Sp. 257 (260); Marx, ZGR 2002, 292 (293).

890 Vgl. auch Knorr/Hülsmann, NZG 2003, 567.
891 Vgl. auch Jung, Erweiterung der Abschlußprüfung von Kapitalgesellschaften, S. 176 ff.; Scheffler, WPg

2002, 1289 (1290).
892 Vgl. auch Marx, ZGR 2002, 292 (295).
893 Zum zeitlichen Anwendungsbereich der § 319 und § 319a HGB vgl. Art. 58 Abs. 4 EGHGB. Die hier maß-

geblichen Änderungen sind für nach dem 31.12.2004 beginnende Geschäftsjahre anzuwenden.
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werden, welche Leistungen von untergeordneter Bedeutung sind. Eine Beratungsleistung von

untergeordneter Bedeutung kommt in Betracht, wenn das Entgelt für die Beratung weniger als

10 % der Vergütung für die Abschlussprüfung und/oder das Entgelt für Revisionstätigkeiten

weniger als 5 % der Aufwendungen des Mandanten für die interne Revision beträgt.

Verschärfte Regelungen zur Unabhängigkeit des Abschlussprüfers bestehen nach

§ 319a HGB nF für Unternehmen, die einen organisierten Kapitalmarkt i. S. d. § 2

Abs. 5 WpHG in Anspruch nehmen. Die Mitwirkung bei der Entwicklung, Einrichtung und

Einführung von Rechnungslegungsinformationssystemen führt zum Ausschluss von der Ab-

schlussprüfung, sofern die Tätigkeit über die Prüfungstätigkeit hinausgeht oder nicht von un-

tergeordneter Bedeutung ist.

Nach den Neuregelungen zur Unabhängigkeit des Abschlussprüfers gefährden Revisions- und

sonstige Dienstleistungen die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers nur, sofern diese über die

Prüfungstätigkeit hinausgehen, so dass die nach § 317 Abs. 4 HGB vorzunehmende Prüfung

des Überwachungssystem zu keinem Ausschlussgrund für den Abschlussprüfer führt. Nach

der Gesetzesbegründung zu § 321 Abs. 4 HGB sind Hinweise auf Mängel zu geben und Maß-

nahmen zu nennen, die das interne Überwachungssystem verbessern können.894 Statt als Son-

derauftrag können Revisionsleistungen daher als Teil der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB im

Rahmen der Abschlussprüfung durchgeführt werden (beispielsweise als vereinbarter Prü-

fungsschwerpunkt), so dass Revisionsleistungen und zugehörige Verbesserungsvorschläge als

Teil der Prüfungstätigkeit zulässig wären. Angesichts der Tatsache, dass im Ergebnis die Re-

visionsleistungen vollständig im Rahmen des Prüfungsauftrags zur Abschlussprüfung erbracht

werden können, präzisiert die Neuregelung kaum, welche Revisionsleistungen seitens des

Abschlussprüfers ausgeschlossen sind. Da kein einheitliches Niveau für Prüfungshandlungen

zur Beurteilung des Überwachungssystems im Rahmen einer Abschlussprüfung umschrieben

werden kann, besteht letztlich ein weiter Spielraum für das Erbringen von Revisionsleistungen

im Rahmen der Abschlussprüfung börsennotierter Unternehmen. Lediglich die vollständige

Übernahme der Revisionstätigkeiten oder die zu enge Einbindung in die Revisionstätigkeit in

verantwortlicher Position durch den Abschlussprüfer wird durch § 319 Abs. 3 Nr. 3b HGB

ausgeschlossen.

                                                          
894 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 29.
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3.1.2.2.4.3.2.Zulässigkeit umfassender Beratungstätigkeit durch das BGH-Urteil vom

21.4.1997

Der BGH hat mit Urteil vom 21.4.1997 zu § 319 HGB aF entschieden, dass die Beratung in

wirtschaftlichen Angelegenheiten und insbesondere die steuerrechtliche Beratung durch den

Abschlussprüfer grundsätzlich mit dem Unabhängigkeitspostulat vereinbar ist.895 Danach ist

Beratung dadurch gekennzeichnet, dass Handlungsmöglichkeiten und ihre Konsequenzen auf-

gezeigt werden. Stellt die Beratung lediglich eine Entscheidungshilfe dar, so dass die Ent-

scheidung dem Beratenen vorbehalten ist, gefährdet dies nicht die Unabhängigkeit des Ab-

schlussprüfers. Nach Ansicht des BGH liegt eine unzulässige Mitwirkung des Prüfers i. S. d.

§ 319 Abs. 2 Nr. 5 HGB aF grundsätzlich erst dann vor, „wenn seine Beratung über die Dar-

stellung von Alternativen i. S. der Entscheidungshilfe hinausgeht, insbesondere er selbst an-

stelle seines Mandanten - ganz oder teilweise - eine unternehmerische Entscheidung trifft“896.

Hierin liegt ein Verstoß gegen das Selbstprüfungsverbot, da der Prüfer im Ergebnis seine ei-

gene Beratungsleistung prüfen würde. Dabei können nach Auffassung des BGH insbesondere

alternativlose Empfehlungen die Unabhängigkeit gefährden.897

Unter Berücksichtigung der vom BGH aufgestellten Grundsätze ist es zweckmäßig, keine

alternativlosen Verbesserungsvorschläge zu unterbreiten, sondern mehrere Handlungsmög-

lichkeiten (einschließlich der Alternative, dass keine Veränderungen vorgenommen werden)

samt ihren Konsequenzen aufzuzeigen.898 Diese Ausführungen können in den Prüfungsbericht

aufgenommen werden. Es ist allerdings auch möglich, die Bereiche mit Verbesserungsbedarf

und deren Mängel im Prüfungsbericht zu nennen und Angaben über Handlungsmöglichkeiten

und ihre Konsequenzen im Management Letter darzustellen.899 Werden Verbesserungsvor-

schläge vom Abschlussprüfer unterbreitet, ist der Hinweis zweckmäßig, dass der Vorstand die

Umsetzung derartiger Empfehlungen in eigener Verantwortung zu beschließen hat.900

Da die Entscheidungen der Unternehmensleitung durch die Beratung des Abschlussprüfers

stark beeinflusst werden können und da aufgrund der Darstellung der Verbesserungsvorschlä-

                                                          
895 Vgl. BGH, Urteil v. 21.4.1997, WPg 1997, 566 ff.
896 BGH, Urteil v. 21.4.1997, WPg 1997, 566 (567).
897 Vgl. BGH, Urteil v. 21.4.1997, WPg 1997, 566 (567).
898 Vgl. auch Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 237.
899 Vgl. auch Dörner, DB 1998, 1 (4).
900 Vgl. auch Wirtschaftsprüferkammer, WPK-Mitt. 1996, 196 (197).
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ge im Ergebnis uneingeschränkt Beratung möglich wäre, kann die vom BGH vorgesehene

Abgrenzung zwischen zulässiger und unzulässiger Beratung nicht vollständig überzeugen.901

3.1.2.2.4.3.3.Grundsätze des IFAC und des US-Börsengesetzes zur Beratungstätigkeit im

Zusammenhang mit dem Überwachungssystem

Für die aktuelle Diskussion zur Zulässigkeit der Beratung im Zusammenhang mit dem Über-

wachungssystem ist der Code of Ethics for Professional Accountants des IFAC Ethics Com-

mittee von Bedeutung.902 Danach können aufgrund der Selbstprüfungsgefahr insbesondere

solche Überwachungsmaßnahmen die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers gefährden, die

das rechnungslegungsbezoge Kontrollsystem oder den Jahresabschluss betreffen.903 Das IFAC

Ethics Committee gestattet Revisionsleistungen als Erweiterung der Abschlussprüfungstätig-

keit, wenn die Mitarbeiter des Abschlussprüfers nicht wie Prüfer im Auftrag der Geschäfts-

führung des Mandanten erscheinen oder auftreten.904 Wird der wesentliche Teil der internen

Revision vom Abschlussprüfer wahrgenommen, muss der Prüfer Vorsorge treffen, dass das

Management des Mandanten die Verantwortung für Einrichtung, Leitung und Überwachung

des internen Überwachungssystems übernimmt.905

Als Bedingungen bzw. als Maßnahmen zur Sicherstellung einer ausreichenden Unabhängig-

keit des Abschlussprüfers werden folgende Kriterien genannt:906

a) Die Geschäftsleitung des zu prüfenden Unternehmens übernimmt die Verantwortung für die Ein-

richtung, Aufrechterhaltung und Überwachung des internen Überwachungssystems.

b) Ein kompetenter Angestellter des zu prüfenden Unternehmens wird bezeichnet, der für die (be-

troffenen) internen Überwachungsmaßnahmen verantwortlich ist.

c) Die Geschäftsleitung oder der Aufsichtsrat bzw. ein Audit Committee des Unternehmens geneh-

migt insbesondere Umfang und Häufigkeit der durchzuführenden Überwachungsmaßnahmen.

                                                          
901 Ebenso Marx, ZGR 2002, 292 (301 f.); Ernst, WPg 2003, 18 (22); Röhricht, WPg-Sonderheft 2001, 80 (84).
902 Abrufbar im Internet unter http://www.ifac.org.
903 Vgl. IFAC Ethics Committee, Code of Ethics for Professional Accountants, 8.178.
904 Vgl. IFAC Ethics Committee, Code of Ethics for Professional Accountants, 8.179 f. Vgl. auch Peemüller,

Oberste-Padtberg, DStR 2001, 1813 (1819).
905 Vgl. IFAC Ethics Committee, Code of Ethics for Professional Accountants, 8.181. Vgl. auch Peemül-

ler/Oberste-Padtberg, DStR 2001, 1813 (1819).
906 Vgl. IFAC Ethics Committee, Code of Ethics for Professional Accountants, 8.182.
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d) Mitarbeiter des Unternehmens sind verantwortlich für die Entscheidung, welche der Verbesse-

rungsvorschläge umgesetzt werden sollen.

e) Mitarbeiter des Unternehmens beurteilen die Angemessenheit der durchgeführten Überwa-

chungsmaßnahmen und der zugehörigen Feststellungen insbesondere anhand eines zu erstellen-

den Berichts hierüber.

f) Die Feststellungen und die Verbesserungsvorschläge, die aus diesen Überwachungsmaßnahmen

resultieren, werden in angemessener Weise dem Aufsichtsrat bzw. Audit Committee weitergeleitet.

Nach Auffassung des IFAC Ethics Committee sind Verbesserungsvorschläge als Teil der

durchgeführten Überwachungsmaßnahmen zulässig, sofern die Regelungen zur Sicherstellung

der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers eingehalten werden. Die Sicherungsmaßnahmen

gewährleisten, dass der Prüfer keine Entscheidungen anstelle des Mandanten trifft und die

Verantwortlichkeit für die Leitung bzw. Überwachung des Unternehmens bei der Geschäfts-

leitung des Mandanten verbleibt.907 Die vom IFAC Ethics Committee vorgeschlagenen Siche-

rungsmaßnahmen können als Präzisierung für das Vorliegen der Entscheidungszuständigkeit

des Mandaten aufgefasst werden.

Da die Regelungen des IFAC Ethics Committee auf gesondert erbrachte Beratungs- bzw. Re-

visionsleistungen zugeschnitten sind, können die Überlegungen des IFAC Ethics Committee

nur ansatzweise auf die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB angewendet werden.908 Im Verhält-

nis zu den Grundsätzen des BGH ist insbesondere zu beachten, dass nach Auffassung des

IFAC Ethics Committee die angemessene Unterrichtung des Aufsichtsrats bzw. des Audit

Committees über Feststellungen und Verbesserungsvorschläge der Gefährdung der Unabhän-

gigkeit des Abschlussprüfers entgegenwirkt.909

Sofern deutsche Unternehmen an einer US-amerikanischen Börse gelistet sind oder deutsche

Unternehmen in den Konzernabschluss eines dort gelisteten Unternehmens einbezogen wer-

den, muss dessen Abschlussprüfer unmittelbar die US-amerikanischen Vorgaben zur Unab-

hängigkeit beachten.910 Für die Abgrenzung zulässiger von unzulässiger Beratung wird den

                                                          
907 Vgl. auch Hagemeister, DB 2002, 333 (337 ff.).
908 Insbesondere sind die Punkte b) und c) bei einer Erweiterung der Abschlussprüfung nicht anwendbar.
909 Gleicher Auffassung Dobler, DStR 2001, 2086 (2090), wonach einer Berichterstattung über Verbesserungs-

maßnahmen vorbei am Aufsichtsrat der Zielsetzung des KonTraG widersprechen würde.
910 Vgl. SEC, Strengthening the Commission‘s Requirements Regarding Auditor Independence, Release, Nos.

33-8183; 34-47265; 35-27642; IC-25915; IA –2103, FR-68, File No. S7-49-02, Summary. Vgl. Lanfer-
mann/Maul, DB 2002, 1725 (1727); Lenz, BB 2001, 299.
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US-amerikanischen Grundsätzen erhebliche Bedeutung für die Rechtsentwicklung in

Deutschland beigemessen911.

Die amerikanische Börsenaufsicht SEC hatte bei der Diskussion über die Zulässigkeit der

Beratung betreffend IT-Systeme im Jahr 2000 die Beurteilung und Implementierung von

Kontroll- und Risikomanagementsystemen zunächst als zulässig erachtet.912 Dem Prüfer war

es jedoch untersagt, vollständig die Funktion der internen Revision zu übernehmen.913 Die

Dienstleistungen des Prüfers durften hierbei 40 % der Stunden, die die interne Revision er-

bringt, nicht überschreiten; Unternehmen mit einer Bilanzsumme unter 200 Mio. Dollar wur-

den hiervon ausgenommen.914

Nach dem Sarbanes-Oxley Act of 2002 ist dem Abschlussprüfer nach US-amerikanischem

Börsenrecht insbesondere die Entwicklung und die Implementierung von Finanzinformations-

systemen und die Übernahme von Tätigkeiten der internen Revision grundsätzlich verbo-

ten;915 das Erbringen sonstiger, nicht bereits vollumfänglich ausgeschlossener Nicht-

Prüfungsleistungen setzt die Zustimmung des Audit Committee voraus916.

Nach den Ausführungsbestimmungen der SEC erfüllt der Abschlussprüfer nicht die Unabhän-

gigkeitskriterien, wenn er Finanzinformationssysteme einführt oder erstellt, die dem Jahresab-

schluss zugrundeliegende Daten zusammenfassen oder die wesentliche Informationen für den

Jahresabschluss oder für andere Finanzinformationssysteme erzeugen.917 Zulässig ist hingegen

die Beratung betreffend Hardware und Software-Systemen, sofern keinerlei Beziehung zum

Jahresabschluss oder zu hierfür erforderlichen Aufzeichnungen besteht. Das Outsourcing von

Revisionsleistungen, die das rechnungslegungsbezogene Überwachungssystem, das Finanzsy-

stem oder den Jahresabschluss betreffen, wird ausgeschlossen, sofern es wahrscheinlich ist,

dass die Ergebnisse dieser Leistungen Gegenstand der Abschlussprüfung werden können.918

                                                          
911 Vgl. auch Lanfermann/Maul, DB 2002, 1725 (1727).
912 Vgl. auch Lenz, BB 2001, 299 (301); Röhricht, WPg-Sonderheft 2001, 80 (85).
913 Vgl. Lenz, BB 2001, 299 (insbesondere 302) u. BB 2002, 2270 (2274).
914 Vgl. Lenz, BB 2001, 299 (302); Röhricht, WPg-Sonderheft 2001, 80 (86).
915 Vgl. Sarbanes-Oxley Act of 2002, Sec. 201. Vgl. auch Lenz, BB 2002, 2270 (2274); Ernst, WPg 2003, 19

(21); Emmerich/Schaum, WPg 2003, 677 (685 ff.); Schmidt, BB 2003, 779 (781 ff.).
916 Vgl. Sarbanes-Oxley Act of 2002, Sec. 201 f. Vgl. auch Lanfermann/Maul, DB 2002, 1725 (1726).
917 Vgl. SEC, Strengthening the Commission‘s Requirements Regarding Auditor Independence, Release, Nos.

33-8183; 34-47265; 35-27642; IC-25915; IA –2103, FR-68, File No. S7-49-02. Vgl. auch Emme-
rich/Schaum, WPg 2003, 677 (686).

918 Vgl. SEC, Strengthening the Commission‘s Requirements Regarding Auditor Independence, Release, Nos.
33-8183; 34-47265; 35-27642; IC-25915; IA –2103, FR-68, File No. S7-49-02, II B 2. Nach Ansicht von
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Die zuvor geltenden Ausnahmen für die Erbringung von Revisionstätigkeiten können nicht

mehr in Anspruch genommen werden.919 Die Übernahme von Managementaufgaben, wie das

Treffen von Entscheidungen oder die dauerhafte Beaufsichtigungsfunktion, führen zum Aus-

schluss als Abschlussprüfer.920 Allerdings schließt das Verbot der Entwicklung und Imple-

mentierung von Finanzinformationssystemen bzw. die Übernahme von Revisionstätigkeiten

nicht aus, dass der Abschlussprüfer die internen Kontrollen als Teil seiner Prüfungshandlun-

gen in der Abschlussprüfung beurteilt und Verbesserungsvorschläge unterbreitet.921

Organisationsberatung ist nach vorstehend genannten internationalen Grundsätzen im Rahmen

der Abschlussprüfung im Grundsatz zulässig. Fraglich ist, inwiefern die internationalen Un-

abhängigkeitsgrundsätze für die deutsche Abschlussprüfung angewendet werden können,922

da Gegenstand der Abschlussprüfung börsennotierter Unternehmen in Deutschland nicht nur

das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem, sondern das umfassende Überwa-

chungssystem ist. Neben der Selbstprüfungsgefahr ist zu beachten, dass durch die erweiterte

Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB enge Berührungspunkte zu Managementaufgaben bestehen

und dass die deswegen mögliche Beratung über die sonst üblichen Verbesserungsvorschläge

einer Abschlussprüfung hinaus geht.

                                                                                                                                                                                    
Schmidt, BB 2003, 779 (781 f.) ist eine Prüfung des nicht rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsy-
stems auch außerhalb der Abschlussprüfung und die Entwicklung von diesbezüglichen Verbesserungsvor-
schlägen nicht ausgeschlossen.

919 Vgl. Emmerich/Schaum, WPg 2003, 677 (687).
920 Vgl. SEC, Strengthening the Commission‘s Requirements Regarding Auditor Independence, Release, Nos.

33-8183; 34-47265; 35-27642; IC-25915; IA –2103, FR-68, File No. S7-49-02. Nach Ansicht von Schmidt,
BB 2003, 779 (782) schließt das Verbot der Übernahme von Mangementfunktionen die Gestaltung und Im-
plementierung von Risikomanagementsystemen aus.

921 Vgl. SEC, Strengthening the Commission‘s Requirements Regarding Auditor Independence, Release, Nos.
33-8183; 34-47265; 35-27642; IC-25915; IA –2103, FR-68, File No. S7-49-02, II B 2 u. 5. Vgl. auch Emme-
rich/Schaum, WPg 2003, 677 (686 ff.).

922 Die internationalen Regelwerke zur Unabhängigkeit für die deutsche Jahresabschlussprüfung ablehnend Ha-
gemeister, DB 2002, 333 (338).
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3.1.2.2.4.3.4.Konkretisierung des Unabhängigkeitsgrundsatzes durch die Empfehlungen

der EU-Kommission

Am 16. Mai 2002 hat die EU-Kommission die Empfehlung „Unabhängigkeit des Abschluss-

prüfers in der EU – Grundprinzipien“ verabschiedet.923 Danach muss zur Erbringung von

Nichtprüfungsleistungen das Sicherheitssystem der Prüfungsgesellschaft (schriftlich formu-

lierte Unternehmenspolitik in Sachen Unabhängigkeit, angemessene Verfahrensanweisungen,

etc.) gewährleisten, dass die von der Prüfungsgesellschaft oder von einer Gesellschaft des

Verbunds beschäftigten Personen weder Entscheidungen für den Mandanten oder eines seiner

verbundenen Unternehmen treffen noch an Entscheidungen des Managements teilnehmen

oder dass zumindest verbleibende Unabhängigkeitsrisiken auf ein akzeptables Maß reduziert

werden. Zur Verringerung der Unabhängigkeitsrisiken werden Schutzmaßnahmen genannt,

wie beispielsweise getrennte Verantwortlichkeiten bei der Durchführung spezieller Nichtprü-

fungsaufträge, routinemäßige Unterrichtung der für die Unabhängigkeit der Prüfungsgesell-

schaft verantwortlichen Personen, Nachschau der Pflichtprüfung durch einen nicht für das

Mandat tätigen Prüfungspartner oder durch einen externen Abschlussprüfer.924 Insbesondere

bei Unternehmen des öffentlichen Interesses sollte die Erbringung von Dienstleistungen mit

dem Kontrollorgan des zu prüfenden Unternehmens erörtert werden.

Die Empfehlungen der EU-Kommission sehen kein generelles Verbot von Nichtprüfungslei-

stungen vor, sondern der Schwerpunkt der Empfehlungen wird auf die Einrichtung von Siche-

rungsmaßnahmen zur Sicherstellung der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers gelegt. Nach

der Empfehlung der EU-Kommission darf der Abschlussprüfer Finanzinformationssysteme

nicht entwickeln und umsetzen, es sei denn

a) die Geschäftsleitung des Mandanten bestätigt schriftlich, die Verantwortung für das ge-

samte interne Kontrollsystem zu übernehmen,

b) der Abschlussprüfer hat sich vergewissert, dass sich die Geschäftsleitung des Prüfungs-

mandanten nicht in erster Linie auf das Finanzinformationssystem stützt, um die Angemes-

senheit ihres internen Kontroll- und Rechnungslegungssystems zu bestimmen,

                                                          
923 Vgl. EU-Kommission, Empfehlungen der Kommission v. 16.5.2002 (zur) Unabhängigkeit des Abschlussprü-

fers in der EU - Grundprinzipien, Az. K(2002) 1873, ABl. EU v. 19.7.2002, L 191/22 ff. Zum Stand der Um-
setzung der Empfehlung siehe auch RefE zum BilReG, Begründung S. 14.

924 Vgl. EU-Kommission, Empfehlungen der Kommission v. 16.5.2002 (zur) Unabhängigkeit des Abschlussprü-
fers in der EU - Grundprinzipien, Az. K(2002) 1873, ABl. EU v. 19.7.2002, L 191/30.
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c) das Finanzinformationssystem wird im Falle einer Systementwicklung anhand von solchen

Spezifikationen entwickelt, die die Geschäftsleitung des Prüfungsmandanten festgelegt hat,

und

d) es handelt sich nicht um ein in sich vollständig abgeschlossenes Projekt (sogenanntes "turn

key"-Projekt, das sowohl die Software-Entwicklung, die Hardware-Konfigurierung als

auch die Implementierung von Beidem einschließt). Ein solches Projekt ist nur zulässig,

wenn die Geschäftsleitung in der unter Buchstabe a) geforderten schriftlichen Erklärung

ausdrücklich bestätigt, die Verantwortung zu übernehmen für

i) die Entwicklung, Implementierung und Beurteilung, einschließlich aller diesbezügli-

chen Entscheidungen, und

ii) den Betrieb des Systems, einschließlich der von diesem genutzten oder gewonnenen

Daten.925

Unter Finanzinformationssysteme werden in der EU-Empfehlung Systeme verstanden, die zur

Gewinnung oder Verarbeitung von Daten dienen, die nicht nur unmittelbar die im Jahresab-

schluss offengelegten Daten betreffen, sondern auch solche, die sich als Bewertungs- und Be-

standsdaten auf den Abschluss auswirken (neben Buchhaltungssystem z. B. auch Kostenrech-

nungs-, Lohnbuchhaltungs-, Lager- und Produktionssteuerungssysteme).926

Sofern die in der EU-Empfehlung dargestellten (formalen) Voraussetzungen erfüllt werden,

kann der Abschlussprüfer bei der Einrichtung neuer Finanzinformationssysteme beraten.

Während bei der Implementierung von Finanzinformationssystemen regelmäßig eine hohes

Gefährdungspotential für die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers anzunehmen ist, wird in

der Literatur beispielsweise die Beratung über auf dem Markt erhältliche Standardsysteme als

unproblematisch erachtet, wenn der Abschlussprüfer Kosten und Nutzen alternativ möglicher

Systeme angemessen dokumentiert und dem Mandanten gegenüber erörtert.927

Ähnlich detailliert wie für die Entwicklung und Umsetzung von Finanzinformationssystemen

regelt die EU-Empfehlung die Beteiligung des Abschlussprüfers an der Innenrevision des

Mandanten. In der EU-Empfehlung wird klar gestellt, dass Revisionsleistungen zu Risiken für

                                                          
925 Vgl. EU-Kommission, Empfehlungen der Kommission v. 16.5.2002 (zur) Unabhängigkeit des Abschlussprü-

fers in der EU - Grundprinzipien, Az. K(2002) 1873, ABl. EU v. 19.7.2002, L 191/30.
926 Vgl. EU-Kommission, Empfehlungen der Kommission v. 16.5.2002 (zur) Unabhängigkeit des Abschlussprü-

fers in der EU - Grundprinzipien, Az. K(2002) 1873, ABl. EU v. 19.7.2002, L 191/48.
927 Vgl. Niehues, WPK-Mitt. 2002, 182 (189 f.).
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die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers führen können, so dass zur Verminderung dieser

Risiken der Abschlussprüfer

a) sich davon überzeugen sollte, dass das Management oder das Kontrollorgan des Prü-

fungsmandanten jederzeit verantwortlich ist für

i) das gesamte interne Kontrollsystem (d. h. die Einführung und Aufrechterhaltung in-

terner Kontrollen, einschließlich der alltäglichen Kontrollen und Prozesse im Zu-

sammenhang mit der Autorisierung, Durchführung und Aufzeichnung von Bu-

chungsvorgängen);

ii) die Festlegung des Anwendungsbereichs, des Risikos und der Häufigkeit der durch-

zuführenden Verfahren im Zusammenhang mit der Innenrevision und

iii) die Berücksichtigung und Befolgung der Feststellungen und Empfehlungen, die

durch die Innenrevision oder im Verlauf einer Pflichtprüfung getroffen oder erteilt

werden.

b) die Ergebnisse der Innenrevision für Zwecke der Pflichtprüfung nicht ohne eine angemes-

sene Überprüfung übernehmen darf. Dies beinhaltet auch eine anschließende Nachprüfung

der im Rahmen der Pflichtprüfung vorgenommenen Prüfungstätigkeiten durch einen Prü-

fungspartner, der weder in die Pflichtprüfung noch in den Innenrevisionsauftrag einbezo-

gen ist.928

In der EU-Empfehlung wird betont, dass insbesondere bei kleinen und mittleren Unterneh-

men, die sich keine Innenrevisionsabteilung leisten können oder bei denen einer derartigen

Abteilung bestimmte Möglichkeiten fehlen (z. B. Zugang zu Fachleuten in den Bereichen In-

formationstechnologie oder Finanzmanagement), die Beteiligung des Abschlussprüfers an der

Innenrevision die Kontrollkapazitäten des Managements gestärkt werden können.929 In seiner

Eigenschaft als Abschlussprüfer muss er allerdings nachweisen können, dass angemessene

Maßnahmen ergriffen wurden, um die Ergebnisse der Innenrevision überprüfen zu lassen, und

dass er sich nicht ungebührlich auf diese Ergebnisse gestützt hat, wenn es um die Festlegung

von Art, Umfang und Zeitplanung seiner Tätigkeiten im Rahmen der Pflichtprüfung geht.

                                                          
928 Vgl. EU-Kommission, Empfehlungen der Kommission v. 16.5.2002 (zur) Unabhängigkeit des Abschlussprü-

fers in der EU - Grundprinzipien, Az. K(2002) 1873, ABl. EU v. 19.7.2002, L 191/31.
929 Vgl. Vgl. EU-Kommission, Empfehlungen der Kommission v. 16.5.2002 (zur) Unabhängigkeit des Ab-

schlussprüfers in der EU - Grundprinzipien, Az. K(2002) 1873, ABl. EU v. 19.7.2002, L 191/50.
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In der Literatur wird die Auffassung vertreten, dass insbesondere Fälle des sogenannten

Outsourcings der internen Revision bei Großunternehmen unzulässig sind, in denen die Ge-

schäftsleitung des zu prüfenden Unternehmens die Verantwortung für die interne Revision auf

den Abschlussprüfer überträgt.930 Hingegen soll die Durchführung einzelner, nicht regelmäßi-

ger Untersuchungen durch den Abschlussprüfer möglich sein, wenn es sich der Art nach nicht

um ein Outsourcing der internen Revision handelt.931 Die Prüfung des internen Kontrollsy-

stems und die Entwicklung von Verbesserungsvorschlägen im Rahmen der Abschlussprüfung

bzw. einer sonstigen betriebswirtschaftlichen Prüfung wird in der Literatur weiterhin als zu-

lässig erachtet.932 Unter Zugrundelegung der Unabhängigkeitsgrundsätze der EU-Kommission

können insbesondere einzelfallbezogene Verbesserungsvorschläge zum Überwachungssystem

im Rahmen der Abschlussprüfung börsennotierter Unternehmen erbracht werden.

3.1.2.2.4.3.5.Beratung als zulässiger Prüfungs- bzw. Berichtsbestandteil bei der Prüfung

des Überwachungssystems

Die Zulässigkeit der Beratung ist nach hier vertretener Auffassung aus den zur Prüfung der

Rechnungslegung entwickelten Grundsätzen abzuleiten. Prüfungshandlungen wie das Erstel-

len einer Umbuchungsliste ergeben sich aus der Prüfungstätigkeit und stellen daher keine Be-

ratung i. e. S. dar.933 Ist das Unternehmen nicht in der Lage, dem Prüfer einen prüffähigen

Jahresabschluss vorzulegen, und muss der Prüfer daher „flächendeckend und damit in maxi-

malen Ausmaß beraten [,]... dann darf er nicht mehr prüfen“934.

Bei der Darstellung von Mängeln des Überwachungssystems wirkt der Prüfer nicht „über die

Prüfungstätigkeit“ i. S. d. § 319 HGB hinaus an der Führung der Bücher und der Aufstellung

des zu prüfenden Jahresabschlusses (und Lageberichts)935 bzw. der internen Revision mit, da

die Darstellung von Schwachstellen des Überwachungssystems von der gesetzlichen Prü-

fungs- und Berichterstattungspflicht gemäß § 317 Abs. 4 i. V. m. § 321 Abs. 4 HGB umfasst

                                                          
930 Vgl. Schmidt, BB 2003, 779 (782).
931 Vgl. Schmidt, BB 2003, 779 (782).
932 Vgl. Schmidt, BB 2003, 779 (782).
933 Vgl. WP-Handbuch 2006, A 295; Röhricht, WPg 1998, 153 (156 f.).
934 OLG Brandenburg, Urteil v. 10.7.2001, GmbHR 2001, 865 (867).
935 Der BGH, Urteil v. 25.11.2002, DB 2003, 383 subsumiert die unzulässige Beratung betreffend den Lagebe-

richt (insbesondere Risikoberichterstattung) nicht unter § 319 Abs. 2 Nr. 5 HGB, sondern nimmt im Einzelfall
die Besorgnis der Befangenheit an.
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wird.936 Im Einzelfall bestehen bei der Darstellung von Schwachstellen des Überwachungssy-

stems nur graduelle Unterschiede zu konkreten Verbesserungsvorschlägen.937 Die Zulässigkeit

von einzelnen Verbesserungsvorschlägen kann aus der Gesetzesbegründung zu § 321

Abs. 4 HGB abgeleitet werden, wonach gegebenenfalls Maßnahmen im Prüfungsbericht zu

nennen sind, die das interne Überwachungssystem verbessern.938 Die Entscheidung des Ge-

setzgebers, die Prüfung des Überwachungssystems durch den Abschlussprüfer durchführen zu

lassen, die ausdrückliche Erwähnung der Beratung in der Gesetzesbegründung sowie die im

Einzelfall schwierige Abgrenzung zwischen Beratung und Prüfung im Zusammenhang mit

dem Überwachungssystem lassen daher einzelne, auf spezifische Sachverhalte ausgerichtete

Verbesserungsvorschläge als zulässig erscheinen.939

Im Bereich der Rechnungslegung wird eine unzulässige Erstellung des Jahresabschlusses

durch den Prüfer angenommen, wenn in den einzelnen Bilanzpositionen erhebliche Unter-

schiede zwischen dem zur Prüfung vorgelegten Abschluss und dem testierten Abschluss be-

stehen.940 Dieser Grundsatz kann auch für die Beratung im Zusammenhang mit dem Überwa-

chungssystem angewendet werden. Beratungsleistungen beeinträchtigen die Unabhängigkeit

                                                          
936 Vgl. auch Röhricht, WPg 1998, 153 (156); Pollanz, DB 2001, 1317 (1321). Während an dieser Stelle ebenso

wie beispielsweise bei Pollanz, DB 2001, 1317 (1321) und bei Neubeck, Die Prüfung von Risikomanage-
mentsystemen, S. 237 von einer analogen Anwendung des § 319 Abs. 2 Nr. 5 HGB bei der Prüfung nach
§ 317 Abs. 4 HGB ausgegangen wird, ist nach Ansicht von Hagemeister, DB 2002, 333 (336 ff.) und Bor-
mann, BB 2002, 190 (191 f.) die Regelung des § 319 Abs. 2 Nr. 5 HGB für die Beratung bei der Entwicklung
und Einführung von internen Überwachungssystemen oder Risikomanagementsystemen sowie für Revisions-
leistungen nicht einschlägig, da eine konkrete Mitwirkung an der Führung der Bücher oder der Aufstellung
des Jahresabschlusses zu verneinen ist (sofern nicht Systeme des betrieblichen Rechnungswesen hiervon be-
troffen sind).

937 Ähnlich Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG, S. 168 f.; Ring, WPg 2002,
1345 (1349). Vgl. auch Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 185.

938 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 29. Aus der Gesetzesbegründung zu § 321 Abs. 4 HGB die Möglichkeit zur Bera-
tungstätigkeit ableitend Röhricht, WPg-Sonderheft 2001, 80 (87). Nach Auffassung von Forster, AG 1999,
193 (197) hat der Abschlussprüfer im Rahmen der Prüfung nicht nur eine Prüfungspflicht, sondern auch eine
Beratungsaufgabe.

939 Vgl. auch IDW, PS 321.28, WPg 2002, 686 (688); Wolz, WPg 2001, 789 (794). Nach Ansicht von Pollanz,
DB 2001, 1317 (1318) ist die Erarbeitung von Sollobjekten und theoretischen Hinweisen zur Abau- und Ab-
lauforganisation zulässig, während Beratung, die in die Entscheidungsverantwortung des Leitungsorgans ein-
greift, das Leitungsorgan bei der Gestaltung festlegt oder gar freistellt ebenso wie die Dokumentation des Ri-
sikomanagementsystems unzulässig. Nach hier vertretener Auffassung sind vor allem Managemententschei-
dungen i. e. S. (z. B. Produktpolitik, Kauf von Beteiligungen) bzw. risikopolitische Entscheidungen nicht
(unmittelbarer) Prüfungsgegenstand nach § 317 Abs. 4 HGB, so dass diejenige Beratung, die sich auf derarti-
ge Entscheidungen bezieht, die Unabhängigkeit des Prüfers gefährdet. A. A. Dobler, DStR 2001, 2086
(2088). Für die grundsätzliche Zulässigkeit strategieorientierter Beratung und sonstiger Beratung insbesonde-
re in Bezug auf die Organisation vgl. Röhricht, WPg 1998, 153 (158 ff.); Ruhnke, DB 2002, 437 (442). Nach
Auffassung von Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG, S. 183 ff. kommen
Beratungsleistungen vor allem dann in Betracht, wenn der Aufsichtsrat dem Beratungsvertrag zustimmt bzw.
einen Prüfungsschwerpunkt im Rahmen der Abschlussprüfung vereinbart hat.
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des Abschlussprüfers, wenn die Verbesserungsvorschläge sich nicht nur auf einzelne organi-

satorische Sachverhalte beziehen, sondern vom Prüfer umfassende Konzepte zur Analyse und

Handhabung von Risikokategorien für den Mandanten ausgearbeitet werden.941 Die vollstän-

dige Übernahme der Aufgaben der internen Revision ist ebenso nicht mit dem Unabhängig-

keitspostulat vereinbar.942 Die Implementierung wesentlicher organisatorischer Maßnahmen

ist nicht Aufgabe des Abschlussprüfers und beeinträchtigt seine Unabhängigkeit bei der Be-

urteilung des Überwachungssystems, so dass diese Tätigkeit nicht von ihm wahrgenommen

werden sollte.943

                                                                                                                                                                                    
940 Vgl. LG Berlin, Urteil v. 6.7.1996, Stbg 1996, S. 413. Ähnlich OLG Brandenburg, Urteil v. 10.7.2001,

n. rkr., GmbHR 2001, 865. Vgl. auch WP-Handbuch 2006, A 300; Röhricht, WPg 1998, 153 (156). A. A.
ADS, 6. Aufl., § 319 Rn. 125 f.

941 Ähnlich Schäfer, Das Überwachungssystem nach § 91 Abs. 2 AktG unter Berücksichtigung der besonderen
Pflichten des Vorstands, S. 212. Allgemein Verbesserungsvorschläge befürwortend Dörner, WPg 1998, 302
(310). Eine umfassende Beratungstätigkeit in der Unternehmenskrise für möglich haltend Zitzelsberger, in:
Saarbrücker Handbuch der Betriebswirtschaftlichen Beratung, hrsg. v. Küting, 2. Aufl., 13 (21 f.). Nach Auf-
fassung von Mattheus, ZGR 1999, 682 (710 f.) ist von der Anregung des Gesetzgebers, dass der Prüfer dem
Management Vorschläge zur Verbesserung des nach § 91 Abs. 2 AktG eingerichteten Systems zu unterbreiten
hat, wegen der „Nähe zum Leitungsorgan“ sowie der dem Prüfer nicht zukommenden Funktion eines Unter-
nehmensberaters nur vorsichtig Gebrauch zu machen. Zur Unvereinbarkeit von nichtprüfungsunterstützender
Unternehmensberatungstätigkeit (Beratung, die nicht die Gestaltung des Buchführungssystems oder des inter-
nen Prüfungssystems betrifft) mit der Jahresabschlussprüfung vgl. Kloock, DB 1975, 845 (846 ff.). Dabei ist
zu beachten, dass die Maßnahmen nach § 91 Abs. 2 AktG nunmehr prüfungspflichtig sind und beispielsweise
durch die Angaben des Lageberichts hinsichtlich Risiken eine Ausweitung der Rechnungslegung und des prü-
fungspflichtigen Systems erfolgt.

942 Zur Unzulässigkeit der vollständigen Übernahme der Aufgaben der internen Revision durch den Abschluss-
prüfer vgl. auch IDW, PS 321.28, WPg 2002, 686 (689). Das Erbringen fallweiser Leistungen aus dem Auf-
gabenbereich der internen Revision durch den Abschlussprüfer wird für zulässig erachtet.

943 Vgl. auch Mattheus, ZGR 1999, 682 (710 f.); Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 237.
A. A. Bormann, BB 2002, 190 (191 f.). Zum Meinungsbild in Bezug auf Mitwirkung des Abschlussprüfers
bei der Implementierung eines Risikomanagementsystems vgl. Lück, ZIR 2002, 253 f.
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3.2. Zulässigkeit der Berichterstattung in einem Teilbericht

Ein vom Abschlussprüfer erstellter Teilbericht ist nach den IDW Prüfungsstandards nicht Teil

des Prüfungsberichts i. S. d. § 321 HGB.944 Im Prüfungsbericht verweist der Abschlussprüfer

lediglich auf den/die erstellten Teilbericht/e und stellt Gegenstand und wesentliche Ergebnisse

des Teilberichts dar.945 Der Teilbericht ist vollinhaltlich in den Prüfungsbericht aufzunehmen,

wenn wegen der Eilbedürftigkeit erforderlicher Risikobewältigungsmaßnahmen die Berichts-

adressaten des Prüfungsberichts über Entwicklungsbeeinträchtigungen und Bestandsgefähr-

dungen informiert werden müssen.946

Obwohl nach dem Gesetzeswortlaut des § 321 Abs. 4 HGB über das Überwachungssystem im

Prüfungsbericht zu berichten ist, können nach herrschender Meinung die Ausführungen zum

Überwachungs- bzw. Risikomanagementsystem auch in einen Teilbericht aufgenommen wer-

den.947 Nach der Gesetzesbegründung zum KonTraG ist neben dem Prüfungsbericht auch der

Bericht „zu den internen Überwachungssystemen“ dem Aufsichtsrat vorzulegen, wenn dieser

„nicht ohnehin Bestandteil des Prüfungsberichts ist.“948

Nach hier vertretener Auffassung darf bei börsennotierten Unternehmen die Berichterstattung

über das Überwachungssystem im Prüfungsbericht nicht unterbleiben, wenn statt dessen ein

vom Prüfungsbericht abgetrennter Teilbericht über das Überwachungssystem erstellt wird.

Nach dem Wortlaut des § 321 Abs. 4 HGB ist über das Ergebnis der Prüfung des Überwa-

chungssystems in einem besonderen Teil des Prüfungsberichts zu berichten. Nur bei nicht

börsennotierten Aktiengesellschaften bzw. bei einer vertraglich erweiterten Prüfung des

Überwachungssystems kann ein vom Prüfungsbericht getrennter Sonderbericht angefertigt

werden.949 Bei börsennotierten Aktiengesellschaften hingegen können die Angaben im Teilbe-

                                                          
944 Vgl. IDW, PS 450.17 u. 41, WPg 2006, 113 (115, 117). Allerdings kann der Teilbericht nach allgemeiner

Auffassung wesentliche Feststellungen enthalten, die im Prüfungsbericht darzustellen sind. Zum Risikofrü-
herkennungssystem vgl. IDW, PS 450.104, WPg 2006, 113 (123); WP-Handbuch 2006 P 145 u. Q 252.

945 Vgl. IDW, PS 450.17, WPg 2006, 113 (115); WP-Handbuch 2006, Q 50; ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 88; Win-
keljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 13.

946 Vgl. IDW, PS 450.41, WPg 2006, 113 (117); Grewe/Plendl, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2006 (2011); WP-
Handbuch 2006, Q 50. Bei börsennotierten Unternehmen hat nach Ziffer 7.2.3. des Deutschen Corporate-
Governance-Kodex der Aufsichtsrat mit dem Abschlussprüfer vereinbaren, dass letzterer über alle für die
Aufgaben des Aufsichtsrats wesentlichen Feststellungen und Vorkommnisse unverzüglich berichtet, die sich
bei der Durchführung der Abschlussprüfung ergeben haben.

947 Vgl. IDW, PS 450.104, WPg 2006, 113 (123) u. FN-IDW 1997, 4 (10); WP-Handbuch 2006, Q 252; ADS,
6. Aufl., 321 Rn. 137; Forster, Festschrift Baetge, 935 (940).

948 BT-Drs. 13/9712, S. 22.
949 Vgl. Kapitel C 3.3.
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richt nur ergänzenden Charakter zu den Pflichtfeststellungen im Prüfungsbericht haben.

Nach herrschender Meinung rechtfertigen zeitliche oder sachliche Gründe, dass der Prüfer

einen Teilbericht anfertigt.950 Es ist daher zu untersuchen, in welchen Situationen ein Teilbe-

richt erstellt werden muss bzw. kann und welche Grundsätze dabei zu beachten sind.

3.2.1.Erstellung eines Teilberichts aus zeitlichen Gründen

Bei der Prüfung des Überwachungssystems kommen insbesondere zeitliche Gründe für das

Erstellen eines Teilberichts in Betracht. Die Prüfung des Überwachungssystems wird i. d. R.

im Rahmen einer Vor- oder Zwischenprüfung durchgeführt.951 Bis zur Weiterleitung des Prü-

fungsberichts an den Aufsichtsrat bzw. des Entwurfs des Prüfungsberichts an den Vorstand

stehen die Prüfungsergebnisse den Berichtsadressaten nicht zur Verfügung, wenn die Prü-

fungsergebnisse ihnen nicht mündlich mitgeteilt werden.952 Bei schwerwiegenden Mängeln

des Überwachungssystems sind jedoch sofortige organisatorische Veränderungen erforder-

lich.953 Dies ist beispielsweise der Fall, wenn aufgrund des Systemmangels Vermögensunter-

schlagungen, unberechtigter Datenzugriff oder riskante und/oder nachteilige Verträge möglich

sind, die den Unternehmensfortbestand gefährden können. Werden solche Mängel des Über-

wachungssystems festgestellt, ist eine Berichterstattung in Form des Teilberichts nicht nur

zweckmäßig,954 sondern auch notwendig.955

Wird ein Teilbericht erstellt, ist es zweckmäßig, Art des Auftrags, Prüfungsgegenstand und

die bereits durchgeführten Prüfungshandlungen darzustellen.956 Fraglich ist, ob ein Teilbericht

ein Gesamturteil über die Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG enthalten darf.

                                                          
950 Vgl. IDW, PS 450.17, WPg 2006, 113 (115) u. PS 720 (13), WPg 2000, 326 (327); ADS, 6. Aufl., § 321

Rn. 45; Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 13.
951 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, Q 252 (Fn. 446); Pollanz, DB 2001, 1317 (1324).
952 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 88, wonach anstelle eines Teilberichts auch eine mündliche Vorabunter-

richtung in Betracht kommt; diese ersetzt jedoch wegen des Gebots zur schriftlichen Berichterstattung nicht
die Darstellung im Prüfungsbericht.

953 Vgl. Hommelhoff, BB 1998, 2625 (2629); Hommelhoff/Mattheus, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v.
Dörner/Horváth/Kagermann, 5 (23).

954 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 137.
955 Vgl. auch IDW, PS 450.41, WPg 2006, 113 (117); Gelhausen, BFuP 1999, 390 (398). Nach Ziffer 7.2.3. des

Deutschen Corporate Governance-Kodex soll dem Abschlussprüfer vertraglich auferlegt werden, dem Auf-
sichtsrat alle für seine Aufgaben wesentlichen Feststellungen und Vorkommnisse unverzüglich zu berichten,
die sich bei der Abschlussprüfung ergeben.

956 Vgl. Pollanz, DB 2001, 1317 (1324).
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Zusätzliche berichtspflichtige Sachverhalte können nicht nur im Rahmen einer Vor- oder Zwi-

schenprüfung, sondern auch bei der Hauptprüfung (z. B. bei der Prüfung des Lageberichts)

oder bei den Prüfungsabschlusstätigkeiten festgestellt werden.957 Bei Teilberichten in Form

von Vorabberichten ist daher auf den noch zu erstellenden Prüfungsbericht hinzuweisen.958

Das verbindliche Gesamturteil über die Vorstandsverpflichtung gemäß § 91 Abs. 2 AktG ist

im Prüfungsbericht abzugeben.

3.2.2.Sachliche Gründe für die Erstellung eines Teilberichts

Nach herrschender Meinung können neben zeitlichen Gründen auch „sachliche“ Gründe das

Erstellen eines Teilberichts rechtfertigen.959 Als sachlicher Grund wird z. B. angeführt, dass

wegen des Berichtsgrundsatzes der Klarheit umfangreiche Angaben über das Überwachungs-

systems aus dem Prüfungsbericht entnommen und im Teilbericht dargestellt werden kön-

nen.960 Allerdings kommt der Prüfer seiner Berichtspflicht gegenüber dem Aufsichtsrat nicht

übersichtlich und klar nach, wenn der Prüfer neben dem Prüfungsbericht einen Teilbericht

verfasst.961 Umfangreiche Angaben zum Überwachungssystem können auch in eine Anlage

des Prüfungsberichts aufgenommen werden.962

Die Erstellung eines Teilberichts wird zum Teil auch damit begründet, dass die Vertraulich-

keit unternehmensinterner Angaben im Prüfungsbericht nicht gewährleistet sei.963 Indem im

Prüfungsbericht die Berichterstattung zusammengefasst964 und im Prüfungsbericht auf den

Teilbericht verwiesen wird, besteht die Möglichkeit, bestimmte Angaben vor den Banken oder

                                                          
957 Vgl. auch IDW, PS 340.27, WPg 1999, 658 (661) u. IDW, PS 522.17, WPg 2002, 1254 (1255).
958 Vgl. IDW, PS 450.17, WPg 2006, 113 (115); WP-Handbuch 2006, Q 50.
959 Vgl. IDW, PS 450.17, WPg 2006, 113 (115); WP-Handbuch 2006, Q 49; ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 45.
960 Vgl. WP-Handbuch 2006, Q 252 (Fn. 446). Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 137.
961 Nach ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 137, sollte wegen des Berichtsgrundsatzes der Einheitlichkeit im Zweifelsfall

der Beurteilung in einem besonderem Abschnitt des Prüfungsberichts der Vorzug vor einer Berichterstattung
in einem Teilbericht gegeben werden.

962 Vgl. auch IDW, PS 450.13, WPg 2006, 113 (114); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 137; Dörner, in: Kapital-
marktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (254).

963 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 158; Hense, Festschrift Budde, 287 (309 ff.); Schindler/Rabenhorst, BB
1998, 1939; Dörner, DB 1998, 1 (4). Zur Geheimhaltung von Interna des Unternehmens im Zusammenhang
mit der Berichterstattung in Form des Management Letters vgl. Peemüller/Finsterer/Mahler, DB 1999, 1565
(1567 f.); Steiner, Der Prüfungsbericht des Abschlußprüfers, S. 214 u. 396 ff. Zur mündlichen Berichterstat-
tung gegenüber dem Aufsichtsrat(svorsitzenden) bei besonders vertraulichen Informationen vgl. Gelhau-
sen/Hönsch, AG 2002, 529 (532).

964 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 45 u. 158; WP-Handbuch 2006, Q 50. Zur Geschäftsführungsprüfung vgl. auch
IDW, PS 720.13, WPg 2000, 326 (327).
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sonstigen nicht im Handelsgesetzbuch geregelten Berichtsempfängern geheim zu halten.965

Dieser Handhabung widerspricht jedoch die gesetzliche Regelung des § 321 Abs. 4 HGB,

wonach die Prüfungsergebnisse zum Überwachungssystem in den Prüfungsbericht aufzuneh-

men sind. Die Vertraulichkeit von Informationen stellt daher i. d. R. keinen (zulässigen) sach-

lichen Grund dar, einen Teilbericht über die Prüfung des Überwachungssystems anzuferti-

gen.966

Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass in der Regierungsbegründung zum TransPuG eine geson-

derte Berichterstattung über nicht rechnungslegungsbezogene Gesetzesverstöße abgelehnt

wurde.967 Die eingesetzte Regierungskommission hatte zunächst eine gesonderte Berichter-

stattung erwogen, die Aufsichtsbehörden, Finanzämtern und Kreditinstituten nicht zugänglich

gemacht werden sollte, um es dem Abschlussprüfer zu erleichtern, negative Feststellungen im

Prüfungsbericht zu treffen.968 Der Verzicht auf die Aufspaltung des Prüfungsberichts in ein-

zelne Berichtsbestandteile wurde in der Regierungsbegründung damit begründet, dass eine

höhere Vertraulichkeit insbesondere gegenüber Kreditinstituten nicht erreicht werden könnte,

da diese ihre Marktmacht nutzen würden, die gesonderte Berichterstattung zu erhalten.969

Neben der zeitnahen Berichterstattung des Abschlussprüfers sind keine weiteren sachlichen

Gründe für die Erstellung eines Teilbericht zulässig. Da nach § 321 Abs. 4 HGB die Feststel-

lungen über das Überwachungssystem in einem besonderen Teil des Prüfungsberichts aufzu-

nehmen sind, darf der Teilbericht nur Angaben mit ergänzendem Charakter enthalten und/oder

zur Vorabinformation dienen.

                                                          
965 Vgl. auch Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 161 f.; Kohl, Die Berücksichtigung der

wirtschaftlichen Lage im Rahmen der Abschlußprüfung, S. 233
966 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, Q 48. Bezüglich der „wohlwollenden“ Auslegung des Erfordernisses, dass die

Berichterstattung in Form des Teilberichtes „sachlich geboten“ sein soll, wenn eine derartige Berichterstat-
tung den Interessen des Unternehmens dient, vgl. Hense, Festschrift Budde, 287 (310 f.). Hense schlägt vor,
dass eine vorsichtige und zurückhaltende Darstellung von bestimmten Sachverhalten im Prüfungsbericht mit
einen Hinweis ergänzt werden sollte, dass dieser Punkt bei der Aufsichtsratssitzung besprochen wird.

967 Vgl. BT-Drs. 14/8769, S. 28.
968 Vgl. Regierungskommission Corporate Governance, Bericht der Regierungskommission Corporate Go-

vernance, hrsg. v. Baums, S. 42 u. 301 f. Zustimmend Müller, NZG 2002, 752 (756).
969 Vgl. BT-Drs. 14/8769, S. 28. Gleicher Auffassung Störck, Die Erwartungslücke und Ansätze zu ihrer Reduk-

tion, S. 189. A. A. Rabenhorst, DStR 2003, 436 (437).
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3.3. Berichterstattung über das Risikomanagementsystem im Management Letter

Der in der Praxis weit verbreitete Management Letter ist in der Gesetzesbegründung zum

KonTraG erwähnt970 und stellt in erster Linie ein Instrument des Abschlussprüfers zur Infor-

mation der Geschäftsleitung dar. In jüngster Zeit wird diskutiert, ob dem Aufsichtsrat oder

zumindest dem Aufsichtsratsvorsitzenden der Management Letter ausgehändigt werden soll-

te,971 „um auszuschließen, daß wesentliche Informationen dem Aufsichtsrat vorenthalten wer-

den.“972

Für den Prüfer besteht keine gesetzliche oder berufsständische Verpflichtung, einen Manage-

ment Letter zu erstellen.973 Der Inhalt des Management Letters kann individuell gestaltet wer-

den.974 Während der Prüfer im Prüfungsbericht auf einen Teilbericht hinzuweisen hat, ist er

dazu beim Management Letter nicht verpflichtet.975 Nach dem Corporate Governance-Kodex

                                                          
970 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 29.
971 Eine Zuleitung des Management Letters an den Aufsichtsrat befürwortend Peemüller/Finsterer/Mahler, DB

1999, 1565 ff.; Peltzer/v. Werder, AG 2001, 1 (13); Scheffler, WPg 2002, 1289 (1295). Eine Aushändigung
einer Aufstellung der Management Letter an den Aufsichtsrat befürwortend Streißle, Die aktienrechtliche Ab-
schlußprüfung in Gestalt des KonTraG, S. 77. Zum Diskussionsstand vgl. auch Kämpfer, HWRP, 3. Aufl.,
Sp. 1515 (1517). Dabei ist anzumerken, dass wenn der Aufsichtsrat vermehrt als Adressat des Management
Letters angesehen wird, sich die Frage nach der Funktion des Prüfungs- und Teilberichts stellt. Diese Berichte
haben die für den Aufsichtsrat relevanten Informationen zu enthalten, so dass ein Weiterleiten des Manage-
ment Letters an den Aufsichtsrat impliziert, dass der Prüfungs- und Teilbericht nicht alle wesentlichen Infor-
mationen für den Aufsichtsrat enthält. Vgl. auch die Stellungnahme des IDW zum Fragenkatalog der Regie-
rungskommission „Corporate Governance“, WPg 2000, 1027 (1032) in der die Auffassung vertreten wird,
dass eine angemessene Information des Aufsichtsrats dadurch angestrebt werden sollte, dass der Abschluss-
prüfer unabhängig von den für den Prüfungsbericht und Bestätigungsvermerk bestehenden Berichtspflichten
die Pflicht auferlegt werden sollte, den Aufsichtsrat direkt über alle wesentlichen Feststellungen und Vor-
kommnisse zu unterrichten, die sich bei der Durchführung der Jahresabschlussprüfung ergeben haben. Dies
umfasst z. B. festgestellte Organisationsmängel, für die keine Pflicht zur Aufnahme in den Prüfungsbericht
nach § 321 HGB besteht. Aus der Adressatenbezogenheit des Prüfungsberichts, nach der die Prüfungsergeb-
nisse in einer Weise darzustellen sind, dass vor allem der Aufsichtsrat klar und umfassend unterrichtet wird,
ergibt sich, dass wesentliche Feststellungen für den Aufsichtsrat in den Prüfungsbericht aufzunehmen sind.

972 Regierungskommission Corporate Governance, Bericht der Regierungskommission Corporate Governance,
hrsg. v. Baums, S. 325. Vgl. auch Kropff, NZG 2003, 346 (347). Nach Auffassung von Scheffler, WPg 2002,
1289 (1294 f.) rechnet der Management Letter zu den Teilberichten; auf die Bezeichnung „Management
Lettter“ kommt es nicht an, sondern auf den Inhalt des separaten Berichts. Nach Auffassung von Störk, Die
Erwartungslücke und Ansätze zu ihrer Reduktion, S. 71 bietet der Management Letter die Möglichkeit, der
Geschäftsleitung Problemfelder (insbesondere Mängel des internen Kontrollsystems) aufzuzeigen, die aus be-
gründetem Interesse nicht im Prüfungsbericht erscheinen sollen. Zu den Vor- und Nachteilen der Unterrich-
tung des Aufsichtsrats durch den Management Letter vgl. Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance,
S. 166 f.

973 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 29; Kämpfer, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1515 (1516).
974 Vgl. Kämpfer, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1515 (1518); Steiner, Der Prüfungsbericht des Abschlußprüfers, S. 396.
975 Vgl. IDW, PS 450.17, WPg 2006, 113 (115); WP-Handbuch 2006, Q 51; ADS, 6. Aufl., §321 Rn. 47; Win-

keljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 13; Kämpfer, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1515 (1518).
Die fehlende Hinweispflicht für den Management Letter wird damit begründet, dass dieser lediglich ergän-
zende Informationen enthält. In diesem Zusammenhang ist allerdings darauf hinzuweisen, dass im Teilbericht
auch nur den Prüfungsbericht ergänzende Feststellungen aufgenommen werden dürfen, da eine Abstufung der
Berichtspflichten keine Grundlage im Handelsgesetzbuch hat. Da nach hier vertretener Auffassung der Teil-
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hat der Aufsichtsrat sicherzustellen, dass neben den Pflichtangaben im Prüfungsbericht nach

§ 321 HGB der Abschlussprüfer über alle für die Überwachungsaufgabe des Aufsichtsrats

wesentlichen Feststellungen berichtet.976

Im Management Letter können Schwachstellen des internen Überwachungssystems dargestellt

werden, sofern sie unwesentlich sind und daher das Prüfungsurteil über das Überwachungssy-

stem nicht beeinflussen.977 „Zarte Hinweise“978 über Mängel des Überwachungssystems im

Management Letter befreien den Prüfer nicht von der Verpflichtung, wesentliche Mängel des

Überwachungssystems oder andere berichtspflichtige Feststellungen im Prüfungsbericht dar-

zustellen.979 Es ist daher die Auffassung abzulehnen, dass Feststellungen über das interne

Überwachungssystem generell zur Vermeidung von Nachteilen für das geprüfte Unternehmen

in einem Management Letter dargestellt werden können.980 Im Ergebnis können nur unwe-

sentliche Organisationsmängel im Management Letter dargestellt werden. Im Zweifel ist eine

Berichterstattung im Prüfungsbericht vorzuziehen.981

                                                                                                                                                                                    
bericht ebenso wie der Management Letter ergänzende Informationen zum Prüfungsbericht enthält und in der
Praxis zum Teil wesentliche Informationen außerhalb des Prüfungsberichts aufgenommen werden, stellt sich
die Frage, ob im Prüfungsbericht nicht auch eine Hinweispflicht auf einen Management Letter gefordert wer-
den sollte. Vgl. auch Weber, Festschrift Baetge, 781 (795).

976 Vgl. Deutscher Corporate Governance-Kodex, Ziffer 7.2.3.
977 Vgl. auch Kämpfer, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1515 (1516); Schäfer, Das Überwachungssystem nach § 91

Abs. 2 AktG unter Berücksichtigung der besonderen Pflichten des Vorstands, S. 21; Hommelhoff, BB 1997,
2625 (2630).

978 Vgl. Claussen/Korth, Festschrift Lutter, 327 (335). Zu brisanten Informationen, die nur im Management Let-
ter mitgeteilt werden, vgl. auch Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG,
S. 76 ff.

979 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 20; Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (253); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9,
Rn. 172; Steiner, Der Prüfungsbericht des Abschlußprüfers, S. 399; Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (253).
Unterbleibt im Prüfungsbericht ein notwendiger Hinweis auf Verbesserungsbedarf beim Überwachungssy-
stem, liegt eine Pflichtverletzung des Abschlussprüfers vor (vgl. auch Rabenhorst, DStR 2003, 436 (438))
bzw. es kommt wegen des „Verschweigens erheblicher Umstände“ eine Straftat des Prüfers gemäß § 332
Abs. 1 HGB in Betracht (vgl. hierzu Graf, BB 2001, 562 (565)).

980 Vgl. Lück/Hunecke, DB 1996, 1 (4); Budde/Kunz, in: Beck Bil-Komm., 4. Aufl., § 321 Rn. 39 (in der Neu-
auflage vertreten Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 39 die Ansicht, dass über
Feststellungen, die weder eine Berichtspflicht begründen noch zu einer Einschränkung des Bestätigungsver-
merks führen, wie beispielsweise leichtere Mängel im internen Kontrollsystem, verbesserungsfähige Planung,
problembehaftete Systeme oder Abläufe, Schwachstellen im Management-Informations-System, gemäß § 321
Abs. 2 S. 2 HGB zu berichten ist, soweit dies für die Überwachung der Geschäftsführung und des geprüften
Unternehmens von Bedeutung ist; ansonsten genügt eine Berichterstattung im Management Letter). Anregun-
gen zur Verbesserung des Risikomanagementsystems im Management Letter allgemein befürwortend Bitz,
Risikomanagement nach KonTraG, S. 11. Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 159, die davon ausgehen, dass
Verbesserungsvorschläge für eine effizientere Gestaltung des internen Kontrollsystems im Management Let-
ter angegeben werden können.

981 Vgl. auch Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 164 f. u. 324; Steiner, Der Prüfungsbericht
des Abschlußprüfers, S. 399 f.
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Unter Beachtung des Berufsgrundsatzes der Unabhängigkeit können organisatorische und son-

stige Verbesserungsvorschläge in den Management Letter aufgenommen werden (vgl. Kapitel

B 3.1.2.2.4.).982 Es empfiehlt sich, bereits bei der Auftragsannahme abzuklären, ob der Man-

dant eine über die Berichtspflichten des § 321 Abs. 4 HGB hinausgehende Berichterstattung

wünscht, bei der Verbesserungsvorschläge im Management Letter angegeben werden.983

3.4. Mündliche Berichterstattung über das Risikomanagementsystem

Ebensowenig wie Angaben im Management Letter befreien mündliche Äußerungen den Ab-

schlussprüfer von seiner Pflicht, im Prüfungsbericht über wesentliche Feststellungen der Prü-

fung des Überwachungssystems zu berichten.984 Das Gebot zur schriftlichen Berichterstattung

gilt allerdings nur für die berichtspflichtigen Angaben des Prüfungsberichts, nicht jedoch für

solche (unwesentliche) Feststellungen, die ergänzend in den Teilbericht oder in den Manage-

ment Letter aufgenommen werden können.

In der berufsüblichen Schlussbesprechung985 zwischen Abschlussprüfer und Vorstand können

umstrittene Fragen, wie z. B. Angemessenheit einzelner organisatorischer oder sonstiger

Maßnahmen, zwischen Prüfer und Geschäftsleitung endgültig geklärt werden.986 Darüber hin-

aus kann erörtert werden, wie der Ablauf der Prüfung des Überwachungssystems verbessert

werden kann (insbesondere Abstimmung mit der internen Revision).

                                                          
982 Vgl. auch Dörner, DB 2000, 101 (104). Die Unternehmensführung kann u. U. daran interessiert sein, dass der

Prüfungsbericht keine Verbesserungsvorschläge enthält, weil sie letztlich zum Ausdruck bringen, dass die
Unternehmensführung nicht selbst zu solchen Lösungen gefunden hat. Vgl. Steiner, Der Prüfungsbericht des
Abschlußprüfers, S. 397.

983 Vgl. auch Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (507).
984 Vgl. IDW, PS 470.9, WPg 2003, 608; WP-Handbuch 2006, Q 27; ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 20; Winkeljo-

hann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 43; Hommelhoff, BB 1997, 2625 (2626); Schäfer, Das
Überwachungssystem nach § 91 Abs. 2 AktG unter Berücksichtigung der besonderen Pflichten des Vor-
stands, S. 215. Nach den Darlegungen von Weber, Festschrift Baetge, 781 (794) erreicht die mündliche Be-
richterstattung inzwischen ein mindestens gleich hohes Gewicht wie die schriftliche Berichterstattung mittels
des Prüfungsberichts, da die Erörterung schwieriger Themen oder kritischer Ausführungen mündlich häufig
leichter als eine Berichterstattung im Prüfungsbericht angesehen wird, dessen Verteilung nicht hinreichend
kontrollierbar ist.

985 Zur Schlussbesprechung vgl. Klein, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2149 ff.; Steiner, Der Prüfungsbericht des Ab-
schlußprüfers, S. 407 ff.

986 Vgl. Steiner, Der Prüfungsbericht des Abschlußprüfers, S. 408; Dobler, DStR 2001, 2086 (2088). Zur Inter-
nen Revision vgl. auch Peemüller/Husmann, in: Saarbrücker Handbuch der Betriebswirtschaftlichen Bera-
tung, hrsg. v. Küting, 2. Aufl., 429 (465 f.).
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Nach § 171 Abs. 1 S. 2 AktG hat der Abschlussprüfer an der Bilanzsitzung des Aufsichtsrats

teilzunehmen,987 um die Schwerpunkte der durchgeführten Abschlussprüfung und ihre we-

sentlichen Feststellungen aufzuzeigen988. Regelmäßig wird auch die Beurteilung des Überwa-

chungssystems erörtert.989 Der Informationsaustausch zwischen Aufsichtsrat und Abschluss-

prüfer kann dazu beitragen, dass unter Beachtung der Berufsgrundsätze in nachfolgenden Ab-

schlussprüfungen Prüfungsschwerpunkte mit dem Aufsichtsrat vereinbart werden.990

3.5. Berichterstattung über das Risikomanagementsystem im Bestätigungsvermerk

Eine Vorschrift in § 322 HGB, die explizit Berichtspflichten über das Überwachungssystem

im Bestätigungsvermerk regelt, existiert nicht. Eine Berichterstattung über die Ergebnisse der

Prüfung des Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB im Bestätigungsvermerk wird

überwiegend abgelehnt, da der Bestätigungsvermerk ein ausschließlich auf die Rechnungsle-

gung bezogenes Gesamturteil des Abschlussprüfers beinhaltet.991 Lediglich in Fällen, in denen

nicht nur eine Erweiterung der Abschlussprüfung, sondern auch eine Aufnahme des Urteils

über den erweiterten Prüfungsgegenstand im Bestätigungsvermerk gesetzlich vorgeschrieben

ist (z. B. § 8 Abs. 3 S. 2 UBGG), sind zusätzliche Angaben im Bestätigungsvermerk über die

Erweiterung der Prüfung erforderlich.992

                                                          
987 Zur Pflicht der Teilnahme des Abschlussprüfers an der Bilanzsitzung vgl. WP-Handbuch 2006, Q 34; Ar-

beitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Be-
triebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 179.

988 Vgl. auch Hommelhoff, BB 1998, 2625 (2626); Dörner, DB 2000, 101.
989 Vgl. auch IDW, PS 470.26 ff., WPg 2003, 608 (610); Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der

Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 178;
Regierungskommission Corporate Governance, Bericht der Regierungskommission Corporate Governance,
hrsg. v. Baums, S. 44; Schichold, Festschrift Strobel, 395 (410 f.); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9,
Rn. 197 f.; Mertin/Schmidt, WPg 2001, 1303 (1306 u. 1308).

990 Vgl. auch Gelhausen, BFuP 1999, 390 (397); Ludewig, DB 2000, 634 (635).
991 Vgl. IDW, PS 400.11, WPg 2005, 1382 (1384); Jansen/Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungs-

legung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 679 (688 ff.); Henselmann, in: Risikomanagement,
hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (42). Vgl. auch Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 186. Bei den An-
gaben bezüglich Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung nach § 322 Abs. 1 S. 2 HGB ist daher im Bestäti-
gungsvermerk auch nicht auf die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB einzugehen. Vgl. IDW, PS 400.28 ff., WPg
2005, 1382 (1385 f.). Nach Auffassung von Böcking/Orth, DB 1998, 1873 (1878) ist mittels des Bestäti-
gungsvermerks nur über wesentliche Einwendungen zu berichten. Eine Berichtspflicht im Bestätigungsver-
merk bei Einwänden gegen das Risikomanagementsystem annehmend Kremers, Risikoübernahme in Indu-
strieunternehmen, S. 68.

992 Vgl. IDW, PS 400.11, WPg 2005, 1382 (1384); WP-Handbuch 2006, Q 434; Jansen/Pfitzer, in: Reform des
Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 679 (688).
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Die Ergebnisse der Prüfung des Überwachungssystems sind vor allem für den Aufsichtsrat,

nicht jedoch für die Öffentlichkeit bestimmt,993 so dass nach herrschender Meinung im Bestä-

tigungsvermerk grundsätzlich nicht auf Mängel des Überwachungssystems einzugehen ist.994

Allerdings ist zu untersuchen, ob

1) Mängel des Überwachungssystems als Einwendungen der nach § 317 HGB durchgeführten

Prüfung gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB im Bestätigungsvermerk berichtspflichtig sind,

2) Angaben über das Überwachungssystem im Zusammenhang mit der Ordnungsmäßigkeit

der Buchführung in Betracht kommen oder

3) ein unangemessenes Risikomanagementsystem ein bestandsgefährdendes Risiko i. S. d.

§ 322 Abs. 2 S. 3 HGB darstellt.

3.5.1.Einwendungen gegen das Überwachungssystem kein Berichtsobjekt nach § 322

Abs. 3 S. 1 HGB

Der Prüfer hat im Bestätigungsvermerk nach § 322 Abs. 3 S. 1 HGB zu erklären, dass die von

ihm „nach § 317 HGB durchgeführte Prüfung zu keinen Einwendungen geführt hat“. Be-

standteil der durchgeführten Prüfung ist bei börsennotierten Unternehmen die Beurteilung des

Überwachungssystems, so dass eine Berichtspflicht im Bestätigungsvermerk bei Mängeln des

Überwachungssystems und im Einzelfall auch bei unangemessener Risikohandhabung in Be-

tracht kommt.995 In § 321 Abs. 4 HGB ist allerdings explizit geregelt, dass das Ergebnis der

Prüfung des Überwachungssystems in den Prüfungsbericht aufzunehmen ist. Der Gesetzgeber

hat im Rahmen des § 322 Abs. 3 S. 1 HGB eine Bezugnahme auf die Prüfung des Überwa-

chungssystems daher wohl nicht beabsichtigt.996 Ein weiteres Argument dafür, dass die Be-

richterstattung über das Überwachungssystem nicht im Bestätigungsvermerk zu erfolgen hat,

                                                          
993 Vgl. IDW, WPg 2000, 1027 (1034); Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2086 f.); WP-Handbuch 2006,

P 151; Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (508 f.); Jansen/Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rech-
nungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 679 (688).

994 Vgl. IDW, PS 400.11 u. 72, WPg 2005, 1382 (1384 u. 1391) u. PS 340.32, WPg 1999, 658 (661); WP-
Handbuch 2006, P 151; ADS, 6. Aufl., § 322 Rn. 15 u. 173; Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung
der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000,
Rn. 168; Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (191); Egge-
mann/Konradt, BB 2000, 503 (508 f.); Jansen/Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und
Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 679 (688 ff.). Kohlhoff/Langenhan/Zorn, ZIR 2000, 2 (3) vertreten
die Auffassung, dass nach Abschaffung des Formeltestats Mängel bei der Vorstandsverpflichtung gemäß § 91
Abs. 2 AktG zu einem eingeschränkten Testat oder sogar zu einer Versagung führen können.

995 Vgl. auch Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (254 f.) u. Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance,
S. 325; Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 187.
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ist der vertrauliche Charakter der Feststellungen. Deshalb ist der Auffassung zuzustimmen,

dass der Bestätigungsvermerk ein auf die Rechnungslegung bezogenes Gesamturteil des Prü-

fers darstellt.997 Wenn Einwendungen nur gegen die Erfüllung der Vorstandsverpflichtung

gemäß § 91 Abs. 2 AktG vorliegen, ist grundsätzlich der Bestätigungsvermerk uneinge-

schränkt zu erteilen.998

3.5.2.Einwendungen gegen das Überwachungssystem als Berichtsobjekt bei der Ord-

nungsmäßigkeit der Buchführung

Nach herrschender Auffassung muss bei Mängeln des Überwachungssystems, die zugleich die

Ordnungsmäßigkeit der Buchführung beeinträchtigen oder die Einfluss auf die Ordnungsmä-

ßigkeit der Angaben im Lagebericht haben, der Bestätigungsvermerk auf Grund der Verlet-

zung der Buchführungspflichten eingeschränkt oder versagt werden.999 Existieren beispiels-

weise keine geeigneten Maßnahmen zur Risikoerfassung, besteht die Gefahr, dass wesentliche

Risiken im Jahresabschluss und im Lagebericht nicht abgebildet werden.1000 Die Maßnahmen

zur Risikoerfassung und das Weiterleiten der entsprechenden Informationen an die Verant-

                                                                                                                                                                                    
996 Ähnlich Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 187; Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance,

S. 325.
997 Vgl. IDW, PS 400.11, WPg 2005, 1382 (1384). Ebenso Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 187; Dör-

ner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 193 (214); Neubeck,
Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 277. Vgl. auch Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unter-
nehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (255). Die vom IDW vorgeschlagene Fassung des Bestätigungs-
vermerks enthält folgerichtig keinen Hinweis, dass die Prüfung zu keinen Einwendungen nach § 317 HGB ge-
führt hat. Vgl. IDW, PS 400, Anhang, Gliederungspunkt 1., WPg 2005, 1382 (1395): „ Meine / Unsere Prü-
fung hat zu keinen Einwendungen geführt.“ Lediglich in dem beschreibenden Abschnitt des Bestätigungsver-
merks wird zum Ausdruck gebracht, dass die Prüfung nach § 317 HGB erfolgt. „Ich habe meine / Wir haben
unsere Jahresabschlußprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten Grundsätze ordnungsgemäßer Abschlußprüfung vorgenommen ....“

998 Im Ergebnis ebenso Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 326. Im Hinblick auf die Erwar-
tungslücke muss allerdings festgestellt werden, dass § 322 Abs. 1 S. 3 HGB eine umfassendere Interpretation
der Berichterstattungspflichten im Bestätigungsvermerk zulässt. Vgl. auch Böcking/Orth, BFuP 2000, 242
(254 f.) u. Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 326, die eine Korrektur des Gesetzeswort-
lauts des § 322 Abs. 1 S. 3 HGB zur „Klarstellung des Gewollten“ fordern.

999 Vgl. IDW, PS 400.72, WPg 2005, 1382 (1391); Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (508 f.); Jansen/Pfitzer,
in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 679 (689 f.);
Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (255). Vgl. auch Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach Kon-
TraG, S. 65 f., die zusätzlich eine Einschränkung des Bestätigungsvermerks im Zusammenhang mit Prüfungs-
hemmnissen für geboten halten. Bei unzureichender Erfüllung der Maßnahmen nach § 91 Abs. 2 AktG eine
Einschränkung des Bestätigungsvermerks auch dann befürwortend, wenn der Nachweis über die Unterneh-
mensfortführung nicht erbracht werden kann. Vgl. Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzge-
setz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (191 f.); Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2087); Arbeitskreis „Externe
und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V.,
DB Beilage 11/2000, Rn. 169; Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 188.

1000 Vgl. auch Jansen/Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 679 (689 f.).
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wortlichen für die Rechnungslegung stehen daher in enger Verbindung zur Ordnungsmäßig-

keit der Buchführung.1001 Gleiches gilt im Einzelfall für andere festgestellte Kontrollmängel

außerhalb der Buchführungsabteilung, so dass bei Identifizierung wesentlicher System-

schwachstellen des Überwachungssystems die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung be-

einträchtigt sein kann. Wesentliche Mängel des Überwachungssystems, die nicht unmittelbar

die Buchführungsabteilung betreffen, können daher dazu führen, dass beispielsweise die Höhe

von Drohverlustrückstellungen nicht in angemessener Weise ermittelt werden kann und dass

die Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nicht ordnungsgemäß angegeben wer-

den können1002.

Nach Auffassung des IDW ist eine Einschränkung oder Versagung des Bestätigungsvermerks

in obigen Fällen nicht mit der Verletzung der Vorstandspflichten gemäß § 91 Abs. 2 AktG,

sondern mit der Nichteinhaltung der Buchführungspflichten zu begründen.1003 Die Möglich-

keit der Einschränkung bzw. der Versagung des Bestätigungsvermerks mit dem Hinweis auf

eine Verletzung der Buchführungspflichten berücksichtigt den engen Zusammenhang zwi-

schen der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB und der Prüfung der Rechnungslegung und trägt

dem Gesichtspunkt Rechnung, dass nach § 321 Abs. 4 HGB das Ergebnis der Prüfung des

Überwachungssystems grundsätzlich im Prüfungsbericht darzustellen ist.

Die Buchführung ist derjenige Teil des Unternehmenssystems, in dem vor allem die für die

Erstellung des Jahresabschluss erforderlichen Aktivitäten durchgeführt werden.1004 In Fällen,

in denen auf Systemschwachstellen basierende Mängel der Rechnungslegung durch andere

Formen der Datenerhebung (z. B. durch externe Marktanalysen) kompensiert werden können,

wird die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung nicht berührt, so dass letztlich keine Ver-

letzung der Buchführungspflichten vorliegt.1005

Bei Einschränkung oder Versagung des Bestätigungsvermerks erscheint es fraglich, ob der

allgemeine Hinweis auf eine Verletzung der Buchführungspflichten als Begründung ausrei-

chend ist. Die Versagung oder die Einschränkung des Bestätigungsvermerks ist nach § 322

Abs. 4 S. 3 HGB zu begründen, wobei der Grund der Beanstandung eindeutig hervorgehen

                                                          
1001 Vgl. auch Kapitel A 3.4.
1002 Vgl. Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 326; Pollanz, DB 2001, 1317 (1325).
1003 Vgl. IDW, PS 400.72, WPg 2005, 1382 (1391). Vgl. auch WP-Handbuch 2006, P 152.
1004 Vgl. auch Kapitel B 2.1.2.2.2.1.
1005 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, Q 521; Witten, Festschrift Strobel, 341 (356).
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muss1006. Der eigentliche Grund für die Einschränkung oder Versagung des Bestätigungsver-

merks wird durch den allgemeinen Hinweis auf die Verletzung der Buchführungspflichten

nicht ersichtlich, wenn organisatorische Mängel außerhalb des Unternehmensbereichs Buch-

führung oder Rechnungswesen vorliegen (z. B. das Fehlen geeigneter Maßnahmen zur Risiko-

früherkennung oder sonstiger Überwachungsmaßnahmen im Vertriebsbereich).

Eine Einschränkung oder Versagung des Bestätigungsvermerks mit der Verletzung von Buch-

führungspflichten zu begründen, ist zudem problematisch, da im Bestätigungsvermerk gemäß

§ 322 Abs. 6 S. 2 HGB darauf einzugehen ist, ob die Risiken der künftigen Entwicklung im

Lagebericht zutreffend dargestellt sind.1007 Bei restriktiver Auslegung des § 322 Abs. 6

S. 2 HGB ist bei nicht ordnungsgemäßer Risikoberichterstattung die Feststellung im Bestäti-

gungsvermerk ausreichend, dass die Risiken der künftigen Entwicklung nicht zutreffend dar-

gestellt sind. Allerdings ist nach § 322 Abs. 4 S. 3 HGB eine Einschränkung oder Versagung

des Bestätigungsvermerks zu begründen. Wenn wesentliche Risiken der künftigen Entwick-

lung wegen der festgestellten Überwachungsmängel nicht im Lagebericht dargestellt werden

können, stellt sich die Frage, ob im (eingeschränkten oder zu versagenden) Bestätigungsver-

merk über wesentliche Mängel des Risikofrüherkennungs- bzw. Überwachungssystem zu be-

richten ist. I. d. R. wird daher der Abschlussprüfer auf Schwachstellen des Überwachungssy-

stems eingehen müssen.1008

Wegen der Pflicht zur Begründung der Versagung oder Einschränkung des Bestätigungsver-

merks nach § 322 Abs. 4 S. 3 HGB sowie wegen der erforderlichen Stellungnahme zur zutref-

fenden Risikodarstellung im Lagebericht nach § 322 Abs. 6 S. 2 HGB muss im Einzelfall dar-

gestellt werden, warum die Buchführungspflichten oder die Angabepflichten im Lagebericht

verletzt wurden. Wenn die Schwachstellen nicht die Buchführungsabteilung betreffen, ist

durch die Angabe des konkreten Einwands die Einschränkung bzw. die Versagung des Bestä-

tigungsvermerks in Bezug auf die Verletzung der Buchführungs- bzw. Lageberichtspflichten

                                                          
1006 Vgl. IDW, PS 400.58, WPg 2005, 1382 (1389).
1007 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, R 627.
1008 Aus diesem Grunde eine Einschränkung des Bestätigungsvermerks bei unzureichender Risikoberichterstat-

tung wegen Nichterfüllung der Verpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG im Einzelfall für notwendig haltend Ar-
beitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Be-
triebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 169; Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Göt-
ze/Henselmann/Mikus, 29 (42). Im WP-Handbuch 2006, P 154 wird die Auffassung vertreten, dass die im
Rahmen der Prüfung des Risikofrüherkennungssystems gewonnenen Erkenntnisse mittelbar zu einer Bericht-
erstattung im Bestätigungsvermerk führen können. Ähnlich Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2087).
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zu spezifizieren.1009 Im Einzelfall ist daher auch auf Mängel des Überwachungssystems im

Bestätigungsvermerk hinzuweisen.

3.5.3.Unangemessenes Risikomanagementsystem als bestandsgefährdendes Risiko

i. S. d. § 322 Abs. 2 S. 3 HGB

Bestandsgefährdende Risiken, die nach § 91 Abs. 2 AktG früh vom Vorstand zu erkennen

sind, müssen in dessen Lageberichterstattung und in die Berichterstattung des Prüfers einbe-

zogen werden.1010 Werden notwendige organisatorische Maßnahmen nach § 91 Abs. 2 AktG

nicht eingerichtet, kann das Unternehmen latent gefährdet sein, weil Risiken nicht erfasst und

damit auch nicht gehandhabt sowie Planabweichungen nicht festgestellt werden können.1011

Die Tatsache, dass kein geeignetes Überwachungssystem existiert oder dass der Vorstand kei-

ne angemessenen Maßnahmen zur Risikobewältigung einleitet, kann demzufolge ein be-

standsgefährdendes Risiko i. S. d. § 322 Abs. 2 S. 3 HGB darstellen, das im Bestätigungsver-

merk anzugeben ist.1012

Da das Vorliegen eines bestandsgefährdenden Risikos bei der Berichterstattung im Bestäti-

gungsvermerk in besonderer Weise durch den Abschlussprüfer abgesichert werden muss,

werden bei der Fortbestandsprognose zur Objektivierung insbesondere Verfahren der Bilanza-

nalyse eingesetzt.1013 Der Schwerpunkt liegt hierbei i. d. R. auf vergangenheitsbezogenen

Aspekten, insbesondere die Entwicklung des Eigenkapitals, der Liquidität sowie der Ertrags-

situation. In kritischen Unternehmenssituationen werden die bereits im Lagebericht bzw. im

Anhang von den gesetzlichen Vertretern darzustellenden1014, i. d. R. finanziellen Risiken

(z. B. angespannte Liquidität) als bestandsgefährdende Risiken im Bestätigungsvermerk vom

                                                          
1009 Nach Auffassung von Jansen/Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung,

hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 679 (689) darf der Abschlussprüfer keine Informationen über das Überwa-
chungssystem an die Adressaten des Bestätigungsvermerks geben, da dies nicht gesetzlich zugelassen oder
geboten ist.

1010 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 322 Rn. 168, 181 u. 185.
1011 Vgl. auch Klees, DStR 1998, 93.
1012 Im WP-Handbuch 2006, P 154 wird die Auffassung vertreten, dass die im Rahmen der Prüfung des Risiko-

früherkennungssystems gewonnenen Erkenntnisse mittelbar zu einer Berichterstattung im Bestätigungsver-
merk führen können.

1013 Vgl. Kirsch, Festschrift Baetge, 955 (973 ff.); Baetge/Zülch, Festschrift Otte, 1 (20 ff.) u. Baetge/Kruse,
DStR 1999, 1919 (1923); ADS, 6. Aufl., § 322 Rn. 187; Ludewig/Olbrich, WPg 1999, 381 (382 ff.).

1014 Wird die Risikosituation nicht oder unzutreffend im Lagebericht angesprochen, so hat der Abschlussprüfer
den Bestätigungsvermerk einzuschränken bzw. zu versagen und im Bestätigungsvermerk auf die Bestandsge-
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Prüfer angeführt bzw. wiederholt.1015 Meist wird die Bestandsgefährdung durch eine Vielzahl

von Risiken verursacht,1016 wobei Liquidität und Vermögensstatus als maßgebliche Insol-

venzkriterien in besonderem Maße für die Unternehmensfortführung maßgeblich sind.1017

Angaben zum Risikomanagementsystem werden daher in praxi regelmäßig nicht in den Be-

stätigungsvermerk nach § 322 Abs. 2 S. 3 HGB aufgenommen. Die Eignung der nach § 91

Abs. 2 AktG eingerichteten Maßnahmen und der Risikohandhabung sind jedoch zumindest

mittelbar1018 bei der Beurteilung des Bestandsrisikos und der entsprechenden Angaben im

Lagebericht zu berücksichtigen.1019 Auf eingeleitete oder beabsichtigte Sanierungsmaßnah-

men kann im Bestätigungsvermerk hingewiesen werden.1020

                                                                                                                                                                                    
fährdung nach § 322 Abs. 2 S. 2 HGB hinzuweisen. Vgl. IDW, PS 400.78, WPg 2005, 1382 (1391) u. PS
270.37, WPg 2003, 775 (779); Böcking/Orth, WPg 1998, 351 (359).

1015 Vgl. IDW, PS 400.77, WPg 2005, 1382 (1391) u. PS 270.40, WPg 2003, 775 (779); WP-Handbuch 2006,
Q 443, 506 u. 613; ADS, 6. Aufl., § 322 Rn. 181; Jansen/Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rech-
nungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 679 (699). Nach ADS, 6. Aufl., § 322 Rn. 188
muss sich aus den Angaben des Abschlussprüfers im Bestätigungsvermerk erkennen lassen, aus welchen Be-
reichen der Unternehmenstätigkeit und welchen Umständen die Bestandsgefährdung droht (z. B. drohende
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung, Auslaufen von Betriebsgenehmigungen, Probleme au dem Be-
schaffungsmarkt, Kundenabhängigkeit bei Auslaufen wesentlicher Absatzverträge); eine schlagwortartige
Darstellung ist hierbei ausreichend.

1016 Im Hinblick auf die Berichtspflichten nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 78.
1017 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 322 Rn. 201.
1018 Vgl. dazu auch Kapitel B 1.3.2.4.2. u. B 3.1.2.1.1. zu den Berichtspflichten nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB über

bestandsgefährdende und entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen.
1019 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, P 154; Hauschildt/Heldt, Festschrift Otte, 165 (169); Brebeck, HWRP,

3. Aufl., Sp. 2071 (2087).
1020 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 322 Rn. 291. Vgl. auch Dörner, DB 1998, 1 (4 f.).
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C Risikomanagementsystem als Prüfungsgegenstand nicht börsennotierter Gesell-

schaften

Bei nicht börsennotierten Aktiengesellschaften besteht im Umkehrschluss zu § 317

Abs. 4 HGB keine explizite Pflicht des Prüfers, das Überwachungssystem zu beurteilen,1021

obwohl auch bei nicht börsennotierten Aktiengesellschaften der Vorstand ein geeignetes Risi-

komanagementsystem einrichten muss1022. Gegenstand der Prüfung nicht börsennotierter Ak-

tiengesellschaften ist neben dem Jahresabschluss und Lagebericht nur die Buchführung (§ 317

Abs. 1 S. 1 HGB). Die Berichtspflichten über bestandsgefährdende und entwicklungsbeein-

trächtigende Tatsachen sowie über Gesetzesverstöße der gesetzlichen Vertreter führen zu kei-

ner originären Verpflichtung des Prüfers, das Risikomanagementsystem zu beurteilen, da ein

berichtspflichtiger Sachverhalt nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB nur vorliegt, wenn ein solcher

„bei Durchführung der Prüfung“ des Jahresabschlusses und Lageberichts festgestellt wurde.

Die Notwendigkeit zur Beurteilung des Überwachungssystems und der risikopolitischen

Maßnahmen könnte sich allerdings beispielsweise aus der Prüfung der Lageberichtsangaben

und der Prüfung der Rückstellungen ergeben. Werden bei der Jahresabschlussprüfung Mängel

des Risikomanagementsystems festgestellt, löst dies ggf. eine Berichtspflicht nach § 321

Abs. 1 S. 3 HGB aus, da die Verpflichtung zur Einrichtung eines geeigneten Risikomanage-

mentsystems nach §§ 76 u. 93 AktG i. V. m. §§ 91 Abs. 2 AktG verletzt wurde.1023 Wenn die

Abschlussprüfung bei nicht börsennotierten Aktiengesellschaften vertraglich um eine Beur-

teilung des Überwachungssystems erweitert wird, ist vom Abschlussprüfer eine Prüfung wie

bei börsennotierten Aktiengesellschaften vorzunehmen.

                                                          
1021 Vgl. WP-Handbuch 2006, R 628.
1022 Vgl. Kapitel B 1.1.
1023 Vgl. Kapitel B 3.1.2.1.2. Vgl. auch Klar, DB 1997, 685 (686); Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (255); Kropff,

NZG 2003, 346 (348).
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Bei prüfungspflichtigen GmbHs und Personengesellschaften i. S. d. § 264a HGB kommt

ebenfalls der Einbezug des Risikomanagementsystems in die Jahresabschlussprüfung in Be-

tracht. Bei diesen Gesellschaftsformen ist allerdings zu klären, ob deren gesetzliche Vertreter

ein Risikomanagementsystem einrichten müssen, da eine zu § 91 Abs. 2 AktG vergleichbare

Regelung bei diesen Rechtsformen nicht existiert. Die Berichterstattung nach § 321 Abs. 1

S. 3 HGB über einen Mangel des Risikomanagementsystems als Gesetzesverstoß bzw. über

einen Anhaltspunkt hierfür setzt voraus, dass eine Pflicht zur Einrichtung eines geeigneten

Risikomanagementsystems besteht und dass dieses System bei der Jahresabschlussprüfung

einzubeziehen ist (Abb. D-1).

Verpf l ichtung für  d ie Geschäfts le i tung zur Einr ichtung eines
gee igneten R is ikomanagementsys tems

 Prü fungshand lungen im Zusammenhang mi t  dem Ris ikomanagementsys tem

Pf l ichtprüfung ohne
Prüfungserwei terung

Vertragl ich erwei ter te Beurtei lung
des  Überwachungssys tems

Ber ichtspf l ichten im Prüfungsber icht

Abb. D-1: Risikomanagementsystem als Prüfungs- und Berichtsgegenstand

nicht börsennotierter Gesellschaften
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1. Verpflichtung für die Geschäftsleitung zur Einrichtung eines Risikomanagementsy-

stems

Für Aktiengesellschaften gilt die Regelung des § 91 Abs. 2 AktG unabhängig davon, ob die

Aktiengesellschaft börsennotiert ist oder ob es sich um eine kleine, nicht prüfungspflichtige

Aktiengesellschaft i. S. d. § 267 HGB handelt1024. Die Pflicht zur Einrichtung eines geeigne-

ten Risikomanagementsystems, die aus § 76 Abs. 1 AktG i. V. m. § 93 AktG und bezüglich

der Pflicht zur Einrichtung eines Überwachungssystems auch aus § 91 Abs. 2 AktG abgeleitet

werden kann, gilt für die gesetzlichen Vertreter sämtlicher Aktiengesellschaften.1025 Nach

§ 34 S. 2 VAG besteht die Pflicht zur Einrichtung eines Überwachungssystems gemäß § 91

Abs. 2 AktG auch für Versicherungsunternehmen, die nicht in der Rechtsform der Aktienge-

sellschaft geführt werden. Nach § 25a Abs. 1 KWG muss ein Kreditinstitut über angemessene

Kontrollverfahren (insbesondere Regelungen zur Steuerung und Überwachung der Risiken)

verfügen, so dass auch bei Kreditinstituten, für die die Vorschriften des Aktienrechts nicht

unmittelbar einschlägig sind, eine mit § 91 Abs. 2 AktG vergleichbare Regelung besteht.1026

Für sonstige GmbHs und Personengesellschaften i. S. d. § 264a HGB existiert keine Norm,

die die Geschäftsleitung explizit zur Einrichtung eines Überwachungssystems verpflichtet. In

der Literatur wird die Einrichtung eines Überwachungssystems und die Durchführung ange-

messener risikopolitischer Maßnahmen allerdings zunehmend als ein Grundsatz ordnungsmä-

ßiger Geschäftsführung angesehen,1027 so dass zu untersuchen ist, ob aus den allgemeinen

Geschäftsführerpflichten die Notwendigkeit zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems

abgeleitet werden kann.

                                                          
1024 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 13; Hommelhoff, Festschrift Sandrock, 373 (377); Hommelhoff/Mattheus, in:

Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 5 (13); Gernoth, DStR 2001, 299.
1025 Vgl. Böcking/Orth, BFuP 1999, 418 (420); Hommelhoff/Mattheus, BFuP 1999, 437 (439); Hommelhoff, BB

1998, 2625. Ausnahmen von § 91 Abs. 2 AktG bei kleinen Aktiengesellschaften mit überschaubaren Aktio-
närskreis für wünschenswert haltend Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG,
S. 134.

1026 Vgl. auch Preußner/Zimmermann, AG 2002, 657 (659 f.); Jacob, WPg 1998, 1043 (1044).
1027 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 289 nF Rn. 4; Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (504); Scharpf, DB 1997, 737 ff.;

Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1077 f.). Zur Einrichtung eines Risikofrüherkennungssystems vgl. auch WP-
Handbuch 2006, P 14. Zur Einrichtung eines Überwachungssystems vgl. Förschle/Küster, in: Beck Bil-
Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 71.
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1.1. Verpflichtung für die Geschäftsführer einer GmbH zur Einrichtung eines Risiko-

managementsystems

Die Regelung des § 91 Abs. 2 AktG hat nach der Gesetzesbegründung Ausstrahlungswirkung

auf die Pflichten der Geschäftsführer einer GmbH.1028 Da eine § 91 Abs. 2 AktG entsprechen-

de Regelung allerdings bewusst nicht in das GmbHG aufgenommen wurde, ist zu klären, ob

von den Geschäftsführern einer GmbH grundsätzlich ein Risikomanagementsystem einzu-

richten ist und ob rechtsformspezifische Besonderheiten bei der GmbH zu beachten sind.

1.1.1.Sorgfaltspflichten gemäß § 43 GmbHG

Aus den speziellen, im GmbHG geregelten Pflichten der Geschäftsführer (z. B. Insolvenzan-

tragspflicht gemäß § 64 GmbHG) kann nicht unmittelbar abgeleitet werden, dass die Ge-

schäftsführer ein Risikomanagementsystem einrichten müssen.1029 Daher kann eine Ver-

pflichtung zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems nur mit den allgemeinen Sorg-

faltspflichten eines Geschäftsführers begründet werden. Nach § 43 Abs. 1 GmbHG haben Ge-

schäftsführer in den Angelegenheiten der Gesellschaft die Sorgfalt eines ordentlichen Ge-

schäftsleiters anzuwenden. Verletzen sie ihre Obliegenheiten, haften sie der Gesellschaft nach

§ 43 Abs. 2 GmbHG für den entstanden Schaden.

                                                          
1028 Vgl. BT-Drs 13/9712, S. 15: „In das GmbHG soll keine entsprechende Regelung aufgenommen werden. Es

ist davon auszugehen, dass für Gesellschaften mit beschränkter Haftung je nach ihrer Größe, Komplexität ih-
rer Struktur usw. nichts anderes gilt und die Neuregelung Ausstrahlungswirkung auf den Pflichtenrahmen der
Geschäftsführer auch anderer Gesellschaftsformen hat.“ Zum Begriff der Ausstrahlungswirkung im Zusam-
menhang mit § 91 Abs. 2 AktG vgl. Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 114 m. w. N.

1029 Es befinden sich im GmbHG lediglich vereinzelt Pflichten der Geschäftsführer, die Bezüge zum Risikomana-
gementsystem aufweisen (§§ 41, 49 Abs. 3 u. 64 GmbHG). Die Geschäftsführer einer GmbH sind nach
§ 41 GmbHG zu einer ordnungsmäßigen Buchführung der Gesellschaft verpflichtet. Die Geschäftsführer
kommen ihrer Sorgfaltspflicht im Hinblick auf § 41 GmbHG insbesondere durch Anweisung und Überwa-
chung der mit der Buchführung beauftragten Personen nach. Vgl. Axhausen, Beck GmbH-HB, 3. Aufl., § 5
Rn. 178. Überwachungspflichten (Warenbestandskontrolle, Kontrolle bei Devisengeschäften) im Hinblick auf
eine ordnungsmäßige Buchführung annehmend Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 92.
Aus der Pflicht zur Einberufung der Gesellschafterversammlung bei Verlust des hälftigen Stammkapitals ge-
mäß § 49 Abs. 3 GmbHG (i. V. m. § 43 Abs. 1 GmbHG) wird abgeleitet, dass ein Geschäftsführer für eine
Organisation sorgen muss, die ihm einen Überblick über die wirtschaftliche und finanzielle Situation ermög-
licht. Vgl. BGH, Urteil v. 20.2.1995, ZIP 1995, 560. Aus der Insolvenzantragspflicht gemäß § 64 GmbHG
(i. V. m. § 43 Abs. 1 GmbHG) wird gefolgert, dass die Geschäftsführer für eine Organisation sorgen müssen,
die sie in die Lage versetzt, die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Gesellschaft zu überblicken. Vgl.
z. B. BAG, Urteil v. 10.2.1999, ZIP 1999, 878 (880 f.). Eine über die Buchführung und deren Auswertung
hinausgehende Verpflichtung zur Errichtung eines Risikomanagementsystems kann allerdings aus diesen
Normen nicht abgeleitet werden.
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In § 43 Abs. 1 GmbHG ist lediglich der Sorgfaltsmaßstab des Geschäftsführers geregelt, der

dem des ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters einer Aktiengesellschaft gemäß

§ 93 Abs. 1 S. 1 AktG entspricht.1030 Nach herrschender Meinung können aus § 43 Abs. 1

i. V. m. Abs. 2 GmbHG ebenso wie aus § 93 Abs. 1 S. 1 i. V. m. Abs. 2 AktG allgemeingülti-

ge1031 Pflichten der gesetzlichen Vertreter einer GmbH abgeleitet werden.
1032

Aus § 43 GmbH wird die Schlussfolgerung gezogen, dass Geschäftsführer ihre Entscheidun-

gen in geeigneter Weise vorbereiten müssen und unverhältnismäßige Risiken nicht eingehen

dürfen, wobei den Geschäftsführern bei ihren Entscheidungen ein weites Ermessen zugestan-

den wird.1033 Pflichtverletzungen liegen beispielsweise bei der Vergabe von ungesicherten

Großkrediten ohne Bonitätsprüfung oder bei der Beteiligung an anderen Unternehmen mit

unangemessenen Risiken vor.1034 Der Geschäftsführer ist verpflichtet, das Unternehmen unter

                                                          
1030 Vgl. Altmeppen, in: GmbHG, hrsg. v. Roth/Altmeppen, 5. Aufl., § 43 Rn. 3; Mertens, GmbHG-

Großkommentar, 8. Aufl., § 43 Rn. 16; Zöllner, in: GmbHG, hrsg. v. Baumbach/Hueck, 17. Aufl., § 43 Rn. 7;
Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 1 u. 32; Hopt, in: AktG Großkommentar, hrsg. v.
Hopt/Wiedemann, 4. Aufl., § 93 Rn. 78.

1031 Die Ableitung allgemeingültiger Pflichten aus § 43 GmbHG korrespondiert mit dem objektiven Sorgfalts-
maßstab bei der Geschäftsführung einer GmbH. Vgl. auch Altmeppen, in: GmbHG, hrsg. v. Roth/Altmeppen,
5. Aufl., § 43 Rn. 6; Schneider, GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 165; Tillmann/Mohr, GmbH-
Geschäftsführer-Praktikum, 7. Aufl., Rn. 510.

1032 Vgl. z. B. Altmeppen, in: GmbHG, hrsg. v. Roth/Altmeppen, 5. Aufl., § 43 Rn. 6 ff.; Schneider, in: GmbHG,
hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 70; Hommelhoff/Kleindiek, in: GmbHG, hrsg. v. Lutter/Hommelhoff,
16. Aufl., § 43 Rn. 7 ff.; Haas, in: GmbHG, Band 2, hrsg. v. Michalski, § 43 Rn. 40. Nach Auffassung von
Marsch-Barner/Diekmann, Münchener Handbuch des Gesellschaftsrechts, Band 3, hrsg. v. Priester/Mayer,
2. Aufl., § 46 Rn. 10 ergeben sich die Verhaltenspflichten der Geschäftsführer nicht aus § 43 GmbH, sondern
aus der Geschäftsführungsaufgabe und den damit zusammenhängenden Pflichtenbindungen. Pflichten aus
§ 43 Abs. 1 GmbHG ableitend Thüringer OLG Jena, Urteil v. 8.8.2000, n. rk., NZG 2001, 86 (87); Schluck-
Amend/Walker, GmbHR 2001, 375 ff. Problematisch ist, dass aus § 43 Abs. 1 u. 2 GmbHG allgemeingültige
Geschäftsführerpflichten abgeleitet werden und dass bei Disponsibilität des Sorgfaltsmaßstabs bzw. allgemein
der Haftung möglicherweise auch Auswirkungen auf die Pflichten eines Geschäftsführers bestehen können.
Nach allgemeinen Haftungsgrundsätzen kann zwischen dem Pflichtenverstoß und dem anzuwendenden Sorg-
falts- bzw. Haftungsmaßstab unterschieden werden. Die Disponsibilität des Sorgfaltsmaßstabs wirkt sich da-
her auf die Obliegenheiten des Geschäftsführers i. S. d. § 43 Abs. 2 GmbHG nicht aus, da der Sorgfaltsmaß-
stab der Frage, welche Pflichten ein Geschäftsführer zu erfüllen hat, nachgelagert ist. Vgl. auch Schneider,
in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 186. Dementsprechend besteht die Verpflichtung zur Einrich-
tung eines Risikomanagementsystems unabhängig davon, ob der Sorgfaltsmaßstab beispielsweise auf leichte
Fahrlässigkeit herabgesetzt wurde. Zum Diskussionsstand in Bezug auf die Disponsibilität des § 43 GmbHG
(insbesondere Abs. 1) vgl. beispielsweise Hommelhoff/Kleindiek, in: GmbHG, hrsg. v. Lutter/Hommelhoff,
16. Aufl., § 43 Rn. 37 ff.; Zöllner, in: GmbHG, hrsg. v. Baumbach/Hueck, 17. Aufl., § 43 Rn. 5, Haas, in:
GmbHG, hrsg. v. Michalski, Band 2, § 43 Rn. 9 ff.

1033 Vgl. Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 44 ff., 77a u. 80 f.; Hommelhoff/Kleindiek,
in: GmbHG, hrsg. v. Lutter/Hommelhoff, 16. Aufl., § 43 Rn. 14 ff.; Altmeppen, in: GmbHG, hrsg. v.
Roth/Altmeppen, 5. Aufl., § 43 Rn. 8; Lutter, in: Gesellschaftsrecht in der Diskussion, hrsg. v. der Gesell-
schaftsrechtlichen Vereinigung, 87 (97 ff.); Haas, in: GmbHG, Band 2, hrsg. v. Michalski, § 43 insbesondere
Rn. 67 ff.; Goette, Die GmbH, 2. Aufl., § 8 Rn. 130; Zöllner, in: GmbHG, hrsg. v. Baumbach/Hueck,
17. Aufl., § 43 Rn. 21; Marsch-Barner/Diekmann, Münchener Handbuch des Gesellschaftsrechts, Band 3,
hrsg. v. Priester/Mayer, 2. Aufl., § 46 Rn. 9; Thüringer OLG Jena, Urteil v. 8.8.2000, n. rk., NZG 2001,
86 ff.; OLG Zweibrücken, Urteil v. 22.12.1998, n. rk., NZG 1999, 506 ff.

1034 Vgl. Zöllner, in: GmbHG, hrsg. v. Baumbach/Hueck, 17. Aufl., § 43 Rn. 17 f.; Schneider, in: GmbHG,
hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 77a u. 85; Tillmann/Mohr, GmbH-Geschäftsführer-Praktikum, 7. Aufl.,
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Berücksichtigung praktisch bewährter betriebswirtschaftlicher Erkenntnisse zu leiten.1035 Er

muss die wirtschaftliche Lage (Rentabilität, Umsatzentwicklung, etc.) des Unternehmens lau-

fend überwachen,1036 hierfür eine geeignete Organisation schaffen1037 sowie in einer Krise

geeignete Sanierungsmaßnahmen (z. B. Reorganisationsmaßnahmen) einleiten1038. Die Ge-

schäftsführer sind für eine funktionsfähige Unternehmenskontrolle verantwortlich und haben

Entscheidungen der nachgeordneten Führungsebenen zu koordinieren.1039 Betriebsabläufe,

von denen der Unternehmenserfolg entscheidend abhängt oder die unter dem Gesichtspunkt

der Sicherheit des Unternehmens und seiner Umwelt sowie der Anfälligkeit für Manipulatio-

nen besonders risikoträchtig sind, müssen in einer geeigneten Weise überwacht werden.1040

Findet bei delegierten Aufgaben keine geeignete Überwachung durch die Geschäftsführer

statt, liegt eine schuldhafte Pflichtverletzung auf Grund der Verantwortlichkeit der Geschäfts-

führer für angemessene Anleitung, Beaufsichtigung und Organisation vor.1041

Aus § 43 GmbHG kann abgeleitet werden, dass die Geschäftsführer einer GmbH ebenso wie

der Vorstand einer Aktiengesellschaft für ein geeignetes Risikomanagementsystem verant-

                                                                                                                                                                                    
Rn. 515; Goette, Die GmbH, 2. Aufl., § 8 Rn. 131. Zu weiteren Pflichten bzw. Pflichtverletzungen vgl. auch
Haas, in: GmbHG, Band 2, hrsg. v. Michalski, § 43 Rn. 75 u. 80. Zur Pflichtverletzung bei Darlehensausgabe
ohne Sicherheiten vgl. OLG München, Urteil v. 16.7.1997, BB 1997, 1655. Eine Erfolgshaftung ablehnend
Tillmann/Mohr, GmbH-Geschäftsführer-Praktikum, 7. Aufl., Rn. 510; Zöllner, in: GmbHG, hrsg. v. Baum-
bach/Hueck, 17. Aufl., § 43 Rn. 16; Sudhoff, Rechte und Pflichten des Geschäftsführers einer GmbH und ei-
ner GmbH & Co., 14. Aufl., S. 137 f.;

1035 Vgl. Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 70 u. 76; Tillmann/Mohr, GmbH-
Geschäftsführer-Praktikum, 7. Aufl., Rn. 512; Espey/von Bitter, Haftungsrisiken des GmbH-Geschäftsführers,
S. 22. Eine Verpflichtung zur Steigerung des Unternehmenswerts grundsätzlich befürwortend Zöllner,
in: GmbHG, hrsg. v. Baumbach/Hueck, 17. Aufl., § 43 Rn. 19.

1036 Vgl. BGH, Urteil v. 20.2.1995, ZIP 1995, 560 f.; Zöllner, in: GmbHG, hrsg. v. Baumbach/Hueck, 17. Aufl.,
§ 35 Rn. 18; Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 73; Espey/von Bitter, Haftungsrisiken
des GmbH-Geschäftsführers, S. 22.

1037 Vgl. Spörlein/Tausend/Schuhmann/Handzik, Handbuch für den Geschäftsführer der GmbH, 18. Aufl., H 200.
1038 Vgl. Schluck-Amend/Walker, GmbHR 2001, 375 (insbesondere 376 f.); Wellensiek/Schluck-Amend, in:

Münchener Anwalts-Handbuch GmbH-Recht, hrsg. v. Römermann, § 24 Rn. 25; Winnefeld, Bilanz-
Handbuch, 3. Aufl., M 2. Nach Ansicht von Haas, in: GmbHG, Band 2, hrsg. v. Michalski, § 43 Rn. 84 hat
der Geschäftsführer (nicht nur in einer Krise, sondern allgemein) zumutbare Strategien der Risikominimie-
rung und Schadensabwendung zu ergreifen und muss insbesondere bei risikoreichen Geschäften den Ab-
schluss von Versicherungen oder Gegengeschäften prüfen.

1039 Vgl. Mertens, GmbHG-Großkommentar, 8. Aufl., § 43 Rn. 24; Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz,
9. Aufl., § 43 Rn. 74, 78, 92, 165; Scharpf, DB 1997, 737 f.; Lück, WPK-Mitt. 1998, 182 (183); Till-
mann/Mohr, GmbH-Geschäftsführer-Praktikum, 7. Aufl., Rn. 512 f.

1040 Vgl. Scharpf, DB 1997, 737; Haas, in: GmbHG, Band 2, hrsg. v. Michalski, § 43 Rn. 72 f.
1041 Vgl. auch Scharpf, DB 1997, 737 (738); Hommelhoff/Kleindiek, in: GmbHG, hrsg. v. Lutter/Hommelhoff,

16. Aufl., § 43 Rn. 19; Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 38; BGH, Urteil v.
9.1.2001, BB 2001, 436 (437); Lutter, in: Gesellschaftsrecht in der Diskussion, hrsg. v. der Gesellschafts-
rechtlichen Vereinigung, 87 (95 f.); Wiechers, StuB 1999, 349 f. Da die Organisation des Betriebsablaufs und
die Überwachung der Angestellten ebenfalls unternehmerische Entscheidungen darstellen, besteht bei diesen
Entscheidungen i. d. R. ebenfalls ein weiter Ermessensspielraum. Vgl. Schneider, in: GmbHG, hrsg. v.
Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 182; Lutter, in: Gesellschaftsrecht in der Diskussion, hrsg. v. der Gesellschafts-
rechtlichen Vereinigung, 87 (95).
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wortlich sind.1042 Diese Verpflichtung hat schon vor der Neuregelung des § 91 Abs. 2 AktG

und dessen Ausstrahlungswirkung auf die Pflichten der Geschäftsführer einer GmbH bestan-

den.1043 Die Sorgfaltspflichten des Geschäftsführers unterscheiden sich dementsprechend von

denen eines Vorstandsmitglieds einer Aktiengesellschaft grundsätzlich nicht.1044

Die analoge Anwendung des § 91 Abs. 2 AktG bei der GmbH erstreckt sich nicht auf die Pla-

nung und Durchführung geeigneter risikopolitischer Maßnahmen durch die Geschäftsführer,

da in § 91 Abs. 2 AktG lediglich die Einrichtung eines Überwachungssystems geregelt ist.

Allerdings liegt eine Pflichtverletzung der Geschäftsführer gemäß § 43 GmbHG vor, wenn

unangemessene risikopolitische Maßnahmen (wie z. B. Derivatgeschäfte mit Spekulationsab-

sicht in beträchtlicher Höhe oder Exportgeschäfte ohne übliche Sicherheiten und ohne Boni-

tätsprüfung) durchgeführt werden.1045 Demnach sind auch die Geschäftsführer einer GmbH,

d. h. bei mehreren Geschäftsführern diese in ihrer Gesamtheit,1046 grundsätzlich zur Einrich-

                                                          
1042 Vgl. auch Seibert, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-

ner/Menold/Pfitzer, 1 (10) u. in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, Geleitwort;
Ernst, WPg 1998, 1025 (1027); Lachnit/Müller, Festschrift Strobel, 363 (366); Brebeck/Förschle, in: Das
Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (183); Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg.
v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (32 f.); Axhausen, Beck GmbH-HB, 3. Aufl., § 5 Rn. 177; Terlau, in: Mün-
chener Anwalts-Handbuch GmbH-Recht, hrsg. v. Römermann, § 9 Rn. 19; Klar, DB 1997, 685 (686);
Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 78a. Eine Pflicht der Geschäftsführung einer
GmbH zur Errichtung eines Überwachungssystems bzw. Risikofrüherkennungssystems entsprechend § 91
Abs. 2 AktG annehmend Weber, BB 2001, 140; Altmeppen, ZGR 1999, 291 (300 f.); Scharpf, DB 1997,
737 ff.; Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1077 f.). Vgl. auch Böcking/Orth, BFuP 1999, 418 (420) und WP-
Handbuch 2006, P 13, die auf die mittelbare Anwendung von § 91 Abs. 2 AktG bei GmbHs auf Grund der
Grundsätze ordnungsmäßiger Geschäftsführung verweisen.

1043 Vgl. auch Haas, in: GmbHG, Band 2, hrsg. v. Michalski, § 43 Rn. 72.
1044 Vgl. Altmeppen, ZGR 1999, 291 (301); WP-Handbuch 2006, P 13; Bitz, BFuP 2000, 231 (233); Brebeck,

HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2074); Kuhl/Nickel, DB 1999, 133; Arbeitskreis „Externe und Interne Überwa-
chung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000,
Rn. 124; Scharpf, DB 1997, 737. Drygala/Drygala, ZIP 2000, 297 (300 f.) nehmen eine Ausstrahlungswir-
kung des § 91 Abs. 2 AktG nur für den Fall an, wenn die betreffende Gesellschaft dem Leitbild des Großun-
ternehmens entspricht. Dabei gehen sie davon aus, dass § 91 Abs. 2 AktG ein umfassendes System erfordert.
Nach der Regierungsbegründung ist die Verpflichtung der gesetzlichen Vertreter sowohl von Aktiengesell-
schaften als auch von GmbHs von bestimmten Kriterien (Größe, Branche) abhängig. Insofern geht der Ge-
setzgeber nicht zwingend vom Leitbild des „Großunternehmens“ aus, mit der Folge, dass im Hinblick auf die
notwendige (systematische) Überwachung kleinerer Unternehmen lediglich andere Anforderungen zu stellen
sind. Hierzu vgl. auch IDW, PS 720.8, WPg 2000, 326 (327).

1045 Vgl. Thüringer OLG Jena, Urteil v. 8.8.2000, n. rk., NZG 2001, 86 ff.; Schneider, in: GmbHG, hrsg. v.
Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 46 ff., 77a. u. 80 f.; Lutter, in: Gesellschaftsrecht in der Diskussion, hrsg. v. der Ge-
sellschaftsrechtlichen Vereinigung, 87 (97 ff.); Zöllner, in: GmbHG, hrsg. v. Baumbach/Hueck, 17. Aufl.,
§ 43 Rn. 21. Nach Auffassung von Espey/von Bitter, Haftungsrisiken des GmbH-Geschäftsführers, S. 21, sind
Risikogeschäfte nicht von vornherein pflichtwidrig. Hätte ein ordentlicher Geschäftsmann in der konkreten
Situation ebenfalls dieses Geschäft getätigt, weil es die Lage des Unternehmens erlaubt, liegt keine Pflicht-
verletzung des Geschäftsführers vor. Eine Verletzung der Geschäftsführerpflichten konkretisiert sich dabei im
Wesentlichen in der Entscheidungsvorbereitung. Vgl. Hommelhoff/Kleindiek, in: GmbHG, hrsg. v. Lut-
ter/Hommelhoff, 16. Aufl., § 43 Rn. 16. Vgl. auch Kapitel B 1.3.2.4.1.

1046 Die Verpflichtung zur Einrichtung eines geeigneten Risikomanagementsystems besteht bei Aktiengesell-
schaften für den Vorstand als Organ. Dies ist nach hier vertretener Auffassung im Hinblick auf die BGH-
Rechtsprechung und die dazu ergangene Literatur auch bei der GmbH zu bejahen. Vgl. auch die Ausführun-
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tung eines geeigneten Risikomanagementsystems gemäß § 43 GmbHG (i. V. m § 91

Abs. 2 AktG) verpflichtet.

1.1.2.Besonderheiten bei der GmbH im Vergleich zu Aktiengesellschaften

Da die Regelung des § 91 Abs. 2 AktG nach der Gesetzesbegründung lediglich Ausstrah-

lungswirkung auf den Pflichtenrahmen einer GmbH hat, ist zu klären, ob die Verpflichtung,

ein geeignetes Risikomanagementsystem einzurichten, nur eingeschränkt besteht. Ein in die-

sem Zusammenhang bislang nur rudimentär untersuchter Problembereich stellen die Auswir-

kungen auf die Geschäftsführerpflichten dar, die sich aus der Weisungsbefugnis der Gesell-

schafter gegenüber den Geschäftsführern ergeben. Des Weiteren ist zu klären, ob aufgrund der

häufig geringeren Unternehmensgröße einer GmbH im Vergleich zu einer Aktiengesellschaft

auf ein systematisches Risikomanagement bei kleinen GmbHs verzichtet werden kann.

1.1.2.1. Auswirkungen der Weisungsbefugnis der Gesellschafter auf die Geschäftsfüh-

rerpflichten

Bei der Konkretisierung der Geschäftsführerpflichten ist bei der GmbH zu beachten, dass die

Gesellschafter einer GmbH im Vergleich zu Aktionären auf die Geschäftsführung größeren

Einfluss nehmen können.1047 Aus § 37 Abs. 1 GmbHG kann abgeleitet werden, dass die Ge-

sellschafterversammlung gegenüber den Geschäftsführern grundsätzlich in allen Angelegen-

heiten der GmbH (d. h. von Fragen der Unternehmenspolitik bis zum Tagesgeschäft) wei-

sungsbefugt ist.1048 Ausgenommen von der Weisungsbefugnis sind zwingende gesetzliche

                                                                                                                                                                                    
gen von Hommelhoff, Festschrift Sandrock, 373 (380) u. Hommelhoff/Mattheus, in: Praxis des Risikomana-
gements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 5 (31) sowie BGH, Urteil v. 15.10.1996, DB 1996, 2483 ff.
Vgl. auch BGH, Urteil v. 9.1.2001, BB 2001, 436 f. Nach Auffassung des OLG Köln, Urteil v. 31.8.2000,
NZG 2001, 135 f. ist ein Vorstandsmitglied trotz des Grundsatzes der Gesamtverantwortung nicht gehalten,
Aufsichtsmaßnahmen in Bezug auf ein Nachbarressort zu ergreifen, solange keine Anhaltspunkte für eine
sorgfaltswidrige Geschäftsführung vorliegen.

1047 Vgl. Drygala/Drygala, ZIP 2000, 297 (301). Vgl. auch Mennicke, NZG 2000, 622 ff.; Schmidt, Gesellschafts-
recht, 4. Aufl., S. 1079.

1048 Vgl. Schneider, GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 37 Rn. 30; Lutter/Hommelhoff, GmbHG, 16. Aufl., § 37
Rn. 17; Mennicke, NZG 2000, 622 ff. Nach § 45 GmbHG sind die Rechte der Gesellschafter, in die Führung
der Geschäfte einzugreifen, im Gesellschaftsvertrag zu regeln. Ohne eine derartige Regelung im Gesell-
schaftsvertrag sind die Gesellschafter lediglich zur (passiven) Prüfung und Überwachung der Geschäftsfüh-
rung berechtigt (§ 46 Nr. 6 GmbHG). Abgeleitet vor allem aus der Weisungsbefugnis gemäß § 37
Abs. 1 GmbHG wird in der Literatur die Möglichkeit einer umfassenden Zuständigkeit der Gesellschafter für
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Pflichten des Geschäftsführers wie beispielsweise die Pflicht zur Kapitalerhaltung, zur Bean-

tragung der Insolvenzeröffnung oder zur Abführung der Sozialversicherungsbeiträge.1049

Eine (haftungsbegründende)1050 Pflichtverletzung des Geschäftsführers liegt grundsätzlich

nicht vor, wenn eine Handlung auf einem Beschluss der Gesellschafter beruht.1051 Wird der

Geschäftsführer zu einer bestimmten Form der Risikohandhabung von den Gesellschaftern

angewiesen, muss dieser allerdings auf mögliche nachteilige Auswirkungen der Weisungen

hinweisen.1052 Der Geschäftsführer kann sich in einem Haftungsfall nicht auf die Befolgung

einer Gesellschafterweisung berufen, wenn er die Gesellschafter nicht ausreichend informiert,

deren Entscheidung nicht im erforderlichen Umfang vorbereitet oder auf mögliche Risiken

                                                                                                                                                                                    
Geschäftsführungsangelegenheiten allerdings auch in Fällen angenommen, in denen keine Regelung im Ge-
sellschaftsvertrag existiert. Vgl. auch Lutter/Hommelhoff, GmbHG, 16. Aufl., § 45 Rn. 2 ff.; Zöllner,
in: GmbHG, hrsg. v. Baumbach/Hueck, 17. Aufl., § 46 Rn. 60.

1049 Vgl. Mennicke, NZG 2000, 622 f. m. w. N. Zur unzulässigen Weisung, Sozialversicherungsbeiträge nicht
abzuführen, vgl. OLG Naumburg, Urteil v. 10.2.1999, DStR 1999, 1625.

1050 Im Ergebnis hierbei eine Unterscheidung von haftungsbegründenden und nicht-haftungsbegründenden
Pflichtverletzungen vornehmend BGH, Urteil v. 7.4.2003, GmbHR 2003, 712 (713).

1051 Vgl. Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 95; Zöllner, in: GmbHG, hrsg. v. Baum-
bach/Hueck, 17. Aufl., § 43 Rn. 28. Zur grundsätzlichen Haftungsfreistellung des alleinigen Gesellschafters
(sofern keine existenzgefährdende Maßnahme), der zugleich als Geschäftsführer handelt, vgl. BGH, Urteil v.
31.1.2000, NZG 2000, 544 f.; OLG Nürnberg, Urteil v. 19.4.2001, n. rk., NZG 2001, 943 ff.; LG Berlin, Ur-
teil v. 23.5.2000, n. rk., NZG 2000, 1032 ff.; BGH, Urteil v. 28.9.1992, BGHZ 119, 257 (261); BGH, Urteil
v. 21.3.1994, GmbHR 1994, 459 f.; OLG Köln, BB 1995, 794; Haas, in: GmbHG, Band 2, hrsg. v. Michals-
ki, § 43 Rn. 179. Kritisch hierzu Altmeppen, DB 2000, 657 ff. u. ZIP 2002, 1553 ff. Unter Berücksichtigung
des Bremer-Vulkan-Urteils (BGH, Urteil v. 17.9.2001, BB 2001, 2233 ff.) vertritt Keßler, GmbHR 2001,
1095 (1100) die Ansicht, dass der Alleingesellschafter Eingriffe in die Vermögenssubstanz der Gesellschaft
oder die Übertragung von Risiken nur unter sorgfältiger Berücksichtigung und Abwägung des hieraus folgen-
den Bestandsrisikos für die GmbH veranlassen darf, so dass der gleiche Sorgfaltsmaßstab wie bei Aktienge-
sellschaften im Rahmen der unternehmerischen Entscheidungsfindung (business judgement rule) zugrunde zu
legen ist und daher Risiken zu analysieren sind. Nach Ansicht von Burgard, ZIP 2002, 827 (830) m. w. N.
führen nur einige wenige, besonders gläubigergefährdende Verhaltensweisen zu Haftung des Alleingesell-
schafters. Zur Haftung des Gesellschafters aufgrund von Zugriffen auf das Gesellschaftsvermögen ohne an-
gemessene Rücksichtnahme auf die Erhaltung der Fähigkeit der Gesellschaft zur Bedienung ihrer Verbind-
lichkeiten vgl. BGH, Urteil v. 17.9.2001, BB 2001, 2233 ff. u. Urteil v. 24.6.2002, NZG 2002, 914 ff. Zur
Haftung des GmbH-Gesellschafters, wenn er nicht für eine klare Vermögensabgrenzung zwischen dem Ge-
sellschafts- und Privatvermögen gesorgt hat, vgl. OLG Celle, Urteil v. 29.8.2001, GmbHR 2001, 1042 f. Die
Ausfallhaftung unter dem Gesichtspunkt des existenzvernichtenden Eingriffs trifft dabei auch diejenigen Ge-
sellschafter, die zwar vom entzogenem Vermögen nichts empfangen haben, aber durch ihr Einverständnis an
dem Vermögensabzug an der Existenzvernichtung der Gesellschaft mitgewirkt haben. Vgl. BGH, Urteil v.
25.2.2002, ZIP 2002, 848 ff.

1052 Vgl. Thüringer OLG Jena, Urteil v. 1.9.1998, n. rk., NZG 1999, 121 ff.; Schneider, GmbHG, hrsg. v. Scholz,
9. Aufl., § 43 Rn. 96; Weber/Lohr, GmbHR 2000, 698 (700); Axhausen, Beck GmbH-HB, 3. Aufl., § 5
Rn. 145; Sudhoff, Rechte und Pflichten des Geschäftsführers einer GmbH und einer GmbH & Co., 14. Aufl.,
S. 140. Vgl. auch Altmeppen, in: GmbHG, hrsg. v. Roth/Altmeppen, 5. Aufl., § 43 Rn. 7 (keine Haftung des
Geschäftsführers, sofern Gläubigerinteressen dem nicht entgegenstehen). Nach Auffassung von Hommel-
hoff/Mattheus, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 5 (28) darf die Kon-
kretisierung der gesetzlichen Geschäftsführungspflichten durch die Rechtsprechung des BGH nicht überzogen
interpretiert werden.
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nicht hingewiesen hat.1053 Da der Geschäftsführer über bestehende Risiken die Gesellschafter

zu unterrichten hat, ist der Geschäftsführer zur Risikoerfassung verpflichtet, selbst wenn die

Gesellschafter regelmäßig Weisungen erteilen. Kommt der Geschäftsführer seiner Hinweis-

verpflichtung nach und die Gesellschafter korrigieren ihre Weisung nicht, so stellt die Durch-

führung des Gesellschafterbeschlusses grundsätzlich keine Pflichtverletzung des Geschäfts-

führers dar.1054

Trotz der Möglichkeit der Gesellschafter, auf die Geschäftsführung mittels Weisungen Ein-

fluss zu nehmen, obliegt die Verpflichtung zur Einrichtung eines geeigneten Risikomanage-

mentsystems daher grundsätzlich den Geschäftsführern. Diese Verpflichtung ist originärer

Bestandteil der Geschäftsführerpflichten i. S. d. § 43 GmbHG. Für die Pflicht zur Einrichtung

eines Risikomanagementsystems ist kein Beschluss durch die Gesellschafterversammlung

oder eine Regelung im Gesellschaftsvertrag erforderlich.1055 Greifen die Gesellschafter in die

Geschäftsführung ein, muss der Geschäftsführer den Gesellschaftern über mögliche nachteili-

ge Auswirkungen der Weisung berichten.

                                                          
1053 Vgl. Thüringer OLG Jena, Urteil v. 1.9.1998, NZG 1999, 121 ff.; Schneider, GmbHG, hrsg. v. Scholz,

9. Aufl., § 43 Rn. 95 f.
1054 Eine Haftung des gesetzlichen Vertreters einer GmbH allein aus seiner Stellung als Gesellschafter und Ge-

schäftsführer ablehnend OLG Köln, Urteil v. 10.7.1996, BB 1997, 112 ff. Danach haftet für Verbindlichkei-
ten der GmbH grundsätzlich nur das Gesellschaftsvermögen. Lediglich wenn der Gesellschafter auf Grund
seiner beherrschenden Stellung das Gesellschaftsvermögen mit seinem Privatvermögen vermischt und die
Grenzen zwischen den Vermögen buchmäßig verschleiert, wird eine Haftung des Gesellschafters befürwortet.

1055 Vgl. auch Hommelhoff/Kleindiek, in: GmbHG, hrsg. v. Lutter/Hommelhoff, 16. Aufl., § 43 Rn. 19. Nach
Auffassung des BGH, Urteil v. 10.9.2001, GmbHR 2001, 1158 ff. bedarf es keiner Hinweise, dass der Ge-
schäftsführer einer GmbH die Gesetze und gesellschaftsvertraglichen Regelungen zu achten hat und seine or-
ganschaftlichen Pflichten ordnungsgemäß zu erfüllen hat. Nach Auffassung von Daum, in: Risikomanagement
nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 6 Rn. 1-57, ist es den Geschäftsführern mittlerer und großer Un-
ternehmen dringend anzuraten, eine Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung über die Frage der Ein-
richtung eines Risikoüberwachungssystems herbeizuführen.
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1.1.2.2. Einrichtung eines Risikomanagementsystems in Abhängigkeit von der Unter-

nehmensgröße

Nach der Gesetzesbegründung zu § 91 Abs. 2 AktG besteht für die Geschäftsführer einer

GmbH je nach Größe der Gesellschaft, Komplexität ihrer Struktur usw. die Pflicht zur Ein-

richtung eines geeigneten Überwachungssystems.1056 Es werden in der Literatur unterschiedli-

che Auffassungen vertreten, wie die Abhängigkeit der Geschäftsleitungspflicht von den Un-

ternehmensmerkmalen zu interpretieren ist. Zum einen wird argumentiert, dass die Pflicht zur

Einrichtung eines Überwachungssystems rechtsformunabhängig sei, so dass sich lediglich aus

Größe, Gegenstand und finanzieller Lage des Unternehmens Unterschiede hinsichtlich der

Pflichten der Geschäftsleitung ergeben.1057 Nach anderer Auffassung wird eine Ausstrah-

lungswirkung der aktienrechtlichen Regelung lediglich auf solche GmbHs befürwortet, die

wegen der Existenz eines Aufsichtsrats mit einer Aktiengesellschaft vergleichbar sind.1058

Da § 43 GmbHG und die daraus ableitbaren Sorgfaltspflichten nicht an die Voraussetzung

gebunden sind, dass ein Aufsichtsrat existiert, besteht grundsätzlich auch bei einer GmbH

ohne Aufsichtsrat die Verpflichtung, ein Risikomanagementsystem einzurichten. Der Auf-

sichtsrat stellt bei der GmbH ein zusätzliches Überwachungsorgan neben der Gesellschafter-

versammlung dar; Auswirkungen auf die Geschäftsführerpflichten ergeben sich aus einem

zusätzlichen Überwachungsorgan nicht.

Risiko ist letztlich jeder unternehmerischen Entscheidung immanent, so dass auch bei kleinen

Unternehmen Risiken erkannt und bewältigt werden müssen.1059 Daher besteht auch bei klei-

nen Unternehmen die Pflicht der Geschäftsführer zu Risikomanagement und Überwa-

                                                          
1056 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 15.
1057 Vgl. Ernst, WPg 1998, 1025 (1027); Altmeppen, ZGR 1999, 291 (301); Scharpf, DB 1997, 737 f.; Ehlers,

NWB Fach 18, 3851 (3852 f.); Jacob, WPg 1998, 1043 (1045).
1058 Nach Auffassung von Schruff, BFuP 1999, 437 (442) sowie Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der

Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pflitzer, 539 (575) dürfte eine Ausstrahlungswirkung
bei all denjenigen Unternehmen zu erwarten sein, die einen Aufsichtsrat haben. Demnach wird grundsätzlich
darauf abgestellt, dass ein Aufsichtsrat existiert. Nach anderer Auffassung ist § 91 Abs. 2 AktG nur bei einem
nach dem Mitbestimmungsgesetz gebildeten Aufsichtsrat anwendbar, der bei Gesellschaften mit mehr als
2000 Arbeitnehmern zu bilden ist. Vgl. Hommelhoff/Mattheus, BFuP 1999, 437 (439); Hommelhoff, Fest-
schrift Sandrock, 373 (379). Danach differenzierend, ob ein Aufsichtsrat nach Gesetz/Gesellschaftsvertrag
gebildet oder nur in der Geschäftsordnung geregelt wurde, vgl. Claussen/Korth, Festschrift Lutter, 327
(339 f.).

1059 Vgl. IDW, PH 9.100.1.58, WPg 2004, 1038 (1043).
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chung.1060 Fraglich ist bei kleinen GmbHs daher nur, ob ein systematisches Risikomanage-

ment vorliegen muss, das durch ein formularisiertes Berichtswesen, ein Risikomanagement-

handbuch und sonstige Organisationsunterlagen sowie durch die Existenz einer Risikomana-

gement-, Controlling und/oder Revisionsabteilung gekennzeichnet ist. Wenn übersichtliche

Verhältnisse und kurze Entscheidungswege vorliegen, kann bei einer kleinen GmbH die not-

wendige Überwachung der Verfahrensabläufe und der Risiken ohne dokumentierte organisa-

torische Regelungen und ohne eine Abteilung bzw. verantwortliche Mitarbeiter für Risikoma-

nagement, Controlling oder Revision erfolgen.1061 Es reicht u. U. aus, wenn die Abläufe der

Gesellschaft derart gestaltet sind, dass die gesetzlichen Vertreter in der Lage sind, Ausnahme-

situationen und Fehlentwicklungen zu erkennen.1062

Das IDW bejaht im IDW PS 720 die Pflicht zur Einrichtung eines Risikofrüherkennungssy-

stems bei sämtlichen Unternehmen im Anteilsbesitz von Gebietskörperschaften.1063 Dies wird

damit begründet, dass deren Geschäftsführer in besonderem Maße zum sorgsamen Umgang

mit den ihnen anvertrauten Mitteln und zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des

Unternehmens in öffentlicher Verantwortung verpflichtet sind. Danach ist unabhängig von der

Rechtsform und von der Größe des öffentlichen Unternehmens ein nach den Verhältnissen des

Einzelfalls angemessenes Risikofrüherkennungssystem einzurichten.1064 Ob und in welchem

Umfang bei sonstigen Unternehmen die Geschäftsführer im Rahmen ihrer allgemeinen Orga-

nisationspflicht ein System zur Risikofrüherkennung einzurichten haben, sei „nach Eigenart

und Größe des Unternehmens und der Komplexität der Struktur zu entscheiden.“1065

                                                          
1060 Vgl. auch Claussen/Korth, Festschrift Lutter, 327 (338). Nach Ansicht von Hahn/Weber/Friedrich, BB 2000,

2620 (2628) ist ein Risikomanagementsystem nicht nur für größere (insbesondere börsennotierte) Unterneh-
men erforderlich, sondern ist vielmehr allgemein die Basis für unternehmerisches Handeln im Sinne einer
Balance zwischen Sicherheitsinteressen und Wertschöpfungszielen.

1061 Vgl. Drygala/Drygala, ZIP 2000, 297 (301); Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unterneh-
mung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 45;
Claussen/Korth, Festschrift Lutter, 327 (338 f.); Schäfer, Das Überwachungssystem nach § 91 Abs. 2 AktG
unter Berücksichtigung der besonderen Pflichten des Vorstands, S. 87; Peemüller/Husmann, in: Saarbrücker
Handbuch der Betriebswirtschaftlichen Beratung, hrsg. v. Küting, 2. Aufl., 429 (443 ff.). Ähnlich Martin/Bär,
Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 42 f.

1062 Vgl. auch Hommelhoff, Festschrift Sandrock, 373 (378 u. 383).
1063 Vgl. IDW, PS 720.8, WPg 2000, 326 (327). Vgl. auch WP-Handbuch 2006, L 78.
1064 Vgl. IDW, PS 720.8, WPg 2000, 326 (327); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 95.
1065 IDW, PS 720.8, WPg 2000, 326 (327). Die Begründung, dass Geschäftsführer von Unternehmen im Anteils-

besitz von Gebietskörperschaften in besonderem Maße zum sorgsamen Umgang mit den ihnen anvertrauten
Mitteln und zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Unternehmens in öffentlicher Verantwortung
verpflichtet sind, greift zu kurz. Jeder Gesellschafter und jede Gesellschaft ist davor zu schützen, dass die Ge-
schäftsführer ihre Sorgfaltspflichten verletzen. Eine differenzierte Verantwortlichkeit der gesetzlichen Ver-
treter von öffentlichen Unternehmen hat keine gesetzliche Grundlage. Lediglich die aktienrechtlichen Rege-
lungen der §§ 394 f. AktG zu Sondervorschriften bei Beteiligung von Gebietskörperschaften, die bei GmbHs
teilweise für anwendbar gehalten werden, stellen Ausnahmevorschriften für öffentlichen Unternehmen dar.
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Da aus betriebswirtschaftlicher Sicht in einem Großunternehmen grundsätzlich mehr Organi-

sationsregelungen als in einem kleinen Unternehmen erforderlich sind,1066 sind die sich aus

§ 43 GmbHG i. V. m. § 91 Abs. 2 AktG ergebenden Geschäftsführerpflichten vor allem von

der Unternehmensgröße abhängig.1067 Wenn die Bilanzsumme 4.015.000 € , die Umsatzerlöse

8.030.000 €  und die durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer 50 übersteigen oder wenn zu-

mindest zwei dieser Größenkriterien erfüllt sind, liegt eine mittelgroße oder große Kapitalge-

sellschaft vor, und die gesetzlichen Vertreter müssen unter den Voraussetzungen des

§ 267 HGB einen Lagebericht erstellen. Die Pflicht, über Risiken der künftigen Entwicklung

im Lagebericht zu berichten, setzt implizit voraus, dass systematisch Risiken von den gesetz-

lichen Vertretern erfasst werden (zumindest jährliche Risikoinventur).1068 Bei mittelgroßen

und großen GmbHs i. S. d. § 267 HGB besteht daher für die Geschäftsführer die Verpflich-

tung zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems (insbesondere gekennzeichnet durch

dokumentierte organisatorische Vorgaben zur Risikoerfassung und -steuerung).1069

                                                          
1066 Vgl. auch z. B. Vgl. IDW, PH 9.100.1.58, WPg 2004, 1038 (1043); Bühner, Betriebswirtschaftliche Organi-

sationslehre, 10. Aufl., S. 131; Ernst, Auswirkungen des KonTraG auf Rechnungslegung und Prüfung, hrsg.
v. Baetge, 1 (8); IDW, PS 260.13 f., WPg 2001, 821 (823); WP-Handbuch 2006, R 249 ff.; Lück, Stbg 1997,
424 (425); Weber/Liekweg, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 7 Rn. 62.

1067 Vgl. auch Zöllner, in: GmbHG, hrsg. v. Baumbach/Hueck, 17. Aufl., § 35 Rn. 18 u. § 43 Rn. 18; Schneider,
in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 37 Rn. 11; Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 103; Dryga-
la/Drygala, ZIP 2000, 297 (300 ff.); Meßmer/Saliger, VersR 1999, 539 (543); Tillmann/Mohr, GmbH-
Geschäftsführer-Praktikum, 7. Aufl., Rn. 511; Lutter, in: Gesellschaftsrecht in der Diskussion, hrsg. v. der
Gesellschaftsrechtlichen Vereinigung, 87 (95); Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Göt-
ze/Henselmann/Mikus, 29 (33); Klinger/Klinger, Das Interne Kontrollsystem im Unternehmen, S. 3.

1068 Vgl. Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem Kon-
TraG, S. 143 f.; Saitz, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 69 (74); Heim/Klees,
DStR 1999, 387 (389). Vgl. auch Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der
Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 130; WP-Handbuch 2006,
R 629 u. P 95; Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 297; Hahn/Weber/Friedrich, BB 2000,
2620 f. Die Berichtspflicht nach § 289 Abs. 1 HGB wird von Claussen/Korth, Festschrift Lutter, 327 (335)
sogar als Dokumentation für die Einrichtung eines Risikomanagementsystems aufgefasst. Auf den engen Zu-
sammenhang zwischen Risikoberichterstattung im Lagebericht und Vorstandsverpflichtung hinweisend We-
ber, BB 2001, 140. Ursprünglich war die nunmehr in § 91 Abs. 2 AktG geregelte Verpflichtung in
§ 264 HGB vorgesehen. Vgl. auch Seibert, Festschrift Bezzenberger, 427 (431). Nach Auffassung von ADS,
6. Aufl., § 289 nF Rn. 5 bestehen die Lageberichtsangaben unabhängig von den Geschäftsführerpflichten
i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG. Ähnlich Drygala/Drygala, ZIP 2000, 297 (302 f.), die unter Hinweis auf § 317
Abs. 4 HGB eine Ausstrahlungswirkung des § 91 Abs. 2 AktG bei kleinen und mittelgroßen GmbHs i. S. d.
§ 267 HGB ablehnen. Im Ergebnis ebenso Picot, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lan-
ge/Wall, § 1 Rn. 47.

1069 Im Ergebnis ebenso Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-
Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 124; Birkental/Sitt, Finanzwirtschaft 1999,
265 (266); Schulze, Die Berichterstattung über Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht nach dem
KonTraG, S. 143 f.; Baetge/Linßen, BFuP 1999, 369 (370); Böcking/Orth, BFuP 1999, 418 (419). Vgl. auch
Lutter, in: Gesellschaftsrecht in der Diskussion, hrsg. v. der Gesellschaftsrechtlichen Vereinigung, 87 (98),
nach dessen Auffassung mindestens für mittelgroße und große GmbHs § 91 Abs. 2 AktG Anwendung findet.
Eine Verpflichtung für große GmbHs i. S. d. § 267 HGB annehmend Neubeck, Die Prüfung von Risikomana-
gementsystemen, S. 115. Nach dem IDW PS 260.14, WPg 2001, 821 (823) wird das interne Kontrollsystem
bei kleinen und mittleren Unternehmen (ohne Bezugsangabe) i. d. R. weniger formalisiert sein. Dryga-
la/Drygala, ZIP 2000, 297 (302 f.) sind der Auffassung, dass die Regelung des § 91 Abs. 2 AktG nur bei gro-
ßen Gesellschaften (mit beschränkter Haftung) i. S. d. § 267 HGB angewendet werden sollte. Dies wird vor
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1.2. Verpflichtung für die Geschäftsführer einer GmbH & Co. KG zur Einrichtung eines

Risikomanagementsystems

Nach der Gesetzesbegründung zu § 91 Abs. 2 AktG erstreckt sich die Ausstrahlungswirkung

dieser Vorschrift nicht nur auf die GmbH, sondern auch für andere Gesellschaftsformen.1070

Die Gesetzesbegründung lässt offen, welche weiteren Gesellschaftsformen von der Ausstrah-

lungswirkung des § 91 Abs. 2 AktG betroffen sind und ob bei einer GmbH & Co. KG ein Ri-

sikomanagementsystem eingerichtet werden muss.1071 Neben der Risikoberichterstattung nach

§ 289 Abs. 1 HGB kommt als Anknüpfungspunkt für die Verpflichtung zur Einrichtung eines

Risikomanagementsystems bei einer GmbH & Co. KG Personengesellschafts- und Kapitalge-

sellschaftsrecht in Betracht.

1.2.1.Pflicht zur Risikoerfassung der Geschäftsführer nach § 264a HGB i. V. m. § 289

Abs. 1 HGB

Die Geschäftsführer einer GmbH & Co. KG haben unter den Voraussetzungen des

§ 264a HGB einen Lagebericht zu erstellen, in dem nach § 289 Abs. 1 HGB über die Risiken

der künftigen Entwicklung zu berichten ist. Da die Pflicht zur Risikoberichterstattung im La-

gebericht aber auch die Erstellung des Jahresabschlusses Kenntnisse über bestehende Risiken

und damit eine Erfassung der Risiken voraussetzt, kann im Ergebnis aus § 289 HGB i. V. m.

§ 264a HGB die Notwendigkeit zur Risikoerfassung gefolgert werden.1072 Die Pflicht zur Er-

stellung eines Lageberichts setzt das Überschreiten der Größenkritierien in § 267 Abs. 1 HGB

voraus, wobei i. d. R. bei mittelgroßen oder großen GmbH & Co. KGs die Geschäftsführer

nicht sicherstellen können, dass alle wesentlichen Risiken von ihnen persönlich erfasst werden

                                                                                                                                                                                    
allem daraus abgeleitet, dass der Gesetzgeber sich bei der Normierung des § 91 Abs. 2 AktG vom Bild der
Aktiengesellschaft als ein großes und zudem - zumindest potentiell - auf den Kapitalmarkt abzielenden Un-
ternehmen hat leiten lassen. Eine Ausstrahlungswirkung des § 91 Abs. 2 AktG auf den Kapitalmarkt in An-
spruch nehmende Unternehmen ableitend Zimmer/Sonneborn, in: Risikomanagement nach dem KonTraG,
hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 173; Daum, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2
Rn. 36. Das Vorhandensein einer Organisationsstruktur lediglich bei großen Kapitalgesellschaften und Ge-
sellschaften, die nach dem PublG prüfungspflichtig sind, annehmend Hönig, DStR 1997, 1140 (1144). Dabei
ist anzumerken, dass § 91 Abs. 2 AktG für alle Aktiengesellschaften gilt und im KonTraG differenzierte Re-
gelungen für amtlich notierte, sonstige börsennotierte sowie nicht börsennotierte Aktiengesellschaften kodifi-
ziert wurden.

1070 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 15. Vgl. auch IDW, PS 720.8, WPg 2000, 326 (327).
1071 Die analoge Anwendung des § 91 AktG bei der GmbH & Co. KG befürwortend Hahn/Weber/Friedrich,

BB 2000, 2620; Groß/Amen, WPg 2002, 225 (227, Fn. 17).
1072 Vgl. auch Pahlke, NJW 2002, 1680 (1683).
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können. Ebenso wie bei der GmbH ist daher bei mittelgroßen und großen GmbH & Co. KGs

ein systematisches Risikofrüherkennungssystems (zumindest eine jährliche Risikoinventur)

für Zwecke der Risikoberichterstattung im Lagebericht erforderlich. Fraglich ist, inwieweit

hierfür eine gesellschaftsrechtliche Grundlage besteht.

1.2.2. Geschäftsführerpflicht zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems im Per-

sonengesellschaftsrecht

Die Verpflichtung zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems betrifft die Geschäftsfüh-

rung und daher das Innenverhältnis der Gesellschaft.1073 Da bei Personengesellschaften im

Außenverhältnis die geschäftsführenden Gesellschafter grundsätzlich1074 unbeschränkt mit

ihrem Vermögen haften, ist deren Verantwortlichkeit für eine sorgfältige Geschäftsführung

nur im Verhältnis zu anderen Gesellschaftern von Interesse. Vor allem für nicht mit der Ge-

schäftsführung beauftragte Gesellschafter besteht ein schutzwürdiges Interesse an einer sorg-

fältigen Geschäftsführung aus haftungsrechtlichen Gründen sowie wegen der Erhaltung des

Gesamthandsvermögens.

Eine explizite Verpflichtung zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems kann den

§§ 705 ff. BGB und §§ 105 ff. HGB nicht entnommen werden. Nach der Haftungsregelung

des § 708 BGB (i. V. m. § 105 Abs. 3 HGB u. § 161 Abs. 2 HGB) hat ein Gesellschafter bei

der Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten nur für diejenige Sorgfalt einzustehen, welche er

in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt.

                                                          
1073 Vgl. auch Schmidt, Gesellschaftsrecht, 4. Aufl., S. 424 f.
1074 Kommanditisten sind zur organschaftlichen Vertretung der Gesellschaft nach § 170 HGB nicht befugt, kön-

nen aber wegen des dispositiven Charakters von § 164 HGB zur Geschäftsführung berechtigt sein. Vgl. bei-
spielsweise Hopt, HGB, hrsg. v. Baumbach/Hopt, 31. Aufl., § 164 Rn. 7; Mussaeus, in: Handbuch der GmbH
& Co. KG, hrsg. v. Mueller-Thuns, 19. Aufl., § 5 Rn. 23. Im Innenverhältnis können Kommanditisten nach
herrschender Meinung ebenso wie persönlich haftende Gesellschafter haftbar gemacht werden, wenn diese die
ihnen als Geschäftsführer obliegenden Sorgfaltspflichten verletzt haben. Vgl. Schilling, Großkomm. HGB,
4. Aufl., § 164 Rn. 11 f.
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Besonderheiten gelten beispielsweise für Publikumspersonengesellschaften,1075 da hier zwi-

schen den Gesellschaftern kein persönliches Verhältnis besteht, wie es üblicherweise bei einer

Personengesellschaft der Fall ist.1076 Nach der Rechtsprechung des BGH haben diejenigen

Gesellschafter, die Geschäftsführer oder Aufsichtsratsmitglieder bei einer Publikumsgesell-

schaft sind, bei der Erfüllung ihrer Pflichten die im Verkehr erforderliche Sorgfalt1077 bzw. die

Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes (§ 43 Abs. 1 GmbHG)1078zu beachten.

In jüngster Zeit wird aus den Grundsätzen positiver Vertragsverletzung des Gesellschaftsver-

trags i. V. m. § 708 BGB abgeleitet, dass bei sorgfaltswidriger Geschäftsführertätigkeit im

Zusammenhang mit dem Risikomanagementsystem Geschäftsführer von Personengesell-

schaften in Anspruch genommen werden können.1079 Geschäftsführer von Personengesell-

schaften haben danach sorgfältig ihre Entscheidungen vorzubereiten und dürfen übermäßige

Risiken im Verhältnis zum Umfang der Gesellschaft und den Ertragsaussichten nicht einge-

hen.1080 Werden Mitarbeiter mit der Vorbereitung und Ausführung von Entscheidungen be-

traut, obliegt den geschäftsführenden Gesellschaftern die Pflicht zur Anleitung und Kontrol-

le.1081

Die Literaturmeinungen lassen den Schluss zu, dass die Geschäftsführerpflichten weitgehend

rechtsformunabhängig sind und daher auch von Geschäftsführern einer Personengesellschaft

ein Risikomanagementsystem einzurichten ist.1082 Allerdings existieren im Personengesell-

schaftsrecht bislang nur sehr wenige Ausführungen zu den Geschäftsführerpflichten. Die Auf-

fassung, dass bei Personengesellschaften ebenso wie bei Kapitalgesellschaften ein Risikoma-

nagementsystem einzurichten ist, muss dementsprechend als ungesichert angesehen werden.

                                                          
1075 Zum Begriff der Publikumspersonengesellschaft vgl. beispielsweise Hopt, HGB, hrsg. v. 31. Aufl., Anh.

§ 177a Rn. 52.
1076 Vgl. BGH, Urteil v. 4.7.1977, AG 1978, 79 (80). Nach einem OLG-Urteil ist die Beschränkung der Haftung

auf grobe Fahrlässigkeit bezüglich der Aufsichtsratsmitglieder einer Publikumskommanditgesellschaft un-
wirksam. Vgl. OLG Düsseldorf, Urteil v. 8.3.1984, BB 1984, 997 ff.

1077 Vgl. BGH, Urteil v. 4.7.1977, AG 1978, 79 ff.; Martens, HGB, hrsg. v. Schlegelberger, 5. Aufl., § 164 Rn. 7.
1078 Vgl. BGH, Urteil v. 12.11.1979, BGHZ 75, 321 (327 f.); BGH, Urteil v. 14.11.1994, DB 1995, 1116 (1117).

Vgl. auch Schilling, Großkomm. HGB, 4. Aufl., Anh. § 161 Rn. 35.
1079 Vgl. auch Ulmer, Großkomm. HGB, 4. Aufl., § 114 Rn. 50 u. 55 m. w. N.; Stengel, in: Beck PersGes-HB,

hrsg. v. Müller/Hoffmann, 2. Aufl., § 3 Rn. 220; Lachnit/Müller, Festschrift Strobel, 363 (366).
1080 Vgl. Ulmer, Großkomm. HGB, 4. Aufl., § 114 Rn. 55; von Gerkan, in: HGB, hrsg. v. Röhricht/Graf von

Westphalen, 2. Aufl., § 114 Rn. 15; Binz/Sorg, Die GmbH & Co. KG, 10. Aufl., § 9 Rn. 22. Vgl. auch Em-
merich, HGB, hrsg. v. Horn, 2. Aufl., § 114 Rn. 37.

1081 Vgl. Martens, in: HGB, hrsg. v. Schlegelberger, 5. Aufl., § 114 Rn. 33; Ulmer, MünchKomm. BGB, 4. Aufl.,
§ 708 Rn. 17; Hopt, HGB, hrsg. v. Baumbach/Hopt, 31. Aufl., § 114 Rn. 11 f.; von Gerkan, in: HGB, hrsg. v.
Rohricht/Graf von Westphalen, 2. Aufl., § 114 Rn. 15.

1082Vgl. auch Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1077). Grundsätzlich a. A. Martin/Bär, Grundsätze des Risikomana-
gements nach KonTraG, S. 44 f.; Lenz, BFuP 1999, 437 (441).
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Es ist daher zu untersuchen, ob für die GmbH & Co. KG Regelungen des GmbHG anwendbar

sind und ob deshalb die Geschäftsführer einer GmbH & Co. KG ein Risikomanagementsy-

stem einrichten müssen.

1.2.3.Verpflichtung zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems aufgrund analoger

Anwendung von § 43 GmbHG und aufgrund Konzernrechts

1.2.3.1. Pflicht des Geschäftsführers einer GmbH & Co. KG zur Einrichtung eines Risi-

komanagementsystems aufgrund analoger Anwendung des § 43 Abs. 1 u.

2 GmbHG

Nach ständiger BGH-Rechtsprechung haftet der Geschäftsführer einer GmbH, dessen wesent-

liche Aufgabe die Geschäftsführung der Kommanditgesellschaft darstellt, unmittelbar der Per-

sonengesellschaft nach den Grundsätzen der Schutzwirkung für Dritte i. V. m. § 43

Abs. 2 GmbHG.1083 Der BGH begründet dies damit, dass Fehler der Geschäftsführung sich

zwangsläufig in erster Linie zum Nachteil der GmbH & Co. KG auswirken und dass die Ge-

sellschafterversammlung der Komplementär-GmbH die Möglichkeit habe, auf etwaige Er-

satzansprüche gegen die Geschäftsführer zu verzichten.1084 Die Schutzwirkung der Haftung

des Geschäftsführers für Verletzung der Sorgfaltspflichten erstreckt sich daher nicht nur auf

die Komplementär-GmbH, sondern auch auf die KG als Dritte.

Nach der Rechtsprechung des BGH hat der Geschäftsführer einer Komplementär-GmbH auch

in den Angelegenheiten der GmbH & Co. KG die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsman-

nes nach § 43 Abs. 1 GmbHG anzuwenden.1085

                                                          
1083 Vgl. z. B. BGH, Urteil v. 25.2.2002, NZG 2002, 568 ff.; BGH, Urteil v. 12.11.1979, BGHZ 75, 321 ff.;

BGH, Urteil v. 24.3.1980, BGHZ 76, 326 (337 f.); BGH, Urteil v. 16.2.1981, GmbHR 1981, 191 f.; BGH,
Urteil v. 17.3.1987, BGHZ 100, 190 (193); BGH, Urteil v. 9.6.1980, BB 1980, 1344 f.; OLG Celle, Urteil v.
28.10.1992, GmbHR 1993, 294. Vgl. auch Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 286 ff.

1084 Vgl. BGH, Urteil v. 12.11.1979, BGHZ 75, 321 (323); BGH, Urteil v. 14.11.1994, DB 1995, 1116 (1119). In
der Literatur wird die Auffassung vertreten, dass nicht nur in Fällen, in denen die wesentliche Aufgabe der
GmbH-Geschäftsführer die Geschäftsführung der Kommanditgesellschaft ist, sondern allgemein ein Durch-
griff auf die GmbH-Geschäftsführer gerechtfertigt ist. Vgl. Mussaeus, in: Handbuch der GmbH & Co. KG,
hrsg. v. Mueller-Thuns, 19. Aufl., § 5 Rn. 67; Schneider, in: GmbHG, hrsg. v. Scholz, 9. Aufl., § 43 Rn. 295.
A. A. Martens, HGB, hrsg. v. Schlegelberger, 5. Aufl., § 164 Rn. 12; Horn, HGB, hrsg. v. Horn, 2. Aufl.,
§ 161 Rn. 137. A. A. wohl auch BGH, Urteil v. 25.2.2002, NZG 2002, 568 ff.

1085 Vgl. BGH, Urteil v. 16.2.1981, GmbHR 1981, 191 f. Vgl. auch BGH, Urteil v. 17.3.1980, WM 1980, 593;
BGH, Urteil v. 17.3.1987, BGHZ 100, 190 (193 f.); OLG Düsseldorf, Urteil v. 26.4.2001, n. rk., NZG 2001,
1086 (1088).
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Insbesondere wenn die wesentliche Aufgabe der GmbH die Geschäftsführung der Komman-

ditgesellschaft ist, kann wegen der Anwendbarkeit von § 43 Abs. 1 u. 2 GmbHG bei der

GmbH & Co. KG angenommen werden, dass auch für Geschäftsführer der Komplementär-

GmbH in Bezug auf die GmbH & Co. KG die Pflicht besteht, ein Risikomanagementsystem

einzurichten.

1.2.3.2. Pflicht zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems bei einer GmbH &

Co. KG aufgrund Konzernrechts

Die Verpflichtung zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems kann ergänzend aus kon-

zernrechtlichen Organisationspflichten abgeleitet werden. Nach der Gesetzesbegründung zu

§ 91 Abs. 2 AktG ist bei Mutterunternehmen i. S. d. § 290 HGB die Überwachungspflicht im

Rahmen der bestehenden gesellschaftsrechtlichen Möglichkeiten konzernweit zu verste-

hen.1086 Bei einer Kommanditgesellschaft mit einem Komplementär, der typischerweise der

einzige geschäftsführungsberechtigte Gesellschafter ist, kann einheitliche Leitung i. S. d.

§ 18 AktG ausgeübt werden,1087 so dass die GmbH & Co. KG ein Tochterunternehmen der

GmbH darstellt. Daneben ist aus § 290 Abs. 2 Nr. 2 HGB ableitbar, dass die Komplementär-

GmbH i. d. R. Mutterunternehmen i. S. d. § 290 HGB der GmbH & Co. KG ist. Die Komple-

mentär-GmbH ist zwar formal nicht berechtigt, die Mehrheit der Leitungsorgane zu bestim-

men, allerdings ist die GmbH selbst Leitungsorgan der GmbH & Co. KG, so dass ihr eine

stärkere Kontrollmöglichkeit als bei Vorliegen eines Bestellungsrechts erwächst.1088 Die Ver-

pflichtung des GmbH-Geschäftsführers zur Einrichtung eines konzernweiten Überwachungs-

                                                          
1086 Bei der GmbH eine analoge Anwendung des § 91 Abs. 2 AktG in Bezug auf Konzernkonstellationen befür-

wortend Altmeppen, ZGR 1999, 291 (302); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 33.
1087 Vgl. BT-Drs. 14/1806: „Mit der herrschenden Meinung ist ... davon ausgehen, dass, wenn die typische GmbH

& Co. KG nach dem gesetzlichen Normalstatut organisiert ist und die Komplementär-GmbH ohne Beschrän-
kung der Geschäftsführungs-Befugnisse alleinige Geschäftsführerin und Vertreterin der GmbH und Co. KG
ist, die Komplementär-GmbH die einheitliche Leitung i. S. d. § 290 HGB ausübt. ... Die Eigenschaft der
Komplementär-Kapitalgesellschaft als Mutterunternehmen kann aber bei anderen gesellschaftsrechtlichen
Regelungen entfallen. So kann das Merkmal der einheitlichen Leitung z. B. aufgrund einer gesellschaftsrecht-
lichen Übertragung der Geschäftsführungsbefugnis auf die Kommanditisten oder auch vertraglicher Einräu-
mung eines Weisungsrechts des Kommanditisten an den Komplementär nicht mehr gegeben sein“ Vgl. auch
ADS, 6. Aufl., § 290 Rn. 119 ff.; IDW, RS HFA 7.54, WPg 2002, 1259 (1264). Differenzierend in Bezug auf
das Vorliegen eines Geschäftsbetriebs Siebourg, in: Handbuch der Konzernrechnungslegung, hrsg. v. Kü-
ting/Weber, 2. Aufl., § 290 Rn. 11.

1088Vgl. IDW, RS HFA 7.56, WPg 2002, 1259 (1264); ADS, 6. Aufl., § 290 Rn. 123 f.; WP-Handbuch 2006, M
33.
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systems führt dazu, dass die GmbH & Co. KG als Tochterunternehmen der GmbH in das kon-

zernweite Überwachungssystem der GmbH einzubeziehen ist.

Die Verpflichtung der Geschäftsführer einer GmbH zur Einrichtung eines konzernweiten

Überwachungs- bzw. Risikomanagementsystems besteht zwar in erster Linie gegenüber der

Komplementär-GmbH, jedoch kann aus den Grundsätzen der Schutzwirkung für Dritte

i. V. m. § 43 Abs. 1 u. 2 GmbHG und aus der Verpflichtung zur Einrichtung eines konzern-

weiten Überwachungssystems gemäß § 91 Abs. 2 AktG analog geschlossen werden, dass die

Geschäftsführer der GmbH auch gegenüber der GmbH & Co. KG zur Einrichtung eines Risi-

komanagementsystems verpflichtet sind.1089

1.3. Rechtsformübergreifende Verpflichtung zur Einrichtung eines Risikomanagement-

systems

Die Verpflichtung zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems besteht rechtsformüber-

greifend bei Unternehmen, die nach §§ 316 ff. HGB prüfungspflichtig sind.1090 Die Pflicht zur

Einrichtung eines Risikomanagementsystems wurde nicht explizit im GmbH- und Personen-

gesellschaftsrecht geregelt und kann daher nur aus allgemeinen Haftungsregelungen

(§ 43 GmbHG bzw. § 708 BGB) abgeleitet werden. Die Verantwortlichkeit der Geschäftsfüh-

rer für ein geeignetes Risikomanagementsystem als Ausprägung allgemeiner Sorgfaltspflich-

ten wird im Ergebnis durch die betriebswirtschaftliche Notwendigkeit eines solchen Systems

gerechtfertigt.1091 Die Einrichtung eines geeigneten Risikomanagementsystems kann daher als

ein Grundsatz ordnungsgemäßer Geschäftsführung angesehen werden,1092 der seine Grundlage

auch im Gesellschaftsrecht hat. Auch in der Gesetzesbegründung zur Neufassung des § 93

                                                          
1089 Vgl. auch Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 44 f. Eine Ausstrahlungswir-

kung des § 91 Abs. 2 AktG auf Personenhandelsgesellschaften bejahend Pollanz, DB 1999, 1277; Paa, INF
1998, 501 (503). Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1077) vertritt die Auffassung, dass bei Personengesellschaften
in Bezug auf die Verpflichtung zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems sachlich nichts anderes wie
bei Aktiengesellschaften gilt. Die Pflichten geschäftsführender Gesellschafter orientieren sich zumindest bei
Publikumskommanditgesellschaften an der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsmannes
i. S. v. § 43 GmbHG.

1090 Vgl. auch Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (504); Saitz, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v.
Saitz/Braun, 69 (74); Emmerich, zfbf 1999, 1075 (1077 f.). Zur Pflicht, ein Risikofrüherkennungssystem ein-
richten zu müssen, vgl. WP-Handbuch 2006, P 13 ff. Für die analoge Anwendung des § 91 Abs. 2 AktG bei
prüfungspflichtigen Unternehmen spricht, dass die ursprüngliche Regelung in § 264 HGB vorgesehen war.
Vgl. Seibert, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, Geleitwort.

1091 Vgl. auch Krumnow, BFuP 1999, 437 (439 f.); Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (245 f.).
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Abs. 1 AktG wird offenbar davon ausgegangen, dass die Pflichten der Geschäftsführer im

Grundsatz rechtsformunabhängig sind. Danach ist der Grundgedanke des Geschäftsleiterer-

messen im Bereich unternehmerischer Entscheidungen nicht auf die Aktiengesellschaft be-

schränkt, sondern findet sich auch ohne positivrechtliche Regelung in allen Formen unter-

nehmerischer Betätigung.1093

                                                                                                                                                                                    
1092 Vgl. Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/8, Rn. 103. Vgl. auch WP-Handbuch 2006, P 14; Brebeck, HWRP,

3. Aufl., Sp. 2071 (2074); Böcking/Orth, BFuP 1999, 418 (433).
1093 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts

(UMAG), S. 24.
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2. Prüfung des Risikomanagementsystems im Rahmen der gesetzlichen Pflichtprüfung

Im Umkehrschluss zur Regelung des § 317 Abs. 4 HGB, die eine erweiterte Systemprüfung

bei börsennotierten Aktiengesellschaften vorschreibt, kann gefolgert werden, dass bei den

sonstigen prüfungspflichtigen Unternehmen keine Prüfung des Überwachungssystems erfor-

derlich ist.1094 Die Regelung des § 317 Abs. 4 HGB ist wegen der Beschränkung auf börsen-

notierte Aktiengesellschaften im Gegensatz zu § 91 Abs. 2 AktG nicht analogiefähig.1095 Nur

die Buchführung bzw. das Buchführungssystem ist bei nicht börsennotierten Gesellschaften

originär prüfungspflichtig (§ 317 Abs. 1 S. 1 HGB).

Nach dem IDW PS 260 muss der Prüfer das interne Kontroll- bzw. Überwachungssystem bei

nicht börsennotierten Gesellschaften nicht umfassend beurteilen, sondern er hat sich damit nur

insoweit zu beschäftigen, wie es für die Planung und Durchführung der Abschlussprüfung

erforderlich ist.1096 Zu den prüfungsrelevanten Bestandteilen des internen Kontroll- bzw.

Überwachungssystems gehört das Rechnungslegungssystem (einschließlich Buchführungssy-

stem).1097 Entsprechend den drei Überwachungszielen, die im IDW PS 260 bzw. im COSO-

Report definiert sind,1098 legt das IDW unterschiedliche Grade für den Einbezug der Überwa-

chungsmaßnahmen in die Abschlussprüfung fest. Die auf die Geschäftstätigkeit des Unter-

nehmens ausgerichteten Teile des internen Kontrollsystems sind zum Teil Gegenstand der

Abschlussprüfung.1099 Zu den prüfungsrelevanten Überwachungsmaßnahmen zählt das IDW

beispielsweise diejenigen Überwachungsmaßnahmen, die gewährleisten sollen, dass auf Ver-

mögenswerte und Aufzeichnungen des Unternehmens nur mit Genehmigung der Unterneh-

mensleitung oder von ihr Bevollmächtigter zugegriffen werden kann.1100 Nach dem IDW PS

260 sind sämtliche, auf die Sicherung der Ordnungsmäßigkeit und Verlässlichkeit der Rech-

nungslegung (Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht) gerichteten Teile des internen

                                                          
1094 Vgl. WP-Handbuch 2006, R 628. Nach Hommelhoff/Mattheus, BFuP 1999, 437 (439) sollte die WP-Praxis

nicht dazu übergehen, die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB als eine allgemeine Pflicht der Abschlussprüfung
anzusehen. Eine Prüfung des Überwachungssystems bei GmbHs ablehnend Altmeppen, ZGR 1999, 291 (301
u. 311); Scharpf, DB 1997, 737 (738); Klar, DB 1997, 685 (686).

1095 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 68; Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2079); Klar, DB 1997, 685 (686); Len-
gerke, WPK-Mitt. 2002, 96 (98). Wiechers, StuB 1999, 349 (352) geht von einer (faktischen) Ausstrah-
lungswirkung des § 317 Abs. 4 HGB auf sämtliche prüfungspflichtigen Unternehmen aus.

1096 Vgl. IDW, PS 260.21, WPg 2001, 821 (824).
1097 Vgl. IDW, PS 260.21 f., WPg 2001, 821 (824).
1098 Vgl. Kapitel B 1.1.4.
1099 Vgl. IDW, PS 260.7, WPg 2001, 821 (822).
1100 Vgl. IDW, PS 260.7, WPg 2001, 821 (822).
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Kontrollsystems für die Abschlussprüfung von Bedeutung.1101 Die auf die Einhaltung sonsti-

ger gesetzlicher Vorschriften gerichteten Teile des internen Kontrollsystems sind für die Ab-

schlussprüfung insoweit von Relevanz, als sich üblicherweise Rückwirkungen auf den ge-

prüften Jahresabschluss und Lagebericht ergeben können (z. B. Einhaltung der Vorschriften

des Steuerrechts, des Sozialversicherungs- und Arbeitsrechts).1102 Im Ergebnis ist nach dem

IDW PS 260 nur das rechnungslegungsbezogene interne Kontroll- bzw. Überwachungssystem

für die Abschlussprüfung nicht börsennotierter Unternehmen von Bedeutung.1103

Wenn eine erweiterte Systemprüfung nicht vorgeschrieben ist oder nicht auf freiwilliger

Grundlage vereinbart wurde, ist zu klären, inwieweit nicht nur „rechnungswesennahe“ Über-

wachungsmaßnahmen und risikopolitische Maßnahmen in die Jahresabschlussprüfung einzu-

beziehen sind und ob bei Mängeln im Risikomanagementsystem diese im Prüfungsbericht

anzugeben sind. Hierbei wird der Schwerpunkt der Untersuchung auf die Auseinandersetzung

des Prüfers mit der Risikoerfassung und -handhabung des zu prüfenden Unternehmens gelegt.

2.1. Risikomanagementsystem als Gegenstand der Abschlussprüfung bei nicht börsenno-

tierten Gesellschaften

2.1.1. Beurteilung des Risikomanagementsystems bei der Prüfung der Einhaltung von

Rechnungslegungsvorschriften

2.1.1.1. Beurteilung des Risikomanagementsystems bei der Prüfung der Fortbestands-

prämisse

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses kommt der Frage nach dem Fortbestand des

Unternehmens zentrale Bedeutung zu. Gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB ist bei der Bewertung

der im Jahresabschluss ausgewiesenen Vermögensgegenstände und Schulden von der Fortfüh-

rung der Unternehmenstätigkeit auszugehen, sofern dem nicht rechtliche oder tatsächliche

Gegebenheiten entgegenstehen.

                                                          
1101 Vgl. IDW, PS 260.8, WPg 2001, 821 (822).
1102 Vgl. IDW, PS 260.9, WPg 2001, 821 (822 f.).
1103 Vgl. insbesondere IDW, PS 260.10, WPg 2001, 821 (823).
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Sofern das Unternehmen in der Vergangenheit nachhaltig Gewinne erzielt hat, leicht auf fi-

nanzielle Mittel zurückgreifen kann und keine bilanzielle Überschuldung droht, kann der Prü-

fer grundsätzlich von der Going Concern-Prämisse ausgehen.1104 Ansonsten hat der Ab-

schlussprüfer zur Beurteilung der Fortbestandsprämisse neben den Buchführungsunterlagen

auch zukunftsorientierte Informationen (wie beispielsweise Planungsrechnungen1105) heranzu-

ziehen und sich i. d. R. mit den Informationssystemen auseinanderzusetzen, die die Unter-

nehmensführung bei der Vorbereitung und Fundierung ihrer Entscheidungen nutzt1106. Die

vom Risikomanagementsystem generierten Informationen sind vom Prüfer bezüglich der Be-

standsgefährdung auszuwerten.1107 Daneben hat der Prüfer zu beurteilen, ob bei Bestandsge-

fährdung geeignete risikobewältigende Maßnahmen eingeleitet wurden.1108 Da Risiken zu

Verlusten und damit zur Insolvenz des Unternehmens führen können, hat der Prüfer vor allem

bei angespannter wirtschaftlicher Lage des Unternehmens das Risikomanagementsystem zu

beurteilen.1109 Bei einem geeigneten Risikomanagementsystem ist das Unternehmen weniger

bestandsgefährdet als bei einem mangelhaften Risikomanagementsystem. Die unzureichende

Einrichtung eines Überwachungssystem sowie ungeeignete risikopolitische Maßnahmen kön-

nen dazu führen, dass der Nachweis für die Fortführung des Unternehmens nicht erbracht

werden kann.1110

                                                          
1104 Vgl. PS 270.16 u. 19, WPg 2003, 775 (777).
1105 Vgl. IDW, PS 270.27 ff., WPg 2003, 775 (777 f.) u. PS 800.7 ff., WPg 1999, 250 f.; Steiner, Der Prüfungs-

bericht des Abschlußprüfers, S. 309 ff. Eine Untersuchung der kurz- und mittelfristigen Erfolgs- und Finanz-
planung bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten fordernd Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der
Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (565). Die Planungsrechnungen werden
bei den geprüften Unterlagen i. S. v. § 321 Abs. 1 S. 2 HGB beispielhaft im IDW PS 450 aufgeführt. Vgl.
IDW, PS 450.32, WPg 2006, 113 (116).

1106 Vgl. IDW, PS 270.30, WPg 2003, 775 (778); Steiner, Der Prüfungsbericht des Abschlußprüfers, S. 323.
Nach Auffassung von Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 195 hat der Prüfer nur die Plau-
sibilität der Going Concern-Annahme zu beurteilen, nicht jedoch den der Unternehmensfortführung entgegen-
stehende Faktoren zu suchen.

1107 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 85; Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29
(44).

1108 Vgl. auch IDW, PS 270.28, WPg 2003, 775 (778); Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzge-
setz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (184); Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der
Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 135.

1109 Vgl. auch Zaeh, Entscheidungsunterstützung in der Risikoorientierten Abschlußprüfung, S. 184; Siepe, in:
Rechnungslegung und Prüfung 1994, hrsg. v. Baetge, 235 (237 u. 252 f.). Nach Auffassung von Mattheus,
ZGR 1999, 682 (701 f.) musste der Prüfer im Hinblick auf die Going-Concern-Prämisse – im Unterschied zur
neuen Gesetzeslage – nur dann die wirtschaftliche Lage vorausschauend analysieren und wesentliche Risiken
berücksichtigen, wenn sich nach dem Ergebnis anderer Prüfungshandlungen Zweifel an den Prognosen des
Vorstands aufdrängten.

1110 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 86. Nach Auffassung von Marten/Quick/Ruhnke, Wirtschaftsprüfung, 2. Aufl.,
S. 390 lassen sich die aus der Prüfung des Risikofrüherkennungssystems resultierenden Prüfungsnachweise
für die Beurteilung der Going Concern-Annahme heranziehen.
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Im Regelfall ist für die Beurteilung der Going Concern-Prämisse keine Systemprüfung ent-

sprechend § 317 Abs. 4 HGB erforderlich. Es ist grundsätzlich ausreichend, wenn der Prüfer

sich einen Überblick über die vom Unternehmen eingerichteten Maßnahmen zur Risikoerken-

nung und über die geplanten und bereits eingeleiteten Maßnahmen zur Risikobewältigung

bzw. das Planungssystem verschafft.1111 Wenn sich hierbei Zweifel ergeben, ob der Jahresab-

schluss zu Recht auf der Unternehmensfortführungsannahme basiert, muss der Abschlussprü-

fer seine Prüfungshandlungen ausweiten, um zu einem abschließenden Urteil in Bezug auf die

Unternehmensfortführungsannahme zu gelangen.1112 Wegen der zunehmenden Schnelllebig-

keit von Bedürfnissen, der Internationalisierung unternehmerischer Aktivitäten sowie der er-

höhten Anforderungen bezüglich der verwendeten Technologie und wegen des damit einher-

gehenden Risikozuwachses für Unternehmen1113 ist allerdings eine Beurteilung der Unter-

nehmensfortführung durch den Prüfer nicht auf den Ausnahmefall einer schwerwiegenden

Unternehmenskrise beschränkt. In einer Unternehmenskrise muss der Prüfer zumindest Teil-

bereiche des Risikomanagementsystems beurteilen, um die Annahme der Unternehmensfort-

führung verifizieren zu können.

2.1.1.2. Prüfung des Risikomanagementsystems bei der Prüfung der Abbildung spezifi-

scher Unternehmensrisiken im Jahresabschluss

Nach § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB ist der Bilanzierende verpflichtet, vorsichtig zu bewerten und

vorhersehbare Risiken und Verluste, die bis zum Abschlussstichtag entstanden sind, im Jah-

resabschluss abzubilden. Risiken werden im Jahresabschluss vor allem durch die Verpflich-

tung zur Bilanzierung von Rückstellungen sowie durch das in § 253 Abs. 2 S. 3 sowie Abs. 3

S. 1 und 2 HGB geregelte Niederstwertprinzip abgebildet.1114

Nach dem IDW PS 260 hat der Abschlussprüfer insbesondere ein Verständnis dafür zu ge-

winnen, wie im Unternehmen sämtliche Risiken identifiziert werden, die sich auf die Ord-

nungsmäßigkeit und Verlässlichkeit der Rechnungslegung auswirken können, und wie deren

Tragweite in Bezug auf die Eintrittswahrscheinlichkeit und auf die quantitativen Auswirkun-

                                                          
1111 Ähnlich IDW, PS 270.16 u. 26 ff.; WP-Handbuch 2006, P 87; Arbeitskreis „Externe und Interne Überwa-

chung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000,
Rn. 127; Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2079).

1112 Vgl. IDW, PS 270.26 ff., WPg 2003, 775 (777 f.); WP-Handbuch 2006, R 411.
1113 Vgl. z. B. auch Mattheus, ZGR 1999, 682 (711); Ring, WPg 2002, 1345 (1349); Gelhausen, BFuP 1999, 390.
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gen beurteilt wird.1115 Dabei sind implizit Urteile über die Eignung des Risikomanagementsy-

stems zu treffen, die Berichtspflichten nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB auslösen können.

Die Beurteilung des Abschlussprüfers, ob außerplanmäßige Abschreibungen vorzunehmen

oder Rückstellungen zu bilden sind, setzt teilweise auch eine Auseinandersetzung mit der Ri-

sikohandhabung der zu prüfenden Gesellschaft voraus. Sofern beispielsweise neue Absatz-

märkte erschlossen und Fortschritte im Bereich Forschung und Entwicklung erzielt wurden,

kann im Einzelfall trotz schlechter Ertragslage auf außerplanmäßige Abschreibungen ver-

zichtet werden. Bei der Beurteilung einzelner Rechnungslegungsvorgänge und bei der zum

Teil hierbei vorzunehmenden Auseinandersetzung mit der Risikohandhabung wird der Rück-

schluss auf Managementfehler selten eindeutig möglich sein, da nicht die Entscheidungs-

grundlagen, sondern die Auswirkungen der getroffenen Entscheidungen auf die Rechnungsle-

gung im Vordergrund der Prüfung stehen (z. B. Notwendigkeit der Bildung von Rückstellun-

gen bei Derivatgeschäften oder bei Gewährleistungsfällen). Eine Berichtspflicht nach § 321

Abs. 1 S. 3 HGB besteht allerdings bereits bei Anhaltspunkten für mögliche Managementfeh-

ler bzw. Gesetzesverstöße (z. B. durchgeführte Derivatgeschäfte ohne erforderliche Genehmi-

gung der Geschäftsleitung, wesentliche Überwachungsmängel in der Fertigungsabteilung).

Durch den Hinweis im Prüfungsbericht auf unübliche Sachverhalte, die im Rahmen der Prü-

fung festgestellt wurden, kann im Einzelfall auf eine Ausdehnung der Prüfungshandlungen

zum Nachweis einer Verletzung der Vorstandspflichten verzichtet werden.1116

                                                                                                                                                                                    
1114 Vgl. Kapitel A 3.1.
1115 Vgl. IDW, PS 260.47, WPg 2001, 821 (827).
1116 Vgl. auch IDW, PS 210.48, WPg 2003, 655 (661).
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2.1.1.3. Prüfung des Risikomanagementsystems bei der Prüfung des Lageberichts (ins-

besondere der Angaben über die voraussichtliche Entwicklung und deren Risi-

ken und Chancen)

Die Beurteilung durch den Abschlussprüfer, ob die Risiken und die Chancen der künftigen

Entwicklung zutreffend dargestellt sind, wird durch die gesonderte Erwähnung in § 317

Abs. 2 S. 2 HGB sowie durch die Bestätigung der zutreffenden Darstellung im Bestätigungs-

vermerk hervorgehoben.1117 Neben der Richtigkeit ist die Vollständigkeit der Angaben des

Lageberichts vom Prüfer zu beurteilen.1118 Die Angaben zu Risiken und Chancen der künfti-

gen Entwicklung sind vollständig, wenn alle darstellungspflichtigen Risiken und Chancen im

Lagebericht angegeben werden.1119 Der Prüfer hat daher zu beurteilen, ob bisher nicht darge-

stellte Risiken oder Chancen derart wesentlich sind, dass sie von der Unternehmung konkret

im Lagebericht angegeben werden müssen.1120 Daher ist eine systematische und eigenständige

Prüfung der Geschäftsrisiken und -chancen notwendig.1121 Zum einen kommen dazu Nachfor-

                                                          
1117 Vgl. Selchert, Prüfung des Lageberichts, S. 19.
1118 Vgl. IDW, PS 350.6, WPg 1998, 663; Lachnit/Müller, Festschrift Strobel, 363 (387). Da eine ordnungsgemä-

ße Lageberichterstattung ein wirksames Risikomanagementsystem voraussetzt, hat sich der Abschlussprüfer
ein Verständnis von dem eingerichteten System zu verschaffen, um die Verlässlichkeit der vom System gene-
rierten Daten beurteilen zu können. Vgl. Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (509). A. A. Drygala/Drygala,
ZIP 2000, 297 (303), die die Auffassung vertreten, dass bei der Prüfung des Lageberichts nicht zu berück-
sichtigen ist, auf welche Weise die Gesellschaft zu ihrer Risikoeinschätzung gekommen ist. Nach Auffassung
des Arbeitskreises „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft
für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 102, muss auch die Vollständigkeit und Richtigkeit der
der Lagebeurteilung zugrunde liegenden Informationen geprüft werden. Für eine Einschränkung des Bestäti-
gungsvermerks, wenn wesentliche berichtspflichtigen Risiken nicht im Lagebericht dargestellt sind, WP-
Handbuch 2006, Q 510.

1119 Vgl. Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 539 (564); Schruff, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v.
IDW, 149 (153). Restriktiv in Bezug auf den Vollständigkeitsgrundsatz Selchert, Prüfung des Lageberichts,
S. 36 ff. Nach Ansicht von Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG, S. 116
bezieht sich der Vollständigkeitsgrundsatz sowohl auf die dargestellten Risiken als auch auf die der Risiko-
quantifizierung zugrunde liegenden Parameter. Nach hier vertretener Auffassung kann aus dem Klarheits-
grundsatz gefolgert werden, dass nur wesentliche Annahmen im Lagebericht darzustellen sind.

1120 Vgl. auch Mattheus, ZGR 1999, 682 (701); Graf, BB 2001, 562 (565); Behrens, Risikokapitalbeschaffung
und Anlegerschutz im Aktienrecht und Kapitalmarktrecht, S. 114. Eine Berichterstattung über Risiken befür-
wortend, die einzeln betrachtet unwesentlich sind, jedoch mit anderen Risiken zusammen zu einem wesentli-
chen Risiko führen, Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-
Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 112. Nach der Gesetzesbegründung zu
§ 317 Abs. 2 HGB hat der Prüfer sich hinreichend Gewissheit darüber zu schaffen, ob alle verfügbaren In-
formationen verwendet wurden. Vg. BT-Drs. 13/9712, S. 27. Nach Ansicht von Ernst, Auswirkungen des
KonTraG auf Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Baetge, 1 (10) ist es jedoch nicht die Aufgabe des Ab-
schlussprüfers, sämtliche unternehmerischen Entscheidungen und Prognosen nachzuvollziehen und dann sei-
ne Prognose an die Stelle der Entscheidung des Vorstands zu setzen.

1121 Vgl. auch Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-
Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 108; Hommelhoff/Mattheus, BFuP 1999,
437 (443); Mattheus, ZGR 1999, 682 (695 u. 701); Forster, AG 1999, 193 (195); Streißle, Die aktienrechtli-
che Abschlußprüfung in Gestalt des KonTraG, insbesondere S. 123 u. 126. Ähnlich Graf, BB 2001, 562
(565); Tröller, Möglichkeiten zur Schließung der Erwartungslücke bei der Prüfung deutscher Konzernab-
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schungen „außerhalb“ des Unternehmens in Betracht (z. B. betriebswirtschaftliche Analysen

des Marktes sowie der Wettbewerber)1122, zum anderen wird der Prüfer sich durch Befragung

des Managements und Durchsicht interner Unterlagen sowie analytischer Prüfungshandlun-

gen1123 von der Vollständigkeit der Angaben des Lageberichts überzeugen. Die Vollständig-

keit der durch Befragung und Dokumentenanalyse erlangten Informationen ist von der Funk-

tionsfähigkeit des Überwachungssystems (insbesondere der Risikoerfassungsmaßnahmen)

abhängig, so dass der Prüfer dieses System zumindest in Grundzügen zu beurteilen hat.1124

Der Einbezug der Unternehmensplanung in die Abschlussprüfung ergibt sich neben der Prü-

fung der Risikoberichterstattung auch durch die Prüfung der Angaben zu der voraussichtli-

chen Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen der Gesellschaft im Lagebericht.1125 Insbe-

sondere aufgrund der zukunftsorientierten Angaben des Lageberichts wandelt die Abschluss-

prüfung sich auch bei nicht börsennotierten Aktiengesellschaften vom Financial Audit zum

Business Audit.1126

                                                                                                                                                                                    
schlüsse, S. 213. Im WP-Handbuch wir die Auffassung vertreten, dass sich der Prüfer i. d. R. nicht durch ei-
gene Risikoerhebungen ein eigenes Soll-Objekt bilden kann und muss, mit dem er die Angaben im Lagebe-
richt abgleicht, und dass der Prüfer lediglich eine Plausibilitätsbeurteilung vor dem Hintergrund der Jahresab-
schlussangaben und sonstigen während der Abschlussprüfung gewonnenen Erkenntnissen vorzunehmen ist.

1122 Vgl. Dörner, DB 2000, 101 (102).
1123 Vgl. auch Selchert, Die Prüfung des Lageberichts, S. 82.
1124 Vgl. Handelsrechtsausschuss des Deutschen Anwaltsvereins, BB Beilage 4/2003, S. 22; Kajüter, BB 2002,

243 (245); Saitz, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 69 (74); Böcking/Orth, BFuP
2000, 242 (247 u. 255 f.); Martin/Bär, Grundsätze des Risikomanagements nach KonTraG, S. 63; Bolsen-
kötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 170; Picot, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall,
§ 1 Rn. 118; Wiechers, StuB 2000, 130 (135). Ähnlich Selchert, Prüfung des Lageberichts, S. 63; Schruff, in:
Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v. IDW, 149 (152); Schmalenbach-Gesellschaft,
DB Beilage 11/2000, Rn. 111; Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29
(43 f.); IIR, IIR Revisionsstandard Nr. 1, (16), ZIR 2001, 34 (35). Vgl. auch Lück/Henke, Stbg 1999, 524
(528 f.), die eine Darstellung der Risiken der künftigen Entwicklung auf der Grundlage eines effizienten Risi-
komanagement- und Überwachungssystems befürworten. Ähnlich Böcking, in: Der Wirtschaftsprüfer als
Element der Corporate Governance, hrsg. v. Lutter, 53 (56); Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (506 u. 509).
Auf Grund der Prüfung der Risiken der künftigen Entwicklung für eine Prüfung, bei der verstärkt die Strate-
gien des Unternehmens, sein Umfeld und seine Prozesse im Vordergrund stehen, vgl. Baetge/Zülch, Fest-
schrift Otte, 1 (16). Nach der Gesetzesbegründung hat sich der Abschlussprüfer hinreichend Gewissheit zu
verschaffen, dass alle verfügbaren Informationen verwendet wurden, die grundlegenden Annahmen für die
Berichterstattung des Vorstands realistisch und in sich widerspruchsfrei sind und Prognoseverfahren richtig
gehandhabt wurden. Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 27.

1125 Vgl. auch Dörner/Schwegler, DB 1997, 285 (286).
1126 Vgl. auch Kajüter, BB 2002, 243 (244) sowie Kapital C 3.2.
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Bei der Beurteilung des Prüfers, ob alle wesentlichen Risiken und Chancen im Lagebericht

dargestellt sind, hat der Abschlussprüfer sich auch mit den getroffenen Maßnahmen zur Risi-

kobewältigung auseinanderzusetzen.1127 Die getroffenen Maßnahmen beeinflussen die Be-

deutung der Risiken und Chancen. So kann ein Risiko vor der Durchführung geeigneter Risi-

kohandhabung wesentlich und daher berichtspflichtig sein, nach Durchführung geeigneter

Maßnahmen hingegen nicht.1128 Wenn der Abschlussprüfer begründete Zweifel an der Wirk-

samkeit der getroffenen Maßnahmen hat und das maßgebliche Risiko im Lagebericht nicht

genannt wird, da die Gegenmaßnahmen von der Unternehmensleitung als wirksam betrachtet

werden, muss die Risikoberichterstattung im Zweifel als unvollständig bemängelt werden.1129

Nach dem IDW PS 350 setzt die Prüfung der prognostischen Angaben und Wertungen voraus,

dass sich der Abschlussprüfer von der Zuverlässigkeit und Funktionsfähigkeit des unterneh-

mensinternen Planungssystems überzeugt, soweit dieses für die Herleitung der Angaben des

Lageberichts von Bedeutung ist.1130 Obwohl der Prüfer nicht unmittelbar zur Prüfung des Ri-

sikomanagementsystems verpflichtet ist, hat der Prüfer daher (mittelbar) diejenigen Bereiche

des Risikomanagementsystems (einschließlich des Planungssystems bzw. der Risikohandha-

bung) zu beurteilen, die Informationen über die voraussichtliche Entwicklung mit ihren we-

sentlichen Risiken und Chancen i. S. d. § 289 Abs. 1 HGB bereitstellen.1131 Problematisch ist

                                                          
1127 Vgl. Kajüter, BB 2002, 243 (245). Vgl. auch IDW, WPg 2001, 296 (299) zur Prüfung der Angaben über das

Risikomanagement im Lagebericht.
1128 Vgl. auch Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 200; WP-Handbuch 2006, P 93 f.
1129 Vgl. Kajüter, BB 2002, 243 (245).
1130 Vgl. IDW, PS 350.15, WPg 1999, 663 (665). Vgl. auch Hachmeister, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1431 (1444);

Wiechers, StuB 2000, 130 (135). Eine Auseinandersetzung des Prüfers mit dem relevanten Informations- und
Planungssystems grundsätzlich fordernd Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung
und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (571 ff.); Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unterneh-
mensüberwachung, hrsg. v. IDW, 229 (252); Emmerich, in: Weltweite Rechnungslegung und Prüfung,
hrsg. v. IDW, 339 (342).

1131 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, R 9; Freidank, Festschrift Strobel, 245 (253); Pollanz, DB 2001, 1317
(1320); Orth, Abschlussprüfung und Corporate Governance, S. 297; Saitz, in: Das Kontroll- und Transpa-
renzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 69 (74); Schindler/Rabenhorst, BB 1998, 1886 (1891); Schind-
ler/Rabenhorst, in: Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 91; Wiedmann, in:
Auswirkungen auf Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Baetge, 71 (79); Brebeck/Förschle, in: Das Kon-
troll- und Transparenzgesetz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (187); Dobler, DStR 2001, 2086 (2090); Arbeitskreis
„Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft, DB Beilage
11/2000, Rn. 111 u. 127; Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2079 f.); Hahn/Weber/Friedrich, BB 2000,
2620 (2621); Orth, WPg 1999, 573 ff. Da das Vorhandensein und die Wirksamkeit eines angemessenen Risi-
kofrüherkennungssystem auch für die Risikoberichterstattung im Lagebericht von Bedeutung ist, wird im WP-
Handbuch davon ausgegangen, dass ein Verstoß gegen § 91 Abs. 2 AktG bei jeder Prüfung festgestellt wer-
den muss, die auch die Prüfung des Lageberichts umfasst. Vgl. WP-Handbuch 2006, P 148. Nach Auffassung
von Hachmeister, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1431 (1443) ist Ausgangspunkt für die Prüfung der Risikoberichter-
stattung die Prüfung des nach § 91 Abs. 2 AktG einzurichtenden Risikomanagementsystems. Wegen der Prü-
fung der Risikoberichterstattung kritisch zur fehlenden Prüfung der Geschäftsführerpflichten i. S. d. § 91
Abs. 2 AktG Böcking, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 717 (741 u. 743). Wegen der Prüfung der Risikoberichterstattung im Lagebericht im Er-
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hierbei, das für die Prüfung des Lageberichts relevante Risikomanagementsystem von der Ge-

samtorganisation abzugrenzen.

Im Einzelfall liegt eine Abgrenzung des prüfungsrelevanten Risikomanagementsystems im

prüferischen Ermessen. Da berichtspflichtige Risiken in allen Bereichen auftreten können,1132

müsste sich die Prüfung des Lageberichts im Grundsatz auf alle Bereiche des Unternehmens

bzw. auf das umfassende Risikomanagementsystem erstrecken.1133 Daher muss sich die vor-

zunehmende Abgrenzung des prüfungsrelevanten Risikomanagementsystems daran orientie-

ren, dass weder das Planungs- noch das Überwachungssystem unmittelbarer Gegenstand der

Prüfung sind.1134 Der Prüfer hat sich bei der Prüfung der Risikoangaben einen Überblick zu

verschaffen, welche Risiken die Geschäftsleitung identifiziert hat, welche Überwachungs-

maßnahmen existieren und welche wesentlichen Pläne oder Ziele der Geschäftsleitung beste-

hen.1135 Bei der Beurteilung der Zuverlässigkeit und Funktionsfähigkeit des Risikomanage-

mentsystems kann der Prüfer sich auf die oberen Hierarchieebenen beschränken, so dass bei-

spielsweise die Überwachungsmaßnahmen einzelner Abteilungsleiter nicht in die Prüfung

einbezogen werden müssen. Im Rahmen einer auf die Rechnungslegung bezogenen Prüfung

ist nicht die Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG

oder die Zweckmäßigkeit der bestehenden Überwachungsmaßnahmen umfassend zu untersu-

chen, sondern es kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass die Geschäftsführer-

pflichten erfüllt werden und wesentliche Risiken identifiziert werden.1136 Der Prüfer kann sich

daher im Wesentlichen darauf beschränken, die Risikoberichterstattung im Lagebericht mit

den internen Risikoberichten abzustimmen.1137 Um die Vollständigkeit der Risikoangaben zu

prüfen, ist in Stichproben zu untersuchen, ob die Geschäftsleitung zeitnah über einzelne Risi-

ken in den jeweiligen Unternehmensbereichen informiert wird/wurde und ob aus den jeweili-

                                                                                                                                                                                    
gebnis wohl eine Pflicht zur umfassenden Prüfung des Risikomanagementsystem ableitend Witten, Festschrift
Strobel, 341 (356). Zur Chancenberichterstattung und den Auswirkungen auf die Unternehmenssysteme vgl.
Kaiser, DB 2005, 345.

1132 Vgl. auch IDW, PS 340.7, WPg 1999, 658 (659).
1133 Vgl. auch Wiechers, StuB 2000, 130 (135).
1134 Vgl. auch Kajüter, BB 2002, 243 (244): „Plausibilitätsprüfung“. A. A. Pollanz, DB 2001, 1317 (1320), der

im Ergebnis bei der Prüfung mittelgroßer Kapitalgesellschaften von einer zwingenden Prüfung entsprechend
§ 317 Abs. 4 HGB ausgeht. Nach Auffassung des IDW, PS 340.21, WPg 1999, 658 (660) umfassen die orga-
nisatorischen Maßnahmen des § 91 Abs. 2 AktG Bereiche, die über das bisher bei der Jahresabschlussprüfung
untersuchte interne Kontrollsystem hinausgehen. Hieraus kann abgeleitet werden, dass bei nicht börsenno-
tierten Gesellschaften die Prüfung des internen Kontrollsystems sich nicht auf alle Bereiche zu erstrecken hat.

1135 Vgl. auch Kajüter, BB 2002, 243 (245).
1136 Vgl. auch Kremers, Risikoübernahme in Industrieunternehmen, S. 66; Dobler, DStR 2001, 2086 (2090 f.).
1137 Vgl. auch Kajüter, BB 2002, 243 (246); Streißle, Die aktienrechtliche Abschlußprüfung in Gestalt des Kon-

TraG, S. 123.
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gen Unternehmensbereichen im Lagebericht angabepflichtige Risiken resultieren.1138 Wenn

Mängel des Risikomanagementsystems entdeckt werden, sind allerdings die Prüfungshand-

lungen i. d. R. auszuweiten, da ansonsten die Gefahr besteht, dass weitere angabepflichtige

Risiken nicht im Lagebericht dargestellt werden.1139 Dementsprechend erfordert bei nicht bör-

sennotierten Gesellschaften vor allem die Prüfung der Lageberichtsangaben eine ähnliche,

allerdings weniger intensive Systemprüfung wie die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB.1140

Eine Verpflichtung zur Prüfung des umfassenden Überwachungssystems kann sich bei nicht

börsennotierten Gesellschaften aus den freiwilligen Angaben des Lageberichts ergeben. In der

Praxis führen die gesetzlichen Vertreter im Lagebericht zum Teil aus, dass ein geeignetes

Überwachungs- oder Risikofrüherkennungssystem im Unternehmen existiert und dass die aus

§ 91 Abs. 2 AktG ableitbare Verpflichtung eingehalten wird. Eine solche Darstellung wird für

zulässig gehalten.1141

Aus der Art der Angaben über das Risikomanagementsystems im Lagebericht ergibt sich, in-

wieweit das Risikomanagement- bzw. Überwachungssystem Gegenstand der Abschlussprü-

fung ist. Der Prüfer ist zur Beurteilung des umfassenden Überwachungssystems verpflichtet,

wenn im Lagebericht zumindest in ähnlicher Weise angegeben wird, dass das nach § 91

Abs. 2 AktG eingerichtete System zur Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen

geeignet ist.1142 Eine Prüfung wie bei börsennotierten Aktiengesellschaften ist dann dadurch

begründet, dass sämtliche Angaben des Lageberichts der uneingeschränkten Prüfungspflicht

unterliegen, demnach auch solche Angaben, die über die Pflichtangaben des § 289 HGB hin-

                                                          
1138 Vgl. auch Selchert, Die Prüfung des Lageberichts, S. 202 u. 219.
1139 Vgl. auch Kajüter, BB 2002, 243 (245 u. 247); Hömberg, HWRP, 3. Aufl., Sp. 1852 (1853 f.).
1140 Vgl. Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2080); Saitz, in: Das Kontroll- und Transparenzgesetz, hrsg. v.

Saitz/Braun, 69 (74). A. A. Drygala/Drygala, ZIP 2000, 297 (303), Scharpf, DB 1997, 737 (738). Ähnlich
Klar, DB 1997, 685 (686). Vgl. auch Gelhausen, BFuP 1999, 390 (395), nach dessen Auffassung sich enge
Berührungspunkte zwischen einer Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB und denjenigen Prüfungshandlungen er-
geben, die zur Beurteilung des Lageberichts erforderlich sind. Vgl. auch Eggemann/Konradt, BB 2000, 503
(509). Nach Auffassung von Böcking/Orth, BFuP 1999, 418 (421) ist fraglich, wie der Prüfer die Risikobe-
richterstattung im Lagebericht ohne Prüfung des internen Überwachungssystem umfassend und abschließend
beurteilen kann. Im IDW PS 260.47, WPg 2001, 821 (827) wird die Auffassung vertreten, dass der Ab-
schlussprüfer insbesondere ein Verständnis dafür zu gewinnen hat, wie im Unternehmen sämtliche Risiken
identifiziert werden, die sich auf die Ordnungsmäßigkeit und Verlässlichkeit der Rechnungslegung auswirken
können, und wie deren Tragweite in Bezug auf die Eintrittswahrscheinlichkeit und auf die quantitativen Aus-
wirkungen beurteilt wird.

1141 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 96.
1142 Vgl. WP-Handbuch 2000, P 96; Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2080); Neubeck, Die Prüfung von Risi-

komanagementsystemen, S. 177.
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ausgehen.1143 Berichten die gesetzlichen Vertreter im Lagebericht lediglich über organisatori-

sche Grundlagen (z. B. Existenz einer internen Revisions-, Controlling- und/oder Risikoma-

nagementabteilung) und einzelne risikopolitische Grundsätze, so erstreckt sich die Prüfungs-

verpflichtung nur auf die Richtigkeit dieser Angaben.1144

2.1.2.Notwendige Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit des Mandanten und Erforder-

lichkeit der Beurteilung des Risikomanagementsystems

Der IDW PS 230 „Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit sowie das wirtschaftliche und

rechtliche Umfeld des zu prüfenden Unternehmens im Rahmen der Abschlussprüfung“ trägt

dazu bei, die Pflichten des Abschlussprüfers bei der Informationsbeschaffung zu präzisieren

und damit den notwendigen Wissensstand des Prüfers über das Risikomanagementsystem des

zu prüfenden Unternehmens zu konkretisieren. Nach IDW PS 230 wird vom Prüfer spezifi-

sches Wissen insbesondere über die Unternehmensstrategie, die Geschäftsrisiken, den Um-

gang mit den Geschäftsrisiken sowie die Abläufe bzw. Geschäftsprozesse im Unternehmen

erwartet.1145 Insbesondere bei der Prüfungsplanung, beim Erkennen ungewöhnlicher Sachver-

halte (z. B. Unstimmigkeiten zwischen Unternehmensstatistiken und Angaben des Lagebe-

richts) sowie der Würdigung von Unternehmensrisiken und der Reaktionen der gesetzlichen

Vertreter auf diese Risiken sind derartige Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit zu berück-

sichtigen.1146

Bezüglich des Umfangs der erforderlichen Kenntnisse führt das IDW aus, dass die Kenntnisse

dem Abschlussprüfer eine Identifikation der für den Unternehmenserfolg zentralen Einfluss-

faktoren, der Unternehmensstrategie, der den Erfolg der Strategie möglicherweise gefährden-

den Geschäftsrisiken, der Reaktionen des Unternehmens auf diese Risiken, der Geschäftspro-

                                                          
1143 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 96; Böcking/Orth, BFuP 2000, 242 (257). Vgl. auch IDW, PS 350.4 u. 6, WPg

1998, 663; ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 28; Förschle/Küster, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 317 Rn. 58. Wer-
den dagegen die Angaben außerhalb des Lageberichts zusammen mit den prüfungspflichtigen Angaben des
Jahresabschlusses und Lageberichts veröffentlicht, verlangt IDW PS 202 im Rahmen der Abschlussprüfung
das kritische Lesen durch den Prüfer, damit etwaige Unstimmigkeiten zwischen den prüfungspflichtigen An-
gaben und Informationen in der übrigen Unternehmensberichterstattung aufgedeckt werden können. Vgl.
IDW, PS 202.6 ff., WPg 2001, 121. Die Entsprechenserklärung nach § 161 AktG ist hingegen nicht Gegen-
stand der Abschlussprüfung, auch wenn sie in den Lagebericht oder Anhang aufgenommen wird. Vgl. IDW,
PS 345.22, WPg 2006, 314 (317).

1144 Vgl. auch Kajüter, BB 2002, 243 (246). Wohl. a. A. IDW, WPg 2001, 296 (299).
1145 Vgl. IDW, PS 230.2, WPg 2000, 842 (843). Vgl. auch Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmens-

überwachung, hrsg. v. IDW, 229 (239 f.).
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zesse, ihrer wesentlichen Risiken und der diesbezüglichen Kontrollmechanismen ermöglichen

müssen.1147 Die notwendigen Informationen können z. B. durch Gespräche mit Personen des

zu prüfenden Unternehmens (z. B. mit den gesetzlichen Vertretern, leitenden Angestellten

oder Mitarbeitern der internen Revision) oder durch Auswertung der Unterlagen des Man-

danten erlangt werden. Hierzu können Berichte der internen Revision, Protokolle über Vor-

stands- und Aufsichtsratssitzungen, strategische und operative Unternehmenspläne, Organisa-

tionshandbücher oder sonstige interne Unternehmensberichte eingesehen werden.1148

Unmittelbare Urteile über die Eignung der Unternehmensorganisation und über die risikopo-

litischen Maßnahmen werden im IDW PS 230 nicht gefordert. Allerdings hat der Prüfer sich

im Rahmen der Jahresabschlussprüfung zwingend mit dem Risikomanagementsystem ausein-

anderzusetzen. Werden im Rahmen der Informationsbeschaffung Anhaltspunkte für Schwach-

stellen des Überwachungssystems oder für unangemessene Risikohandhabung festgestellt,

sind weitergehende Nachforschungen notwendig, um über wesentliche Sachverhalte für die

Beurteilung des Jahresabschlusses und Lageberichts informiert zu sein.1149 Dies ist dadurch

begründet, dass Systemschwachstellen auch außerhalb des Buchführungsbereichs sich auf die

Rechnungslegung auswirken können. Beispielsweise ist Folge fehlender Risikoerfassungs-

maßnahmen in der Vertriebsabteilung, dass die gesetzlichen Vertreter im Lagebericht über

Risiken der künftigen Entwicklung nur unzureichend berichten können. Mangelnde Kosten-

kontrolle bei langfristigen Verträgen kann dazu beitragen, dass der Bedarf zur Rückstellungs-

bildung nicht erkannt wird. Anhaltspunkte für Systemschwachstellen sind daher vom Prüfer

zu untersuchen, um feststellen zu können, welche Angaben des Jahresabschlusses und Lage-

berichts einer intensiven Prüfung zu unterziehen sind.

Geeignete risikobewältigende Maßnahmen können dazu führen, dass bestimmte Rückstellun-

gen, außerplanmäßige Abschreibungen oder Angaben über Risiken der künftigen Entwicklung

im Einzelfall nicht notwendig sind. Daher hat der Prüfer grundsätzlich auch zu beurteilen, ob

die von der Unternehmung eingeleiteten Maßnahmen zur Risikobewältigung geeignet sind,

Negativentwicklungen zu beseitigen. Sind die risikopolitischen Maßnahmen nicht geeignet,

bestehende Verlustgefahren zu beseitigen, muss der Prüfer einzelfallbezogen die Auswirkun-

                                                                                                                                                                                    
1146 Vgl. IDW, PS 230.7, WPg 2000, 842 (843).
1147 Vgl. IDW, PS 230.8, WPg 2000, 842 (843).
1148 Vgl. IDW, PS 230.14, WPg 2000, 842 (844).
1149 Vgl. auch IDW, PS 210.30 f., WPg 2003, 655 (659); Mertin/Schmidt, WPg 2001, 1303 (1306 f.).
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gen auf die Rechnungslegung untersuchen (Wegfall der Going Concern-Annahme, Bildung

von Rückstellungen, etc.).

Die nach dem IDW PS 230 erforderlichen Kenntnisse des Prüfers über die Geschäftstätigkeit

des Mandanten präzisieren die Pflichten des Prüfers zur Informationsbeschaffung und mittel-

bar zur Untersuchung der Auswirkungen dieser Informationen auf die zu prüfenden Angaben

des Jahresabschlusses und Lageberichts. Die weitreichenden Informationsbeschaffungs-

pflichten des Abschlussprüfers über die Geschäftstätigkeit des zu prüfenden Unternehmen

führen im Ergebnis dazu, dass schwerwiegende Mängel im Risikomanagementsystem regel-

mäßig vom Abschlussprüfer erkannt werden können.

2.1.3.Prüfungshandlungen im Zusammenhang mit dem Risikomanagementsystem auf

Grund der Berichtspflichten im Prüfungsbericht

2.1.3.1. Aus der Berichtspflicht nach § 321 Abs. 1 S. 2 HGB ableitbare Prüfungshand-

lungen

Die Verpflichtung des Prüfer nach § 321 Abs. 1 S. 2 HGB, im Prüfungsbericht auf die Beur-

teilung des Fortbestands und auf die künftige Entwicklung des Unternehmens unter Berück-

sichtigung des Lageberichts einzugehen, besteht nur insoweit, wie die geprüften Unterlagen

und der Lagebericht eine solche Beurteilung erlauben. Die geprüften Unterlagen i. S. v. § 321

Abs. 1 S. 2 HGB umfassen jene Unterlagen, die unmittelbar Gegenstand der Abschlussprü-

fung sind (Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht), sowie sämtliche Unterlagen, die

der Prüfer im Rahmen der Prüfung herangezogen hat.1150 Beispielhaft werden im IDW PS 450

die Kostenrechnung zur Ermittlung der Herstellungskosten, Planungsrechnungen, Verträge,

Aufsichtsratsprotokolle und Berichterstattungen an die Aufsichtsgremien genannt.1151 Die

                                                          
1150 Vgl. IDW, PS 450.32, WPg 2006, 113 (116); Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und

Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649 (660 f.); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 61 u. 93; Arbeitskreis „Ex-
terne und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft
e.V., DB Beilage/2000, Rn. 149.

1151 Vgl. IDW, PS 450.32, WPg 2006, 113 (116). Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 61; Arbeitskreis „Externe
und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V.,
DB Beilage 11/2000, Rn. 149; Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 16 m. w. N;
Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 649
(660). Bezüglich der Notwendigkeit der Einbeziehung von Planungsrechnungen in die Abschlussprüfung vgl.
auch Forster, AG 1999, 193 (196).
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Prüfung nicht börsennotierter Gesellschaften beinhaltet keine (umfassende) Beurteilung des

Überwachungssystems, sondern stellt in erster Linie eine auf die Rechnungslegung bezogene

Prüfung dar, so dass die Berichtspflichten nach § 321 Abs. 1 S. 2 HGB nur insoweit erfüllt

werden können, als sich Anhaltspunkte aus den für die Prüfung der Angaben des Jahresab-

schlusses und Lageberichts herangezogenen Dokumenten ergeben. Eine Erweiterung der Prü-

fungshandlungen auf Grund der Berichtspflicht nach § 321 Abs. 1 S. 2 HGB ist daher im

Grundsatz nicht vorzunehmen.1152

2.1.3.2. Aus der Berichtspflicht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB ableitbare Prüfungs-

handlungen

Die Berichtspflicht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB über Gesetzesverstöße und hierfür bestehen-

de Anhaltspunkte sowie über bestandsgefährdende und entwicklungsbeeinträchtigende Tatsa-

chen knüpft an die „bei Durchführung der Prüfung“ festgestellten Sachverhalte an, so dass im

Hinblick auf die Berichterstattungserfordernisse grundsätzlich keine zusätzlichen Prüfungs-

handlungen vorzunehmen sind.1153 Das IDW1154 und die herrschende Meinung1155 betonen

allerdings, dass bei ordnungsgemäßer Prüfungsdurchführung die Prüfungsschwerpunkte und -

intensitäten sich insbesondere bei Unternehmen mit angespannten wirtschaftlichen Verhält-

nissen und bei festgestellten Mängeln des internen Kontrollsystems verändern können. Die in

diesem Zusammenhang festgestellten Tatsachen, die ohne die Vertiefung der Prüfung nicht

erkannt worden wären, sind berichtspflichtig.1156

                                                          
1152 Bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten sind allerdings die Schwerpunkte bei der Prüfung und eng damit ver-

bunden auch die Schwerpunkte bei der Berichterstattung der Prüfungsstrategie anzupassen. Vgl. Hen-
se/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 5. Aufl., § 321 Rn. 18; ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 42. Bezüglich der kritischen
Prüfung des Lageberichts bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten vgl. IDW, PS 350.14, WPg 1998, 663 (664 f.).
Nach Auffassung von Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 17 hat der Abschluss-
prüfer sich allerdings nur mit der Abbildung von Sachverhalten in der Rechnungslegung und nicht etwa mit
der Qualität des Managements und der Geschäftspolitik zu befassen, so dass sein Einblick begrenzt ist. Da
dies zu einer Relativierung seiner Aussage führt, sollte nach deren Auffassung darauf im Vorwegabschnitt
hingewiesen werden.

1153 Vgl. auch IDW, PS 450.37, WPg 2006, 113 (117); Hellwig, in: Der Wirtschaftsprüfer als Element der Corpo-
rate Governance, hrsg. v. Lutter, 67 (74); Winkeljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321
Rn. 25 ff. Bezüglich des Erfordernisses, dass berichtspflichtige Tatsachen „bei Durchführung der Prüfung“
festzustellen sind, vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 65 u. 69 ff.; WP-Handbuch 2006, P 82 u. 148.

1154 Vgl. IDW, PS 450.37, WPg 2006, 113 (1130).
1155 Vgl. WP-Handbuch 2006, Q 134; Götz, AG 1995, 337 (342); Grewe/Plendl, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2006

(2009); Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 539 (548).

1156 Vgl. IDW, PS 450.37, WPg 2006, 113 (117).
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Bei angespannten wirtschaftlichen Verhältnissen hat der Prüfer sich verstärkt mit der Frage

nach der Unternehmensfortführung auseinandersetzen, so dass aus diesem Grunde das Risi-

komanagementsystem dahingehend zu beurteilen ist, ob es gewährleisten kann, dass bestands-

gefährdende Entwicklungen erkannt und bewältigt werden können.1157 Bei Anhaltspunkten für

Mängel des Risikomanagementsystems hat der Prüfer zu beurteilen, inwieweit sich Auswir-

kungen auf den Jahresabschluss und Lagebericht ergeben können und ob die Ordnungsmäßig-

keit der Rechnungslegung (z. B. die Vollständigkeit der Risikoangaben des Lageberichts) ge-

fährdet ist.1158 Insofern muss der Prüfer beurteilen, ob ein Systemmangel besteht und ob ein

festgestellter Mangel des Risikomanagementsystems abgrenzbar ist.1159 Auf Grund der wech-

selseitigen Abhängigkeit zwischen Unternehmensorganisation/-strategie und Rechnungsle-

gung kann der Prüfer die Beurteilung des Risikomanagementsystems nicht aus der Abschluss-

prüfung ausklammern. Die Prüfungshandlungen müssen daher im Einzelfall angepasst wer-

den, wenn Anhaltspunkte für wesentliche Mängel des Risikomanagementsystems festgestellt

wurden.1160 Im Rahmen einer problemorientierten Prüfung sind daher auch berichtspflichtige

Tatbestände nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB für die Durchführung der Prüfung von Bedeu-

tung.1161

Eine allgemeine Pflicht zur Prüfung des umfassenden Überwachungssystems bzw. Risikoma-

nagementsystems kann allerdings aus der Regelung des § 321 Abs. 1 S. 3 HGB im Umkehr-

schluss zu § 317 Abs. 4 i. V. m. § 321 Abs. 4 HGB nicht abgeleitet werden,1162 so dass wei-

tergehende Prüfungshandlungen zur Beurteilung von Bereichen des Risikomanagementsy-

stems nur dann erforderlich sind, wenn Anhaltspunkte für schwerwiegende Mängel des Risi-

komanagementsystems im Rahmen der üblichen Prüfungshandlungen entdeckt wurden und

diese Auswirkungen auf den Jahresabschluss und Lagebericht haben können.

                                                          
1157 Vgl. Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (506). Bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten insbesondere eine Prü-

fung der kurz- und mittelfristigen Erfolgs- und Finanzplanung fordernd Hachmeister, HWRP, 3. Aufl.,
Sp. 1431 (1444).

1158 Vgl. auch IDW, PS 300.19, WPg 2001, 898 (901); Hönig, DStR 1997, 1140 (1142).
1159 Vgl. auch Leffson, Wirtschaftsprüfung, 4. Aufl., S. 235.
1160 Vgl. auch IDW, PS 210.30 ff. u. 49 f., WPg 2003, 655 (659).
1161 Vgl. auch Zaeh, Entscheidungsunterstützung in der Risikoorientierten Abschlußprüfung, S. 184, der sich für

erhöhte Anforderungen an die Prüfung und an die Redepflicht in Krisenzeiten in Bezug auf das Risikomana-
gementsystem ausspricht.

1162 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, P 83.
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2.2. Berichterstattung über das Risikomanagementsystem

Die Berichtspflichten des Abschlussprüfers bei nicht börsennotierten Gesellschaften unter-

scheiden sich im Vergleich zu börsennotierten Aktiengesellschaften grundsätzlich nur bei den

Angaben über das Überwachungssystem im Prüfungsbericht.1163 Da bei nicht börsennotierten

Gesellschaften keine Pflicht zur Prüfung des Überwachungssystems besteht und daher die

Beurteilung des Überwachungssystems regelmäßig nicht derart umfassend wie bei börsenno-

tierten Aktiengesellschaften vorgenommen wird, ist eine Berichterstattung über das Überwa-

chungssystem in Form eines eigenen Abschnitts im Prüfungsbericht grundsätzlich unzuläs-

sig.1164 Der Prüfer hat im Prüfungsbericht bei seinen Angaben zu Gegenstand, Art und Um-

fang der Prüfung nach § 321 Abs. 3 HGB anzugeben, inwiefern eine Prüfung des (rechnungs-

legungsbezogenen) internen Kontroll- bzw. Überwachungssystems durchgeführt wurde.1165

Während nach IDW PS 450 auf bestehende Mängel in der Buchführung im Rahmen der Fest-

stellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung hinzuweisen ist,1166 ist über festgestellte

wesentliche Mängel in den nicht auf den Jahresabschluss bezogenen Bereichen des internen

Kontroll-/Überwachungssystems im Rahmen der Vorwegberichterstattung nach § 321 Abs. 1

S. 3 HGB zu berichten.1167 Derartige Mängel stellen bei Aktiengesellschaften einen Gesetzes-

verstoß gemäß § 91 Abs. 2 AktG dar.1168 Bei einer GmbH werden die Sorgfaltspflichten nach

§ 43 Abs. 1 GmbHG i. V. m. § 91 Abs. 2 AktG verletzt.1169 Bei einer GmbH & Co. KG sind

regelmäßig die Geschäftsführer der Komplementär-GmbH zur Einrichtung eines Überwa-

chungssystems wegen der analogen Anwendung von § 43 GmbHG i. V. m. § 91 Abs. 2 AktG

                                                          
1163 Vgl. WP-Handbuch 2006, R 630; Klar, DB 1997, 685 (686). Zur Berichterstattung über das Risikomanage-

mentsystem bei börsennotierten Aktiengesellschaften vgl. Kapitel B 3.
1164 Vgl. IDW, PS 450.12, WPg 2006, 113 (114); WP-Handbuch 2006, P 147. Vgl. auch Winkeljohann/Poullie,

in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 69 u. 77.
1165 Vgl. IDW, PS 450.57, WPg 2006, 113 (118); Forster, WPg 1998, 41 (52).
1166 Vgl. IDW, PS 450.65, WPg 2006, 113 (119).
1167 Vgl. IDW, PS 450.65 f., WPg 2006, 113 (119 f.). Vgl. auch WP-Handbuch 2006, Q 170; Eggemann/Konradt,

BB 2000, 503 (506). Bei Nichteinrichtung eines Risikofrüherkennungssystems bzw. Überwachungssystems
eine Redepflicht nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB wegen eines schwerwiegenden Gesetzesverstoßes annehmend
Grewe/Plendl, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2006 (2009); Brebeck/Förschle, in: Das Kontroll- und Transparenzge-
setz, hrsg. v. Saitz/Braun, 171 (191); Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer,
649 (677). Angaben zum internen Kontrollsystem nach § 321 Abs. 2 HGB befürwortend Schind-
ler/Rabenhorst, BB 1998, 1939 (1940). Rabenhorst, DStR 2003, 436 (437) geht bei mangelnder Funktion-
strennung oder bei unzureichender Überwachung von off balance sheet-Geschäften von einer Berichtspflicht
nach § 321 Abs. 2 S. 2 HGB aus.

1168 Vgl. auch Dörner/Doleczik, in: Praxis des Risikomanagements, hrsg. v. Dörner/Horváth/Kagermann, 193
(214).

1169 Zu den Berichtspflichten im Prüfungsbericht vgl. auch WP-Handbuch 2006, Q 169 u. 260.



249

verpflichtet.1170 Das IDW empfiehlt, einen Hinweis in den Prüfungsbericht aufzunehmen,

„dass diese Schwächen [des internen Kontrollsystems] zwar als Ergebnis der Prüfungshand-

lungen festgestellt wurden, die Prüfung aber nicht darauf ausgerichtet ist, das interne Kon-

trollsystem unbeschadet einer Erweiterung des Prüfungsauftrags weitergehend zu beurteilen,

als dies für die Beurteilung von Jahresabschluss und Lagebericht erforderlich ist.“1171

In der Literatur zu § 321 Abs. 1 S. 3 HGB wurde die Auffassung vertreten, dass nur die Nicht-

einrichtung eines Risikofrüherkennungssystems einen berichtspflichtigen Gesetzesverstoß

i. S. d. § 321 Abs. 1 S. 3 HGB darstellt, während das Vorhandensein von Mängeln oder Lük-

ken des Risikofrüherkennungssystems keine Berichtspflicht im Prüfungsbericht auslöst.1172

Dies wird damit begründet, dass eine Berichterstattung nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB voraus-

setzt, dass der Gesetzesverstoß, d. h. die objektive Nichterfüllung der gesetzlichen Anforde-

rungen, eindeutig festgestellt werden kann; derartige Verstöße müssen im Rahmen der Ab-

schlussprüfung jedoch nicht gezielt untersucht werden. Daher wird empfohlen, die Mängel

oder Lücken des Risikofrüherkennungssystem im Management Letter darzustellen.

Diese Auffassung ist in zweifacher Hinsicht abzulehnen. Einerseits sind regelmäßig die Prü-

fungshandlungen anzupassen, wenn Anhaltspunkte für berichtspflichtige Sachverhalte wie

beispielsweise wesentliche Systemschwachstellen entdeckt werden.1173 Zum anderen bleibt

unberücksichtigt, dass der Abschlussprüfer eine Hilfsfunktion für den Aufsichtsrat hat und

dieser wesentlicher Adressat des Prüfungsbericht ist.1174 Der Aufsichtsrat erhält den Manage-

ment Letter i. d. R. nicht, so dass festgestellte wesentliche Mängel des Überwachungssystems

oder Anhaltspunkte hierfür im Prüfungsbericht anzugeben sind.1175 Lediglich bei Feststellung

unbedeutender Schwachstellen des Überwachungssystems kann auf weitergehende Prüfungs-

handlungen sowie auf die Berichterstattung im Prüfungsbericht verzichtet werden.

                                                          
1170 Vgl. auch Kapitel C 1.2.
1171 IDW, PS 450.66, WPg 2006, 113 (119). Ähnlich IDW, PS 260.81, WPg 2001, 821 (830), wonach für den

Abschlussprüfer sich ein Hinweis empfiehlt, dass Systemschwächen zwar als Ergebnis seiner Prüfungshand-
lungen aufgedeckt wurden, die Prüfung aber nicht darauf ausgerichtet ist, die Wirksamkeit des internen Kon-
trollsystems für Geschäftsführungszwecke zu beurteilen. Vgl. auch WP-Handbuch 2006, Q 170.

1172 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 149; Dörner, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v.
IDW, 229 (254); Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2086). A. A. Schindler/Rabenhorst, in: Risikomana-
gement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 91 u. 117; Orth, Abschlussprüfung und Corporate
Governance, S. 297.

1173 Vgl. Kapitel C 2.1.3.2.
1174 Nach Auffassung von Wolz, WPg 2001, 789 (794) ist bei fehlender Dokumentation des Risikomanagement-

systems für eine Wahrnehmung der Redepflicht durch den Abschlussprüfer zu „plädieren“, wenn die Ziel-
richtung des KonTraG zur Verringerung der Erwartungslücke nicht konterkariert werden soll.
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Nunmehr wurde § 321 Abs. 1 S. 3 HGB im Rahmen des TransPuG dahingehend geändert,

dass bereits Sachverhalte berichtspflichtig sind, die einen Gesetzesverstoß erkennen lassen.

Eine Berichterstattung über Mängel des Überwachungssystems kann daher nicht mit der Be-

gründung abgelehnt werden, dass die abschließende Untersuchung des Gesetzesverstoßes

nicht vom Prüfungsgegenstand umfasst wird und dass daher der Sachverhalt nicht berichts-

pflichtig ist. Der Prüfer kann bei Anhaltspunkten für einen schwerwiegenden Gesetzesverstoß

u. U. zwar weitere Prüfungshandlungen unterlassen, um eine Verletzung der Organisati-

onspflichten der Geschäftsführer nachzuweisen, allerdings hat der Prüfer über die festgestell-

ten Anhaltspunkte für Gesetzesverstöße (z. B. keine geeigneten Riskoerfassungsmaßnahmen

in bestimmten Bereichen) nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB zu berichten.1176

Sofern keine Verpflichtung bestehen sollte, ein Überwachungssystem bzw. Risikofrüherken-

nungssystem einzurichten, führt nach Auffassung des IDW eine unter Berücksichtigung des

Einzelfalls nicht angemessene Behandlung der Risiken und Dokumentation des Risikofrüher-

kennungssystems zu einer Berichterstattung im Prüfungsbericht gemäß § 321 Abs. 1

S. 2 HGB.1177

                                                                                                                                                                                    
1175 Vgl. auch Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-

Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 162.
1176 Vgl. IDW, PH 9.100.1.62, WPg 2004, 1038 (1043).
1177 Vgl. IDW, PH 9.100.1.63, WPg 2004, 1038 (1044).
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3. Vertraglich erweiterte Prüfung des Überwachungssystems

Die Abschlussprüfung kann vertraglich um eine Prüfung des Überwachungssystems erweitert

werden.1178 Wenn eine Beurteilung des Überwachungssystems in entsprechender Anwendung

der §§ 317 Abs. 4 HGB und 321 Abs. 4 HGB vereinbart wird, ist eine Abschlussprüfung wie

bei börsennotierten Aktiengesellschaften durchzuführen.1179 Aus der gesetzlich geforderten

Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB bei börsennotierten Aktiengesellschaften kann abgeleitet

werden, dass eine derartige Prüfungserweiterung im Grundsatz nicht zur Gefährdung der Un-

abhängigkeit des Abschlussprüfers führt. Im Vergleich zu börsennotierten Aktiengesellschaf-

ten bestehen bei vertraglich erweiterter Beurteilung des Überwachungssystems nur Unter-

schiede bei der Auftragserteilung und bei der Berichterstattung.

3.1. Erweiterung des Prüfungsauftrags in Bezug auf eine Beurteilung des Überwa-

chungssystems

3.1.1.Zuständiges Organ für die Erweiterung der Abschlussprüfung

Während bei börsennotierten Aktiengesellschaften die Beurteilung des Überwachungssystems

Bestandteil des gesetzlichen Prüfungsauftrags ist, setzt die Erweiterung der Abschlussprüfung

bei anderen Gesellschaften eine ausdrückliche Vereinbarung zwischen Prüfer und geprüfter

Gesellschaft voraus. Der Auftrag zur Prüfung des Überwachungssystems kann nur durch die

Auftraggeber der Abschlussprüfung erteilt werden.1180 Nach § 318 Abs. 1 S. 4 HGB haben

den Prüfungsauftrag die gesetzlichen Vertreter oder der Aufsichtsrat zu erteilen. Für die Er-

teilung und damit für die Erweiterung des Prüfungsauftrags sind je nach Rechtsform unter-

schiedliche Organe zuständig (Abb. D-3).

                                                          
1178 Vgl. z. B. IDW, PS 340.2 u. 37, WPg 1999, 658 u. 662; WP-Handbuch 2006, P 71; Arbeitskreis „Externe

und Interne Überwachung der Unternehmung“ der Schmalenbach-Gesellschaft der Schmalenbach-
Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 87; Picot, in: Risikomanagement nach dem
KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 118; Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 50; Hommelhoff, BB
1997, 2625 (2626); BT-Drs. 13/9712, S. 16 f. u. 22; Oechsle/Wirth, in: Reform des Aktienrechts, der Rech-
nungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dörner/Menold/Pfitzer, 539 (575); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 16.

1179Vgl. Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (506). Zur Prüfung des Überwachungssystems bei börsennotierten
Aktiengesellschaften vgl. Kapitel C 2.

1180 Vgl. IDW, PS 450.19, WPg 2006, 113 (115); WP-Handbuch 2006, Q 52. Der Abschlussprüfer ist nicht ver-
pflichtet, einen Auftrag zur Erweiterung der Abschlussprüfung anzunehmen. Vgl. IDW, PS 220.29, WPg
2001, 895 (898). Im Geltungsbereich des § 53 HGrG kann der Prüfer hingegen die Prüfung der Geschäftsfüh-
rung nicht ablehnen. Vgl. ADS, 6. Aufl., § 317 Rn. 84 u. 101.
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Zuständigkeiten für die
Ertei lung des Prüfungs-

auftrags und für die
Berecht igung zur Erwei terung

des Prüfungsgegenstands

Akt iengesel lschaft G m b H GmbH & Co.  KG

Aufsichtsrat Gesetzl iche Vertreter

Obl igator ischer
Aufsichtsrat

Fakultat iver
Aufsichtsrat

Keine Regelung
 im Gesel lschaftsvertrag

für  Ertei lung des
Prüfungsauf t rags

Regelung im
Gesel lschaftsvertrag für

Ertei lung des
Prüfungsauf t rags

Kein
Aufsichtsrat

G m b H GmbH &  Co  KG

Abb. D-2: Zuständigkeiten für die Erteilung des Prüfungsauftrags und für die Berechtigung

zur Erweiterung des Prüfungsgegenstands

Bei Aktiengesellschaften ist nach § 111 Abs. 2 S. 3 AktG der Aufsichtsrat für die Erteilung

des Prüfungsauftrags verantwortlich, so dass dieser den Prüfungsauftrag erweitern kann. Bei

einer prüfungspflichtigen GmbH mit einem Aufsichtsrat, der auf Grund mitbestimmungs-

rechtlicher Regelungen gebildet wurde (obligatorischer Aufsichtsrat), wird der Prüfungsauf-

trag ebenfalls vom Aufsichtsrat erteilt.1181 § 111 AktG gilt bei einer GmbH nach § 52

Abs. 1 GmbHG entsprechend, wenn ein Aufsichtsrat auf Grund des Gesellschaftsvertrags be-

stellt worden ist (fakultativer Aufsichtsrat) und der Gesellschaftsvertrag keine abweichende

Regelung vorsieht.1182 Der Aufsichtsrat hat in diesen Fällen den Prüfungsauftrag zu erteilen

und kann den Prüfungsauftrag erweitern. Besteht kein Aufsichtsrat oder ist dieser für die Er-

teilung des Prüfungsauftrags nicht zuständig, sind die Geschäftsführer für die Prüfungsertei-

lung1183 und daher auch für die Prüfungserweiterung verantwortlich.

                                                          
1181 Vgl. § 77 Abs. 1 S. 2 BetrVG 1952, § 25 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 MitbestG 1976, § 3 Abs. 2 Montan-MitbestG

1951; § 3 Abs. 1 S. 2 MitbestErgG 1956; § 3 S. 2 KAGG. Vgl. auch WP-Handbuch 2006, Q 14; Altmeppen,
ZGR 1999, 291 (307); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 24.

1182 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 24; Remme/Theile, GmbHR 1998, 909 (914); Böcking/Orth, BFuP 1999, 418
(421 f.). Dem Aufsichtsrat vergleichbare Gremien (Verwaltungsrat, Beirat usw.) haben den Prüfungsauftrag
zu erteilen, wenn zu deren Aufgabe die Überwachung der Geschäftsführung gehört und § 111 Abs. 2
S. 3 AktG nicht abbedungen ist. Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 24.

1183 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 24; WP-Handbuch 2006, Q 16.
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Bei Personengesellschaften i. S. d. § 264a HGB erteilen nach § 321 Abs. 5 HGB i. V. m.

§ 264a Abs. 2 HGB der oder die persönlich haftenden Gesellschafter (i. d. R. Komplementär-

GmbH) den Prüfungsauftrag, sofern der Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt.1184 Sie

sind daher auch grundsätzlich für die Prüfungserweiterung zuständig.

Wenn der Aufsichtsrat für die Prüfungserteilung und -erweiterung zuständig ist, können die

gesetzlichen Vertreter keine Erweiterung der Abschlussprüfung vereinbaren. Allerdings

kommt die Vereinbarung einer zusätzlichen Prüfung mit gesonderter Berichterstattung (Son-

derbericht) in Betracht (vgl. Kapitel C 3.3.).

Im Gesellschaftsvertrag bzw. in der Satzung oder im Rahmen einer Gesellschafter-/Haupt-

versammlung kann eine Beurteilung des Überwachungssystems durch den Abschlussprüfer

geregelt werden.1185 Für den Abschlussprüfer ist allerdings die Auftragserteilung maßgeblich,

so dass eine erweiterte Prüfung nur dann durchzuführen ist, wenn diese ausdrücklich im Prü-

fungsauftrag vereinbart wird.1186 Der Auftrag zur Prüfungserweiterung kann während der lau-

fenden Prüfung erteilt oder widerrufen werden.1187

                                                          
1184Vgl. IDW, PS 220.5, WPg 2001, 895. Fraglich ist, ob der Aufsichtsrat kraft Organstellung die Aufgabe der

Prüfungserteilung auch ohne eine derartige Regelung im Gesellschaftsvertrag wahrzunehmen hat. Die Ertei-
lung des Prüfungsauftrags ist bei Personengesellschaften i. S. d. § 264a HGB nicht explizit geregelt. Nach
§ 264a Abs. 2 HGB wird lediglich bestimmt, dass die gesetzlichen Vertreter für Zwecke der Rechnungsle-
gung, Prüfung und Offenlegung die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der vertretungsberechtig-
ten Gesellschaften sind.

1185 Zur Vereinbarung einer Prüfung entsprechend § 317 Abs. 4 HGB im Gesellschaftsvertrag bzw. Satzung vgl.
Jansen/Pfitzer, in: Reform des Aktienrechts, der Rechnungslegung und Prüfung, hrsg. v. Dör-
ner/Menold/Pfitzer, 679 (689); WP-Handbuch 2006, P 71.

1186 Vgl. auch IDW, PS 720.2, WPg 2000, 326; Kaufmann, Die Prüfung kommunaler Unternehmen, S. 38.
1187 Vgl. IDW, PS 220.29, WPg 2001, 895 (898).
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3.1.2.Gründe für die Vereinbarung einer Beurteilung des Überwachungssystems

Nach § 93 Abs. 2 AktG bzw. § 43 Abs. 2 GmbHG (analog) sind die gesetzlichen Vertreter,

die ihre Sorgfaltspflichten verletzen, der Gesellschaft zum Ersatz des daraus entstehenden

Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Dabei ist insbesondere die Beweislastumkehr zu

beachten, nach der die Geschäftsführer die Erfüllung der Sorgfaltspflichten nachzuweisen

haben.1188 Für die Geschäftsführer hat eine Prüfungserweiterung den Vorteil, dass der Ab-

schlussprüfer im Prüfungsbericht bestätigt, dass die Geschäftsleitung ihrer Verpflichtung zur

Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen gemäß § 91 Abs. 2 AktG (analog) nach-

kommt,1189 oder dass organisatorische Mängel bereits vor dem Eintritt eines Krisenfalls auf-

gedeckt werden. Eine freiwillige Prüfung des Überwachungssystems durch den Abschlussprü-

fer kann daher als Nachweis dienen, dass die Geschäftsführerpflichten erfüllt worden sind.1190

Ein positives Prüfungsergebnis über das eingerichtete Überwachungssystem hat unmittelbar

keine befreiende Wirkung in Bezug auf einzelne Sorgfaltspflichtverletzungen gemäß

§ 93 AktG bzw. § 43 GmbHG (analog). Allerdings dürfte es faktisch schwerfallen, den Ge-

schäftsleitern pflichtwidriges Handeln bezüglich einzuhaltender Organisationspflichten vor-

zuwerfen, wenn der Prüfer die getroffenen Überwachungsmaßnahmen positiv beurteilt hat.1191

Ein Nachweis darüber, dass bestehende Sorgfaltspflichten erfüllt wurden, ist für die gesetzli-

chen Vertreter auf Grund der zunehmenden Anzahl von Haftungsprozessen von Bedeu-

tung.1192 Ausgelöst durch das KonTraG und durch die ARAG/Garmenbeck-

Rechtsprechung1193 wird das Überwachungssystem (einschließlich des Risikofrüherkennungs-

systems) im Rahmen von gerichtlichen und außergerichtlichen Schadensersatzforderungen

gegen die Geschäftsleitung oder bei außerordentlichen Kündigungen von Vorstandsmitglie-

dern1194 einen zentralen Aspekt darstellen.1195

                                                          
1188 Zur Beweislastumkehr bei Aktiengesellschaften vgl. § 93 Abs. 2 S. 2 AktG. Zur Beweislastumkehr bei

GmbHs vgl. beispielsweise Altmeppen, ZGR 1999, 291 (301). Zur Beweislast bei der GmbH & Co. KG vgl.
Hopt, HGB, hrsg. v. Baumbach/Hopt, 31. Aufl., § 109 Rn. 5 u. § 114 Rn. 15; Emmerich, in: HGB, hrsg. v.
Horn, 2. Aufl., § 114 Rn. 18; Stengel, in: Beck PersGes-HB, hrsg. v. Müller/Hoffmann, 2. Aufl., § 3
Rn. 226 f.

1189 Zur Nachweisfunktion des Prüfungsberichts im Zusammenhang mit § 91 Abs. 2 AktG vgl. WP-Handbuch
2006, Q 39.

1190 Vgl. auch Drygala/Drygala, ZIP 2000, 297 (304 f.).
1191 Vgl. Drygala/Drygala, ZIP 2000, 297 (304). Nach Ansicht von Turiaux/Knigge, BB 1999, 913 (916) wird ein

positives Prüfungsurteil über die Vorstandsverpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG im Regelfall ein Verschul-
den des Vorstands ausschließen, sollte das System doch einmal versagen.

1192 Vgl. z. B. Vogler/Gundert, DB 1998, 2377; Meßmer/Saliger, VersR 1999, 539 f. u. 545.
1193 Vgl. insbesondere BGH, Urteil v. 21.4.1997, BB 1997, 1169 ff.
1194 Vgl. auch LG Berlin, Urteil v. 3.7.2002, n. rk., AG 2002, 682 ff.
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Für die Sorgfaltspflicht und für die Verantwortlichkeit der Aufsichtsratsmitglieder gilt bei

Aktiengesellschaften1196, bei GmbHs1197 sowie (zumindest) bei Publikumspersonengesell-

schaften1198 die Regelung des § 93 AktG sinngemäß. Die Aufsichtsratsmitglieder haben die

Überwachung der Geschäftsführung mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften

Aufsichtsratsmitglieds auszuüben.1199 Verletzen die Aufsichtsratsmitglieder ihre Obliegen-

heiten, haften diese gegenüber der Gesellschaft für den entstanden Schaden.1200

Die gesetzliche Überwachungsverpflichtung (§ 111 Abs. 1 AktG) umfasst auch die Beurtei-

lung des von der Geschäftsleitung einzurichtenden Überwachungssystems.1201 Insofern er-

streckt sich die Überwachungsverpflichtung des Aufsichtsrats auch darauf, ob der Vorstand

die ihm nachgeordneten Mitarbeiter in angemessener Weise überwacht.1202 Bei einer Erweite-

                                                                                                                                                                                    
1195 Vgl. auch Kiethe, BB 2003, 537 f. Zu mittelbaren Auswirkungen bei der Überwachungspflicht des Aufsichts-

rats einer GmbH und der persönlichen Inanspruchnahme der Aufsichtsratsmitglieder durch die Präzisierung
der Pflicht des Geschäftsführers vgl. Altmeppen, ZGR 1999, 291 (310 f.); Schruff, BFuP 1999, 437 (441 f.).
Auf die Haftungsinanspruchnahme durch den Insolvenzverwalter hinweisend Henselmann, in: Risikomana-
gement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus, 29 (33) m. w. N.; Kau/Kukat, BB 2000, 1045 (1049); Bitz, Risi-
komanagement nach KonTraG, S. 6. Entsprechend der Mitteilung Nr. 10/03 des BMJ/BMF beabsichtigt die
Bundesregierung zudem, die Voraussetzungen zur Klageerzwingung von Aktionären gemäß § 147 AktG her-
abzusetzen.

1196 Vgl. § 116 AktG.
1197 Bei einem fakultativen Aufsichtsrat i. S. d. § 52 GmbHG ist § 116 AktG anzuwenden, soweit nicht im Gesell-

schaftsvertrag ein anderes bestimmt ist. Dabei ist fraglich, ob bei umfassenden Rechten des Aufsichtsrats die
Haftung ausgeschlossen werden kann. Vgl. Zöllner, in: GmbHG, hrsg. v. Baumbach/Hueck, 17. Aufl., § 52
Rn. 14, der davon ausgeht, dass das Maß der Sorgfalt nebst der Haftung der Mitglieder eines Aufsichtsrats
i. S. d. § 52 GmbHG durch Satzung geregelt werden können. Bei einem obligatorischen Aufsichtsrat verwei-
sen § 77 Abs. 1 S. 2 BetrVG 1952, § 25 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 MitbestG 1976 unmittelbar auf die Regelung des
§ 116 AktG.

1198 Zur Haftung des Aufsichtsrats bei einer Publikums-KG vgl. BGH, Urteil v. 4.7.1977, AG 1978, 79 ff. Zur
Haftung der Mitglieder des Aufsichtsrats bei der GmbH & Co. KG vgl. Binz/Sorg, Die GmbH & Co. KG, 10.
Aufl., § 10 Rn. 32 ff.

1199 Vgl. auch Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 116 Rn. 2; Kau/Kukat, BB 2000, 1045 (1048); Schichold, Festschrift
Strobel, 395 (416).

1200 Zur Beweislastumkehr vgl. Mertens, Kölner Komm. z. AktG, 2. Aufl., § 116 Rn. 2 u. 59; Kau/Kukat, BB
2000, 1045 (1048).

1201 Vgl. auch Altmeppen, ZGR 1999, 291 (311); Kropff, NZG 2003, 346 ff.; Neubeck, Die Prüfung von Risiko-
managementsystemen, S. 135; Scheffler, DB 2000, 433 (436); Bolsenkötter, in: HdJ, Abt. VI/9, Rn. 201;
Mattheus, ZGR 1999, 682 (insbesondere 692 u. 705); Bitz, BFuP 2000, 231 (233); Claussen/Korth, Fest-
schrift Lutter, 327 (328 ff.); Forster, AG 1999, 193 (195); Hommelhoff, Festschrift Sandrock, 373 (374);
Mattheus, ZGR 1999, 682 (692 f.). Nach Auffassung von Theisen, BB 2003, 1426 (1427) sind Existenz,
Funktionsfähigkeit und Zielorientiertheit des vom Vorstand einzurichtenden Überwachungssystems der un-
eingeschränkten Überwachung des Aufsichtsrats überantwortet.

1202 Vgl. auch Henze, NJW 1998, 3309. Nach Auffassung von Schulze-Osterloh, ZIP 1998, 2129 (2132) obliegt
die Prüfung des Überwachungssystems i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG dem Aufsichtsrat. Allerdings unterliegen
Angestellte der Gesellschaft als solche nicht der Überwachung durch den Aufsichtsrat; lediglich wenn sich bei
der Überwachung durch den Vorstand Mängel ergeben, hat der Aufsichtsrat seine Überwachung auch auf das
Verhalten der an der Geschäftsführung beteiligten Angestellten zu erstrecken. Ähnlich Deilmann, Festschrift
Sandrock, 165 (170). Lediglich eine Plausibilitätskontrolle des nach § 91 Abs. 2 AktG einzurichtenden Sy-
stems durch den Aufsichtsrat befürwortend Feddersen, AG 2000, 385 (388); Picot, in: Risikomanagement
nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 1 Rn. 66. Eine Überwachungsverpflichtung des Aufsichtsrats in
Bezug auf die Verpflichtung des Vorstands zur sachgerechten Auswahl und sorgfältigen Überwachung leiten-
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rung der Abschlussprüfung ist eine Beurteilung der Geschäftsführerpflichten auf der Grundla-

ge von Informationen des Abschlussprüfers möglich.1203 Die Vereinbarung einer Prüfung des

Überwachungssystems hat für den Aufsichtsrat demnach den Vorteil, dem eigenen Haftungs-

risiko entgegenzuwirken.1204

Eine Beurteilung des Überwachungssystems wird zudem im Interesse von Konzernmutterun-

ternehmen, sonstigen Aktionären/Gesellschaftern, Banken sowie Analysten durchgeführt.1205

Dabei ist aus Unternehmenssicht eine Beurteilung des Überwachungssystems vorteilhaft,

wenn die höheren Prüfungshonorare des Wirtschaftsprüfers geringer als die ersparten Auf-

wendungen (vor allem Kapitalkosten in Form von Risikoprämien1206) sind.1207

Eine Beauftragung des Abschlussprüfers ist sinnvoll, da dieser im Rahmen der Pflichtprüfung

des Jahresabschlusses ohnehin die Funktionsfähigkeit von Teilen1208 des internen Überwa-

chungssystems beurteilt.1209 Zwar verursacht eine Prüfung des umfassenden Überwachungssy-

stems zusätzliche Kosten, jedoch kann der Prüfer wegen der Nutzung von Synergieeffekten

                                                                                                                                                                                    
der Angestellter annehmend Mertens, Kölner Komm., § 111 Rn. 21 m. w. N. Eine Überwachungspflicht des
Aufsichtsrats befürwortend, sofern die Angestellten Führungsentscheidungen treffen, Hüffer, AktG, 6. Aufl.,
§ 111 Rn. 3. Nach Auffassung von Schruff, in: Kapitalmarktorientierte Unternehmensüberwachung, hrsg. v.
IDW, 149 (151 f.) kann der Aufsichtsrat aufgrund seiner begrenzten Ressourcen keine umfassende eigenstän-
dige Prüfung der Eignung des Risikofrüherkennungssystems durchführen. Ähnlich Schindler/Rabenhorst, in:
Risikomanagement nach dem KonTraG, hrsg. v. Lange/Wall, § 2 Rn. 79.

1203 Vgl. auch Mattheus, ZGR 1999, 682 (705); Scheffler, WPg 2002, 1289 (1297); Gernoth, DStR 2001, 299
(304); Pahlke, NJW 2002, 1680 (1684). Vgl. auch Gelhausen, BFuP 1999, 390 (395), der sich dafür aus-
spricht, dass allgemein der Abschlussprüfer mit einer § 317 Abs. 4 HGB entsprechenden Prüfung beauftragt
werden sollte, da der Aufsichtsrat sich davon überzeugen sollte, dass ein solches Risikofrüherkennungssystem
vorhanden und geeignet ist, seine Aufgaben zu erfüllen. Ähnlich Drygala/Drygala, ZIP 2000, 297 (304 f.).

1204 Vgl. Forster, AG 1999, 193 (195); Henselmann, in: Risikomanagement, hrsg. v. Götze/Henselmann/Mikus,
29 (34). Zur zunehmenden Bedeutung der Haftung des Aufsichtsrats vgl. Hüffer, AktG, 6. Aufl., § 116 Rn. 8
m. w. N. Im Vergleich zur Aktiengesellschaft besteht bei einer GmbH grundsätzlich keine Pflicht zur An-
spruchsverfolgung von Schadensersatzansprüchen durch die Gesellschafter, sofern nicht der Anwendungsbe-
reich des § 43 Abs. 3 GmbHG betroffen ist. Vgl. BGH, Urteil v. 7.4.2003, GmbHR, 712 (713); OLG Köln,
Urteil v. 13.7.2000, NZG 2000, 1135 ff. u. Urteil v. 29.6.2000, NZG 2000, 1137 f.; Krieger, in: Gesell-
schaftsrecht in der Diskussion, hrsg. v. der Gesellschaftsrechtlichen Vereinigung, 111 (117 ff. ). Zur grund-
sätzlichen Notwendigkeit der Anspruchsverfolgung durch den Aufsichtsrat einer AG vgl. BGH, Urteil v.
21.4.1997, BB 1997, 1169 ff.

1205 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 76; Eggemann/Konradt, BB 2000, 503 (506); Hahn/Weber/Friedrich, BB 2000,
2620.

1206 Vgl. Fey, WPg 2000, 1097 (1100) m. w. N., wonach institutionelle Anleger bereit sind, für Anteile an Unter-
nehmen mit einer gut funktionieren Corporate Governance ceteris paribus eine Prämie von 18-27 % zu be-
zahlen. Zu den Auswirkungen der Ratings von Kreditinstituten (Basel II) auf die Prüfung mittelständischer
Unternehmen vgl. Hahn/Weber/Friedrich, BB 2000, 2620; Preußner/Becker, NZG 2002, 846.

1207 Vgl. auch Wiedmann, WPg 1998, 338 (341); Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen,
S. 124 ff.

1208 Nach § 317 Abs. 1 S. 1 HGB ist lediglich die Buchführung bzw. das Buchführungssystem einschließlich der
zugehörigen Kontrollen prüfungspflichtig. Darüber hinaus wird jedoch i. d. R. eine Prüfung des internen
Kontrollsystems als Teil des für die Rechnungslegung relevanten Unternehmenssystems vorgenommen. Vgl.
dazu Kapitel B 2.1.2.2.2.
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bei seinen Dienstleistungen im Vergleich zu anderen Beratungsunternehmen kostengünstig

organisatorische Mängel aufdecken.

3.1.3.Möglichkeit der individuellen Vereinbarung zur Erweiterung der Jahresab-

schlussprüfung

Bei einer Beurteilung des Überwachungssystems nicht börsennotierter Gesellschaften sind die

gleichen Grundsätze und Maßstäbe wie bei börsennotierten Aktiengesellschaften im Rahmen

der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB anzuwenden.1210 Da bei nicht börsennotierten Gesell-

schaften allerdings keine Pflicht zur Beurteilung des umfassenden Überwachungssystems be-

steht, kann der Prüfungsgegenstand unabhängig vom Regelungsinhalt der §§ 91 Abs. 2 AktG,

317 Abs. 4 HGB und 321 Abs. 4 HGB zwischen Abschlussprüfer und Auftraggeber vereinbart

werden.1211 Neben der Vereinbarung, dass der Abschlussprüfer das Überwachungssystem

prüft, kann auch die Prüfung der internen Revision, einzelner anderer Abteilungen, spezifi-

scher Prozesse (z. B. Abwicklung von Finanzinstrumenten) oder bestimmter Geschäftsfüh-

rungsmaßnahmen (z. B. die Vorbereitung von Investitionen) vertraglich geregelt werden.1212

Werden lediglich einzelne Bereiche bzw. Prozesse des Risikomanagementsystems geprüft, ist

dies im Rahmen der Berichterstattung über Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung im Prü-

fungsbericht zu erläutern1213 und ein umfassendes Urteil über die Eignung des Überwachungs-

systems darf nicht in den Prüfungsbericht aufgenommen werden1214.

                                                                                                                                                                                    
1209 Vgl. Gelhausen, BFuP 1999, 390 (395).
1210 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 73; Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2080 u. 2086); Lengerke, WPK-Mitt.

2002, 96 (99). Die Vereinbarung einer Geschäftsführungsprüfung führt zur Anwendbarkeit des Fragenkata-
logs zur Prüfung nach § 53 HGrG und beinhaltet eine Prüfung des Überwachungssystems. Vgl. IDW, PS 720,
WPg 2000, 326 ff.

1211 Vgl. auch Theisen, BB 2003, 1426 (1428); WP-Handbuch 2006, P 79.
1212 Vgl. auch BT-Drs. 13/9712, S. 16 f.; Arbeitskreis „Externe und Interne Überwachung der Unternehmung“ der

Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB Beilage 11/2000, Rn. 87; Gelhausen, BFuP 1999,
390 (394 f.). Nach Ansicht von Pahlke, NJW 2002, 1680 (1684 f.) kann der Aufsichtsrat von der Möglichkeit
Gebrauch machen, dem Abschlussprüfer bei Erteilung des Prüfungsauftrags die Risikostrategie des Vorstands
als Prüfungsschwerpunkt zu benennen. Da die Überwachung der Risikostrategie originäres Aufgabengebiet
des Aufsichtsrats ist und hiermit eine weitere Kompetenzverlagerung in Richtung Abschlussprüfer verbunden
ist, wird die Vereinbarung eines derartigen Prüfungsschwerpunkts im Grundsatz abgelehnt.

1213 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, P 79.
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3.1.4.Notwendigkeit einer gesonderten Haftungsvereinbarung für die Prüfungserweite-

rung

Nach IDW PS 220 ist bei einer Erweiterung der Abschlussprüfung eine Haftungsvereinbarung

zu treffen, soweit die Haftung nach 323 HGB nicht greift.1215 Von der Anwendbarkeit des

§ 323 HGB ist abhängig, ob bei fahrlässiger Pflichtverletzung des Abschlussprüfers die Er-

satzpflicht auf 1 Mio. €  begrenzt ist. Da die Beurteilung der Geschäftsführerpflichten nach

§ 91 Abs. 2 AktG Bestandteil der Abschlussprüfung wird und diese Beurteilung bei börsen-

notierten Aktiengesellschaften im Rahmen der (Abschluss-)Prüfung erfolgt, wird im WP-

Handbuch die Auffassung vertreten, dass keine gesonderte Haftungsbeschränkung bei ent-

sprechender Prüfungserweiterung erforderlich ist.1216

Nach herrschender Meinung gilt die Haftungsbegrenzung des § 323 HGB, wenn im Rahmen

der Jahresabschlussprüfung besondere gesetzliche Prüfungen durchgeführt wurden, die Teil

der Abschlussprüfung sind (wie z. B. die Prüfung des Abhängigkeitsberichts gemäß

§ 313 AktG oder Geschäftsführungsprüfungen nach § 53 HGrG).1217 Während bei gesetzlich

vorgeschriebenen Prüfungserweiterungen eine Haftungsbeschränkung deswegen angenommen

werden kann, weil keine abweichenden Regelungen von der Haftungsbeschränkung des

§ 323 HGB existieren, greift bei nicht gesetzlich geregelter Auftragserteilung diese Begrün-

dung nicht.1218 Es ist daher aus Prüfersicht eine explizite Vereinbarung zweckmäßig, bei der

die Haftungsbegrenzung nach § 323 HGB sich auch auf die Prüfungserweiterung erstreckt.1219

Besteht keine explizite Haftungsvereinbarung für die Prüfungserweiterung, greift bei Verein-

barung der allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaften die auf 4 bzw. 5 Mio. €  begrenzte Haftung bei einem fahrlässig verursachten

Schadensfall.1220

                                                                                                                                                                                    
1214 Vgl. auch WP-Handbuch 2006, P 79.
1215 Vgl. IDW, PS 220.20, WPg 2001, 895 (897).
1216 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 72. Im Ergebnis ebenso Gelhausen, BFuP 1999, 390 (395).
1217 Vgl. Winkeljohann/Hellwege, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 323 Rn. 133; ADS, 6. Aufl., § 323 Rn. 128 u.

149.
1218 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 323 Rn. 151.
1219 Nach ADS, 6. Aufl., § 323 Rn. 151 f. wird bei gleichzeitiger Erweiterung und Erteilung des Auftrags zur

Abschlussprüfung eine konkludente Bezugnahme auf die Haftungsbegrenzung in § 323 Abs. 2 HGB ange-
nommen. Da die Erweiterung der Prüfung eine gesonderte Auftragsprüfung darstellt, ist die Haftungsbegren-
zungssumme, von deren konkludenter Vereinbarung ausgegangen wird, getrennt in Ansatz zu bringen. Nach
ADS können wegen § 323 Abs. 4 HGB Haftungsfälle, die sich im Bereich der Auftragserweiterung ergeben,
den für die Ersatzpflicht im Pflichtprüfungsbereich zur Verfügung stehenden Betrag nicht mindern.

1220 Die allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften sind
abrufbar unter http://www.idw-verlag.de/idw/generator/id=282170.html.
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3.2. Berichterstattung über das Risikomanagementsystem bei Erweiterung der Ab-

schlussprüfung

Bei der Berichterstattung über das Überwachungssystem (und ggf. über die Risikohandha-

bung) im Prüfungsbericht sind grundsätzlich die zu § 321 Abs. 4 HGB i. V. m. § 321 Abs. 1

S. 3 HGB aufgestellten Grundsätze zu beachten.1221 Angaben über die Prüfung des Überwa-

chungssystems kommen ergänzend auch im Teilbericht1222, im Management Letter1223, in

mündlicher Form sowie ggf. im Bestätigungsvermerk in Betracht1224.

3.2.1.Berichterstattung über das Überwachungssystem in einem gesonderten Abschnitt

des Prüfungsberichts

Über das Ergebnis aus Erweiterungen des Auftrags zur Abschlussprüfung, die nicht den Jah-

resabschluss oder Lagebericht betreffen, ist in einem gesonderten Abschnitt des Prüfungsbe-

richts zu berichten.1225 Der Abschnitt zum Überwachungssystem ist mit der Überschrift „Fest-

stellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrags“ zu versehen und vor dem Bestätigungs-

vermerk im Prüfungsbericht einzufügen.1226 Bei den Ausführungen über das Überwachungs-

system sind die für börsennotierte Aktiengesellschaften entwickelten Grundsätze zu beach-

ten.1227

                                                          
1221 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 16; WP-Handbuch 2006, P 146; Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2086).
1222 Die Empfänger des Teilberichts stimmen grundsätzlich mit den unmittelbaren Empfängern des Prüfungsbe-

richts überein. Vgl. WP-Handbuch 2006, Q 143. Empfänger von erstellten Teilberichten sind daher der Auf-
sichtsrat und die Geschäftsleitung. Bei GmbHs ist der Teil- bzw. Sonderbericht nach Auffassung von Win-
keljohann/Poullie allen Gesellschaftern, die zum Empfang des Prüfungsberichts berechtigt sind, unmittelbar
zuzuleiten. Vgl. Winkljohann/Poullie, in: Beck Bil-Komm., 6. Aufl., § 321 Rn. 45. In ADS, 6. Aufl., § 321
Rn. 90 wird die Ansicht vertreten, dass bei GmbH ohne Aufsichtsrat auch eine Information der Gesellschafter
in Betracht kommt.

1223 Zur Berichterstattung über das Überwachungssystem im Management Letter bei börsennotierten Aktienge-
sellschaften vgl. Kapitel B 3.3.

1224 Zur Berichterstattung über das Überwachungssystem im Bestätigungsvermerk bei börsennotierten Aktienge-
sellschaften vgl. Kapitel B 3.5.

1225 Vgl. IDW, PS 450.108, WPg 2006, 113 (123); WP-Handbuch 2006, Q 53.
1226 Vgl. IDW, PS 450.12, WPg 2006, 113 (114). Bei einer freiwilligen Prüfung des Risikofrüherkennungssy-

stems kann beispielsweise auch die Überschrift „Feststellungen aus Erweiterung des Prüfungsauftrags hin-
sichtlich des Risikofrüherkennungssystems“ gewählt werden. Vgl. auch WP-Handbuch 2006 Q 66 f. Die Tat-
sache, dass eine erweiterte Abschlussprüfung vorgenommen wurde, ist für Berichtsadressaten relevant und
sollte daher im Prüfungsbericht zum Ausdruck gebracht werden. Vgl. auch Eggemann/Konradt, BB 2000, 503
(508).

1227 Zu den Berichtspflichten nach § 321 Abs. 4 HGB vgl. Kapitel B 3.1.2.2.
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Es wird in der Literatur die Auffassung vertreten, dass der Prüfer auch ein Urteil darüber ab-

geben kann, dass ein Risikofrüherkennungs- oder Risikomanagementsystem nicht erforderlich

ist („Nulltestat“).1228 Wenn besondere Maßnahmen zur Risikoerfassung wegen der konkreten

Lage der Gesellschaft entbehrlich sind, so hätte die Bestätigung des Prüfers, dass auf ein der-

artiges System verzichtet werden kann, den Vorteil, dass eine Verminderung der Haftungsge-

fahr für die gesetzlichen Vertreter und für den Aufsichtsrat erreicht werden könnte.

Nach dem IDW PS 720 ist § 91 Abs. 2 AktG bei allen Unternehmen anwendbar, bei denen

§ 53 HGrG Anwendung findet.1229 Außerhalb des Aktienrechts geht das IDW bei sonstigen

prüfungspflichtigen Gesellschaften nicht allgemein davon aus, dass ein Risikofrüherken-

nungssystem zwingend erforderlich ist, so dass ein Nulltestat im Grundsatz möglich erscheint.

Die Geschäftsführerpflichten in Bezug auf das Risikomanagementsystem sind allerdings nicht

eindeutig bestimmbar und in der Literatur strittig. Durch ein Nulltestat verringert sich zwar für

die gesetzlichen Vertreter und den Aufsichtsrat die Haftungsgefahr, allerdings setzt der Prüfer

sich einem erhöhten Risiko aus, Schadensersatz an die Gesellschaft leisten zu müssen, wenn

nach Erteilung eines Nulltestats bisher nicht festgestellte Risiken die Entwicklung des Unter-

nehmens wesentlich beeinträchtigen.

Nach hier vertretener Auffassung ist bei mittelgroßen und großen Gesellschaften i. S. d.

§ 267 HGB ein Risikomanagementsystem erforderlich. Die Erteilung eines Nulltestats ist bei

einer Pflichtprüfung daher grundsätzlich abzulehnen.

3.2.2.Sonstige allgemeine Berichtspflichten bezüglich des Risikomanagementsystems im

Prüfungsbericht

Neben dem gesonderten Abschnitt über die Prüfungserweiterung ist bei Feststellung wesentli-

cher organisatorischer Mängel ein entsprechender Hinweis nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB auf-

grund des schwerwiegenden Gesetzesverstoßes erforderlich.1230 Bei Aktiengesellschaften liegt

ein Verstoß gegen § 91 Abs. 2 AktG vor. Da diese Regelung bei einer GmbH nicht unmittel-

bar einschlägig ist, sind bei Schwachstellen des Überwachungssystems entsprechende Anga-

                                                          
1228 Vgl. Drygala/Drygala, ZIP 2000, 297 (305).
1229 Vgl. IDW, PS 720.8, WPg 2000, 326 (327).
1230 Vgl. IDW, PS 450.106 f., WPg 2006, 113 (123).
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ben nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB unter Hinweis auf § 43 GmbHG i. V. m. § 91 Abs. 2 AktG

notwendig. Bei der GmbH & Co. KG ist der Gesetzesverstoß mit den Grundsätzen der

Schutzwirkung für Dritte i. V. m. § 43 GmbHG i. V. m. § 91 Abs. 2 AktG bzw. vereinfachend

mit der analogen Anwendung des § 91 Abs. 2 AktG zu begründen. Bei unangemessener Risi-

kohandhabung der Geschäftsführer ist § 91 Abs. 2 AktG nicht (analog) anwendbar, so dass im

Prüfungsbericht auf eine Verletzung der Geschäftsführerpflichten nach § 76 i. V. m.

§ 93 AktG bzw. § 43 GmbHG (analog) hinzuweisen ist.

Bei den Ausführungen gemäß § 321 Abs. 1 S. 3 HGB zu Gegenstand, Art und Umfang der

Abschlussprüfung sind Angaben zum erweiterten Prüfungsgegenstand erforderlich,1231 so dass

der bei der Auftragserteilung vereinbarte Prüfungsgegenstand anzugeben ist. Bei einer Prü-

fung des Überwachungssystems oder des Risikofrüherkennungssystems, d. h. bei Außeracht-

lassen der Maßnahmen zur Risikohandhabung, sind ergänzende Angaben zweckmäßig, aus

denen die Beschränkung des Prüfungsauftrags auf die Beurteilung des Überwachungs- oder

des Risikofrüherkennungssystems ersichtlich wird.1232 Werden lediglich einzelne Bereiche

oder Prozesse des Überwachungssystems beurteilt, ist dies im Prüfungsbericht zu erläutern.

3.3. Exkurs: Zusätzliche Prüfung des Überwachungssystems und Berichterstattung in

einem Sonderbericht

Nach § 111 Abs. 2 S. 2 AktG kann der Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft zur Prüfung der

Geschäftsführung für bestimmte Aufgaben besondere Sachverständige beauftragen. Entspre-

chendes gilt auch für den Aufsichtsrat anderer Gesellschaftsformen.1233 Des Weiteren können

die Aktionäre einer Aktiengesellschaft (§ 142 AktG) bzw. die Gesellschafter anderer Gesell-

schaftsformen1234 eine Sonderprüfung beschließen. Der Abschlussprüfer des Unternehmens

oder ein anderer Wirtschaftsprüfer können somit außerhalb der Abschlussprüfung beauftragt

                                                          
1231 Vgl. IDW, PS 450.54, WPg 2006, 113 (118); ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 131; WP-Handbuch 2006, Q 148.
1232 Vgl. auch Kapitel B 3.1.2.2.2.
1233 Bei einer GmbH ergibt sich dies bei einem obligatorischen Aufsichtsrat bereits aus den mitbestimmungs-

rechtlichen Verweisen auf § 171 AktG. Vgl. § 77 Abs. 1 S. 2 BetrVG 1952, § 25 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 MitbestG
1976, § 3 Abs. 2 Montan-MitbestG 1951; § 3 Abs. 1 S. 2 MitbestErgG 1956; § 3 S. 2 KAGG. Zu Personen-
gesellschaften vgl. Emmerich, HGB, hrsg. v. Horn, 2. Aufl., § 114 Rn. 37.

1234 Vgl. auch Lutter/Hommelhoff, GmbHG, 16. Aufl., § 46 Rn. 17, wonach die Kompetenzen des Aufsichtsrats
nicht die Überwachungsrechte der Gesellschaftergesamtheit verdrängen.
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werden, das Überwachungssystem des Unternehmens zu beurteilen.1235 Darüber hinaus

kommt eine solche Beauftragung auch durch die gesetzlichen Vertreter in Betracht.

Wurde der Abschlussprüfer mit einer zusätzlichen Prüfung beauftragt, so hat dieser hierüber

gesondert (d. h. nicht im Prüfungsbericht) zu berichten.1236 Im Prüfungsbericht muss auf den

Sonderbericht zum Überwachungssystem nicht hingewiesen werden.1237

Nach den IDW Prüfungsstandards ist für die Beurteilung, ob eine Erweiterung der gesetzli-

chen Abschlussprüfung oder eine zusätzliche Prüfung vorliegt, die Vereinbarung mit dem

Auftraggeber maßgeblich.1238 Für die Beurteilung ist demnach nicht entscheidend, ob die Prü-

fungshandlungen im Zusammenhang mit der Abschlussprüfung vorgenommen werden.1239

In der Literatur wird die Auffassung vertreten, dass die Vergabe eines Sonderauftrags auf jene

Fälle beschränkt werden sollte, in denen der Auftrag nicht an den Abschlussprüfer vergeben

wird oder in denen wegen des Zeitablaufs eine Durchführung parallel zur Abschlussprüfung

nicht möglich ist.1240 Da bei börsennotierten Aktiengesellschaften die Prüfung des Überwa-

chungssystems „im Rahmen der Prüfung“ zu erfolgen hat, wird danach auch bei zusätzlicher

Beauftragung die erweiterte Systemprüfung Bestandteil der Abschlussprüfung. Allerdings soll

auch in diesen Fällen aus Gründen der Rechtssicherheit im Prüfungsauftrag ausdrücklich klar-

                                                          
1235 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 78 f. Nach Ansicht von Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen,

S. 201 können auch Steuerungsmaßnahmen bzw. die Risikohandhabung Gegenstand einer freiwilligen Prü-
fung sein.

1236 Vgl. IDW, PS 450.19, WPg 2006, 113 (115); WP-Handbuch 2006, Q 55. Wenn der Abschlussprüfer von den
gesetzlichen Vertretern mit einer zusätzlichen Prüfung des Überwachungssystems beauftragt wird, sind die
gesetzlichen Vertreter ebenso wie der Aufsichtsrat Berichtsempfänger. Nach der Gesetzesbegründung zu
§ 170 AktG umfasst der Prüfungsbericht bei der Vorlage an den Aufsichtsrat auch den (Sonder-)Bericht zum
Überwachungssystem. Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 22. Zumindest für GmbHs mit obligatorischem Aufsichtsrat
gilt dies entsprechend. Dies ergibt sich aus der Hilfsfunktion des Abschlussprüfers für den Aufsichtsrat. Wird
nicht der Abschlussprüfer des Unternehmens, sondern ein anderer Wirtschaftsprüfer von den gesetzlichen
Vertretern beauftragt, besteht keine derartige Treuebindung des Prüfers zum Aufsichtsrat, so dass in diesen
Fällen eine Berichterstattung lediglich an die gesetzlichen Vertreter als Auftraggeber möglich ist.

1237 Vgl. WP-Handbuch 2006, Q 55; ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 160.
1238 Vgl. IDW, PS 450.19, WPg 2006, 113 (115). Vgl. auch WP-Handbuch 2006, Q 57.
1239 Vgl. auch ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 160.
1240 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 78; Lengerke, WPK-Mitt. 2002, 96 (99). Nach Auffassung von Gelhausen, BFuP

1999, 390 (395), ergibt sich aus der Regelung in § 317 Abs. 4 HGB, dass der Gesetzgeber eine Prüfung des
Risikofrüherkennungssystems als Bestandteil der Abschlussprüfung wertet, dass dies auch bei freiwilliger Be-
auftragung gilt und dass es sich daher um eine Vereinbarung zum Prüfungsinhalt i. S. d. § 111 Abs. 2
S. 3 AktG und damit um eine Prüfungserweiterung handelt.
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gestellt werden, dass eine erweiterte Abschlussprüfung mit der Folge einer Berichterstattung

im Prüfungsbericht vorgenommen wird.1241

Für die Möglichkeit einer zusätzlichen Prüfung mit Sonderbericht spricht, dass explizite An-

gaben zum Überwachungssystem über den gesetzlich geforderten Berichtsinhalt des Prü-

fungsberichts hinausgehen und somit nicht verlangt werden können. Allerdings ist zu beach-

ten, dass nach dem Wortlaut von § 321 Abs. 1 S. 3 HGB zwar nur die bei Durchführung der

Prüfung festgestellten Sachverhalte berichtspflichtig sind, nach herrschender Meinung jedoch

auch die bei einer „zusätzlichen“ Prüfung gewonnenen Erkenntnisse im Prüfungsbericht zu

würdigen sind.1242 Daher sind wesentliche Mängel des Überwachungssystems auch dann im

Prüfungsbericht vom Abschlussprüfer anzugeben, wenn diese im Rahmen einer zusätzlichen

Prüfung festgestellt werden. Um mögliche Meinungsverschiedenheiten über die Angaben im

Prüfungsbericht zu vermeiden, sollte der Abschlussprüfer des Unternehmens grundsätzlich

auf eine Erweiterung der Abschlussprüfung mit Berichterstattung im Prüfungsbericht hinwir-

ken.

Ebenso wie bei einer Erweiterung der Abschlussprüfung kann bei einer zusätzlichen Beauftra-

gung mit gesonderter Berichterstattung der Prüfungsgegenstand abweichend von § 317

Abs. 4 HGB geregelt und beispielsweise statt einer Prüfung des umfassenden Überwachungs-

systems eine Beurteilung einzelner Bereiche des Unternehmens (z. B. der internen Revisions-

abteilung) vereinbart werden.1243 Werden nur Teilbereiche des Überwachungssystems einer

Prüfung unterzogen, darf ein Urteil über das umfassende Überwachungssystem des Unter-

nehmens nicht in den Sonderbericht aufgenommen werden.1244 Des Weiteren empfiehlt es

sich, Ziel der Prüfung und die Zeitperiode zu vereinbaren, auf das sich das Prüfungsurteil be-

zieht.1245

Wenn die Prüfung des Überwachungssystems auf der Grundlage eines Sonderauftrags durch-

geführt wird, greift die Haftungsbeschränkung gemäß § 323 HGB nicht.1246 Es empfiehlt sich

daher, eine gesonderte Haftungsbeschränkung speziell für diesen Auftrag zu vereinbaren bzw.

                                                          
1241 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 72 (Fn. 94). Im Zweifel freiwillige Prüfungen des Risikofrüherkennungssystems

als Teil der Jahresabschlussprüfung erachtend. Brebeck, HWRP, 3. Aufl., Sp. 2071 (2080).
1242 Vgl. ADS, 6. Aufl., § 321 Rn. 70 m. w. N. Vgl. auch IDW, PS 450.37, WPg 2006, 113 (117); WP-Handbuch

2006, Q 133; Lück, BB 2001, 404 (406).
1243 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 79; Lengerke, WPK-Mitt. 2002, 96 (99).
1244 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 79.
1245 Vgl. Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 276.
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die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften zugrunde zu legen.1247

                                                                                                                                                                                    
1246 Vgl. WP-Handbuch 2006, P 80.
1247 Vgl. auch Neubeck, Die Prüfung von Risikomanagementsystemen, S. 287.
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D Entwicklungstendenzen bei der Prüfung von Risikomanagementsystemen auf-

grund der Vorgaben der EU und der US-amerikanischen Gesetzgebung sowie der

Weiterentwicklung der ISA

Nach Art 26 der neuen Prüferrichtlinie, der die bisher geltende Achte Gesellschaftsrechtliche

EU-Richtlinie von 1984 ersetzt, können die International Standards on Auditing (ISA) - ähn-

lich wie die internationalen Rechnungslegungsgrundsätze - zukünftig im Rahmen eines Aner-

kennungsverfahrens auf EU-Ebene für die direkte Anwendung in den einzelnen EU-

Mitgliedstaaten verbindlich gemacht werden.1248 Im Verhältnis zu den ISA sind allerdings

europäische (insbesondere die Prüfung des Lageberichts) sowie nationale (insbesondere die

Prüfung des Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB) Besonderheiten zu beachten.1249

Van Hulle und Lanfermann gehen davon aus, dass diese Besonderheiten sich erst „mittel- bis

langfristig durch fortgesetzte internationale Konvergenz lösen lassen (sogenanntes „ISA+“-

Konzept).“1250

Nach ISA 400 (Risk Assessment and Internal Control), der widerrufen wurde und aktuell un-

gültig ist, muss sich der Abschlussprüfer nur insoweit mit dem internen Kontrollsystem befas-

sen, wie dieses für die Abschlussaussagen relevant ist.1251 Demzufolge ist nicht das umfassen-

de Überwachungs- bzw. Kontrollsystem, sondern nur das rechnungslegungsbezogene Kon-

trollsystem für die Jahresabschlussprüfung bedeutsam. Dabei umfasst das interne Kontrollsy-

stem alle von der Unternehmensleitung festgelegten Grundsätze und Verfahren (interne Kon-

trollmaßnahmen), die von dieser eingeführt wurden mit dem Ziel der Sicherung der ordnungs-

gemäßen und wirtschaftlichen Führung des Unternehmens, einschließlich der Beachtung der

von der Unternehmensleitung aufgestellten Grundsätze, der Sicherung der Vermögenswerte,

der Verhinderung und Aufdeckung betrügerischer Handlungen und Fehler, der Richtigkeit und

Vollständigkeit der Rechnungslegungsunterlagen und der zeitnahen Erstellung verläßlicher

finanzieller Informationen.1252 Das interne Kontrollsystem umfasst nach ISA 400 das Kon-

trollumfeld (insbesondere Kontrollbewusstsein) und die Kontrollverfahren.1253

                                                          
1248 Vgl. Lanfermann, DB 2005, 2645 (2647).
1249 Vgl. van Hulle/Lanfermann, BB 2003, 1323 (1325).
1250 Van Hulle/Lanfermann, BB 2003, 1323 (1325). Vgl. hierzu auch Van Hulle/Lanfermann, WPg-Sonderheft

2003, S102 (S107).
1251 Vgl. IFAC, International Standards on Auditing (ISAs), hrsg. v. der Wirtschaftsprüferkammer, ISA 400.9.
1252 Vgl. IFAC, International Standards on Auditing (ISAs), hrsg. v. der Wirtschaftsprüferkammer, ISA 400.8.
1253 Vgl. IFAC, International Standards on Auditing (ISAs), hrsg. v. der Wirtschaftsprüferkammer, ISA 400.8.
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Das IDW hat bei der Definition des internen Kontrollsystems im IDW PS 260 die US-

amerikanische Begriffsbestimmung und nicht die Begriffsbestimmung des ISA 400 zugrunde

gelegt. Das IDW geht allerdings davon aus, dass die unterschiedlichen Definitionen des inter-

nen Kontrollsystems materiell keine Abweichungen darstellen.1254 Da nach ISA 400 nur das

für die Abschlussaussagen relevante interne Kontrollsystem zu beurteilen ist und nach § 317

Abs. 4 HGB eine Beurteilung des umfassenden Überwachungssystems (des Risikofrüherken-

nungssystems nach IDW PS 340)1255 bei börsennotierten Aktiengesellschaften erforderlich ist,

geht die Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB bei börsennotierten Unternehmen über die Erforder-

nisse der ISAs hinaus.

Im Vergleich zu den ISA ergeben sich weitere Besonderheiten im deutschen Recht durch die

Erstellung eines Prüfungsberichts.1256 Da die Berichterstattung über festgestellte Mängel des

Überwachungssystems nach § 321 Abs. 4 HGB bzw. § 321 Abs. 1 S. 3 HGB im Prüfungsbe-

richt zu erfolgen hat, ein Prüfungsbericht allerdings nach den ISAs nicht angefertigt werden

muss, ist fraglich, inwieweit eine Prüfung des Überwachungssystems zukünftig sinnvoll ist.

Nach ISA 400 hat der Abschlussprüfer schriftlich (im Management Letter) bzw. zumindest

mündlich die Geschäftsleitung über Schwachstellen des Rechnungswesens und des internen

Kontrollsystems zu unterrichten.1257 Hierbei hat der Abschlussprüfer darauf hinzuweisen, dass

nur über Systemschwächen berichtet wird, die er im Rahmen seiner Prüfungstätigkeit aufge-

deckt hat, und die Abschlussprüfung nicht das Ziel hatte, die Angemessenheit des internen

Kontroll- bzw. Überwachungssystems für Zwecke der Unternehmensleitung zu beurteilen.1258

Nach ISA 400 ist somit ebenso wie nach dem IDW PS 4501259 auf die Einschränkungen bei

der Beurteilung des Überwachungssystems hinzuweisen.

Sofern nur das rechnungslegungbezogene interne Kontrollsystem in die Abschlussprüfung

einbezogen wird, stellt sich die Frage, wie dieses System vom umfassenderen Überwachungs-

system abgegrenzt werden kann. Zutreffend weist Horváth darauf hin, dass beispielsweise

Ausschusskontrollen in der Produktion oder Kontrollen betreffend der Einhaltung von Pa-

tentlaufzeiten zwar nicht Teil des Rechnungswesens sind, allerdings für die Ordnungsmäßig-

                                                          
1254 Vgl. IDW, PS 260.82, WPg 2001, 821 (830). Ebenso Horváth, WPg-Sonderheft 2003, S211 (S214).
1255 Vgl. IDW, PS 340, WPg 1999, 658 ff.
1256 Vgl. auch IDW, PS 210.68, WPg 2003, 655 (663).
1257 Vgl. IFAC, International Standards on Auditing (ISAs), hrsg. v. der Wirtschaftsprüferkammer, ISA 400.49.
1258 Vgl. IFAC, International Standards on Auditing (ISAs), hrsg. v. der Wirtschaftsprüferkammer, ISA 400.49.
1259 Vgl. IDW PS 450.66, WPg 2006, 113 (119), wobei die Textziffer sich grundsätzlich sowohl auf börsenno-

tierten als auch nicht börsennotierten Unternehmen bezieht.
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keit der Rechnungslegung wichtig sind bzw. sein können.1260 Das rechnungslegungsbezogene

interne Überwachungssystem hängt im Ergebnis von der subjektiven Einschätzung ab, welche

Überwachungsmaßnahmen sich auf die Rechnungslegung auswirken können. Die Einführung

neuer Berichtspflichten (insbesondere bei der Lageberichterstattung) führt zudem zu einer

Erweiterung des rechnungslegungsbezogenen internen Überwachungssystems, so dass kaum

eine klare Abgrenzung des rechnungslegungsbezogenen internen Überwachungssystems vom

umfassenden Überwachungssystem bzw. Risikomanagementsystem möglich ist.1261

Für einen Bestätigungsvermerk, der ab dem 31.12.2006 nach den ISA erteilt wird, ist die Neu-

fassung des ISA 7001262 zu beachten. Danach ist zukünftig eine Aussage zum internen Kon-

trollsystem im Bestätigungsvermerk vorgesehen. Zukünftig soll der Bestätigungsvermerk ei-

nen Abschnitt zur Verantwortlichkeit der Geschäftsleitung für die Ordnungsmäßigkeit des

Jahresabschlusses nach den ISA enthalten, wobei im Bestätigungsvermerk betont wird, dass

diese Verantwortlichkeit auch die Aufrechterhaltung interner Überwachungsmaßnahmen um-

fasst, die gewährleisten, dass der Jahresabschluss keine wesentlichen Fehler enthält. Zur Ver-

antwortlichkeit des Abschlussprüfers ist im Bestätigungsvermerk anzugeben, dass dieser die

Prüfung derart geplant und geprüft hat, um mit hoher Wahrscheinlichkeit zu bestätigen, dass

der Jahresabschluss keine wesentlichen Fehler enthält. Zur Erläuterung des Prüfungsansatzes

ist im Bestätigungsvermerk insbesondere anzugeben, dass bei der Risikobeurteilung, ob ein

wesentlicher Fehler im Jahresabschluss vorliegt, der Abschlussprüfer auch die für den Jahres-

abschluss relevanten internen Überwachungsmaßnahmen beurteilt, um unter den jeweiligen

Umständen angemessene Prüfungshandlungen durchzuführen, nicht jedoch um ein Urteil über

die Effektivität des internen Überwachungssystems abzugeben. Zwar werden die Verantwort-

lichkeiten von Geschäftsleitung und Abschlussprüfer präzisiert, allerdings wird wie bisher im

Bestätigungsvermerk nur die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses bestätigt und kein

Urteil zum internen (abschlussbezogenen) Überwachungssystem abgegeben.

                                                          
1260 Vgl. Horváth, WPg-Sonderheft 2003, S211 (S214 f.).
1261 Nach Ansicht von Heese, WPg-Sonderheft 2003, S223 (227 ff.) ist im Rahmen eines prozessorientierten

Prüfungsansatzes entscheidend, wie die Schlüsselrisiken durch die Unternehmensleitung und Überwachungs-
organe erfasst und ob die Maßnahmen zum Risikomanagement als angemessen erscheinen. Die aus den Ge-
schäftsrisiken abgeleiteten Prüfungsrisiken werden sodann identifiziert und die eingerichteten Steuerungs-
und Überwachungsmaßnahmen analysiert; rechnungslegungsbezogene Bereiche müssen geprüft werden. Nach
seiner Auffassung wird insbesondere der COSO-Report zum Risikomanagement (COSO II) dazu führen, dass
nicht nur die Risikofrüherkennung, sondern auch die Risikohandhabung stärker in den Vordergrund rücken
wird.

1262 Abrufbar im Internet unter http://www.ifac.org.
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Auf der EU-Ebene wird derzeit untersucht, ob der Prüfer im Rahmen der Abschlussprüfung

auch eine Aussage zum internen Kontroll- bzw. Überwachungssystem abgeben sollte.1263 Ne-

ben der Fortentwicklung der ISA ist hierbei auch die Rechtsentwicklung in den USA (insbe-

sondere das Sarbanes-Oxley Act of 2002) von Bedeutung.1264

Eine Beurteilung des umfassenden Kontroll- bzw. Überwachungssystems durch den Ab-

schlussprüfer ist nach US-amerikanischem Börsengesetz bzw. dessen Ausführungsbestim-

mungen1265 ebensowenig wie nach den ISAs notwendig. Der Sarbanes-Oxley Act of 2002 und

insbesondere die hierzu erlassenen Verordnungen unterscheiden zwischen (Publizitäts-)Kon-

trollen, die die Richtigkeit der bei der Börsenaufsicht SEC einzureichenden Informationen

sicherstellen sollen (Disclosure Controls), und den jahresabschlussbezogenen Kontrollen (In-

ternal Control over Financial Reporting [US-GAAP]).1266 Während das Sarbanes-Oxley Act

of 2002 undifferenziert an mehreren Stellen von interner Überwachung spricht, definieren die

Ausführungsbestimmungen der SEC die relevanten Kontrollen auf der Grundlage des COSO-

Reports.1267 Nach Auffassung der SEC umfassen die Publizitätskontrollen grundsätzlich einen

weiteren Anwendungsbereich als die jahresabschlussbezogenen Kontrollen, da die bei der

SEC einzureichenden Berichte nicht nur den Jahresüberschuss, sondern zudem weitergehende

Informationen enthalten.1268 Allerdings kann die Ausgestaltung interner Kontrollen in den

jeweiligen Unternehmen dazu führen, dass nicht sämtliche Elemente des jahresabschlussbe-

zogenen Kontrollsystems Gegenstand des internen Publizitätskontrollsystem sind (z. B. Kon-

trollen zur Sicherstellung von Vermögenswerten).1269 Publizitätskontrollen umfassen nicht die

Gesamtheit interner Kontrollen, insbesondere sind die Kontrollziele Effektivität und Effizienz

                                                          
1263 Vgl. EU-Kommission, Mitteilung v. 21.5.2003: „Abschlussprüfung von Unternehmensabschlüssen: Kommis-

sion nennt zehn Prioritäten zur Verbesserung der Qualität der Abschlussprüfung und zum Schutz der Anle-
ger“ u. Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament, 2003 C 236/02, ABl. EU v.
2.10.2003, L 236/2 (6). Vgl. auch van Hulle/Lanfermann, BB 2003, 1323 (1326) u. WPg-Sonderheft 2003,
S102 (S108).

1264 Vgl. auch Van Hulle/Lanfermann, WPg Sonderheft 2003, S102 ff.
1265 Vgl. SEC, Certification of Disclosure in Companies' Quarterly and Annual Reports, Release Nos. 33-8124,

34-46427, IC-25722, File No. S7-21-02 sowie Management’s Reports on Internal Control Over Financial Re-
porting and Certification of Disclosure in Exchange Act Periodic Reports, Release Nos. 33-8238, 34-47986,
IC-26068, File No. S7-40-02; S7-06-03.

1266 Vgl. auch Gruson/Kubicek, AG 2003, 393 f.; Heese, WPg-Sonderheft 2003, S223 (S224).
1267 Vgl. insbesondere SEC, Management's Reports on Internal Control Over Financial Reporting and Certificati-

on of Disclosure in Exchange Act Periodic Reports, release nos. 33-8238, 34-47986, Gliederungspunkt II A.
Vgl. auch Gruson/Kubicek, AG 2003, 393 (396).

1268 Vgl. SEC, Certification of Disclosure in Companies' Quarterly and Annual Reports, Release Nos. 33-8124,
34-46427, IC-25722, File No. S7-21-02, III B.

1269 Vgl. SEC, Management’s Reports on Internal Control Over Financial Reporting and Certification of Disclo-
sure in Exchange Act Periodic Reports, Release Nos. 33-8238, 34-47986, IC-26068, File No. S7-40-02; S7-
06-03, II D.
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der Geschäftstätigkeit und Einhaltung von Gesetzen und sonstigen Regelungen (ausgenom-

men Börsengesetze) nicht vollumfänglich Gegenstand der Publizitätskontrollen.1270

Nach Section 302 des Sarbanes-Oxley Acts of 2002 und den hierzu ergangenen Ausführungs-

bestimmungen1271 haben der Vorstandsvorsitzende (principal executive officer) und der Fi-

nanzvorstand (principal financial officer) oder Manager in ähnlichen Positionen neben der

Richtigkeit der bei der SEC vierteljährlich oder jährlich einzureichenden Unterlagen zu bestä-

tigen, dass interne Kontrollen eingerichtet wurden, die sicherstellen, dass wesentliche Infor-

mationen des börsennotierten Unternehmen oder eines in den Konzernabschluss einzubezie-

henden Tochterunternehmens ihnen zur Kenntnis gelangen (Publizitätskontrollen) und dass

der nach US-GAAP erstellte (Quartals- oder Jahres-)Abschluss unter Beachtung angemesse-

ner Sicherheit ordnungsgemäß ist (jahresabschlussbezogene Kontrollen).1272 Vorstandsvorsit-

zender und Finanzvorstand müssen darlegen, dass sie die Effektivität der internen Publizitäts-

kontrollen und -verfahren beurteilt haben und ihre Einschätzung über die Effektivität der in-

ternen Publizitätkontrollen (zum Quartals- oder Jahresende) in dem Bericht zutreffend ist.1273

Des Weiteren muss versichert werden, dass in dem einzureichenden Bericht wesentliche Ver-

änderungen des jahresabschlussbezogenen Kontrollsystems im abgelaufenen Quartal bzw. im

vierten Quartal bei Jahresberichten angegeben werden.1274 Vorstandsvorsitzender und Finanz-

vorstand haben des Weiteren zu bestätigen, dass sie gegenüber dem Audit Committee (bzw.

einem ähnlichen Gremium) und gegenüber dem Abschlussprüfer wesentliche Schwachstellen

des jahresabschlussbezogenen Kontrollsystems sowie betrügerisches Handeln des Manage-

                                                          
1270 Vgl. SEC, Management’s Reports on Internal Control Over Financial Reporting and Certification of Disclo-

sure in Exchange Act Periodic Reports, Release Nos. 33-8238, 34-47986, IC-26068, File No. S7-40-02; S7-
06-03, II D.

1271 Vgl. SEC, Certification of Disclosure in Companies' Quarterly and Annual Reports, Release Nos. 33-8124,
34-46427, IC-25722, File No. S7-21-02 sowie Management’s Reports on Internal Control Over Financial Re-
porting and Certification of Disclosure in Exchange Act Periodic Reports, Release Nos. 33-8238, 34-47986,
IC-26068, File No. S7-40-02; S7-06-03.

1272 Vgl. SEC, Management’s Reports on Internal Control Over Financial Reporting and Certification of Disclo-
sure in Exchange Act Periodic Reports, Release Nos. 33-8238, 34-47986, IC-26068, File No. S7-40-02; S7-
06-03, Certifications. Vgl. auch Hütten/Stromann, BB 2003, 2223 (2225) u. Gruson/Kubicek, AG 2003, 393
(396 f.).

1273 Vgl. SEC, Management’s Reports on Internal Control Over Financial Reporting and Certification of Disclo-
sure in Exchange Act Periodic Reports, Release Nos. 33-8238, 34-47986, IC-26068, File No. S7-40-02; S7-
06-03, Certifications. Zu diesem Themenkomplex vgl. auch Lanfermann/Maul, DB 2002, 1725 (1729); Gru-
son/Kubicek, AG 2003, 393 ff.

1274 Vgl. Vgl. SEC, Management’s Reports on Internal Control Over Financial Reporting and Certification of
Disclosure in Exchange Act Periodic Reports, Release Nos. 33-8238, 34-47986, IC-26068, File No. S7-40-
02; S7-06-03, Certifications.
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ments oder anderer Angestellter, die eine wichtige Funktion im internen jahresabschlussbezo-

genen Kontrollsystem wahrnehmen, dargelegt haben.1275

Nach Section 404 des Sarbanes-Oxley Acts of 2002 und der zugehörigen Ausführungsbe-

stimmung1276 umfassen die jährlich bei der SEC einzureichenden Unterlagen einen Bericht

zum Kontrollsystem. In diesem Bericht ist anzugeben,

(a) dass die Unternehmensleitung die Verantwortung für die Einrichtung angemessener jah-

resabschlussbezogener Kontrollen trägt,

(b) eine Aussage zum verwendeten Rahmenkonzept (z. B. COSO-Report), den die Unter-

nehmensleitung verwendet hat, um die Effektivität der jahresabschlussbezogenen Kon-

trollen zu beurteilen,

(c) die von der Unternehmensleitung vorzunehmende Einschätzung der Effektivität interner

jahresabschlussbezogener Kontrollen zum Ende des abgelaufenen Geschäftsjahrs, insbe-

sondere eine Einschätzung, ob die jahresabschlussbezogenen Kontrollen effektiv sind,

und ggf. eine Darstellung wesentlicher Schwachstellen,

(d) eine Aussage, dass der Abschlussprüfer der Gesellschaft einen Bericht (attestion re-

port)1277 über die jahresabschlussbezogenen Kontrollen verfasst hat, wobei dieser Bericht

als Teil des jährlichen Berichts des Unternehmens der Börsenaufsicht zuzuleiten ist.

                                                          
1275 Vgl. Sarbanes-Oxley Acts of 2002, Section 302 (a) (5); SEC, Management’s Reports on Internal Control

Over Financial Reporting and Certification of Disclosure in Exchange Act Periodic Reports, Release Nos. 33-
8238, 34-47986, IC-26068, File No. S7-40-02; S7-06-03, Certification.

1276 Vgl. SEC, Management’s Reports on Internal Control Over Financial Reporting and Certification of Disclo-
sure in Exchange Act Periodic Reports, Release Nos. 33-8238, 34-47986, IC-26068, File No. S7-40-02; S7-
06-03. Vgl. hierzu auch Gruson/Kubicek, AG 2003, 393 (396 ff.); Hütten/Stromann, BB 2003, 2223 (2225).
Für deutsche Unternehmen, die bei der SEC registriert sind, ist der jährliche Bericht über die jahresab-
schlussbezogenen Kontrollen und der zugehörige Bestätigungsbericht zu diesen internen Kontrollen bzw. der
erweiterte Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für nach dem 14. April 2005 endende Geschäftsjahre zu
erstellen. Vgl. SEC, Management’s Reports on Internal Control Over Financial Reporting and Certification of
Disclosure in Exchange Act Periodic Reports, Release Nos. 33-8238, 34-47986, IC-26068, File No. S7-40-
02; S7-06-03, Compliance Dates. Vgl. auch Gruson/Kubicek, AG 2003, 393 (396). Für eine Vielzahl der
Unternehmen, die an der amerikanischen Börse notiert sind, ist dies bereits für nach dem 14. Juni 2004 en-
dende Geschäftsjahre erforderlich.

1277 Zur Prüfung und Berichterstattung über das jahresabschlussbezogene Kontrollsystem vgl. Public Company
Accounting Oversight Board, Proposed Auditing Standard – An audit of Internal Control Over Financial Re-
porting in Conjunction With an Audit of Financial Statements, PCAOB Rulemaking Docket Matter No. 8,
Release No. 2003-017, October 7, 2003 sowie AICPA, Proposed Statements on Auditing Standards – Au-
diting an Entity’s Internal Control Over Financial Reporting in Conjunction With the Financial Statement
Audit and Amendment to Statement on Auditing Standards No. 100, Interim Financial Information and Pro-
posed Statement on Standards For Attestion Engagements – Reporting on an Entity’s Internal Control over
Financial Reporting. Kritisch zum Berichtsentwurf des Public Company Accounting Oversight Board IDW,
WPg 2003, 1393 ff. Danach ist insbesondere nicht nur eine Beurteilung der von der Geschäftsleitung vorzu-
nehmenden Einschätzung der abschlussbezogenen Kontrollen, sondern auch eine Beurteilung der abschluss-
bezogenen Kontrollen selbst notwendig.
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Der Abschlussprüfer hat die Richtigkeit der Angaben dieses Berichts zum jahresabschlussbe-

zogenen Kontrollsystem zu bestätigen und über die Einschätzungen des Managements zu be-

richten, wobei diese Aufgabe des Abschlussprüfers keinen gesonderten Auftrag zur Ab-

schlussprüfung darstellt1278.

Im Schrifttum wird überwiegend die Ansicht vertreten, dass das nach US-amerikanischem

Börsengesetz relevante interne Kontrollsystems (Publizitätskontrollen und jahresabschlussbe-

zogene Kontrollen) über das nach § 91 Abs. 2 AktG einzurichtende System hinausgeht, da

nach US-amerikanischem Börsenrecht keine Beschränkung auf bestandsgefährdende Ent-

wicklungen vorgenommen wird.1279 Dem ist entgegenzuhalten, dass § 91 Abs. 2 AktG vom

Vorstand die Früherkennung bestandsgefährdender Entwicklungen verlangt und nach der Ge-

setzesbegründung des § 91 Abs. 2 AktG zu den bestandsgefährdenden Entwicklungen neben

Unrichtigkeiten der Rechnungslegung auch insbesondere risikobehaftete Geschäfte und Ver-

stöße gegen gesetzliche Vorschriften gezählt werden, die sich auf die Vermögens-, Finanz-

und Ertragslage der Gesellschaft wesentlich auswirken.1280 Das nach § 91 Abs. 2 AktG einzu-

richtende Überwachungssystem (hier definiert i. S. d. COSO-Reports) umfasst daher die Pu-

blizitätskontrollen und die jahresabschlussbezogenen Kontrollen.

Gegenstand der Jahresabschlussprüfung SEC-notierter Unternehmen ist lediglich das jahres-

abschlussbezogene Kontrollsystem. Nach § 317 Abs. 1 S. 1 HGB ist die Ordnungsmäßigkeit

der Buchführung1281 Prüfungsgegenstand, wobei die Buchführung als Element bzw. Teil des

internen Kontrollsystems aufgefasst wird1282. Zudem ist die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-

schlusses unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung nach § 322 Abs. 3

S. 1 HGB im Bestätigungsvermerk zu bestätigen, so dass grundsätzlich auch rechnungsle-

gungsbezogene Überwachungsmaßnahmen Gegenstand des Bestätigungsvermerk sind.1283 Im

Ergebnis bestehen im deutschen Recht bereits vergleichbare Regelungen zu den Vorgaben der

SEC,1284 wobei den US-amerikanischen Vorschriften zur Prüfung der jahresabschlussbezoge-

                                                          
1278 Vgl. Sarbanes-Oxley Acts of 2002, Section 404 (b). Vgl. auch Lanfermann/Maul, DB 2002, 1725 (1727);

Heese, WPg-Sonderheft 2003, S223 (229).
1279 Vgl. Gruson/Kubicek, AG 2003, 393 (395); Lanfermann/Maul, DB 2002, 1725 (1727, 1729); Salzberger,

WiSt 2003, 165.
1280 Vgl. BT-Drs. 13/9712, S. 15.
1281 Zur Definition der Buchführung vgl. Kapitel B 2.1.2.2.2.1.
1282 Vgl. IDW, PS 300.15, WPg 2001, 898 (900).
1283 Vgl. auch Berenz/Voit, WPg 2003, 1233 ff.
1284 Nach Ansicht von Gruson/Kubicek, AG 2003, 393 (399) werden die in Section 404 des Sarbanes-Oxley Acts

of 2002 vorgesehenen Anforderungen von den in § 91 AktG, § 317 Abs. 4 HGB und § 321 Abs. 4 HGB vor-
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nen Kontrollen faktisch höhere Bedeutung zukommt, da erhöhte Haftungsgefahr für die Ge-

schäftsleitung und für den Abschlussprüfer bei Verletzung der US-amerikanischen Börsenbe-

stimmungen besteht und eine Beurteilung der jahresabschlussbezogenen Kontrollen sowie die

zugehörige Berichterstattung explizit vorgeschrieben ist.

Bei börsennotierten Aktiengesellschaften geht die nach § 317 Abs. 4 HGB erforderliche Be-

urteilung des Überwachungssystems und die zugehörige Berichterstattung nach § 321

Abs. 4 HGB im Prüfungsbericht über die Anforderungen der SEC hinaus. Zwar wird hier-

durch die Verantwortlichkeit des Abschlussprüfers erhöht, allerdings entfällt die schwierige

Abgrenzung der rechnungslegungsbezogenen Überwachungsmaßnahmen vom übrigen Über-

wachungssystem. Die Berichterstattung über das Überwachungssystem im Prüfungsbericht

sorgt dafür, dass Betriebsinterna nur begrenzt an die Öffentlichkeit gelangen und dass die für

die Überwachung der Geschäftsleitung zuständigen Aufsichtsräte über Mängel des Überwa-

chungs- bzw. Risikomanagementsystem informiert werden.

                                                                                                                                                                                    
gesehenen Verpflichtungen zur Buchführung und zur Einrichtung eines internen Kontrollsystems und dessen
Überprüfung weitgehend erfasst.
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Zusammenfassung

- Risiken als Abbildungsobjekte im Jahresabschluss und im Lagebericht

Risiken der künftigen Entwicklung sind im Jahresabschluss einzelfallbezogen, insbesondere

durch Rückstellungen und außerordentliche Abschreibungen sowie im Rahmen der Beurtei-

lung der Going Concern-Annahme zu berücksichtigen. Bei der Auswahl und Darstellung der

im Lagebericht abzubildenden Risiken ist vorrangig auf die vom Risikomanagementsystem

generierten Informationen zurückzugreifen.

- Pflicht des Vorstands zur Einrichtung eines Überwachungssystems nach § 91

Abs. 2 AktG

Der Anwendungsbereich des § 91 Abs. 2 AktG umfasst nicht nur das Risikofrüherkennungs-

system, sondern erstreckt sich auf das umfassendere Überwachungssystem. Die Einrichtung

eines Überwachungssystems durch den Vorstand stellt nach dem Wortlaut des § 91

Abs. 2 AktG eine geeignete Maßnahme zur Früherkennung bestandsgefährdender Entwick-

lungen dar. Bei der Festlegung des Anwendungsbereichs von § 91 Abs. 2 AktG bzw. der De-

finition des Überwachungssystems kann auf die international übliche Begriffsbestimmung des

COSO-Reports zurückgegriffen werden, die ebenfalls der Begriffsbestimmung des internen

Kontrollsystems im IDW PS 260 dient.

Die Risikohandhabung ist nicht Gegenstand der Vorstandsverpflichtung nach § 91

Abs. 2 AktG. Dies ist insbesondere aus dem Wortlaut des § 91 Abs. 2 AktG (Früherkennung

bestandsgefährdender Maßnahmen) und aus der Neufassung der Überschrift des § 91 AktG

(„Organisation; Buchführung“) ableitbar.

- Verpflichtung des Vorstands zur Einrichtung eines Risikomanagementsystems nach

§ 76 Abs. 1 i. V. m. § 93 AktG

Für den Vorstand einer Aktiengesellschaft besteht die Verpflichtung, ein geeignetes Risiko-

managementsystem einzurichten. Diese Verpflichtung ergibt sich aus § 76 Abs. 1 i. V. m. § 93
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Abs. 1 S. 1 u. Abs. 2 S. 1 AktG und hat schon vor der Neuregelung des § 91 Abs. 2 AktG be-

standen.

Prüfung des Risikomanagementsystem bei börsennotierten Aktiengesellschaften:

- Vorstandsverpflichtung nach § 91 Abs. 2 AktG als Prüfobjekt nach § 317 Abs. 4 HGB

Das nach § 91 Abs. 2 AktG einzurichtende Überwachungssystem ist Gegenstand der Prüfung

nach § 317 Abs. 4 HGB. Die Risikohandhabung des Vorstands ist daher bei börsennotierten

Unternehmen kein unmittelbarer Prüfungsgegenstand des Abschlussprüfers. Die Überwa-

chung der Risikohandhabung des Vorstands obliegt in erster Linie dem Aufsichtsrat.

- Notwendige Auseinandersetzung mit der Risikohandhabung im Rahmen der Ab-

schlussprüfung börsennotierter Aktiengesellschaften

Zwar ist die Risikohandhabung nicht Gegenstand der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB,

gleichwohl hat der Abschlussprüfer bei der Beurteilung des Überwachungssystems nach § 317

Abs. 4 HGB und bei der Prüfung des Lageberichts nach § 317 Abs. 2 HGB sich mit den risi-

kopolitischen Maßnahmen auseinanderzusetzen, da Informationen über die Risikohandhabung

bei der Beurteilung der unmittelbaren Prüfungsobjekte als wesentliche Informationsgrundlage

für den Abschlussprüfer zu erfragen sind. Erkennt der Prüfer hierbei Anhaltspunkte für unan-

gemessene Risikohandhabung, ist er nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB verpflichtet, den Sachver-

halt im Prüfungsbericht darzustellen. Während derartige Berichtspflichten in der einschlägi-

gen Literatur kaum untersucht werden oder mit der Überwachungspflicht des Aufsichtsrats

abgelehnt werden, gebieten im Einzelfall sowohl die gesetzlichen Vorschriften als auch die

Erwartungen an die Abschlussprüfung den Einbezug der Risikohandhabung in die Berichter-

stattung des Abschlussprüfers.

Geeignete Kriterien für die Frage, ob die Risikohandhabung zweckmäßig gewesen ist bzw.

der Entscheidungsspielraum des Vorstands überschritten wurde, sind in praxi schwierig zu

ermitteln. Nur in Ausnahmefällen können risikopolitische Entscheidungen als unangemessen
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charakterisiert werden (z. B. Grundstücksverkauf ohne Forderungsabsicherung, Kauf einer

Beteiligung mit zweifelhafter Finanzierung).

- Die Prüfung des Überwachungssystems nach § 317 Abs. 4 HGB als Systemprüfung

Bei der Systemprüfung nach § 317 Abs. 4 HGB stehen in erster Linie organisatorische Rege-

lungen im Vordergrund. Dies korrespondiert mit der Vorstandsverpflichtung nach § 91

Abs. 2 AktG, die nach der Überschrift des § 91 AktG eine Regelung zur Organisation betrifft.

Der Abschlussprüfer hat zunächst die getroffenen Maßnahmen nach § 91 Abs. 2 AktG festzu-

stellen, sodann deren Eignung sowie die Einhaltung der vorgesehenen Maßnahmen zu beur-

teilen. Am Schwierigsten gestaltet sich hierbei die Beurteilung, ob die nach § 91 Abs. 2 AktG

getroffenen Maßnahmen geeignet sind. In der Regel wird dem Abschlussprüfer nur ein Urteil

darüber möglich sein, ob notwendige Überwachungsmaßnahmen eingerichtet worden sind

bzw. ein angemessenes Überwachungssystem vorliegt.

- Vergleich zwischen der Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB und der Geschäftsführungs-

prüfung nach § 53 HGrG

Die Prüfung des Überwachungssystems stellt einen Bestandteil der Geschäftsführungsprüfung

nach § 53 HGrG dar. Neben dem Überwachungssystem ist bei einer Geschäftsführungsprü-

fung nach § 53 HGrG beispielsweise die angemessene Berichterstattung der gesetzlichen

Vertreter an den Aufsichtsrat nach § 90 AktG oder die Beachtung von Zustimmungsvorbe-

halten zu beurteilen. Da sowohl nach § 317 Abs. 4 HGB als auch nach § 53 HGrG im Grund-

satz keine Prüfung der Zweckmäßigkeit der Geschäftsführungsentscheidungen statt findet,

sondern nur die hierfür getroffene Entscheidungsvorbereitung untersucht wird, gelten für bei-

de Prüfungen ähnliche Beschränkungen.
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- Berichterstattung über das Risikomanagementsystem im Prüfungsbericht

Sofern der Abschlussprüfer Zweifel hat, ob die durchgeführten oder vorgesehenen Maßnah-

men der Geschäftsleitung geeignet sind, eine schwierige wirtschaftliche Lage des Unterneh-

mens zu verbessern, ist es im Einzelfall zweckmäßig, neben der bestandsgefährdenden bzw.

entwicklungsbeeinträchtigenden Tatsache die getroffenen oder geplanten Maßnahmen zur

Risikobewältigung im Prüfungsbericht darzustellen. Sofern bereits geeignete Maßnahmen zur

Krisenbewältigung aus der Sicht des Prüfers durchgeführt worden sind, liegt keine berichts-

pflichtige Bestandsgefährdung bzw. Entwicklungsbeeinträchtigung bei dem zu prüfenden

Unternehmen vor.

Festgestellte Mängel des Überwachungssystems oder Anhaltspunkte für unangemessene risi-

kopolitische Maßnahmen des Vorstands lösen Berichtspflichten nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB

aus. Liegen wesentliche Mängel des Überwachungssystems vor, ist wegen des gesonderten

Berichtsabschnitts nach § 321 Abs. 4 HGB in der Vorwegberichterstattung nach § 321 Abs. 1

S. 3 HGB lediglich ein Hinweis auf den bestehenden Gesetzesverstoß aufzunehmen.

Die Berichterstattung nach § 321 Abs. 4 HGB beinhaltet ein Urteil über das Überwachungssy-

stem und im Einzelfall die Darstellung zu verbessernder Bereiche des Überwachungssystems

(einschließlich Beschreibung festgestellter Mängel). Ausführungen zu Bereichen mit Verbes-

serungsbedarf sind bei einem negativen Prüfungsurteil zwingend erforderlich, kommen aber

auch bei einem positiven Prüfungsurteil in Betracht. Bei einem positiven Prüfungsurteil wei-

sen Ausführungen zu Bereichen mit Verbesserungsbedarf im Prüfungsbericht (statt im Mana-

gement Letter) den Vorzug auf, dass die Berichtsempfänger sowohl über die Qualität des

Überwachungssystems als auch über den Beurteilungsmaßstab des Prüfers informiert werden.

Insofern kann die Problematik, dass keine allgemein verbindlichen Beurteilungsmaßstäbe für

Überwachungssysteme existieren, abgemildert werden. Eine vom Prüfer abweichende Auffas-

sung der Geschäftsleitung über die Eignung bestimmter Überwachungsmaßnahmen ist unter

dem Gesichtspunkt einer unparteiischen Berichterstattung darzulegen.

Prüfungsbegleitende und einzelfallbezogene Beratungsleistungen des Abschlussprüfers zur

Verbesserung des Überwachungssystems gefährden die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers

nicht. Hingegen ist die „flächendeckende“ Beratung in Bezug auf das Risikomanagementsy-
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stem und die gleichzeitige Prüfung nach § 317 Abs. 4 HGB mit dem Unabhängigkeitspostulat

nicht vereinbar.

- Berichterstattung über das Risikomanagementsystem im Teilbericht, im Management

Letter sowie in der Schlussbesprechung und Bilanzsitzung

Die Berichterstattung über das Risikomanagementsystem im Teilbericht, im Management

Letter sowie in der Schlussbesprechung und Bilanzsitzung verbessern die Zusammenarbeit

mit dem Aufsichtsrat und Vorstand und ist insofern positiv zu bewerten. Allerdings ist die

gesetzliche Pflicht zur Berichterstattung im Prüfungsbericht nach § 321 HGB zu beachten, so

dass keine Rechtsgrundlage dafür besteht, bestimmte Informationen nicht bzw. nicht in derart

klarer Form im Prüfungsbericht darzustellen, sondern auf andere Berichtsinstrumente zu ver-

lagern.

- Berichterstattung über das Risikomanagementsystem im Bestätigungsvermerk

Die Berichterstattung über das Überwachungssystem hat nach § 321 Abs. 4 HGB in erster

Linie im Prüfungsbericht zu erfolgen. Beeinträchtigen Einwendungen gegen das Überwa-

chungssystem auch die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung oder die Ordnungsmäßigkeit des

Lageberichts, ist der Bestätigungsvermerk einzuschränken oder zu versagen. Wenn die

Schwachstellen im Überwachungssystem nicht die Buchführungsabteilung betreffen, ist bei

der Versagung oder Einschränkung des Bestätigungsvermerks der Hinweis auf die Verletzung

der Buchführungspflichten nicht ausreichend (z. B. bei Mängel des Überwachungssystems in

der Vertriebsabteilung), sondern es ist durch Angabe des konkreten Einwands die Einschrän-

kung/Versagung des Bestätigungsvermerks in Bezug auf die Verletzung der Buchführungs-

bzw. Lageberichtspflichten zu spezifizieren.
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Prüfung des Risikomanagementsystems nicht börsennotierter Gesellschaften:

- Verpflichtung für die Geschäftsleitung einer GmbH oder GmbH & Co. KG zur Ein-

richtung eines Risikomanagementsystems

Die Geschäftsführer einer GmbH oder GmbH & Co. KG haben im Grundsatz ebenso wie der

Vorstand einer Aktiengesellschaft ein Risikomanagementsystem einzurichten. Zwar ist § 91

Abs. 2 AktG bei diesen Gesellschaftsformen nicht unmittelbar anwendbar, allerdings entfaltet

§ 91 Abs. 2 AktG nach dessen Gesetzesbegründung Ausstrahlungswirkung auf andere Gesell-

schaftsformen. Die allgemeinen Geschäftsführerpflichten bestehen im Grundsatz unabhängig

von der Rechtsform. Besonderheiten ergeben sich bei der GmbH und GmbH & Co. KG da-

durch, dass die Gesellschafter regelmäßig größeren Einfluss auf die Geschäftsführung haben.

Gleichwohl obliegt die laufende Überwachung und die Risikoidentifikation den Geschäftsfüh-

rern. Bei Weisungen der Gesellschafter obliegt die Verantwortung, diese über nachteilige

Auswirkungen der Weisungen zu informieren, den Geschäftsführern.

Bei mittelgroßen und großen GmbHs und GmbH & Co. KGs besteht die Pflicht zur Einrich-

tung eines systematischen Risikomanagementsystems, da eine ordnungsgemäße Risikobe-

richterstattung im Lagebericht grundsätzlich ein geeignetes Risikomanagementsystem voraus-

setzt.

- Prüfung des Risikomanagements bei nicht börsennotierten Gesellschaften ohne Prü-

fungserweiterung

Das Risikomanagementsystem ist bei nicht börsennotierten Gesellschaften nicht originär prü-

fungspflichtig. Werden zur Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung Prü-

fungshandlungen durchgeführt, die das Risikomanagementsystem betreffen, können im Ein-

zelfall allerdings nach § 321 Abs. 1 S. 3 HGB berichtspflichtige Mängel des Risikomanage-

mentsystems festgestellt werden. Insbesondere bei der Prüfung der Fortbestandsprämisse, bei

einzelnen Rückstellungssachverhalten oder außerplanmäßigen Abschreibungen sowie bei der

Prüfung des Lageberichts hat der Prüfer sich mit dem Risikomanagementsystem auseinander-

zusetzen. Insbesondere der IDW PS 230 „Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit sowie das

wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des zu prüfenden Unternehmen im Rahmen der Ab-
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schlussprüfung“ präzisiert hierbei die Pflichten des Abschlussprüfers zur Informationsbe-

schaffung. Der Prüfer hat sich spezifisches Wissen über die Geschäftsrisiken, über den Um-

gang mit Geschäftsrisiken sowie über die Geschäftsprozesse anzueignen. Bei ordnungsgemä-

ßer Prüfungsdurchführung können sich die Prüfungsschwerpunkte insbesondere bei Unter-

nehmen mit angespannten wirtschaftlichen Verhältnissen und festgestellten Mängeln des

Überwachungssystems verändern, so dass Prüfungs- und Berichtspflichten sich entsprechend

erweitern können.

- Vertraglich erweiterte Prüfung des Überwachungssystems

Der Auftrag zur Beurteilung des Überwachungssystems im Rahmen der Abschlussprüfung

kann nur vom Auftraggeber der Abschlussprüfung erteilt werden. Wenn der Aufsichtsrat für

die Prüfungserteilung und -erweiterung zuständig ist, können die gesetzlichen Vertreter ledig-

lich eine zusätzliche Prüfung mit gesonderter Berichterstattung vereinbaren. Die Durchfüh-

rung einer Prüfung des Überwachungssystems kann als Nachweis dazu dienen, dass die ge-

setzlichen Vertreter ihre Geschäftsführerpflichten und die Aufsichtsratsmitglieder ihre Über-

wachungspflichten erfüllt haben. Darüber hinaus ist eine § 317 Abs. 4 HGB entsprechende

Prüfung von Interesse für Konzernmutterunternehmen, Banken und Analysten.

Bei einer Beurteilung des Überwachungssystems bei nicht börsennotierten Gesellschaften sind

die gleichen Grundsätze und Maßstäbe wie bei börsennotierten Aktiengesellschaften anzu-

wenden. Der Prüfungsgegenstand kann allerdings abweichend von § 317 Abs. 4 HGB festge-

legt werden.

- Berichterstattung über das Risikomanagementsystem bei nicht börsennotierten Un-

ternehmen

Berichtspflichten im Prüfungsbericht können sich nicht nur aus Schwachstellen des Überwa-

chungssystems (z. B. fehlende Funktionstrennung bei Derivatehandel, fehlende Risikoerfas-

sung im Vertriebsbereich oder nur unzureichende Überwachungsmaßnahmen für Großobjek-

te), sondern auch aus Anhaltspunkten für unangemessene Risikohandhabung ergeben. Derar-
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tige Berichtspflichten kommen in Betracht, wenn beispielsweise im Rahmen der Prüfung des

Lageberichts festgestellt wird, dass die Unternehmensleitung mit Spekulationsabsicht Deri-

vatgeschäfte in beträchtlicher Höhe getätigt, ungesicherte Kredite vergeben oder Investitionen

mangelhaft geplant hat.1285 Da derartige Gesetzesverstöße nicht vom Anwendungsbereich des

§ 91 Abs. 2 AktG (analog) umfasst werden, ist im Prüfungsbericht bei unangemessener Risi-

kohandhabung auf eine Verletzung der Sorgfaltspflichten i. S. d. § 76 AktG i. V. m.

§ 93 AktG bzw. § 43 GmbHG (analog) hinzuweisen.

Bei den Erläuterungen zu Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung nach § 321 Abs. 3 HGB

ist auf die durchgeführte Systemprüfung einzugehen. Nur bei börsennotierten Aktiengesell-

schaften oder bei entsprechender Erweiterung der Prüfung ist das Überwachungssystem als

Prüfungsgegenstand im Prüfungsbericht anzugeben.1286 Um bei den sonstigen prüfungspflich-

tigen Unternehmen die Gefahr einer Erwartungslücke zu vermeiden, ist der Hinweis zweck-

mäßig, dass nur das rechnungslegungsbezogene interne Kontroll- bzw. Überwachungssystem

in die Prüfung einbezogen wurde.1287

Entwicklungstendenzen bei der Prüfung von Risikomanagementsystemen:

Bei der Entwicklung neuer internationaler Prüfungsstandards wird der Feststellung, dass der

Abschlussprüfer nicht das umfassende Überwachungssystem beurteilt, wesentliche Bedeutung

beigemessen, um die Verantwortlichkeit des Abschlussprüfers zu verdeutlichen. Nur das für

die Rechnungslegung relevante Überwachungssystem ist in die Jahresabschlussprüfung ein-

zubeziehen. Problematisch ist hierbei, dass eine Abgrenzung der für den Jahresabschluss rele-

                                                          
1285 Vgl. auch Kapitel C 1.3.2.4.1.
1286 Vgl. auch IDW, PS 450.52, WPg 2006, 113 (118). Das IDW vertritt hinsichtlich der Beschreibung des Prü-

fungsumfangs die Auffassung, dass die Ausführungen derart ausführlich sein sollen, dass es dem Aufsichtsor-
gan möglich ist, Konsequenzen für die eigene Überwachungsaufgabe zu ziehen. Daher hat der Abschlussprü-
fer die Grundzüge seines jeweiligen Prüfungsvorgehens darzustellen. Vgl. IDW, PS 450.56, WPg 2006, 113
(118). Zu den berichtspflichtigen Prüfungsinhalten gehören die zugrunde gelegte Prüfungsstrategie sowie je
nach den Verhältnissen der im Einzelnen durchgeführten Prüfung z. B. die Prüfung des (rechnungslegungsbe-
zogenen) internen Kontrollsystems und deren Auswirkungen auf den Umfang der Einzelprüfungen. die Prü-
fung rechnungslegungsbezogener organisatorischer Umstellungen oder die Prüfung der zukunftsbezogenen
Angaben im Lagebericht. Vgl. IDW, PS 450.57, WPg 2006, 113 (118).

1287 Die Verwendung des Begriffs „internes Kontrollsystem“ im Rahmen der Erläuterungen zu Gegenstand, Art
und Umfang der Prüfung kann unter Umständen ebenfalls dazu beitragen, die Erwartungslücke zu vergrößern,
da das Kontroll- bzw. Überwachungssystem i. d. R. nicht umfassend beurteilt wird. Vgl. IDW, PS 400.36,
WPg 2005, 1382 (1386): „Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des internen Kontrollsystems ....
beurteilt.“ Das IDW hatte daher die Ausführungen im Bestätigungsvermerk zum internen Kontrollsystem auf
das „rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem“ eingeschränkt. Vgl. Jacob, WPg 2001, 237 (242).
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vanten Überwachungsmaßnahmen vom übrigen Überwachungssystem kaum möglich ist, da

insbesondere die Angaben des Jahres- und Konzernabschlusses sowie die Angaben in den

zugehörigen Lageberichten ausgeweitet wurden.
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